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Otto Bähr, 
ein Lebens · und Erinnerungsbild. 
Von Landrichter Dr. jur. und phil. Bovenſiepen, Kiel. 


Es iſt eine ſeltſame und eigenartige Tatſache, daß unſer deutſches 
Volk in den weiteſten Schichten für die Lebensläufe unſerer großen 
Juriſten, bedeutender Richter ſowohl wie Rechtsgelehrter und Rechts⸗ 
anwälte, kein ausgeſprochenes Intereſſe beſitzt, ziemlich achtlos pflegt 
es, ganz im Gegenſatz zu England, wo die Oberrichter geradezu 
volkstümlich ſind, an ihnen vorüberzugehen. Ehrenpflicht der Ju⸗ 
riſten ſollte es aber wenigſtens ſein, ſich bei geeigneten Gelegenheiten 
ihrer hervorragenden Berufsgenoſſen zu erinnern und in Dankbar⸗ 
keit ihrer großen Verdienſte zu gedenken. Gewiß iſt unſere heutige 
bitter ſchwere Zeit nicht dazu angetan, mehr oder weniger ge⸗ 
räuſchvolle Erinnerungsfeſte zu feiern, aber es wird doch geſtattet 
ſein, in einer ſchmuckloſen wiſſenſchaftlichen Betrachtung die Perdienſte 
eines der größten unſerer deutſchen Rechtsgelehrten des 19. Jahr⸗ 
hunderts und eines der erſten Praktiker aller Zeiten zugleich, des 
Reichsgerichtsrats Dr. Otto Bähr, unſerem ſo raſchlebigen ec 
wieder kurz ins Gedächtnis zurückzurufen. 

Am 2. Juni 1817 wurde Otto Bähr in dem 1815 tur⸗ 
heſſiſch gewordenen Fulda als Sohn des Regiments⸗ und Oberſtabs⸗ 
arztes Johannes Bähr geboren. Bereits 1821 wurde der Vater 
nach Caſſel verſetzt. Dort beſtand der Sohn noch nicht 17⸗jährig 
im Februar 1834 mit „Gut“ ſeine Reifeprüfung am Lyzeum, dem 
heutigen Friedrichs⸗Gymnaſium. Juriſt wurde er, wie er ſelber in 
feinen als Manuſkript gedruckten äußerſt wertvollen „Erinnerungen 
aus meinem Leben“, 1898, die leider nur bis zum Jahre 1878 N 9), 


1) Für die gütigſt von den Bährſchen Erben dem Verfaſſer erteilte 
zum zu ihrer Benutzung ſage ich ihnen auch an dieſer Stelle wärmſten 
an 
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berichtet, „lediglich aus negativen Gründen,“ da er zu allen anderen 
Wiſſenſchaften keine ausgeſprochene Neigung beſaß. Zunächſt ging er 
nach Marburg i. H., wo er bei v. Vangerow im 1. Semeſter Inſtitu⸗ 


tionen und im 2. eine 18⸗ſtündige Pandektenvorleſung hörte. Trotzdem 


Bähr in ſeinem ſpäteren Leben der ganzen juriſtiſchen Richtung v. Van⸗ 
gerows immer fremder wurde, ſpendete er in ſeinen Lebenserinnerungen 


ſeinem Lehrer Worte warmen Dankes. Zu Oſtern 1835 bezog er die 
Univerſität Göttingen, um dort zunächſt bei Albrecht deutſches⸗ 


Privatrecht, Zivilprozeß bei Mühlenbruch ſowie Strafrecht zu hören. 
Im nächſten Semeſter nahm er Staats⸗ und Kirchenrecht, ſowie 
Erbrecht. Daneben hörte er in weitem Umfang kameraliſtiſche Vor⸗ 
leſungen. Im Herbſt 1836 wandte er ſich nach Heidelberg. um 
dort zum zweiten Male bei Thibaut Pandekten zu hören. Im Sommer 
1837 ſchloß er, im 7. Semeſter, unter dem damaligen Privatdozenten, 


ſpäteren dortigen Profeſſor Büchel ſein juriſtiſches Studium ab, in⸗ 


dem er am 31. Auguſt 1837 dortſelbſt in lateiniſcher Sprache unter 
Zubilligung des zweitbeſten Grades fein Univerſitätsexaͤmen ablegte. 
Ende Januar 1838 beſtand er am Caſſeler Oberappellationsgericht 


mit dem Zeugnis „Sehr gut“ das juriſtiſche Staatsexamen. Ende 


März 1838 wurde er zu ſeiner Ausbildung dem Caſſeler Obergericht 
— die kurheſſiſchen Obergerichte entſprachen im ganzen und großen 


etwa unſeren heutigen Landgerichten — überwieſen. Durch die allzu 


lebhafte Verteidigung ſeiner theoretiſchen Anſichten beim Kriminal⸗ 
ſenat zog er ſich indes derartig das Mißfallen ſeiner Vorgeſetzten zu, 
daß er im Herbſt 1838 von allen Referendaren das ſchlechteſte Zeug⸗ 
nis erhielt. Beim Zivilſenat bewährte er ſich indes derartig glänzend, 
daß im Frühjahr 1841 ſein Zeugnis auf „Sehr gut“ lautete und 
er zugleich die Befähigung zum Richteramt, für deſſen Bekleidung in 
Kurheſſen grundſätzlich ein zweites, ſogenanntes „großes Staatsexamen“ 
nicht erforderlich war, erlangte. Auf Grund der von dem Referendar 
im Laufe ſeiner 3 Ausbildungsjahre angefertigten Arbeiten entſchied 
das Plenum ſeines Obergerichtes über ſeine Qualifikation zum Richter⸗ 
amt. In ſeinen Lebenserinnerungen bezeugt es uns Bähr, daß „im 
großen und ganzen dieſe Art, die Richterbefähigung feſtzuſtellen, weit 


beſſer und richtiger geweſen ſei, als ein zweites Examen“, denn das 


Ergebnis eines Examens ſei weit mehr dem Zufall unterworfen (S. 46). 
Der zum Richteramt qualifizierte Referendar wurde nicht etwa zum 
Aſſeſſor ernannt, ſondern arbeitete zu ſeiner Ausbildung am Gericht 
ruhig als Referendar weiter. Den Titel „Aſſeſſor“ führten nur wirk⸗ 
lich angeſtellte, in Funktion tretende Richter. Vom Herbſt 1841 bis 


„ 
Frühling 1842 arbeitete Bähr am Stadtgericht Caſſel, um die Tätig⸗ 
keit der Untergerichte namentlich auf dem Gebiete der freiwilligen Ge⸗ 
richtsbarkeit kennen zu lernen. Im Frühjahr 1842 arbeitete er kom⸗ 
miſſariſch im Miniſterium des Innern und lernte ſo die Tätigkeit 
der Verwaltung in ziemlich umfaſſender Weiſe kennen. Während der 
Jahre 1842 und 1843 führte er das Sekretariat der kurheſſiſchen 
Landtagskommiſſion. In die Verwaltung überzutreten, was ihm ſehr 
nahegelegt wurde, lehnte er ab, denn „die Verwaltung in Kurheſſen 
bot wenig Erfreuliches. Ein poſitives Schaffen fuͤr das Volkswohl 
ließen die eigentümlichen Verhältniſſe in Kurheſſen nicht auffommen. 
Die ganze Tätigkeit der Verwaltung beſchränkte ſich darauf, äußerlich 
die Ordnung des Staatsgetriebes aufrechtzuerhalten. Das war keine 
Tätigkeit, welche anzuziehen vermochte.“ (Erinnerungen S. 48). Im 
Laufe des Jahres 1843 beſtand er die zur obergerichtlichen Laufbahn 
erforderliche, ſehr ſchwierige zweite. Staatsprüfung mit dem Zeugnis 
„Sehr gut“ und wurde am 1. Mai 1844 zum Obergerichtsaſſeſſor 
in Caſſel, dem „Ziel ſeiner Wünſche“, ernannt. Ende 1851 wurde 
er, da er innerhalb des Caſſeler Obergerichts zu den entſchiedenſten 
Verteidigern der vom reaktionären kurheſſichen Minifterpräfidenten 
Hans Daniel Haſſenpflug bekämpften kurheſſichen Verfaſſungsurkunde 
vom 5. Januar 1831 gehörte und das erſte Urteil dieſes Gerichts 
ausgearbeitet hatte, das die Ungültigkeit der Haſſenpflugſchen Ver⸗ 
ordnung, wonach die von den Landſtänden nicht bewilligten Steuern 
fortzuerheben ſeien, ausſprach, an das Fuldaer Obergericht verſetzt. 
Im Winter 1855 erfolgte ſeine Rückverſetzung nach Caſſel. Zu 
Oſtern 1856 lernte Bähr Rudolf v. Ihering kennen, deſſen „Geiſt 
des römiſchen Rechts“ ihn „entzückt hatte“. Die beiden Männer, die 
beide durch einen ungemein ſtark ausgeprägten Sinn für das ma⸗ 
terielle Gerechte und eine ſtarke Abneigung gegen allen Formalismus 
und gegen jede Konſtruktionsjurisſprudenz erfüllt waren, hielten ſeitdem 
bis zum Tode v. Iherings in treuer Freundſchaft zuſammen. An 
den bald danach im Jahre 1857 herausgegebenen „Jahrbüchern für 
Dogmatik des heutigen römiſchen und deutſchen Privatrechts“ wurde 
er ſogleich mit Freuden Mitarbeiter und vom Jahre 1871 ab auch 
Mitherausgeber. Eine große Reihe ſehr wertvoller und die ziviliſtiſche 
Wiſſenſchaft ungemein befruchtender Arbeiten hat Bähr bis faſt zu 
ſeinem Tode in dieſer Zeitſchrift veröffentlicht. Hier ſeien nur die 
wichtigſten und grundlegendſten, die für die Ausgeſtaltung und Weiter⸗ 
entwicklung der betreffenden Lehren von bahnbrechender Bedeutung 
waren, aufgeführt; es ſind die berühmt gewordenen Aufſätze „Ueber 
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Irrungen im Kontrahieren“ (Bd. 6 und 14), „Verträge zugunſten 


Dritter und Schuldübernahme“ (Bd. 6) und „Die Verpflichtung zur 


Rechnungsablage“ (Bd. 13). 


Bereits vorher aber war nach 2½. jähriger Arbeit als Frucht 


ſeiner obergerichtlichen Praxis im Juni 1854 — das Buch ſelbſt 
gibt unrichtigerweiſe als Jahr des Erſcheinens 1855 an — fein 
Lebenswerk „Die Anerkennung als Verpflichtungsgrund“ erſchienen. 
Ueber die Bedeutung dieſes gewaltigen Werkes ſollen ſpäter im Fort⸗ 
gang unſerer Arbeit noch einige Worte geſagt werden. Im Sommer 
1857 ernannte ihn auf Grund ſeines großen Werkes die Univerſität 
Marburg zum Ehrendoktor. Die ihm ſchon um jene Zeit in Mar⸗ 
burg angebotene ordentliche Profeſſur lehnte er ebenſo wie zwei andere 


im Laufe der folgenden Jahre an ihn herangetretene Angebote anderer 


deutſchen Univerſitäten ab. Er konnte ſich nicht dazu entſchließen, 
aus dem ihm lieb und teuer gewordenen und von ihm auf das 
höchſte als Krone der juriſtiſchen Tätigkeit geſchätzten Amt des 
Richters auszuſcheiden. Im Frühjahr 1858 entſandte ihn das 
Juſtizminiſterium nach Sachſen zum Studium der dortigen Grund⸗ 
buchgeſetzgebung, allein ſeine ausgearbeiteten Entwürfe gelangten 


nicht zur Annahme, „wie faſt alles in Kurheſſen ſcheiterten auch ſie 


an der überaus großen vis inertiae“ (S. 65). Im Dezember 1863 
erhielt Bähr ſeine Ernennung zum Mitglied des hervorragenden 
altberühmten Caſſeler Oberappellationsgerichts, einer Zierde der ge⸗ 
meinrechtlichen Rechtſprechung ). Im Herbſt 1867 wurde Bähr an 


das für die neu erworbenen Provinzen in Berlin errichtete Ober⸗ 


appellationsgericht berufen. Bei der Auflöſung dieſes Gerichtshofes 


im Jahre 1874 und feiner Verſchmelzung mit dem altpreußiſchen 
Obertribunal wurde er Mitglied dieſes oberſten preußiſchen Gerichts⸗ 


hofes, um bei ſeiner Aufhebung im Herbſt 1879 an das neuer⸗ 
richtete Reichsgericht nach Leipzig berufen zu werden. Dort wirkte 
er indes nur bis zum Jahre 1881, in dem er wegen Kränklichkeit 
ausſchied, um fortan in Caſſel ausſchließlich der Wiſſenſchaft und der 


von ihm auf das höchſte geliebten Muſik zu leben. Am 17. Februar 


1895 ſchloß er dort im Alter von faſt 78 Jahren die Augen. 


Bähr war alles andere als „Nurjuriſt“. Seine überragende 


Perſönlichkeit war derartig vielſeitig und glücklich⸗harmoniſch ver⸗ 
anlagt, daß ſie faſt wie ein fein fazettierter Spiegel alle Ausſtrahlungen 


1) Vgl. Stölzel, „Schulung für die ziviliſtiſche Praxis“ Bd. 1, 1. Aufl. 
S. 9, und Keck, Die eſchi te des Caſſeler Oberappellationsgerichts, 1904. 
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der Kultur ihres Zeitalters in ſich aufnahm und in feinerer Prägung 
wieder aus ſich entließ. Namentlich am öffentlichen Leben ſeiner Zeit 
nahm er den regſten Anteil und hielt ſich nicht zu hoch, auch rege 
an der Tagespolitik mitzuarbeiten und zu ihr redneriſch und vor 
allem auch ſchriftſtelleriſch das Wort zu nehmen. Vom Herbſt 1867 
bis zum Jahre 1881 gehörte er ſowohl dem deutſchen Reichstage 
wie auch dem preußiſchen Abgeordnetenhauſe als Mitglied der 
nationaliberalen Partei und zwar ihres rechten Flügels an. Wie er 
in feinen Lebenserinnerungen (S. 88 ff.) berichtet, wurde er zu feiner 
großen Ueberraſchung ohne ſein geringſtes Vorwiſſen zum Kandidaten 
von angeſehenen Caſſeler Brügern aufgeſtellt und ohne Wahlreden 
zu halten, ohne ſein Zutun jedesmal mit großer Mehrheit gewählt. 
Als Parlamentarier hat er ſich aber dank ſeines außerordentlich 
ſtark ausgeprägten Sinnes für Gerechtigkeit und Objektivität nach ſeinem 
eigenen Bekenntnis in feinen Lebenserinnerungen (S. 88) nie recht wohl 
gefühlt. „In den Parlamenten bin ich niemals recht warm geworden. 
Es fehlten mir Schlagfertigkeit der Rede und Sinn für das Partei⸗ 
weſen ..... Ich habe mich niemals als rechten Parteimann ge⸗ 
fühlt, weil ich über ſo manche Einſeitigkeit, die ich in dem Partei⸗ 
getriebe zu bemerken glaubte, nicht hinauskonnte.“ Sein Haupt⸗ 
augenmerk richtete er naturgemäß auf die dem juriſtiſchen Gebiete 
zugehörigen Angelegenheiten und übte hier auch als Mitglied der 
großen Reichsjuſtizkommiſſion von 1874—1877 vielfach einen ent⸗ . 
ſcheidenden Einfluß aus. 

Lloiider gelang es ihm nicht, bei Beratung der Zivilprozeßordnung 
dem von ihm vertretenen Grundgedanken einer nur halben Münd⸗ 
lichkeit im Gegenſatz zu der vollen und uneingeſchränkten unſerer 
ZPO. zum Durchbruch zu verhelfen. Noch nach feinem Ausſcheiden 
aus den Parlamenten beſchäftigte er ſich mit politiſchen, ſozialen 
und wirtſchaͤftlichen Fragen der Zeit auf das intenſivſte, namentlich 
in den weitverbreiteten „Grenzboten“ wie in der „Kölniſchen Zeitung“ 
pflegte er mit Vorliebe in einer großen Reihe von größeren und 
kleineren Aufſätzen — ſie umfaſſen den Bd. 2 ſeiner „Geſammelten 
Aufſätze“, Leipzig 1895, 355 SS. — zu ihnen Stellung zu nehmen. 
Kennzeichnend für ſie iſt es, daß ſeine politiſche Geſamthaltung mit 
zunehmendem Alter ſich immer mehr nach rechts neigte und zuletzt 
als gemäßigt konſervativ angeſprochen werden muß. Dem Reichs⸗ 
tagswahlrecht ſtand er zuletzt in ſeinem letzten politiſchen Aufſatz „Die 
Lehren der jüngſten Vergangenheit“ mit entſchiedener Abneigung 
gegenüber, es wäre „lächerlich, den Reichstag als eine wahre Ver⸗ 


a 


tretung Deutſchlands feiner geiftigen Bedeutung nach ene 


Der Zukunft ſah er bei einem Fortbeſtehen des „demagogiſchen Wahl⸗ 
rechts“ mit ſchwerer Sorge entgegen. Merkwürdig „modern“ mutet 


fein Aufſatz „Liberal und Konſervativ“ (Gef. Aufſ. 2, 214 ff.) an, 


in der er geradezu — 30 Jahre vor dem konſervativ⸗liberalen Bülow⸗ 
Block — einem liberal⸗konſervativen engen Zuſammengehen das Wort 
redet. Ueber den Wert einer Maßnahme dürfe niemals entſcheiden, 


ob ſie konſervativ oder liberal, ſondern nur ob ſie verſtändig und 
heilſam ſei. Eine parlamentariſche Regierung bekämpfte er als 
wahres nationales Unglück Deutſchlands auf das ſchärfſte. In ſeinem 
damals Aufſehen erregenden Grenzboten⸗Aufſatz „Zur Judenfrage“ be⸗ 
kannte er ſich zu antiſemitiſchen Grundſätzen, „da wir Deutſche Herrn 
im Hauſe bleiben und uns nicht ein fremdes Volk über den Kopf 
wachſen laſſen wollten“ (Gef. Aufſ. S. 347). Die antiſemitiſche Be⸗ 
wegung habe zweifellos ihre Wurzel tief in der Volksſeele. Ob im 
Sinne unſeres Volkes die Zulaſſung der Juden zum Richteramte liege, 
ſei zum mindeſten fehr zweifelhaft; wenn z. B. ein heſſiſcher Bauer, 
der mit einem Juden einen Prozeß habe, vor den Richter träte und 


in dieſem einen Juden erkennen müßte, fo würde er glauben, daß ſich 
die Welt umgekehrt habe. 


Die ſozialen Nöte der Zeit beunruhigten Bähr auf das ernfte | 


lichſte und veranlaßten ihn, unausgeſetzt auf Abhilfemittel zu finnen. 
Die Wohnungsfrage namentlich und die Notlage der von gewiſſen⸗ 
loſen Bauſpekulanten ausgebeuteten Bauhandwerker hatten es ihm 


in Sonderheit angetan. So forderte er in Erkenntnis dieſer ſchweren 


Notlage bereits im 8 620 ſeined berühmten Gegenentwurfs zum 
Bürgerlichen Geſetzbuch und in feinem Aufſatz „Der Schutz der Bau⸗ 
übernehmer bei Neubauten“ (Gef. Auff. 1, 316 326) für den 
Uebernehmer eines Bauwerks wegen ſeiner Forderungen für Arbeit 
und Auslagen auf dem Neubaugrundſtück ein geſetzliches, allen 
anderen Rechten an dem Grundſtück vorgehendes Pfandrecht in dem 
Umfang der Werterhöhung durch den Bau. Auch hier auf dieſem 
— unbegreiflicherweiſe heute noch ſo ſtark umkämpften — Gebiete 
bewies Bähr für die Bedürfniſſe und Nöte der Zeit ein ungemeines 
feines Verſtändnis. Das auch heute noch immer wiederkehrende 
ſtereotype Bedenken gegen dieſes ausgezeichnete Abhilfemittel: das 
bedeute eine den Realkredit ſchädigende Einengung, Durchbrechung 
des Eintragungs⸗ und Lokusprinzips, weiß Bähr ſo ausgezeichnet 
und in einer ſeine geſamte geiſtige Arbeitsrichtung ſo trefflich kenn⸗ 
zeichnenden Weiſe ad absurdum zu führen, daß wir es uns nicht verſagen 


— 7 oe Es 


können, fie wortgetreu hier mitzuteilen. „Man daͤrf doch nie ver⸗ 
geſſen, daß die Prinzipien um des Lebens willen da ſind, und nicht 
das Leben um der Prinzipien willen. Wo ſchwerwiegende Gründe 
vorliegen, ein Prinzip zu durchbrechen, und wo zugleich dieſe Durch⸗ 
brechung ohne alle Gefährde für den dem Prinzip innewohnenden Ge⸗ 
danken geſchehen kann, da wird die Feſthaltung an dem Prinzip 
zur Prinzipienreiterei“ (a. a. O. S. 320). Trotzdem iſt ſelbſt heute 
nach einem Vierteljahrhundert das Bedürfnis, unſere Bauhandwerker 
gegen den immer mehr zunehmenden Bauſchwindel zu ſchützen, „ein 
ſo dringendes Gebot der Gerechtigkeit“ (S. 325), immer noch nicht 
genügend von der Geſetzgebung befriedigt! Lange vor dem Auf⸗ 
tauchen des Problems „Agrarſtaat oder Induſtrieſtaat“ ſah er bereits 
in ſeinem vortrefflichen Aufſatz „Woher beziehen wir unſeren Lebens⸗ 
bedarf?“ (Grenzboten 1887, 2. Vierteljahr) das Mißliche einer zu 

sehr künſtlich gepflegten Exportinduſtrie voraus und warnte eindring⸗ 
lich davor, unſere ganze deutſche Volkswirtſchaft auf den „ſchwankenden 
Boden der Ausfuhrinduſtrie“ zu ſtellen. 

In ſeiner ganz ausgezeichneten kulturgeſchichtlichen Skizze „Eine 
deutſche Stadt vor 60 Jahren“ (2. Aufl., 1886) tritt der wahrhaft 
univerſelle Geiſt Bährs ſo recht ſichtbar in die Erſcheinung. Höchſt 
anſchaulich ſchildert er hier die geſamte wirtſchaftliche und geiſtige 
Kultur ſeiner Heimatſtadt Caſſel in den 30er Jahren des 19. Jahr⸗ 
hunderts, damals eines Reſidenzſtädtchens von rund 30000 Ein⸗ 
wohnern. Preisverhältniſſe und Lebensmittel, das Haus und ſeine 
Einrichtungen, das Leben im Hauſe, der Garten, das geſellige Leben 
außerhalb des Hauſes, die Verkehrsmittel, das Reiſen mit all ſeinen 
damaligen unglaublichen Beſchwerniſſen, Induſtrie und Handel, die 
ſtädtiſchen Einrichtungen und Sitten, das geiſtige Leben der damaligen 
Zeit, Muſik und bildende Künſte, das öffentliche Leben und die Stände 
werden und vorgeführt und ziehen in äußerſt anſchaulichen und lebend⸗ 
wahren Bildern an unſeren geiſtigen Augen vorüber. Für den Kultur⸗ 
und Wirtſchaftshiſtoriker bildet das, leider auch in Juriſtenkreiſen noch 
viel zu wenig bekannte Büchlein eine ſchier unerſchöpfliche Fundgrube 
des wertvollſten Wiſſens, für jeden Vaterlandsfreund iſt fein Studium 
eine lautere Quelle reinſten Genuſſes und reichſter Anregung. Mit 
Recht ſpendet ihm der berühmte Berliner Nationalökonom Werner 
Sombart in ſeiner monumentalen „Deutſchen Volkswirtſchaft des 
neunzehnten Jahrhunderts“ (1903, S. 22), einem Werke, das ſonſt 

grundſätzlich die Anführung von Literatur ſtreng vermeidet, Worte 
warmer Anerkennung! Mit einer Warnung von der bedenklichen 
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Steigerung der Genußſucht in allen Ständen des deutſchen Volkes 
und der Mahnung zur Einfachheit der alten Zeiten zurückzukehren, 
die gerade jetzt im Zeichen des Weltkrieges beſonderer Beherzigung 
bedarf, ſchließt das prächtige Werkchen. Seiner inneren Bedeutung 
nach verdient es durchaus mit Guſtav Freytags Bildern aus der 
deutſchen Vergangenheit und mit Riehls kulturgeſchichtlichen Novellen 


auf eine Stufe geſtellt zu werden. Wahrhaft beſchämend für den 


geiſtigen Reifegrad unſeres deutſchen Volkes einſchließlich ſeiner 
„führenden Schichten“ iſt ſeine n ſo geringe Ver⸗ 
breitung! 


Ein ſo begeiſterter Freund des e deutſchen Vaterlands und | 


ſeines ſtaatsrechtlichen Zuſammenſchluſſes unter preußiſcher Führung 
Bähr auch ſtets ſchon in den 50er Jahren des 19. Jahrhunderts 
geweſen ſein mag, daneben pflegte er und bekannte er doch auch mit 
der gleichen Entſchiedenheit als „eine der edelſten Blüten menſchlichen 
Empfindens“ die Liebe zur engeren Heimat, mit berechtigtem Stolz 
betonte er ſtets ſein heſſiſches Stammesbewußtſein. Ein ſchönes, 
weittragendes Denkmal ſeiner heſſiſchen Heimatliebe ſetzte er zugleich 


ſeinem kurheſſiſchen Volk und Stamm in ſeiner Schrift „Das frühere 


Kurheſſen“, ein Geſchichtsbild (2. Aufl., 1895). Ungemein anſchau⸗ 
lich ſchildert er hier, wie in Wahrheit Kurheſſen unter der Regierung 
des letzten Kurfürſten Friedrich Wilhelm I. (1831 — 1866) geweſen 


iſt und wie es zufolge des ungemeinen Starrſinns dieſes ſelbſtbe⸗ 
wußten Fürſten ſeine Selbſtändigkeit verlor, und in welcher, zum 
großen Teil überhaſteten und auf die Bedürfniſſe des Landes nicht 
genügend Rückſicht nehmenden Weiſe die preußiſchen Geſetze eingeführt 
wurden. Nicht nur für den Heſſen, für jeden Geſchichtsfreund iſt 
dieſe, durch ſtrengſte Objektivität des Urteils ſich e ge⸗ 


haltvolle Schrift von hohem Werte! 
Dem Muſikfreunde bietet reichſte Anregung die als reife Frucht 


ſeiner langjährigen muſikaliſchen Studien 1882 erſchienene Schrift 


„Das Tonſyſtem unſerer Muſik“. 

| Auf juriſtiſchem Gebiete war Bähr ein ungemein fruchtbarer 
Schriftſteller, ſeine zahlreichen Veröffentlichungen über rechtliche Fragen 
umfaſſen an die mehreren Tauſende Druckſeiten, aber eine jede von 
ihnen ſteht auf gleich achtunggebietender wiſſenſchaftlicher Höhe, nicht 


eine findet ſich, die nicht wertvolle Anregung böte und über das 


übliche Durchſchnittsmaß nicht weit hinausragte. Seine geſamte 
ſchriftſtelleriſche Tätigkeit beherrſcht wie ein Leitmotiv der Gedanke 
der materiellen Gerechtigkeit und der Zweckmäßigkeit der gefundenen 
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Ergebniſſe. Das Leben und feine Erforderniſſe waren ihm alles, die 
bloße Gelehrſamkeit als ſolche nichts! Diejenige Jurisſprudenz, die 
man ſeit je Buchſtabenjurisſprudenz zu nennen pflegt, verachtete er 
gründlich. Als Richter wie als Schriftſteller waren für ihn die 
praktiſchen Lebensbedürfniſſe das ſchlechthin Entſcheidende und Aus⸗ 
ſchlaggebende. Sein Leitgedanke war ſtets „pectus facit juriscon- 
sultum“. Nicht im gewiſſermaßen luftleeren Raume führt das Recht 
eine Sonderexiſtenz, es iſt menſchliche Zweckwiſſenſchaft. So finden 
ſich denn zwiſchen ihm und ſeinem innigen Freunde Rudolf v. Ihering 
ſehr viel Berührungspunkte und in den Grundanſchauungen über 
Weſen und Aufgaben des Rechts volle Uebereinſtimmung; ſo 
laſſen ſich die beiden, Bähr und Ihering, mit Recht als juriſtiſches 
Diodfurenpaar bezeichnen. In feinen Jugendjahren durch das 
„Syſtem des heutigen römiſchen Rechts“ v. Savignys ſtark beein⸗ 
flußt — er las es nach dem Bekenntnis feiner Lebenderinnerungen 
„mit wahrer Begeiſterung“ — begann er als ſtark theoretiſierender 
Praktiker, bald aber gewann er „eine ganz andere Anſchauung von 
Recht und Geſetz“. Er wurde ſich klar darüber, „daß hinter dem 
Geſetz noch ein anderes, ein Höheres ſteht, was dem Inhalte des 
Geſetzes erſt Leben gibt, der lebendige Rechtsgedanke“ (Erinnerungen 
S. 53). Bei ſeiner geſamten juriſtiſchen Tätigkeit, als Schriftſteller 
wie als Richter, hatte er ſtets die praktiſchen Ziele des Rechts und 
der Rechtswiſſenſchaft vor Augen. „Offen bekenne ich mich zu der 
Anſicht, daß alle Gelehrſamkeit wertlos iſt, wenn ſie dem Leben keine 
Früchte trägt.“ (Aus dem Vorwort zur 2. Auflage der „Anerkennung 
als Verpflichtungsgrund“). Stets war ſein ganzes Beſtreben daher 
darauf gerichtet, „praktiſche Bücher“ und praktiſche Abhandlungen, die 
dem praktiſchen Rechtsleben Anregung und Befruchtung gewähren 
ſollten, zu ſchreiben. Und kein Zweifel kann darüber obwalten, daß 
ihm dieſes Ziel im höchſten Maße gelungen iſt, aber noch weit mehr 
als das, daß er auch der Wiſſenſchaft und der Geſetzgebung goldene 
Früchte auf ſilbernen Schalen dargereicht hat! 

Abgeſehen vom Völker⸗ und Kirchenrecht hat Bähr allen Rechts⸗ 
gebieten ſein Intereſſe zugewandt; keineswegs beſchränkte er ſich auf 
die Bearbeitung zivilrechtlicher und zivilprozeſſualer Fragen, deren 
Behandlung ihm als Zivilrichter ja beſonders nahelag. Eine der⸗ 
artige Beſchränkung, um nicht zu ſagen: Einſeitigkeit, lag ſeinem ſo 
ungemein vielſeitigen und umfaſſenden Geiſte fern. Die Geſtaltung 
des Strafrechts und die Bekämpfung des Verbrechertums lag ihm 
beſonders am Herzen, noch in feinen letzten Lebensjahren lehnte er 


ö 
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in ſeinem Auſsatze „Eine neue Strafrechtswiſſenſchaft⸗ (Geſ. Auf. 
1, 376 ff.) die Uebertreibungen und Einſeitigkeiten der neuen 
„internationalen kriminaliſtiſchen Vereinigung“ in ſtrenger kritiſcher 
Prüfung ſcharf ab. Bei aller Bekämpfung der „ſchlaffen Richtung 
mancher Gerichte“, die Strafen zu gering zu bemeſſen, erklärte 
er die Forderung der „neuen Strafrechtswiſſenſchaft“, die Länge 
der Freiheitsſtrafe nicht im Urteile ſelbſt zu beſtimmen, ſondern un⸗ 
beſtimmte, d. h. nur nach Höchſt⸗ und Mindeſtſtrafe beſtimmte, Straf⸗ 
urteile zu geben, als Willkür und Ende aller Strafjuſtiz. „Schließ⸗ 
lich würde alles darauf ankommen, wie die Gefängnisbeamten über 
den Sträfling berichteten“ (a. a. O. S. 388). Es wäre wahrhaft 
erſtaunlich, daß in demſelben Jahre, wo man die hundertjährige 
Feier des Aufhörens der lettres de cachet in Frankreich begehe 
(1889), deutſche Profeſſoren eine Einrichtung erſonnen hätten, die 
ſich grundſätzlich in nichts von den lettres de cachet unterſcheide. 

Auf publiziſtiſchem Gebiete liegt die höchſt bedeutſame und tief⸗ 
ſchürfende Schrift „Der Rechtsſtaat“ (Caſſel 1864). In ihr vertritt 
Bähr den alten deutſch⸗ rechtlichen Gedanken — wie er namentlich 
heute noch in Großbritannien und in den Vereinigten Staaten von 
Nordamerika, auch in nicht wenigen deutſchen Gebieten, wie in den 
Hanſaſtädten und in den beiden Mecklenburg, geſetzlich anerkannt iſt 
— der Einheitlichkeit alles Rechts und der Unzuläſſigkeit einer ſcharfen 
begrifflichen Scheidung von Privat⸗ und öffentlichem Recht wie nament⸗ 
lich Staats⸗ und Verwaltungsrecht. Daraus folgert er dann, daß 
die ordentlichen Gerichte zur Aburteilung aller Rechtsfragen zuſtändig 
ſeien. Auch über die Handlungen der Regierungsgewalt haben da⸗ 
her die ordentlichen Gerichte zu befinden, aber nur inſoweit die Recht⸗ 
mäßigkeit dieſer Handlungen in Frage gezogen wird, „das geſamte, 
oft ſehr weite Gebiet, auf welchem ſich das Urteil der Verwaltungs⸗ 
behörden vom Standpunkte der Zweckmäßigkeit berührt, haben ſie 
unberührt zu laſſen“ (S. 108). Im geordneten Staatsorganismus 
gehe das Recht jeder anderen ſogenannten Zweckmäßigkeit vor. „In 
der unbedingten Herrſchaft des Rechts liegt eine ſo große Wohltat, 
daß alles übrige dagegen zurückſtehen muß. Das Recht iſt die höchſte 
Zweckmäßigkeit“ (S. 87). Damit der „Rechtsſtaat“ zur Wahrheit 
werde, genügt es nicht, daß das öffentliche Recht durch Geſetz beſtimmt 
ſei, „ſondern es muß auch eine Rechtſprechung geben, welche das 
Recht für den konkreten Fall feſtſtellt, und damit für deſſen Wieder⸗ 
herſtellung, wo es verletzt iſt, eine unzweifelhafte Grundlage ſchafft“ 
(S. 192). Dieſe weitgehenden Forderungen ſeines „Rechtsſtaates“ ſah 
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Bähr mit vollem Recht in feiner engeren Heimat, in Kurheſſen, ver⸗ 
wirklicht. Denn dort konnte man nach dem klaren Wortlaute der Ver⸗ 
faſſungsurkunde vom 5. Januar 1831 (S$ 35, 113 und 123) jede 
Regierungshandlung durch Klage gegen den für jede der 4 heſſiſchen 
Provinzen am Sitz der Regierung eingeſetzten Staatsanwälte (die mit 
unſeren heutigen Staatsanwälten nur den Namen gemein haben) auf 
ihre Rechtmäßigkeit vor den ordentlichen Gerichten anfechten ). In 
Wahrheit wäre mit der Verwirklichung des Bährſchen Gedankens eine 
ſchrankenloſe. Suprematie der Juſtiz über die Verwaltung hergeſtellt, 
nicht der Rechts⸗, ſondern der Juſtizſtaat wäre damit errichtet. Die 
Geſchichte entſchied gegen die Bährſchen Gedankengänge und drängte 
den Gedanken des „Juſtizſtaates“ immer mehr in den Hintergrund. 
Nach franzöſiſchem Vorbilde ſchuf man innerhalb der Staatsverwaltung 
aber losgelöſt von ihrer eigentlichen verwaltenden Tätigkeit, ſelbſtändige 
und durchaus unabhängige, juſtizähnliche Organiſationen zur Aus⸗ 
übung der Rechtskontrolle über die Berwaltungdordnungen, mit anderen 
Worten beſondere Verwaltungsgerichte unter Mitwirkung von Laien. 
Dieſe ganze Entwicklung war unausweichlich und durch innere Gründe 
durchaus geboten. Damals vor mehreren Menſchenaltern zur Zeit 
der Emanation der kurheſſiſchen Verfaſſungsurkunde und des Bährſchen 


Werkes gab es eine Verwaltung und ein modernes Verwaltungs⸗ 


recht überhaupt nicht. Damals enthielt ſich der in mäncheſterlichen 


Anſchauungen befangene Staat eines Eingreifens in volkswirtſchaft⸗ 


lichen Dingen grundſätzlich, im wirtſchaftlichen Leben ſpielte er, wie 
Laſſalle nicht mit Unrecht ſpottete, „eine Nachtwächterrolle“. Nur ver⸗ 
hältnismäßig ſelten konnten daher und zufolge der großen Einfachheit 
und Unentwickeltheit aller wirtſchaftlichen Verhältniſſe Fragen, welche die 
Rechtmäßigkeit von Verwaltungsanordnungen betrafen, an die ordent⸗ 
lichen Gerichte überhaupt gelangen. So wurden die kurheſſiſchen 
Gerichte ihrer eigentlichen Aufgabe, in Strafſachen und in bürger⸗ 
lichen Rechtsſtreiligkeiten das Recht zu finden, nicht entzogen. Heute 
mit der völlig veränderten Auffaſſung vom Weſen des Staates und 
ſeinen Aufgaben haben ſich die Verhältniſſe völlig verſchoben, auf 
faſt alle Lebensgebiete greift regelnd, fördernd und abwehrend die 
Tätigkeit des Reiches, des Staates und der Gemeinden ein, man kann 
ruhig von einer Allheit der Verwaltungsaufgaben ſprechen. Das 
Verwaltungsrecht des Reiches und der einzelnen Bundesſtaaten iſt 


NS 


1) Vgl. zum folgenden: Bovenſiepen, „Uebertragung der Verwal⸗ 


tungsrechtſprechung an die ordentlichen, Gerichte“, PrVerwBl. 35, 735 ff. 


eine ſchwer überſehbare, ungeheuer umfangreiche Maſſe geworden, jie 
einigermaßen gründlich zu beherrſchen, dazu gehört ein beſonderes, 
tiefdringendes Studium. Beſondere Spezialzweige des Verwaltungs⸗ 
rechts, wie ſoziales Verſicherungsrecht, Vereinsrecht, Gewerberecht u. 


dgl. m., bilden ſich als ſelbſtändige Diſziplinen aus. „Ihre richtige 


Handhabung läßt ſich nur durch Spezialſtudium und die hingebungs⸗ 
volle Arbeit eines ganzen ihnen im Hauptberuf gewidmeten Lebens 
erlernen! Ganz ausgeſchloſſen muß es erſcheinen, daß ein in der 
Schule des bürgerlichen Rechts und in ſeiner Anwendung groß⸗ 
gewordener Richter gewiſſermaßen im Nebenberuf und en passant die 
zur Ausübung der Verwaltungsrechtspflege erforderlichen ungemein 
zahlreichen poſitiven Kenntniſſe erwerben könnte. Nur ein wahrhaft 
dämoniſcher Polyhiſtor wäre der Aufgabe: neben allen Diſziplinen 
des bürgerlichen Rechts auch noch das gewaltige Gebiet des geſamten 
öffentlichen Rechts, des Staats- wie des Verwaltungsrechts zu be⸗ 
herrſchen, gewachſen! Solche Menſchen aber gehören zu den größten 


Ausnahmen“ (Bovenſiepen a. a. O. S. 736). Zudem laſſen ſich bei 


der Nachprüfung der Rechtmäßigkeit von Verwaltungsanordnungen 
die Rechtsfragen von den Tatſachen kaum je ganz reinlich und klar 
ſcheiden, Zweckmäßigkeits⸗ und Rechtsfrage bilden öfter ein ſchwer 
entwirrbares Gemeng. Sehr viele Fälle erfordern weniger gründliche 
Rechts⸗ als Sachkunde. Wie ſoll ſich dieſe der ordentliche Richter, 
der ja niemals — bedauerlicherweiſe — in der allgemeinen Ver⸗ 
waltung gearbeitet hat, erworben haben! 

Im Kurheſſen Bährs freilich boten die ordentlichen Gerichte mit 
ihrer uneingeſchränkten Zuſtändigkeit einen weitreichenden Schutz gegen 
Verwaltungswillkür, für das ganze Land und die Bevölkerung be⸗ 
deutete der Zuſtand, den Bähr für ganz Deutſchland als vorbildlich 
hinſtellte, „die größte Wohltat“ (Erinnerungen S. 57). In ſeinen 
ſpäteren Lebensjahren übrigens überzeugte ſich Bähr ſelber von der 
Undurchführbarkeit ſeiner „etwas idealiſtiſch angelegten“ Gedanken. 


Offen und mit einer gewiſſen, wehmütigen Reſignation erklärt er in 


den „Erinnerungen aus meinem Leben“ (S. 68 f.): „Nur mit 


geringer Befriedigung ſehe ich auf jene Arbeit zurück. Sie hatte | 


eine gewiſſe Berechtigung in den kleinſtaatlichen Verhältniſſen, in 
denen ich aufgewachſen war, und in der Zeit, in welcher ſie ent⸗ 
ſtand. In den langen Friedensjahren war uns Deutſchen, zumal 
in den kleinen Ländern, ganz die Anſchauung dafür entſchwunden, 


daß in der Tat nicht das Recht, ſondern die Macht die Welt regiert, 
und daß der Rechtsgedanke nur eine der treibenden Kräfte iſt, von 
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welcher die Macht getragen wird. Auch noch in einer anderen Be⸗ 
ziehung habe ich ſeitdem veränderte Anſchauungen gewonnen. Ich 
habe den deutſchen Juriſtenſtand ganz anders kennen gelernt, als ich 
ihn bei jener Schrift vor Augen hatte.“ | 

Das Schwergewicht ſeiner ſchriftſtelleriſchen Tätigkeit jedoch legte 
Bähr auf das Zivilrecht. Mit grundlegenden zivilrechtlichen Fragen 
beſchäftigt ſich der junge Fuldaer Obergerichtsrat, ihnen widmet der 
greiſe in Caſſel im Ruheſtand lebende Reichsgerichtsrat a. D. ſeine 
letzte Lebenskraft. Sein Lebenswerk bildet „Die Anerkennung als 
Verpflichtungsgrund“ (1. Auflage 1855). Der Stoff zu dieſem für 
alle Zeiten grundlegenden Werke, deſſen Bedeutung die allgemeinſte 
Anerkennung in Theorie und Rechtſprechung gefunden hat, wuchs 
dem Verfaſſer, wie er im Vorwort erklärt, bei Ausübung ſeines Be⸗ 
rufs gleichſam unter den Händen hervor. Man hatte zwar — wie 
uns Bähr in feinen Lebenserinnerungen S. 49 f. berichtet — die 
Abrechnung als klagbares Rechtsinſtitut in der Praxis des Caſſeler 
Oberappellationsgerichts nach heißen Kämpfen anerkannt, aber was 
für ein Rechtsgeſchäft dieſe „Abrechnung“ war und warum die Römer 
ſie nicht gekannt hatten, dafür hatte man keine Antwort. Dabei 
hielt man aber immer noch an dem Gedanken feſt, daß ein einfaches, 
erneuertes Schuldverſprechen nur ein constitutum ſei, welches nur bei 
wirklichen Beſtand der urſprünglichem Schuld verbindlich mache. „Als 
einſtmals ein Kollege beim Vortrag einer Sache dieſen Satz wieder 
geltend machte, warf ich ihm den mich im Augenblick durchzuckenden 
Gedanken entgegen: Das iſt kein constitutum, ſondern eine römiſche 
Stipulation, welche unabhängig von dem Beſtand der urſprünglichen 
Schuld eine Verbindlichkeit erzeugt. Mit dieſem Gedanken hatte ich 
die Grundlage für die ſpäter von mir bearbeitete Lehre vom Aner⸗ 
kennungsvertrage gewonnen, mit welcher zugleich das Rätſel von der 
Abrechnung gelöſt war.“ Für den obligatoriſchen Anerkennungs⸗ 
vertrag war Bähr die abſtrakte römiſche Stipulation die Grundlage 
und in faſt allen Beziehungen der Anhaltspunkt. Im März 1867 
erſchien die 2., im Juni 1894 die um den § 71 „Erfolg der Lehre“ 
erweiterte 3. Auflage. Mit Recht erklärt ein ſo berufener Beurteiler 
wie Hellmann in ſeiner Beſprechung der 3. Auflage (Kritiſche Viertel⸗ 
jahrsſchrift 3. Folge Bd. 2, 1896, S. 59f.) dies Bährſche Lebens⸗ 
werk als „über alle Kritik erhaben“. In der Tat, Bährs kriſtallklaren 
und überzeugenden Ausführungen iſt es zu danken, daß der Aner⸗ 
kennungsvertrag als ſelbſtändiger Obligierungsgrund nicht nur in der 
gemeinrechtlichen Theorie und Praxis, ſondern auch im Bürgerlichen 


| AR 
Geſetzbuch (88 781 ff.) eine geſicherte Stellung gefunden hat, die fo 


klaren und einfachen Grundgedanken Bährs find nunmehr unſerer 


Praxis in Fleiſch und Blut übergegangen. Daß das Bürgerliche 
Geſetzbuch grundſätzlich zur Gültigkeit des abſtrakten Schuldverſprechens 
und Schuldanerkenntniſſes die Schriftform verlangt und nur bei der 
Abrechnung und beim Vergleich hiervon abſieht, wird man freilich 


ihm nicht mit Bähr (in der 3. Auflage ſeiner Schrift) zum Vorwurf 


machen können. Denn die Sicherheit des Verkehrs erfordert dieſe 
Vorſchrift zum Schutze der. Beteiligten dringend. Sehr bedauerlich 
iſt es dagegen, daß unſer Bürgerliches Geſetzbuch entgegen den Bähr⸗ 
ſchen Vorſchlägen (vgl. auch den Titel 20 ſeines Gegenentwurfs zum 
BGB. § 723) der verpflichteden Kraft des Darlehnsſchuldſcheins 
und der liberatoriſchen Kraft der Quittung überhaupt nicht gedenkt. 
Gerade in letzterer Hinſicht wäre durch die Aufnahme der klar durch⸗ 
dachten Bährſchen Vorſchläge (vgl. auch 88 283—286 ſeines Ge⸗ 
genentwurfs) viel Streit und Ungewißheit (vgl. hierüber: Kommen⸗ 
tar von NER. z. BGB., 1. Auflage. Anm. 2 zu § 368 S. 299; 
v. Staudinger Kommentar, 7/8. Auflage, Anm. 3 zu § 368 S. 387) 
erſpart geblieben. Für alle Zeiten wird das Buch ſtets eine der 
hervorragendſten Leiſtungen auf dem Gebiet des geſamten Zivilrechts 
bleiben und allen deutſchen Juriſten ſtets die tiefſte wiſſenſchaftliche 
Belehrung und Förderung darbieten. Mit durchaus gerechtem Selbſt⸗ 
bewußtſein durfte Bähr in der 3. Auflage den § 71 „Erfolg der Lehre“ 
mit dem Satz einleiten: „Dieſe Schrift kann das Verdienſt für ſich 
in Anſpruch nehmen, der Rechtswiſſenſchaft einen neuen Bereich von 
Gedanken erſchloſſen zu haben.“ 

Neben der „Anerkennung als Verpflichtungsgrund“ ragt als von 
beſonderer Bedeutung hervor der monumentale „Gegenentwurf zu 
dem Entwurfe eines bürgerlichen Geſetzbuchs für das Deutſche Reich“ 
(Caſſel 1892). In einem ſtarken Bande von 426 Seiten ſtellt hier 
Bähr ſeine urſprünglich in 5 Heften veröffentlichten Gegenvorſchläge 
zum Entwurfe 2. Leſung mit einen kurzem Vorwort zu einem ein⸗ 
heitlichen Ganzen zuſammen. Zu einzelnen wichtigen Materien hatte 
er bereits früher in zuſammenfaſſenden größeren Abhandlungen im 
Archiv für bürgerliches Recht (hervorgehoben ſeien hier namentlich 
die Aufſätze über den Beſitz im Arch BürgR. 2, 117 ff., über den Erwerb 
der Erbſchaft ebenda 3, 144 ff., über die geſetzliche Erbſchaft ebenda 
S. 198 ff.) kritiſch Stellung genommen. | 

Durchaus mit Recht lehnte Bähr den amtlichen Entwurf 8 
des „ganzen Geiſtes“, der in im lebte, ſcharf ab. Es ſei der Geiſt 
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einer, juriftifchen Richtung, die bisher ſchon in ihrer öfteren praktiſchen 
Betätigung vielfach in unſeren Volke den Glauben erweckt hat, daß 
die Jurisprudenz eine dem Leben völlig abgewandte Wiſſenſchaft ſei. 
Die Sprache des Entwurfs wolle nicht zu dem deutſchen Volke, ſondern 
nur zu den Juriſten reden und auch dieſen nicht ſowohl lebendige 
Gedanken als vielmehr Formeln geben, die ſie zu einer Art mecha⸗ 
niſchen Anwendung des Rechts in den Stand ſetzen ſollten. Eine 
ſolche mechaniſche Rechtsanwendung aber vernichte das juriſtiſche 
Denken. Der dem Leben abgewandte Geiſt des Entwurfs gebe ſich 
aber auch in ſeinem Inhalt kund. Nicht ſelten ſeien für die Ent⸗ 
ſcheidungen nicht praktiſche Lebendanſchauungen, ſondern rein doktrinäre 
Erwägungen maßgebend geweſen. So gewinne der ganze Entwurf 
einen lehrbuchmäßigen Charaker. Er verfolge eine durchaus man⸗ 
cheſterliche Richtung. Der Gedanke, daß auch den Schwächen des 
Lebens ein gewiſſer Schutz zu gewähren ſei, findet bei ihm wenig 
Beachtung. Faſt alle hierauf abzielenden Vorſchriften des bisherigen 
Rechts werden hinweggeräumt. Wo der Staat ſchützend und helfend 
eintreten konnte und ſollte, werden die Beteiligten auf ſich ſelbſt ver⸗ 
wieſen. Statt Prozeſſe möglichſt zu verhüten, trifft der Entwurf 
mitunter Beſtimmungen, die auf eine ganz nutzloſe Vermehrung von 
ſolchen hinwirken (Vorwort VI). Nach Form und Inhalt, ſo faßt 
Bähr fein vernichtendes Urtetl zuſammen, ſtehe der Entwurf nicht 
auf der Höhe der geſamten geiſtigen Bildung der Nation (Vorwort VII). 
Wer wollte leugnen, daß die ſcharfen Vorwürfe Bährs zum guten 
Teil voll berechtigt waren? Zum Teil ſind ſie es auch heute noch 
dem Bürgerlichen Geſetzbuch ſelbſt gegenüber. Die Abfaſſung des 
wichtigſten nationalen Geſetzes iſt leider in einer ſchier unerträglich 
ſchwerfälligen und ſchwer verſtändlichen Sprache erfolgt, die ewigen 
Verweiſungen machen ſelbſt für den geſchulten Juriſten das Studium 
des Geſetzes zu einem recht unerquicklichen Stück Arbeit. Wie un⸗ 
gemein kernig, volkstümlich, ja man möchte ſagen, vollſaftig und 
markig ſind demgegenüber die Geſetzesparagraphen Bährs formuliert. 
Unter ſeinen 1927 Paragraphen iſt kaum einer, der irgendwie ſchwer⸗ 
fällig oder mißverſtändlich ausgedrückt wäre, und nicht ein einziger, 
der erſt durch Verweiſungen auf andere Geſetzesbeſtimmungen verſtänd⸗ 
lich würde. Alle ſeine Sätze rechnen mit wirklichen Menſchen und 
nicht mit juriſtiſchen Schemen und blutleeren Abſtraktionen, wie leider 
die allermeiſten Vorſchriften unſeres Bürgerlichen Geſetzbuchs! Wie 
unpraktiſch und rein doktrinär ſind auch inhaltlich ſo manche ſeiner 
Vorſchriften geftaltet! Man kann es nur auf das tiefſte bedauern, 
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daß unſer BGB. ſich nicht den Bährſchen Entwurf ſprachlich, aber 
auch noch mehr inhaltlich zum leuchtendem Vorbilde genommen hat. 


In einigen recht wichtigen Fragen hat ſich freilich der Geſetzgeber 


durch den Gegenentwurf beeinfluſſen laſſen und ſeine heilſamen Ver⸗ 
beſſerungsvorſchläge angenommen. Erwähnt ſei in dieſer Hinſicht 
nur folgendes: die Zuläſſigkeit des pactum de non petendo ($ 399 
zweiter Teil) in Uebereinſtimmung mit § 295 des Gegenentwurfs. 
Die Bährſche Begründung (S. 63), es ließe ſich nicht leugnen, daß 
unter Umſtänden der debitor cessus durch die Zeſſion in eine üblere 


Lage komme, warum ſolle er dieſe nicht von vornherein von ſich ab⸗ 


wenden dürfen, auch könne für die Unübertragbarkeit einer Forderung 
ein Geldintereſſe des Schuldners vorliegen (ſo z. B. bei den Rück⸗ 
fahrkarten der Eiſenbahnen), war durchſchlagend. Erinnert ſei ferner 
an die von Bähr bereits in ſeiner „Beurteilung des Entwurfs“ (in 
der Kritiſchen Vierteljahrsſchrift Bd. 31) geforderte Schriftform der 
Bürgſchaft, ſowie die Anerkennung der längere Zeit hindurch dauernden 
unheilbaren Geiſteskrankheit als Scheidungsgrund (§ 1306 S. 294). 
Zufolge ſeines hohen inneren wiſſenſchaftlichen Wertes wird der „Gegen⸗ 
entwurf“ für alle Zeiten hinaus Bedeutung behalten, noch oft wird 
man auf ihn für das Verſtändnis des urſprünglichen Entwurfs und 
ſodann für die Wiſſenſchaft des gemeinen Rechts am Ausgange des 
19. Jahrhunderts zurückgreifen. Stellt er doch die beſte und 

vollausgereifte Frucht der Wiſſenſchaft und der Rechtſprechung des 
gemeinen Rechts, ſo wie es im letzten Jahrzehnt ſeiner Herrſchaft 
wirklich galt, dar. Ein unendlich mühſames und fleißiges echt 


Ddeutſches Gelehrtenwerk, auf das unſere Rechtswiſſenſchaft ſtolz zu 


ſein, allen Anlaß hat. Bewundernswert wird es immer fein, daß 
ein Einzelner dieſe geiſtige Kraft einer ſolchen Zuſammenfaſſung 
und völligen geiſtigen Beherrſchung eines derartig gewaltigen Rechts⸗ 
ſtoffes, wie des geſamten bürgerlichen deutſchen Rechts fand. Für⸗ 
wahr nur ein ſchöpferiſcher Geiſt wie Bähr war hierzu fähig. 


Hohe Anregung gewähren dem Leſer auch heute noch die unter 


dem Titel „Urteile des Reichsgerichts“ mit Beſprechungen 1883 er⸗ 
ſchienenen 24 zivilrechtlichen und zivilprozeſſualen Abhandlungen. In der 
umfangreichen Vorrede beklagte Bähr mit Recht den außerordentlichen 
Umfang der Entſcheidungen unſeres oberſten deutſchen Gerichtshofes, 
das ſeien ſchon keine Urteile mehr, ſondern die alten gemeinrechtlichen 
Relationen mit all ihren Skrupeln und Zweifeln. Neben der ge⸗ 
botenen Klarheit ſei das erſte Erfordernis eines guten Urteils bündige 
Kürze. „Das Urteil ſoll nicht. in doktrinäre Redſeligkeit verfallen. 
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Der Richter hat nicht den Beruf alles, was ihm dabei durch den 
Kopf geht, offenzulegen. Er ſoll namentlich nicht Fragen erörtern, 
von denen er gleich darauf ſelber ſagt, daß es nicht auf ſie ankomme. 

Nur die poſitiven Gründe der Entſcheidung ſoll das Urteil ausſprechen; 
dieſe aber nicht zweifelnd hin und her erwägend, ſondern beſtimmt 


und ſicher“ (Vorrede VI). Zur Befriedigung des an ſich erklärlichen 


Wunſches des Reichgerichts, der deutſchen Rechtswiſſenſchaft gründliche 
wiſſenſchaftliche Arbeiten zu liefern, ſchlug Bähr die Veröffentlichung 
der von den einzelnen Reichsgerichtsräten angefertigten Urteilsentwürfe 
(Relationen) als ſolcher nach dem Vorbild des ehemaligen Caſſeler 
Oberappellationsgerichts in den „Annalen für Rechtspflege in Kur⸗ 
heſſen“ vor. Geſchähe dieſes, jo brauche das Reichsgericht auf feinen 
Namen dann eine weit geringere Verantwortlichkeit zu übernehmen, und 
die längeren Ausführungen blieben auch in ihrer äußeren Erſcheinung 
das, was ſie der Tat nach ſeien, das Werk Einzelner. Leider hat 
man ſich bisher nicht dazu entſchließen können, dieſe äußerſt beachtens⸗ 
werten Anregungen Bährs zu befolgen. Das von ihm gerügte Uebel 
iſt eher noch ſchlimmer geworden. 

Neben dem Zivilrecht galt von jeher, ſeit ſeiner Jugend, die 
beſondere Vorliebe Bährs dem Zivilprozeßrecht. Im Jahre 1848 
ſollte, wie er feinen „Erinnerungen aus meinem Leben“ S. 51 ff. 
berichtet, dem Strome der Zeit entſprechend die damalige kurheſſiſche 
Juſtiz auf Grund der unbeſchränkten Mündlichkeit und Oeffentlichkeit 
völlig umgeſtaltet werden. Für die Abfaſſung einer neuen Zivil⸗ 
prozeßordnung wurde eine Kommiſſion von drei Mitgliedern eingeſetzt, 
der auch Bähr und zwar als Referent angehörte. „Es ſollte natür⸗ 
lich alles franzöſiſch werden.“ Um das mündliche Verfahren praktiſch 
kennen zu lernen, wurde im Juli 1848 für drei Wochen die Kommiſſion 
an den Rhein geſandt. Einen äußeren Erfolg trug jedoch die Kom⸗ 
miſſion zufolge der bald in Kurheſſen einſetzenden reaktionären Um⸗ 
wälzung unter der Miniſterpräſidentſchaft Haſſenpflugs nicht davon. 
Bereits damals ſprach ſich aber Bähr in einer beſonderen Denkſchrift 
über die Notwendigkeit der Einführung einer beſonderen Feſtſtellungs⸗ 
klage aus, ein Gedanke, der dann 30 Jahre ſpäter durch die deutſche 
Zivilprozeßordnung auch verwirklicht wurde. Den ſogenannten „großen 
Prinzipien“ des Zivilprozeſſes ſtand Bähr ſtets ablehnend gegenüber, 
nach ſeiner langjährigen Erfahrung, die er bei der praktiſchen An⸗ 
wendung von nicht weniger als vier ganz verſchiedenen Prozeßgeſetz⸗ 
gebungen gemacht hatte, drängte ſich ihm die Ueberzeugung auf, „daß 
es weit weniger auf die ſog. Prinzipien des Prozeſſes als auf deren 
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Geſtaltung im einzelnen ankommt, und überdies der Wert einer jeden 
Prozeßordnung vor allem durch die Perſonen beſtimmt wird, welche 
ſie auszuführen haben“ (S. 3 von „Das Rechtsmittel zweiter In⸗ 
ſtanz im deutſchen Zivilprozeß“). In dieſer im Jahre 1871 er⸗ 
ſchienenen ganz ausgezeichneten Kritik des im preußiſchen Juſtizmini⸗ 
ſterium ausgearbeiteten Entwurfs einer deutſchen Zivilprozeßordnung 
wies Bähr überzeugend die Unhaltbarkeit des Standpunkts des amt⸗ 
lichen Entwurfs nach, nur für die geringwertigen Sachen bis zu 
100 Taler Streitwert, alſo für die amtsgerichtlichen Prozeſſe, eine un⸗ 
eingeſchränkte Berufung zu geben, dagegen für alle Prozeſſe von 
höherem Streitwert in zweiter Inſtanz nur eine Reviſion und für die 
dritte Inſtanz nur eine „Oberreviſion“ zuzulaſſen. Die Ausſchließung 
der Berufung zwinge die Richter der zweiten Inſtanz, „vor dem offen⸗ 
barſten Unrecht kalt die Augen zu verſchließen, und ſtumpfe dadurch 
den Sinn für materielle Gerechtigkeit ab“ (S. 31). Die wiederholte 
Prüfung einer Rechtsſache ſei, auch ganz abgeſehen von der größeren 
perſönlichen Befähigung der höheren Richter, ſchon an ſich von Wert, 
weil dadurch die Partei Gelegenheit finde, „die Irrungen und Ein⸗ 
ſeitigkeiten der erſten Entſcheidung aufzudecken“ (S. 47). Der Forde⸗ 
rung der „vollen und uneingeſchränkten Mündlichkeit des Verfahrens“ 
ſtand Bähr von jeher durchaus ablehnend gegenüber. In allen ſeinen 
Schriften über den deutſchen Zivilprozeß (vgl. außer „Das Rechts- 
mittel zweiter Inſtanz im deutſchen Zivilprozeß“ auch noch „Der 
deutſche Zivilprozeß in praktiſcher Betätigung“, zuerſt erſchienen in. 
Iherings Jahrb. 23, 339 434, 1886 in Buchform in Jena, „Noch 
ein Wort zum deutſchen Zivilprozeß“ Jena 1886, und „Die Pro⸗ 
zeßenquete des Profeſſor Dr. Wach“, Caſſel 1888) betont er mit 
dem nur denkbar ſchärfſten Nachdruck, daß die Mündlichkeit des Ver⸗ 
fahrens keinen Selbſtzweck für ſich bilden könne und dürfe, fondern: 
lediglich dazu diene, eine wohlgegliederte Ordnung des Verfahrens 
und den Obſieg der materiellen Wahrheit zu ſichern. An ſich ſei es. 
recht zweifelhaft, ob nicht ein kurzer, nüchterner und möglichſt ſchmuck⸗ 
loſer Referentenvortrag ebenſo zweck⸗ und ſachdienlich ſein könne, 
wie ein ſog. „freier Anwalts vortrag“. Die Grundlage auch des ſog. 
„freien Anwaltsvortrags“ müßte bei allen nur einigermaßen ver⸗ 
wickelten Sachen doch ſtets eine gründliche, ſchriftliche Vorbereitung. 
der Verhandlung durch Schriftwechſel bilden. „Man möge ſich doch 
vor allem von dem Wahne hüten, als ſei die mündliche Verhandlung. 
ein Stadium der Begeiſterung, wo dem Anwalt plötzlich ganz neue 
Gedanken erwüchſen, wo ihm Dinge gleichſam aus der Luft zu⸗ 
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ſtrömten, die mit einem Male dem Prozeſſe eine ganz andere Wen⸗ 
dung gäben“ (Das Rechtsmittel zweiter Inſtanz S. 55). Hätte 
wirklich die Anwaltsrede die eminente Bedeutung, die man ihr beilege, 
ſo würde gerade aus der Mündlichkeit die dringende Gefahr er⸗ 
wachſen, daß der Obſieg weniger durch die Gerechtigkeit der Sache, 
als durch die größere oder geringere Redegabe des Anwalts beſtimmt 
werde. Die Gefahr, den zufälligen Schwächen der Rechtsverteidigung 
zu verfallen, ſei bei dem mündlichen Verfahren unzweifelhaft weit größer 
als bei einem ſchriftlichen. „Es liegt auf der Hand, daß man bei 
mündlicher Rede leichter dazu gelangen kann, ſich ungenau auszudrücken 
oder etwas zu vergeſſen, als bei der Schrift, die man beſonnen nieder⸗ 
ſchreiben und wiederholt prüfen kann“ (Das Rechtsmittel zweiter In⸗ 
ſtanz S. 58). Eine „Zauberkraft“ liege in der „vollen Mündlichkeit“ 
nicht, auch ſie ſchenke dem Gerichte „an der eigentlichen Schwierigkeit 
der Sache, an der Aufgabe, den tatſächlichen Stoff richtig zu erfaſſen 
und geiſtig zu durchdringen, nicht das mindeſte“ (S. 59). Als Element 
des Prozeſſes ſei die Mündlichkeit von entſchiedenem Werte, als Prin⸗ 
zip des Prozeſſes dagegen ſei ſie ohne Wert. „Als Prinzip entbehrt 
ſie der innern Wahrheit. Ihr dies geben zu wollen, hieße uns in 
die erſten Anfänge der Rechtsbildung zurückverſetzen“ (Das Rechts- 
mittel zweiter Inſtanz S. 67). Der Glaube an die Wunderkraft der 
„vollen Mündlichkeit“ ſei entſtanden teils aus den unbefriedigenden 
Prozeßzuſtänden vieler deutſcher Länder, teils aus der ſo lange bei 
uns heimiſchen Ueberſchätzung franzöſiſchen Weſens“ (Das Rechts⸗ 
mittel zweiter Inſtanz S. 69). In dieſer Zurückführung der vielge⸗ 
priefegen „vollen Mündlichkeit“ auf ihren inneren, doch nur recht be⸗ 
ſchränkten Wert und in ihrer Ableitung aus ſranzöſiſchem Urſprung 
war Bähr mit prophetiſchem Blick ſeiner Zeit weit vorausgeeilt. Das 
nötige Verſtändnis haben feine höchſt ſcharfſinnigen kritiſchen Betrach⸗ 
tungen über den öden Prinzipienkult der damaligen Rechtswiſſenſchaft 
und Rechtspraxis erſt in der neueren und neueſten Zeit gefunden. 
Die neueſtens jo lebhaften Beſtrebungen auf Reform unſeres Zivil⸗ 
prozeſſes fußen zum guten Teil auf Bährſchem Boden und können 
ſich aus ſeinen zivilprozeſſualen Schriften als aus einem unerſchöpf⸗ 
lichen Arſenal die wertvollſten Waffen holen! Als ob ſie heute nieder⸗ 
geſchrieben wären, ſo zeitgemäß muten uns ſeine kritiſchen Betrachtungen 
über das Idol der Mündlichkeit, dieſes einen großen Götzen unſerer 
Zivilprozeßordnung an! 1 

Auch in der faſt reſtloſen Beſeitigung der „Eventualmaxime“ 
durch unſere Zivilprozeßordnung konnte Bähr kein Heil erblicken. Es 
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liege auf der Hand, daß nun jede Partei den Prozeß beliebig in die 
Länge ziehen könne. „Sie braucht nur, wenn der Schluß droht, 
eine neue Schutzbehauptung, mit zureichenden Beweismitteln unterſtützt, 
vorzubringen, ſo wird über deren Erhebung immer wieder einige 
Zeit vergehen. Man darf dabei nicht bloß an einen böſen Schuldner 
denken, welcher nicht zahlen will. Es können auch noch andere Zwecke 
verfolgt werden. Es kann ſich z. B. darum handeln, die endliche 
Entſcheidung vor ein anders beſetztes Gericht zu ſpielen; den Tod 
einer ſchwurpflichtigen Partei abzuwarten, um den Eid an die Erben 
zu bringen. Kurz, es iſt Schikanen mancher Art die Thür geöffnet“ 
(Das Rechtsmittel zweiter Inſtanz S. 36). ö 

Je länger der deutſche Zivilprozeß in Kraft ſtand, um ſo mehr 
verſchärften ſich die großen Bedenken Bährs, in ſeinen 1885 und 
1888 veröffentlichen Schriften verdichtete er ſie zu einem „gewaltigen 
Angriff gegen die Zivilprozeßordnung“ (Vierhaus, „Soziale und wirt- 
ſchaftliche Aufgaben der Zivil⸗Prozeßgeſetzgebung“ in der Feſtgabe 
der Berliner Juriſtiſchen Geſellſchaft für Richard Koch, 1903, S. 39). 
Im erſten mehr einleitenden Abſchnitte der grundlegenden Schrift 
„Der deutſche Zivilprozeß in praktiſcher Betätigung“ rechnete Bähr 
zunächſt auf das gründlichſte ab mit der vielgeprieſenen Geſetzgebung 
des preußiſchen Juſtizminiſters Leonhardt. Glänzend in der Form 
feien alle feine Geſetzesvorlagen in der Sache „eine Art Manchefter- 
tum geweſen, dieſes in die Jurisprudenz übertragen“. Die Intereſſen 
der Rechtſuchenden hätten ſie oft ohne den genügenden Schutz ge— 
laſſen. Um einwandsfrei feſtzuſtellen, wie ſich das Prozeßverfahren 
in Wirklichkeit geſtaltet habe, hatte Bähr mit Hilfe zahlreicher Teunde 
auf privatem Wege eine Rundfrage bei allen deutſchen Land⸗, Ober⸗ 
landesgerichten und dem Reichsgericht veranſtaltet. Die Antworten 
auf ſeine drei Anfragen — Liefern die Anwälte genügende Schrift⸗ 
ſätze zur Vorbereitung der mündlichen Verhandlung ein? Wird im 
Gericht auf Grund ſolcher Schriftſätze eine hinreichende Bearbeitung 
der Sache vorgenommen? Hat ſich die mündliche Verhandlung im 
Termin wirklich voll entwickelt oder wird ſie mehr oder minder durch 
Bezugnahme auf die Schriftſätze erſetzt? — ſtellt Bähr überſichtlich 
zuſammen und verſieht ſie mit ſeinen höchſt wertvollen kritiſchen 
Zuſätzen. Mit vollem Recht betont er, ein wie großer Irrtum 
es geweſen ſei, mit Schaffung einer einheitlichen Prozeßordnung 
auch einen in der Praxis einheitlichen Zivilprozeß für ganz Deutſch⸗ 
land zu erwarten. In Wahrheit ſei in den einzelnen Gebieten das 
Verfahren ganz verſchieden. Die Verhandlung und Entſcheidung werde 
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durch die Schriften nur ungenügend vorbereitet, auf die Dauer müſſe 
das für die Rechtſprechung verhängnisvoll werden. Leider behandle 
unſere Prozeßordnung den Schriftenwechſel nur als „etwas ganz 
Nebenſächliches“ (S. 397). Die infolgedeſſen fo oft eintretende Not⸗ 
wendigkeit einer Terminsverlegung „gehöre zu den widerwärtigſten 
Vorgängen der Praxis“ (S. 398) und „bedeute eine ſchmähliche Ver⸗ 
geudung von Kraft und Zeit“ (ebenda). Das Geſetz habe aber auch 
keine genügende Gewähr dafür geſchaffen, daß die erſtatteten Schriften 
vom Gerichte in zureichender Weiſe benutzt würden (S. 401 f.). Nur 
dadurch, daß, wie dieſes beim Reichsgericht, bei vielen Oberlandesgerich⸗ 
ten und manchen preußiſchen Landgerichten geſchehe, ein Berichterſtatter 
eine ſchriftliche Vorarbeit an den Vorſitzenden zur weiteren Bear⸗ 
beitung abliefere, könne allein eine gediegene Rechtſprechung aufrecht⸗ 
erhalten werden (S. 413 f.). 

Mit der Anfertigung des Tatbeſtandes ſei den Gerichten eine 
Laſt auferlegt, „welche ihre Zeit und Kraft in hohem Maße und 
zwar in der Regel ganz nutzloſer Weiſe in Anſpruch nimmt“ (S. 427 
a. a. O.). Wenn man das Richterperſonal von der nutzloſen Arbeit der 
Tatbeſtandanfertigung freigäbe, könne vielleicht ſogar eine nicht ganz 
unerhebliche Anzahl von Richtern erſpart werden. 

In ſeiner „Prozeßenquete des Profeſſors Dr. Wach“ (1888) 
ergänzt und erweitert Bähr die bereits in ſeinen früheren prozeſſualen 
Schriften ausgeſprochenen Angriffe gegen die Zivilprozeßordnung. 
Unſer Zivilprozeß ſei „ein durchaus wüſtes Verfahren“ (S. 2), ein 
Bau, der überall mit Dingen und Menſchen rechne, die gar nicht 
exiſtierten (S. 9). Allenthalben habe das Mündlichkeitsprinzip mit 
einem vollen Defizit abgeſchloſſen. „Die ganze Betrachtung über die 
mündliche Verhandlung weiſt einen faſt ununterbrochenen Notſtand 
der Gerichte auf, dem Buchſtaben des Geſetzes zu genügen und doch 
dem Intereſſe der Sache gerecht zu werden. Dem Gericht bleibt 
vielfach nur die Wahl zwiſchen Lüge und barem Unverſtand. Daß 
aus dieſer heilloſen Lage nichts Gutes hervorgehen kann, liegt auf 
der Hand“ (S. 27/28). Die ganze Prozeßmaſchine arbeite mit einer 
Vergeudung von Kraft und Zeit, die ihresgleichen ſuche (S. 41). 
Die ſchweren Koſten, „mit denen man im Namen des Mündlichkeits⸗ 
prinzips den Prozeß belaſtet hätte“ (S. 3), und die hohen Anwalts⸗ 
gebühren, die die Entwicklung eines Anwaltsproletariats nicht ver⸗ 
hindert hätten, beklagte Bähr tief. Trotz dieſer ſchweren von ihm 
erbarmungslos bloßgelegten Grundgebrechen des Zivilprozeſſes glaubte 
Bähr an keine baldige Beſſerung der Zuſtände. Nur zu recht hatte 
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er mit ſeiner Vorausſage, es könne das Verfahren noch lange Zeit 
unverändert fortbeſtehen. Einmal gebe es Juriſten genug, die aus 
den verſchiedenſten Gründen in ihm ſich wohl fühlten, einen tief⸗ 
greifenden Einfluß auf die Entwickelung des Prozeſſes übten auch 
die perſönlichen Intereſſen des Anwaltsſtandes (Erinnerungen aus 
meinem Leben S. 62). Auch habe man in weiteren Volkskreiſen 
leider gar keine Ahnung davon, wie ſehr in dieſem Zivilprozeß die 
Rechtsintereſſen gefährdet ſeien, ſonſt würde den verfehlten Be⸗ 
ſtimmungen desſelben gar bald ein Ende gemacht ſein. „Aber der 
Juſtiz gegenüber iſt unſer Volk mundtot. Noch heute wie ſeit Jahr⸗ 
hunderten erblickt es in der Juſtiz nur eine unverſtandene Macht, in 
deren Wunderlichkeiten man ſich zu finden habe. Eine unmittelbare 
Empfindung hat man im Volke nur. von den ſchweren Koſten, die 
man heute für den Prozeß bezahlen muß. In der Tat iſt es eine 
merkwürdige Selbſtironie der Geſetzgebung geweſen, daß ſie geglaubt 
hat, dieſen Prozeß wegen ſeiner Vortrefflichkeit höher als je mit 
Koſten belaſten zu dürfen. Auf allen anderen Gebieten des öffent⸗ 
lichen Lebens hat das Deutſche Reich für die Volkswohlfahrt die 
größten Fortſchritte gebracht... Nur für den Schutz der Privat- 
rechte hat die Reichsgeſetzgebung leider einen ſchweren Rückſchritt auf⸗ 
zuweiſen“ (S. 44/45). | 

Daß die ſehr ſchweren Gefahren, die Bähr „von dem durch die 
ſchlaffen Beſtimmungen der neuen Ordnung außer Rand und Band 
gegangenen Verfahren“ (Der deutſche Zivilprozeß in praktiſcher Be⸗ 
tätigung S. 432) und von „der ganzen geiſtigen Oede und entſitt⸗ 
lichenden Wirkung der durch die Zivilprozeßordnung inaugurierten 
Jurisſprudenz“ (Die Prozeßenquete S. 44) befürchtete zum Heil unſeres 
Volkes und zum Glück unſerer Rechtspflege doch nicht in dem von 
ihm vorausgeſagten Maße zutage getreten ſind, verdanken wir der 
zweifellos auf die fortgeſetzten Warnungsrufe Bährs zurückzuführenden 
inneren Erneuerung unſeres deutſchen geſamten Juriſtenſtands, dem 
gerade durch ihn hervorgerufenen großen Zweifel an der Vortrefflich⸗ 
keit und einwandfreien Güte unſerer Zivilprozeßordnung, dem zu⸗ 
nehmenden Streben nach Kürze und Konzentration des Verfahrens 
und der Ueberzeugung, daß die Mündlichkeit nur als Erläuterung 
des vorher bereits ſchriftlich vorgebrachten Prozeßſtoffes ihren — hohen 
— Wert habe. 

Auch hier auf zivilprozeſſualem Gebiete hat die Lebendarbeit 
Bährs unvergängliche Früchte gezeitigt. Dem Verſtändnis ſeines 
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Zeitalters vielfach vorausgeeilt, find für die Reform unſeres Zivil⸗ 
Prozeſſes feine einſchlägigen Schriften heute von unſchätzbarem Werte. 
Bähr war einer jener wenigen ganz großen Juriſten, die die 
gründlichſte Beherrſchung der Praxis und ihrer Bedürfniſſe, den 
tiefſten und innerlichſten Gerechtigkeitsſinn und erſtaunliche wiſſen⸗ 
ſchaftliche Bildung und Forſcherdrang in ſich ſouverän vereinigen, 
und wie ſie der Genius eines Volkes dieſem jedes Menſchenalter 
nur einmal beſchert. Ehrenpflicht eines jeden deutſchen Juriſten 
— auch jetzt während des Weltkrieges — wird es ſein, nicht nur 
durch fleißiges Studium ſeiner ſämtlich in formvollendet ſchöner 
Sprache abgefaßten Werke ſein Andenken zu ehren, ſondern auch 
ſeinem wahrhaft vorbildlichen Leben und Taten nachzuleben und 
nachzuſtreben. Nur ſo vermögen wir wenigſtens einen Teil der ihm 
geſchuldeten Dankesſchuld abzutragen. | 


Einheitliche Rechtſprechung in Schwindelſachen. 
Von Gerichtsaſſeſſor E. Lenz, Lübeck. 


In Nr. 8 der „Gemeinnützigen Rechtsauskunft“ (Lübeck) vom 
15. Mai 1916 iſt unter der Spitzmarke „Ein vernichtendes Urteil“ 
ein für die Bekämpfung des Wäſcheſchwindels wichtiger Prozeß be⸗ 
handelt. Zur Begutachtung ſtand folgender Tatbeſtand: 

Ein in Lübeck angeſtellter und wohnhafter Lokomotivheizer G. 
hatte ſich am 22. Auguſt 1913 von einem redegewandten Reiſenden 
der Berliner Wäſcheverſandfirma Hahn & Co. durch allerhand be⸗ 
trügeriſche Vorſpiegelungen zur ſchriftlichen Beſtellung von 2 Trikot⸗ 
hemden ohne Einſätze Qual. 204 Verſchl. XI und einer Trikotunter⸗ 
hoſe Qual. 204 zu je 10,50 M. übertölpeln laſſen. Die Beſtellung 
entſprach nicht entfernt ſeinen beſcheidenen wirtſchaftlichen Verhältniſſen. 
G. verweigerte, als er ſich der unbedachten Beſtellung bewußt und 
über die Firma Hahn & Co. von der Zentralſtelle zur Be⸗ 
kämpfung der Schwindelfirmen aufgeklärt war, Annahme 
der Ware und Zahlung. Er wurde von der Firma auf Abnahme und 
Zahlung verklagt, natürlich dank der unvermeidlichen Erfüllungsorts⸗ 
klauſel bei dem Amtsgericht Berlin⸗Mitte (18 C 2067/13). Der 
Beklagte erhob den Einwand des Betruges. Er machte ferner Nichtig⸗ 
keit des Vertrages wegen Unſittlichkeit und Wuchers geltend. Er trat 
für ſeine Einwendungen und Behauptungen weitgehende Beweiſe an. 


Das Gericht verurteilte ihn indeſſen ohne Beweidaufnahme lediglich 
auf Grund des einmal unterſchriebenen Beſtellſcheins. Das Vor⸗ 
bringen des Beklagten wurde, ſoweit es ſich auf die Einrede des 
Betruges und die Behauptung der Nichtigkeit des Vertrages bezog, 
mit der Begründung abgetan, er habe darauf dringen müſſen, daß 
alle mündlichen Vereinbarungen auch ſchriftlich niedergelegt würden; 
habe er den Schein ungeleſen unterſchrieben, ſo müſſe er die ſchrift⸗ 
lichen Beſtimmungen gegen ſich gelten laſſen. In 2. Inſtanz wurde 
die Klägerin abgewieſen (Landgericht I Berlin, 38. Zivilkammer 44 
8 119/14). Zunächſt wurden von dem Gericht zwei Sachverſtändige 
vernommen, ein Detailliſt in Trikotagen und ein Groſſiſt. Erſterer 
ſchätzte den Wert der Ware auf 4,50 M. für eine Hoſe und 5,50 M. 
für ein Hemd ein. Dieſe Preiſe ſind aber nach ſeiner Anſicht nur 
durch beſſere Kundſchaft zu erzielen. Der Groſſiſt gab als 


angemeſſene Preiſe 4 M. für die Hoſe und 4,50 M. für ein Hemd 


an. Des ferneren legte das Gericht die Akten der Berliner Handels⸗ 
kammer zur Begutachtung der Handlungsweiſe der Klägerin vor. 


Die Handelskammer ſprach ſich dahin aus, „daß der Käufer übervorteilt 


iſt und die Betätigung der Verkäuferin den Gepflogenheiten der ehr⸗ 
baren Kaufmannſchaft widerſpricht“. 

| Nun ſandte die Klägerin Vertreter nach verſchiedenen Städten 
des Deutſchen Reiches. Dort ließ ſie Hemden einkaufen, die ſie dem⸗ 
nächſt mit den zugehörigen Rechnungen dem Prozeßgericht vorlegte 
unter der Behauptung, daß die in Anſatz gebrachten hohen Preiſe 
gefordert und gezahlt worden ſeien, daß alſo nicht nur ſie, ſondern 
auch andere im Geſchäftsleben durchaus angeſehene Firmen hohe Preiſe 
verlangten, daß daher auch ihre Preiſe als angemeſſen und ortsüblich 
anzuſehen ſeien. Das Gericht ordnete wiederum eine weitgehende 
Beweiserhebung an. Nachdem aber bereits die Vernehmung weniger 
Zeugen dargetan hatte, daß die Abgeſandten der Klägerin ſich nicht 
geſcheut hatten, „in geradezu frivoler Weiſe möglichſt teure Einkäufe 
zu machen, um das Gericht zu täuſchen“, ſah es von der Fortſetzung 
der Beweisaufnahme ab. Die Klägerin wurde mit ihrer Klage ab⸗ 
gewieſen. In den Entſcheidungsgründen heißt es unter anderm: 


„Der Vertrag der Parteien iſt wegen Verſtoßes gegen die guten 


Sitten nichtig.. .. Der Beklagte gehört zu den ſogenannten kleinen 
Leuten. Es überſteigt daher bei weitem ſeine wirtſchaftlichen Ver⸗ 


hältniſſe, wenn er Hemden oder Hoſen zum Preiſe von 10,50 M. 


für das Stück beſtellt. . .. Die Beſtellung iſt unter dem Druck und 
unter dem Drängen eines äußerſt gewandten und ſkrupelloſen Ge⸗ 
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ſchäftsreiſenden erfolgt. Die Klägerin benutzt beim Betriebe ihres 
Geſchäfts nur dieſe Art von Reiſenden; ja, ihr Geſchäft baut ſich 
geradezu darauf auf, daß ſie ſich der Redegewandtheit und Ueber⸗ 
redungskunſt von beſonders ausgeſuchten Geſchäftsreiſenden bedient. 
Nur auf dieſe Weiſe iſt es ihr möglich, ihre übermäßig verteuerten 
Waren an den Mann zu bringen. . . .. Die Klägerin würde ihr 
Geſchäft nicht machen können, wenn ſie ſich nicht derartiger gegen 
den kaufmänniſchen Anſtand und die geſchäftliche Redlichkeit verſtoßen⸗ 
der Mittel bedienen würde. ... Es liegt eine gröbliche Ueberteuerung 
der Käufer jedenfalls dann vor, wenn die Käufer nicht zu denjenigen 
wohlhabenden Kreiſen gehören, bei denen der Preis keine Rolle 
ſpielt. So hat ſich denn auch die Handelskammer in Berlin im 
Gutachten vom 6. März 1915 nach Prüfung des Akteninhalts dahin 
ausgeſprochen, daß der Beklagte von der Klägerin übervorteilt worden 
iſt und daß die Betätigung der Klägerin den Gepflogenheiten 
der ehrbaren Kaufmannſchaft widerſpricht. 

Die Klägerin hat demgegenüber Beweis dafür angetreten, daß 
Hemden der von ihr verkauften Art und Güte in Ladengeſchäften 
mit etwa gleich hohen Preiſen wie bei ihr bezahlt werden müßten, 
und das Landgericht hat dieſe Behauptung für erheblich erachtet. 
Die Erhebung dieſer Beweiſe aber hat, ſoweit ſie überhaupt Er⸗ 
hebliches ergeben hat, einen die Klägerin und ihr Geſchäftsgebaren 
geradezu vernichtenden Erfolg gehabt. . .. Ihre Abgeſandten haben 
ſich nicht geſcheut, in geradezu frivoler Weiſe möglichſt teure Ein⸗ 
käufe zu machen, um das Gericht zu täuſchen. Wenn es noch 
eines weiteren Beweiſes bedurft hätte, um das Geſchäftsgebaren 
der Klägerin als unlauter und unehrbar zu erweiſen, ſo hätte es nicht 
gründlicher geſchehen können, als es durch dieſe von der Klägerin ſelbſt 
veranlaßte Beweisaufnahme geſchehen iſt. Eine Fortſetzung der Be⸗ 
weidaufnahme erübrigt ſich danach.. | 

Dieſem Prozeß iſt ein anderer Prozeß gegenüberzuſtellen. Die 

Klage datiert von demſelben Tage wie die des erſten Prozeſſes. Der 
Prozeß ſchwebte auch in 1. Inſtanz beim Amtsgericht Berlin⸗Mitte 
(162 C 1940/13) und dauerte gerade 6 Tage länger als der erſte 
Prozeß, 2 Jahre, 6 Monate und 6 Tage. Der Tatbeſtand, der hier 
zur Beurteilung ſtand, war dem des erſten Prozeſſes weſentlich gleich⸗ 
gelagert. Auch hier war der Beklagte ein in Lübeck angeſtellter und 
wohnhafter Lokomotivheizer, namens H. Seine perſönlichen und wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe unterſchieden ſich nur inſofern von denen ſeines 
Kollegen G., daß er ärmer ſowohl an Geiſtesgaben wie irdiſchen 
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Gütern daſtand, daß es ihm nicht beſchieden war, das Ende des Pro⸗ 
zeſſes zu erleben, und daß er eine Frau nebſt mehreren unmündigen 
Kindern in Not zurückließ. Auch er hatte ſich in genau derſelben 
Weiſe wie ſein Kollege G. am 22. Auguſt 1913, von demſelben 
Reiſenden derſelben Firma Hahn & Co. durch dieſelben be- 
trügeriſchen Vorſpiegelungen zur ſchriftlichen Beſtellung von 2 Trikot⸗ 
hemden derſelben Beſchaffenheit und Größe, nämlich Qual. 204 
Verſchl. IX ſowie einer Trikotunterhoſe derſelben Qualität 204 
zu denſelben Preiſen, nämlich zu je 10,50 M., übertölpeln laſſen. 


Die Beſtellung entſprach nicht entfernt feinen wirtſchaftlichen Verhält⸗ 


niſſen. Auch er verweigerte, als er ſich der unbedachten Beſtellung 
bewußt und von der Zentralſtelle zur Bekämpfung der Schwindel⸗ 
firmen über den Schwindelcharakter der Firma Hahn & Co. aufgeklärt 
worden war, Annahme der Ware und Zahlung. Ihm erging es im 
Prozeß nicht ſo gut wie ſeinem Kollegen G., obwohl es ſich im 
weſentlichen um Beurteilung desſelben Tatbeſtandes handelte. Er 


machte dieſelben Einwendungen wie G. Das erſte Gericht zeigte 


ſich ſeinem Vorbringen geneigt. Es erhob Beweis über den Wert 
und die Beſchaffenheit der Ware und behielt ſich vor, nach der Ver⸗ 
nehmung des Sachverſtändigen noch über die einzelnen, auf das Vor⸗ 


liegen eines betrügeriſchen Vertragsabſchluſſes gerichteten Behauptungen 


des Beklagten weiteren Beweis zu erheben. Der Sachverſtändige, 
ein Wäſchefabrikant, erachtete unter Berückſichtigung der beſonderen Ver⸗ 
triebsart der Klägerin einen Preis von etwa 6 M. für ein Hemd 
und 5,50 M. für eine Hoſe als angemeſſen. Er hielt den Preis von 
10,50 M. für auffallend hoch. Trotzdem kam das Gericht wider 
Erwarten ſchnell ohne weitere Beweiserhebung zur Verurteilung ent⸗ 
ſprechend dem Klagantrag. Aus den Urteilsgründen verdienen nach⸗ 
ſtehende Stellen hervorgehoben zu werden: 
„Der Beklagte war ſich, als er den Schein unterſchrieb, bewußt, 
daß er durch ſeine Unterſchrift den im Schein enthaltenen vorgedruckten 
Beſtimmungen zuſtimme. Er iſt deshalb an den Inhalt des Scheines 
gebunden, auch wenn er ſich um die einzelnen Beſtimmungen nicht 
gekümmert hat. Unterſchreibt er die vorgedruckten Beſtimmungen der 
Klägerin, ohne ſie durchzuleſen, ſo gibt er dadurch zu erkennen, daß 
er die Beſtimmungen unbeſehen annimmt. . .. Der Beklagte erſah 


aus dem Beſtellſchein, daß andere, als die in dem Schein enthaltenen 


Abreden ungültig ſein ſollten. Er mußte daher aus dem Schein 
entnehmen, daß der Reiſende der Klägerin nicht ermächtigt war, ihm 
außerhalb des Inhaltes des Scheines liegende bindende Zuſicherungen 


2er DI 2 
zu geben. Wenn der Reiſende ihm beſondere Zuſicherungen machte, 


mußte er dafür ſorgen, daß ſie in den Schein aufgenommen wurden. 


Da er dies nicht getan hat, kann er die mündlichen Zuſicherungen 
des Reiſenden der Klägerin nicht entgegenhalten (88 54 Abſ. 3 
55 H. G. B.). Außerdem waren für den Beklagten die Erklä⸗ 
rungen des Reiſenden: die Klägerin liefere nur an Heizer, die 
Wäſche ſei beſonders haltbar, die Klägerin leiſte eine Garantie von drei 
und mehr Jahren und ſei bei den Heizern weit und breit bekannt, 
als bloße allgemeine Anpreiſungen des Reiſenden ohne weiteres 
erkennbar und daher nicht beſtimmend für die Beſtellung. ... Der 
Beklagte iſt ein erwachſener Mann in gehobener Arbeiterftellung. . . 
Der von dem Beklagten mit der Klägerin abgeſchloſſene Kaufver⸗ 
trag verftößt nicht gegen die guten Sitten. Die Klägerin hat 
nicht unter Verſtoß gegen jedes anſtändige Geſchäftsgebaren dem 
Beklagten völlig minderwertige Ware geliefert. . | 

Das Gericht 2. Inſtanz beſchränkte ſich darauf, mit wenigen 
Worten „den zutreffenden Ausführungen des Vorderrichters lediglich 
beizutreten“, und wies die Berufung des Beklagten bezw. ſeiner Rechts⸗ 
nachfolger zurück (Landgericht I Berlin, 35. Zivilkammer 26 8 82/14.) 

Beide Urteile 2. Inſtanz ſtammen von demſelben Landgericht I 
Berlin, allerdings von verſchiedenen Kammern. Welche Kammer hat 
nun das richtige Recht geſprochen, die erſte, die ſich die größte Mühe 
gab, den Sachverhalt zu erforſchen, die das von dem Beklagten bei⸗ 
gebrachte, den Schwindelcharakter der Firma Hahn & Co. beweiſende 
Material nicht unbeachtet ließ, die hineinleuchtete in das gemeingefähr⸗ 
liche Treiben der Klägerin und ihrer Reiſenden und die Klägerin 
ſchließlich in rückſichtsloſer Weiſe mit der Klage abwies, oder die andere 
Zivilkammer, die ſich lediglich darauf beſchränkte, die Ausführung 
des 1. Richters als zutreffend zu bezeichnen, Ausführungen, die ſich 
in einer ſelbſt einem Laien deutlich erkennbaren Weiſe in einzelnen 
Punkten widerſprechen und geſetzliche Beſtimmungen heranziehen, die 
nie und nimmer in Betracht kommen können? Es ſei nur verwieſen 
auf die Zitierung des HGB. 

Es kann gar kein Zweifel darüber beſtehen, wo das richtige Recht 
geſprochen wurde. Die Klägerin hat denn auch ſelbſt trotz dem ihr 
günſtigen Urteile in Sachen H. die Folgerungen aus dem richtigen Urteil 
gezogen und ſich unter dem Zwang dieſes Urteils aufgelöſt. Würde 
ſie das getan haben, wenn ihre Verträge ſo unſchuldig und ihr Gebaren 
ſo anſtändig wäre, wie man das aus den Urteilen in Sachen H. 

herausleſen muß? Die Klägerin war eine typiſche Schwindelfirma. 
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Das war auch dem Gericht mitgeteilt worden. Trotzdem kam es 
zur Verurteilung der Erben des H. Was hilft es, wenn in dem Falle 
H. den Bedauerndwerten von dritter Seite beigeſprungen und To 
vermieden wurde, daß ihre Not noch durch eine rückſichtslos betriebene 
Zwangsävollſtreckung weſentlich vermehrt wurde? In tauſend anderen 
Fällen haben die Opfer der Schwindelfirmen nicht dieſes Glück. Sie 
müſſen nicht nur das Bewußtſein mit ſich tragen, zu Unrecht verurteilt 
worden zu ſein, ſie müſſen auch noch die ganze Schwere der Zwangs⸗ 
vollſtreckung über ſich ergehen laſſen. Irgendwelche Rückſichtnahme 
kennen ja die Schwindelfirmen nicht. Wenn nur noch ein Groſchen 
zu erpreſſen iſt, ſo verſtehen ſie es, ihn unter Mithilfe der Organe 
der Rechtspflege herauszuholen. Wer kann es den auf dieſe Weiſe 
verfolgten Opfern von Schwindelfirmen übelnehmen, wenn ſie mit dem 
ihnen geſprochenen „Recht“ und den Organen der Rechtspflege nicht 
zufrieden ſind? Ungezählt ſind die Fälle, in denen ſolches „Recht“ 
geſprochen und verwirklicht wird. 

So hatte die bekannte Schwindelgründung des Geh. Kommer⸗ 
zienrats Joſef Schloßmann im Haushaltsjahr 1913 bei dem Amts⸗ 
gericht Berlin⸗Mitte nicht weniger als 3152 Prozeßſachen anhängig. 
Dazu kamen noch 643 Sachen, die eine Deckfirma des Schloßmann, 
die Firma Guhrauer & Co., im gleichen Zeitraum bei demſelben Ge⸗ 
richt führte: Alſo annähernd 4000 Prozeſſe von einer Schwindel⸗ 
firma! Wenn man nun in Betracht zieht, daß die „Schuldner“ 
des Geh. Kommerzienrats ſich faſt durchweg aus Mittelſtändlern, aus 
mittleren und kleinen Beamten ſowie Arbeitern der Provinz zuſammen⸗ 
ſetzen, daß dieſe Leute, die in kleinen Verhältniſſen leben, ihre Rechte 
vor dem weit entfernten Gerichte nicht in der gehörigen Weiſe wahr⸗ 
zunehmen verſtehen, ſei es aus Unerfahrenheit, ſei es wegen ihrer 
ungünſtigen wirtſchaftlichen Lage, daß dann faſt ſtets Vollſtreckungs⸗ 
befehle oder Verſäumnisurteile gegen ſie ergehen, daß in der rück⸗ 
ſichtsloſeſten Weiſe die letzte pfändbare Habe ihnen abgenommen wird, 
dann kann man erſt ermeſſen, welch unermeßliches Unheil die Schwin⸗ 
delfirmen unter Mißbrauch der Organe der Rechtspflege anzurichten 
vermögen. Gewiß ſpielte die Gründung des Geh. Kommerzienrats 
Joſef Schloßmann auf dem Gebiete des Wäſchevertriebs die führende 
Rolle, bis ſich Schloßmann vor einiger Zeit infolge der rückſichtsloſen 
Bekämpfung ſeitens der Zentralftelle zur Bekämpfung der Schwindel⸗ 
firmen veranlaßt ſah, ſeinen Betrieb zu ſchließen. Welche Belaſtung 
aber auch andere Berliner Schwindelfirmen für die Gerichte und das 
Volk im Gefolge haben, ergibt ſich aus nachſtehenden Zahlen: 
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Die Firma Hahn & Co. hatte im Jahre 1913 1467, im Jahre 
1914 trotz des Krieges noch 1438 Prozeßſachen bei dem Amtsgericht 
Berlin⸗Mitte anhängig, die Firma Schweitzer & Sachs im Jahre 1913 
1653, im Jahre 1914 noch 1266 Sachen. Ein Berliner Rechtsanwalt, 
der ſich beſonders die Bekämpfung einer Berliner Lizenzſchwindel⸗ 
firma zum Ziele geſetzt hat, iſt in etwa 100 Sachen gegen die Firma 
tätig. Die von ihm eingeklagten Schadenderſatzforderungen belaufen 
ſich auf etwa ¼ Million Mark. 
| So kann es nicht weiter gehen. Es muß Abhilfe erfolgen. Wohin 
ſoll es führen, wenn die Einwendungen der Opfer der Schwindel⸗ 
firmen immer wieder als hinfällig erachtet werden, weil die Zuſiche⸗ 
rungen der Reiſenden „bloß allgemeine Anpreiſungen“ enthalten. Wird 
nicht durch ſolche Rechtſprechung dem Betruge Tür und Tor geöffnet? 
Wo iſt die Grenze zwiſchen „bloß allgemeinen Anpreiſungen“ und 
erheblichen Vertragsverhandlungen? Was nützen aber auch letztere 
einem Richter gegenüber, der ſich auf den Standpunkt ſtellt, „wenn 
der Reiſende beſondere Zuſicherungen macht, ſo mußte der Beklagte dafür 
ſorgen, daß ſie in den Schein aufgenommen werden. Da er das nicht 
getan hat, kann er die mündlichen Zuſicherungen des Reiſenden der 
Klägerin nicht entgegenhalten“? Solange ſolches „Recht“ geſprochen 
wird, ſo lange wird allerdings das Uebel der Schwindelfirmen, ins⸗ 
beſondere derer, deren Macht auf dem klug ausgetüftelten Beſtellſchein 
beruht, nicht ausgerottet werden können. Gewiß muß auch ein Richter 
davon ausgehen, daß grundſätzlich reelle Geſchäfte abgeſchloſſen 
werden, daß der Schwindel eine Ausnahmeerſcheinung iſt und daß die 
ihm vorgelegten Beſtellſcheine vollſtändig ſind. Er darf ſich aber nicht 
der Einſicht verſchließen, daß es eine große Anzahl von Schwindel⸗ 
firmen gibt, vorzugsweiſe in den Großſtädten, beſonders aber in Berlin. 
Wenn ihm nun ein Beſtellſchein unter die Augen kommt, der verdäch⸗ 
tige Merkmale zeigt, ſo eine unüberſichtliche Faſſung, das Fehlen der 
Geſamtſumme, die Erfüllungsortsklauſel, die Bemerkung: „Vor Unter⸗ 
ſchrift genau durchleſen“, wenn dann noch der Beklagte andeutet, es 
könne ſich um eine Schwindelfirma handeln, dann muß er danach 
ſtreben, Licht in die Sache zu bringen, mag dies auch viel Zeit und 
Mühe erfordern, dann wird ſchließlich ein Ergebnis herauskommen, 
welches dem Rechtsempfinden des Volkes und den wirtſchaftlichen 
Bedürfniſſen Rechnung trägt. Wie viele Richter gibt es noch und 
gerade in jetziger Zeit, in der die unerfahrenen jungen Juriſten heran⸗ 
gezogen werden, die keinen Schimmer von dem Unweſen der Schwindel⸗ 
firmen und den davon ausgehenden Gefahren haben! Dieſen Richtern 
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muß die Möglichkeit gegeben werden, einzudringen in die Praxis der 
Schwindelfirmen. Schon die jungen Juriſten ſind während ihres 
Studiums auf die Gefahren hinzuweiſen, die von den Schwindelfirmen 
ausgehen und die eine formaliſtiſche Rechtſprechung im Gefolge hat. 
Später ſind in den Uebungen und Vorträgen für die Referendare 
geeignete Hinweiſe zu bringen; weiter müſſen ſich die Juriſten einige 
Zeit an ſolchen Stellen, denen die Bekämpfung der Schwindelfirmen 
obliegt, fo bei den Rechtsauskunftſtellen und der Zentralſtelle zur 
Bekämpfung der Schwindelfirmen, noch mehr betätigen. Die Möglich⸗ 
keit iſt ja gegeben auf Grund der verſchiedenen zur Aus- und Fort⸗ 
bildung der Juriſten erlaſſenen Verfügungen. Des ferneren iſt durch 
Verbreitung belehrender Schriften für die erforderliche Aufklärung zu. 
ſorgen. 

Eine weitere wirkſame Handhabe dürfte in der Verbindung. 
von Schwindelprozeſſen und ihrer Verweiſung an beſtimmte Abteilungen 
und Kammern gegeben ſein. Hier müßte die Juſtizverwaltung ein⸗ 
greifen. So ließe ſich erzielen, daß beſtimmte Richter ſich dauernd nur 
mit Schwindelſachen zu befaſſen hätten, daß ſie das Schwindelſyſtem 
einheitlich erforſchen und einheitlich beurteilen könnten. Gar manche 
Beweiserhebung könnte erſpart werden. Die genannte Schwindel- 
gründung des Schloßmann beſtand etwa 20 Jahre. „Wie iſt es 
nur möglich, daß eine ſolche Schwindelgründung ſo lange beſtehen 
und ſogar noch immer die ſtaatlichen Organe mit Erfolg in Anſpruch 
nehmen konnte?“ ſo und ähnlich fragte mit Recht gar mancher, als 
er von der ſchließlichen Auflöſung der Firma erfuhr. Es fehlte an 
einer ſyſtematiſchen Bekämpfung dieſer Schwindelfirma. Erſt als 
die Zentralſtelle zur Bekämpfung der Schwindelfirmen die Firma in Be⸗ 
handlung nahm und ohne Rückſicht auf die geſellſchaftliche Stellung des 
Schloßmann und ohne Furcht vor den zur Verfügung ſtehenden Millionen 
ihr ſchamloſes Gebaren aufdeckte, da konnte die Firma nicht mehr 
erfolgreich arbeiten, und ſah ſie ſich gezwungen, von der Fortſetzung 
ihres Treibens Abſtand zu nehmen. Dieſes Ergebnis hätte ſchon vor 
Jahren, vor der Gründung der Zentralſtelle erzielt werden können, 
wenn die Prozeſſe der Firma ſtets vor derſelben Abteilung verhandelt, 
wenn ſo eine einheitliche Beurteilung der Praxis des Schloßmann 
ermöglicht worden wäre. Wieviel Zeit und Arbeit, wieviel Jammer 
und Not wäre dann erſpart worden! | 

Die Erfüllungsortsklauſel war es bisher, die den Schwindel⸗ 
firmen ſolchen Erfolg ſicherte. Dieſe Klauſel kann aber auch einmal 


zum Segen werden, wenn in der vorſtehenden Weiſe einheitlich vor⸗ 
gegangen wird. | 
Wird in der oben angedeuteten Weiſe für die Aus⸗ und Fort⸗ 
bildung der Juriſten geſorgt, dann wird ſich auch die Zahl der Fälle 
mindern, in denen Rechtsanwälte unbewußt dem Schwindel dadurch 
Vorſchub leiſten, daß ſie die Firmen in ihren zahlloſen Prozeſſen ver⸗ 
treten. Bei den Anwälten allerdings, die ſich nur als Parteian⸗ 
wälte und nicht auch als Anwälte des Rechts, als Organe der Rechts⸗ 
pflege fühlen, die kraſſe Habgier jegliche Rückſichtnahme auf Standes⸗ 
ſitten vergeſſen läßt, wird jegliche Aufklärung verſagen. Gegen dieſe 
Mitwiſſer und Helfershelfer der Schwindelfirmen müſſen die berufenen 
Vertretungen der Anwaltſchaft und die Behörden rückſichtslos eine 
ſchreiten. Falſche Scheu iſt hier nur von Schaden für die Guten. 
Der Zuſtand, daß Anwälte jahrelang eine Schwindelfirma oder gar 
eine ganze Klaſſe von Schwindelfirmen vertreten, wie es geſchehen iſt 
und noch geſchieht, ſollte einfach undenkbar ſein. | 
Weiter kann dem Unweſen der Schwindelfirmen ein Damm geſetzt 
werden, wenn auch die Staatsanwaltſchaft mit ihrer oft überaus unver⸗ 
ſtändlichen Zurückhaltung den Firmen gegenüber aufhört. Würde ſie 
rechtzeitig, ehe das Kind in den Brunnen gefallen iſt, den Brunnen zu⸗ 
decken, würde ſie davon Abſtand nehmen, immer wieder die Verfahren 
gegen die Schwindler einzuſtellen mit der ſtereotypen Begründung: „Der 
Zeuge iſt als Beſteller am Ausgang der Sache intereſſiert, eine betrü⸗ 
geriſche Handlungsweiſe kann nicht nachgewieſen werden“, oder gar die 
Einſtellungsbeſcheide derart abzufaſſen, daß ſie noch von den Schwindlern 
zur Reklame benutzt werden können, dann könnten ſolche Strafver⸗ 
fahren erſpart bleiben, die oft wochen⸗ und monatelang zunächſt die 
Staatsanwaltſchaften und ihre Hilfsorgane und dann wochen⸗ und 
monatelang die Strafgerichte beſchäftigen, die ein Rieſenaufgebot 
von Zeugen unv Sacherſtändigen, und unermeßliche Koſten verur⸗ 
ſachen, Koſten, die ſchließlich auch bei der Verurteilung der Schwindler 
der Staatskaſſe zur Laſt fallen, weil die Betrüger Zeit genug hatten, 
ihr Schäfchen ins Trockne zu bringen. Es ſei nur verwieſen auf die 
Rieſenprozeſſe gegen die Darlehnsſchwindler Hübner & Gen., Stein⸗ 
bock & Gen., gegen den Grundſtücksvermittler Schiffmann und auf 
das Rieſenſtrafverfahren, zu dem man ſich jetzt endlich gegen den Geh. 
Kommerzienrat Joſef Schloßmann und ſeine Helfershelfer entſchloſſen 
hat. Tauſende von Akten bilden in dieſem Prozeß das zu unter⸗ 
ſuchende Material. Hunderte von Zeugen ſind zu vernehmen. Ein 
Beamter der Staatsanwaltſchaft iſt faſt nur mit dieſen Sachen wochen⸗ 


— 32 — 


ja monate=, vielleicht ſogar jahrelang beſchäftigt, ebenſo ein Sachver⸗ 
ſtändiger, beide mit dem zugehörigen Stab von Mitarbeitern. Wie⸗ 
viel Richter und ſonſtige Beamten werden ſich noch in dieſem Vorver⸗ 
fahren betätigen! Wie lange wird dieſes Verfahren, wenn es zur 
Hauptverhandlung kommen ſollte, auch noch das Prozeßgericht be⸗ 
ſchäftigen, und was wird ſchließlich dabei herauskommen? Hätten 
die Zivilgerichte frühzeitig mit aller Schärfe hier aufgeräumt, wäre 
man rückſichtslos in den Ermittlung verfahren gegen die Werkzeuge 
des Schloßmann eingeſchritten, dann wäre dieſes jüngſte Maſſenauf⸗ 
gebot nicht nötig, dann brauchte einen auch nicht die unendliche Arbeit 
zu verdrießen, wenn auch dieſes Verfahren nicht zu dem gewünſchten 
Erfolg führen ſollte, nämlich zur Verurteilung des Hauptbeſchuldigten, 
vielmehr nur zur Verurteilung einiger kleiner Betrüger. Dieſe Be⸗ 
fürchtung dürfte auf Grund des ſo überaus unbefriedigenden Ausganges 
ähnlicher Prozeſſe, insbeſondere des Rieſenprozeſſes gegen die Fürther 
Automaten⸗Schwindler vor der Strafkammer des Landgerichts Koblenz 
5 J 94/12) nicht unbegründet ſein. Auch hier gingen die Haupt⸗ 
übeltäter leer aus. Nur einige arme Agenten, die Opfer des Syſtems, 
erreichte das Schickſal. Klingt es nicht wie eine Verhöhnung aller 
geſchäftlichen Moral, zu hören, daß in dieſem Rieſenſtrafprozeß, der 
eine Hauptverhandlung von 42 Tagen erforderte, der Geh. Kommerzien⸗ 
rat Joſef Schloßmann als Sachverſtändiger über das kaufmäniſche 
Geſchäftsgebaren der Hauptangeklagten vernommen wurde? Würde 
dies möglich geweſen ſein, wenn das Gericht den Herrn Schloßmann 
gekannt, wenn man ſich vor der Beſtellung des Schloßmann auch 
einmal über ihn erkundigt hätte? Auch hier wäre unzweifelhaft Recht 
ſtatt „Recht“ zu Ehren gekommen, wenn man frühzeitig und rück⸗ 
ſichtslos zugegriffen hätte. 


Erhöhung des geſetzlichen Zinsfußes. 
Von Landrichter Dr. jur. und phil. Bovenſiepen, Kiel. 


Wie auf ſo vielen anderen Gebieten, ſo hat der Weltkrieg auch 
auf dem des geſamten Finanz⸗ und Geldweſens eine geradezu um⸗ 
wälzende Wirkung ausgeübt. Eine Umwertung aller Werte hat 
ſich hier vollzogen. Durch die Knappheit der Waren und Lebens⸗ 
mittel zufolge unſerer Abſchneidung vom Weltmarkte, durch die außer⸗ 
ordentlich ſtarke Notenausgabe iſt der Wert des Geldes zwar einerſeits 
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ſehr geſunken, andererſeits aber herrſcht doch zufolge der ungeheuren 
finanziellen Bedürfniſſe des Reichs auf dem Gebiet der Kriegsführung 
amd der Gemeinden für Fürſorgezwecke eine außerordentlich große 
Nachfrage nach Geld, die, alles in allem genommen, die auf das 
Sinken des Geldwerts gerichtete Bewegung weit überwiegen würde. 
Nach Leihkapitalien herrſcht zurzeit ein immer ſteigender Bedarf, die 
Nachfrage überſteigt bei weitem das Angebot. Gute erſtklaſſige Hypo⸗ 
theken ſind unter 5 Proz. bis 6 Proz. Zinſen kaum noch aufzu⸗ 
treiben, für nicht ganz ſichere zweitſtellige Hypotheken müſſen annähernd 
10 Proz. gezahlt werden. Das Deutſche Reich entrichtet für ſeine 
mündelſicheren Kriegsanleihen volle 5 Proz. Zinſen. Gerät der Geld⸗ 
gläubiger infolge Zahlungsverzugs ſeines Schuldners in Verlegen⸗ 
heiten, ſo muß er ſelber auf dem Geldmarkte mindeſtens 6 Proz. 


Zinſen entrichten. Widerſinnig geradezu und unbillig in hoͤhem Grade 


iſt es daher, wenn der ſäumige im Verzuge befindliche Schuldner 


feinerſeits feinem Gläubiger kraft Geſetzes nur 4 Proz. und bei Kauf⸗ 


leuten für beiderſeitige Handelsgeſchäfte nur 5 Proz. Zinſen zu ent⸗ 
richten braucht. Das iſt im Grunde genommen eine Prämie für feine 
Saumſeligkeit! Unbedingt erforderlich erſcheint daher eine entſprechende 
Heraufſetzung des geſetzlichen Zinsfußes im bürgerlichen wie im Handels⸗ 
kecht. Die Beſtimmung der Höhe wäre am beſten auf Grund des 
„Ermächtigungsgeſetzes“ vom 4. Auguſt 1914 dem Bundedrate zu 
überlaſſen. So würde die durch die wirtſchaftlichen Verhältniſſe und 


ihr Schwanken unbedingt gebotene Beweglichkeit des Zinsfußes ge⸗ 


währleiſtet werden. Der ganze Apparat der Reichsgeſetzgebung als 


folder. wäre entſchieden zu ſchwerfällig. 


Geſetzliches Vorkaufsrecht des Staates und der Gemeinden 
beim Sitzwechſel ländlicher Grundſtücke. | 
Von Landrichter Dr. jur. und phil. Bovenſ iepen, Kiel. 


Der gegenwärtige Weltkrieg hat ſo recht deutlich die für das 
Durchhalten unſeres ganzen deutſchen Volkes ausſchlaggebende Be⸗ 


deutung unſerer einheimiſchen Landwirtſchaft vor Augen geführt. Wir 


wären alle längſt verhungert, wenn man, den einſeitigen Vorſchlägen 
unſerer Freihändler folgend, unſere Grenzen ſchutzlos dem Einſtrömen 
fremden Getreides geöffnet und darüber unſere einheimiſche Land⸗ 
wirtſchaft hätte verkümmern laſſen. Die engliſchen Zuſtände reden 
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für jeden, der ſehen will, eine furchtbar ernſte Sprache, nur 10 Proz. 
der geſamten engliſchen Bevölkerung iſt dort noch in der Landwirte 
haft tätig. Gerade unſer Bauernſtand bedarf eines beſonderes wirk⸗ 
ſamen Schutzes durch die Geſetzgebung, denn Gefahr droht ihm ein⸗ 
mal durch die gewerbsmäßigen Güterhändler und Güterſpekulanten 
und ſodann durch das unverkennbare Beſtreben unſeres ländlichen 
Großbeſitzes, ſich immer weiter auszudehnen. Gerade jetzt während 
des Krieges macht ſich ein beſonders reger Beſitzwechſel im mittleren 
und kleineren ländlichen Grundbeſitz geltend. Während noch die 
Söhne, Brüder und Väter unſeren heimiſchen Boden verteidigen, 
melden die Zeitungen faſt täglich Beſitzwechſel in einer Häufigkeit, 
die faſt an die Gründerperiode in den Städten in den 70er Jahren 
erinnern. Der fo dringend nötigen inneren Koloniſation werden durch 
dieſe Aufſaugung des mittleren und kleineren Beſitzes einerſeits durch 
den Großgrundbeſitz und andererſeits durch feine weitgehende Par 
zellierung die größten Schwierigkeiten in den Weg gelegt, das für 
ihre planmäßige Fortführung unbedingt erforderliche Land wird ihr 
einfach entzogen. Auch an der Erhaltung eines lebenskräftigen mitt⸗ 
leren und kleineren Bauernſtandes beſteht ſozialpolitiſch und politiſch, 
wie nicht weiter ausgeführt zu werden braucht, ein ganz dringendes 
allgemeines Intereſſe. Zur Bekämpfung der nur kurz erwähnten 
Uebel: Güterſchlächterei und Bauernlegen durch den Großbeſitz, wie 
wir dieſed namentlich durch raſch reich gewordene ſtädtiſche Groß⸗ 
kapitaliſten zu befürchten haben, wäre die Einräumung eines binnen 
einer kurzen Friſt, etwa einer Woche, auszuübenden geſetzlichen Vor⸗ 
kaufsrechts zugunſten des Staates und der Gemeinden zu erſtreben. 
Dieſe könnten dann das betreffende Land gemeinnützigen Siedelungs⸗ 
geſellſchaften zur Förderung der inneren Koloniſation zuweiſen. Der 
gewerbsmäßige Güterhandel wäre konzeſſionspflichtig zu machen und 
einer ſtrengen Beauffihtigung zu unterwerfen. Im Königreich Bayern. 
ſind die hier für das ganze Deutſche Reich geforderten Maßnahmen 
bereits durch das ſeit dem 1. Oktober 1910 in Kraft ſtehende Güter⸗ 
zertrümerungsrecht (vgl. hierüber DIZ. 1910 S. 868 und 1911 
S. 138) geltendes Recht. Nach Zeitungsnachrichten hat es ſich 
ausgezeichnet bewährt. | | 


„ Rechtshofs Wiedererwachen. 

Von A. Zeiler, Erſtem Staatsanwalt in Zweibrücken. 

| Im Februar 1914 hatte ich in der DRZ. das Ergebnis meiner 
Umfrage über den Rechtshof mitgeteilt. Ich war peinlich beſtrebt 
geweſen, eine voreinnehmende Weile der Frageſtellung zu vermeiden, 
aber die Antworten ſind gleichwohl derart ausgefallen, daß keiner 
der Gegner die Behauptung wagen dürfte, die Umfrage hätte nach 
Zahl oder Gewicht der Stimmen zu einer überwiegenden Ablehnung 
geführt. Inzwiſchen iſt die ſchwere Kriegszeit über die Welt herein⸗ 
gebrochen und hat Fragen ganz anderer Art in den Vordergrund 
gerückt. Vom Rechtshofgedanken war ſeither wenig die Rede, und 
es ſchien, als ob erſt der Friedensſchluß ihn aus feinem Winterſchlaf 
erwecken würde. Erſt jüngſt noch meinte Schiffer in einer Be⸗ 
ſprechung der von ihm angeregten Reichstagsforderung vom 4. No⸗ 
vember 1916 auf Schaffung einer Auskunfterteilung über Kriegs⸗ 
verordnungen (in der DIZ. 1916 Sp. 1103): die Frage des Rechts⸗ 
hofs möge der Friedenszeit vorbehalten bleiben. 

Und nun ſind es doch gerade die Rechtsverhältniſſe der Kriegs- 
zeit, die fie unerwartet wieder wachgerufen haben. Denn wer ſich 
über Durchführbarkeit und Ausführungsweiſe jener Reichstagsforderung 
klar werden will, wird nicht umhin können, die geforderte Einrichtung 
mit dem Plan eines Rechtshofs zu vergleichen, um danach erſt jene 
Fragen zu entſcheiden. 


Beide Einrichtungen verfolgen dasselbe Ziel: eine möglichſte 
Sicherung des Rechtsverkehrs und ſeine Erleichterung gegenüber den 
Mißſtänden eines allzuſehr mit Zweifelfragen durchſetzten Rechts. 
Faſt gleichzeitig mit der Veröffentlichung meiner Umfrage iſt von 
Stein ein Aufſatz erſchienen (in der LZ. 1914 Sp. 313 ff.), der 
über den Rechtshofgedanken abſpricht und dabei ein gewiſſes Be⸗ 
fremden, das mit etlichem Spotte gemiſcht iſt, darüber äußert (Sp. 318), 
daß Schiffer entgegen einer neueren Geſtaltung des Rechtslebens, 
die den Richter freier ſtellt gegenüber dem Rechte, gleichwohl in einer 
Beſprechung und Begründung des bekannten Baſſermann⸗Schifferſchen 
Antrags „zur Beſchleunigung der Rechtspflege“ auf meinen Rechts⸗ 
hofvorſchlag zurüdgreife: „Schiffer müſſe die Leiden von Handel, 
Induſtrie und Gewerbe unter dem jetzigen Zuſtand tiefer empfinden 
als andere Juriſten.“ Inzwiſchen hat der Krieg jene unendliche 
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Flut von Verordnungsrechtsſtoff gebracht, in einer Fülle, die ſich | 


kaum jemand hätte träumen laſſen. Es wird niemand geben, der 


dieſen ganzen Stoff beherrſchte. Der Rechtsverkehr aber iſt ſchon 
ohnehin gegenüber den Friedensverhältniſſen fo vielfach erſchwert, 


daß ſelbſt dem geſetzestreueſten Staatsbürger Zeit und Kraft fehlt, ſich 


auch nur über die ihn ſelbſt unmittelbar angehenden Teile des rieſigen 


Rechtsſtoffs vollkommen klar zu werden, ganz abgeſehen davon, daß 


dem ſchon objektiv die Art dieſes Rechts im Wege ſteht, das Zu⸗ 
ſammentreffen der vielerlei Verordnungen und das Ineinanderfließen 
von ſolchen der verſchiedenſten Behörden. Jedenfalls wird ſich der 


leiſe Spott, den Stein über die Rückſicht auf das Bedürfnis der 


Verkehrsſicherheit glaubte üben zu dürfen, gegenüber dem heutigen 


Verordnungsdurcheinander nicht hervorwagen dürfen. Wohl weiß 


man, daß ſelbſt einſtimmige Meinungs⸗ und Willenskundgebungen 
einer Körperſchaft mit Zurückhaltung beurteilt werden müſſen. Aber 


man wird auch nicht ſagen wollen, daß der Einſtimmigkeit, mit der 


der Reichstag mit ſeinem Beſchluſſe vom 4. November die Abhilfe gegen 
den ſchweren Uebelſtand der Rechtsunſicherheit gefordert hat, kein 


Gewicht beigemeſſen werden dürfte. 


Der Uebelſtand beſteht, er iſt ſchwer, es if erwünſcht, ja dringend 


geboten, daß hier etwas ernſtliches geſchehe, um den Verkehr auf 


ſicherere Grundlagen zu ſtellen und den Einzelnen zum mindeſten der 


Gefahr zu entrücken, daß er bei allem Geſetzlichkeitsſinn hinterher gar 
mit dem Strafrichter Bekanntſchaft mache. Dies iſt das Ziel des 
Reichstagsbeſchluſſes. Der Weg aber, auf dem das Ziel erreicht 
werden ſoll, iſt, kurz geſagt, der, daß gewiſſe Stellen dem Einzelnen 
auf Verlangen eine Auskunft darüber zu geben hätten, ob ein von 
ihm beabſichtigtes Handeln nach den geltenden Beſtimmungen zuläſſig 


fei; mit der Wirkung, daß ihm damit ein Schuzbrief gegeben wäre 


gegen abweichende Auffaſſungen der Strafgerichte. Der ſo in Aus⸗ 
künften niedergelegte Rechtsſtoff aber ſollte durch öffentliche Bekannt⸗ 


gabe auch der Allgemeinheit fernerhin zur oa des Rechtslebens 


werden. 


Gegenüber dieſem Verlangen des Reichtstags alſo erhebt ſich die 


Frage, ob die gewünſchte Abhilfe überhaupt möglich und ob im be⸗ 


ſonderen der vorgeſchlagene Weg gangbar oder etwa jener Regelung 


‚eine Einrichtung im Sinne meines Rechts hofvorſchlags vorzuziehen iſt. 
Ich halte den Gedanken des Reichstags für undurchführbar. 
Ich will mehrere Schwierigkeiten hier unerwähnt laſſen, aber auf 
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eine, wie mir ſcheint, ausſchlaggebende, muß mit Nachdruck hinge⸗ 


wieſen werden, da es mir mannigfache Erfahrungen in der 


Strafrechtspflege zur Pflicht machen. Es iſt die ſchwere 


Gefahr eines Mißbrauchs der Einrichtung, der durch nichts ausreichend 
vorgebeugt werden könnte und die derart iſt, daß damit die Wirk⸗ 
ſamkeit und der Ernſt des Kriegsverordnungsrechts zu einem be⸗ 
denklichen Teile in Frage geſtellt würde. Natürlich gibt es eine gewiß 


nicht kleine Zahl von Fällen, in denen eine Auskunft der gedachten 


Art ohne irgendwelche Bedenken erteilt werden könnte. Aber häufig, 


vielleicht häufiger als jene Zahl, find die Fälle, in denen eine ſolche 
ſichere Auskunft nicht möglich iſt. Eine geringe Abweichung von 
dem Sachverhalt, von welchem die Stelle bei Erteilung der Auskunft 


ausgegangen iſt — und was hiernach erlaubt war, ſchlägt ins Gegen⸗ 


teil um. Wer je die Anfrage eines Rechtsunkundigen zu beantworten 


hatte, ob er in der oder jener Weiſe handeln dürfe, wird ſich des 
Unbehagens erinnern, eine Auskunft gegeben zu haben, die die Quelle 


von Ungelegenheiten werden könnte, wenn der Handelnde den „Frei⸗ 
brief“ nicht ganz ſcharf ſo auffaſſen würde, wie er erklärt war, und 
in ſeinem Handeln von dem abweichen ſollte, wie es ſich der Er⸗ 
teiler der Auskunft vorgeſtellt hatte. Denn wie leicht kann der 
Handelnde in ſeiner Geſetzesunkunde über die Grenze geraten, die 
das Gute vom Böſen ſcheidet! Und er iſt leicht gerade durch die 
Erteilung der Auskunft in Sicherheit gewiegt und unterläßt weitere 
Ueberlegung, die ihn ſonſt von ſeinem — objektiv nun rechtswidrigen 
— Handeln abgehalten hätte. Er wird ſich im Gefühl feine? 


guten Rechts auf. den Schutzbrief berufen. Und mit Erfolg. Das 


ſind die milden, vielleicht wirklich als harmlos zu bezeichnenden Fälle. 
Aber was hier nur Irrtum und Mißverſtändnis war, kann in einem 
andern Falle bewußte Ausnützung oder gar Erſchleichung des Schutz⸗ 
briefs zu verbotenem Treiben ſein; und beſtünde erſt einmal die 


förmliche Einrichtung einer ſolchen Rechtsauskunft, ſo würde die 


Geriſſenheit gewiſſer Kreiſe ſie leicht weidlich auszunützen verſtehen. 


Haben wir doch in dieſen Kriegszeiten Beiſpiele die Menge erlebt, 


wie ein unlauterer Geſchäftsverkehr immer neue Wege fand, das 
Unerlaubte zu treiben und durch die Maſchen der Verordnungen und 
hrer Strafdrohungen aalglatt durchzuſchlüpfen. | 

Alſo der Weg, den der Reichstagsbeſchluß verlangt, wird mit 
dem beſten Willen nicht eröffnet werden dürfen, ſo ſehr gerade er 
dem Verkehr gedient hätte durch das hohe Maß von Sicherung, 
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das er gegen ſtrafgerichtliche Ueberraſchungen zu bieten vermöchte ). 
Geringer wäre demgegenüber der Schutz, den eine rechtshof⸗ 
artige Einrichtung böte. Hier könnte grundſätzlich eine Aus⸗ 


Ekunfterteilung an den Einzelnen in dem Sinne, daß ihm damit ein 


Schutzbrief für künftiges Handeln ausgeſtellt würde, nicht in Frage 
kommen. Ihr Wirken könnte vielmehr nur das ſein, daß — ſei 
es auf Antrag oder Anregung des Einzelnen, ſei es von Amts wegen 
— irgendeine Stelle (die eigens hierzu geſchaffen würde oder, hier 
weit beſſer, jede Stelle für den Verordnungsrechtsſtoff, der von ihr 
ſelbſt ausgegangen iſt) aufgetauchte Rechtszweifel durch all gemein 
gefaßte und allgemein bindende Erlaͤuterungsſprüche zu klären hätte, 
ſo daß ſich alſo fernerhin jedes Handeln auf der Grundlage eines 
nunmehr ſichereren objektiven Rechts weniger beſorgt und gefahrvoll 
als unter dem vorigen Rechtszuſtand abſpielen würde. 
Wir brauchen hier nicht die nähere Geſtalt einer ſolchen rechts⸗ 
hofartigen Einrichtung zu beſprechen, wie fie ſich gerade für die Sonder⸗ 
art des Kriegsverordnungsrechts empfehlen würde. Sie würde kaum 
viel Schwierigkeiten machen, ſofern man es einmal über ſich gewänne, 
gewiſſe grundſätzliche Bedenken zurückzuſtellen, die manche noch gegen 
den Rechtshofgedanken überhaupt hegen. Ich meine aber, daß 
wenigſtens gegenüber der Eigenart des Kriegsverordnungsrechts und 
insbeſondere dem hohen Grade von Verworrenheit dieſes Rechts 
mancher ſonſtige Gegner nachgiebiger geſtimmt ſein möchte. | 
Immerhin mag es geboten fein, auf den Haupteinwand gegen 
den Rechtshofgedanken (den einzigen wohl, der Widerlegung verdient) 
noch kurz zu erwidern, da auch Stein wieder das mehrfach Geſagte 
wiederholt hat. Es iſt der Warnruf, daß unter dem Wirken eines 
Rechtshofs „die Rechtsentwicklung erſtarren würde“. Nun gibt es 
gewiß nicht wenige Geſetzesbeſtimmungen, die vom Geſetzgeber „frei 
und anpaſſungsfähig gewollt waren“, und hier könnte freilich ein 
Spruch des Rechtshofs dem Richter die geſetzesgewollte Freiheit und 


1) Inzwiſchen hat denn auch der Bundesrat den vom Reichstag vor⸗ 
geſchlagenen Weg als ungangbar bezeichnet und eine (für ſich allein frei⸗ 
lich weit weniger ſichernde) Maßnahme getroffen. Die Ablehnung erfolgte 
mit der Begründung, es fehlten die Kräfte, um die Auskunftsſtellen ſach⸗ 
gemäß zu beſetzen. Auch könne eine zuverläſſige Auskunft nur dann er⸗ 
teilt werden, wenn der volle Sachverhalt mitgeteilt werde; die Anfrage 
aber würde in den meiſten Fällen eine erſchöpfende Darſtellung des Sach⸗ 
verhalts vermiſſen laſſen. 5 

Die vom Bundesrat geſchaffene Maßnahme bietet, wie gejagt, nur 
einen unzulänglichen Erſatz für das, was der Reichstag ſchaffen wollte. 
= En an bleibt darum die Frage zu löſen, die der vorliegende Auf- 
atz behandelt. 


Dem Recht feine Anpaſſungsfähigkeit verſchränken. Aber die Geſetzes⸗ 
Heſtimmungen dieſer Art bilden nicht die Mehrheit. In der Regel 
will vielmehr der Geſetzgeber das, was er beſtimmt, als feſte und 
ſichere Grundlage des Rechtsverkehrs. Wo dieſes Ziel gleichwohl 
nicht erreicht iſt, hatte es. der Geſetzgeber an einer forgfältigen und 
ſcharfen Wortfaſſung fehlen laſſen, oder der Stoff war für eine ſcharfe 
Reglung in Wirklichkeit nicht geeignet, oder es wurde das Ineinander⸗ 
fließen verſchiedenartiger Vorſchriften überſehen, oder auch es iſt erſt 
ſpäterhin durch die Schaffung neuen Rechtsſtoffes oder das Auftreten 
neuer Verkehrserſcheinungen die Unſicherheit entſtanden. Hier ent⸗ 
ſpricht dann eine Unſchärfe der Rechtsvorſchriften fo wenig dem Willen 
des Geſetzgebers wie dem Bedürfnis des Rechtsverkehrs. Und wenn 
Dann ein Spruch des Rechtshofs nachholte, was der Geſetzgeber unter⸗ 
laſſen hat, wenn er genau das tut, was der Geſetzgeber tun könnte 
und ſollte, ſofern es ihm nicht durch die Schwerfälligkeit und Fähr⸗ 
lichkeiten ſeines Weges verleidet wäre — ſoll auch dies die Rüge 
verdienen, daß damit die Rechtsentwicklung erſtarre? Jedes Jahr 
bringt eine Fülle neuen Rechtsſtoffes, und ein großer Teil davon dient 
zum Erſatz für eine bisherige Reglung beſtimmter Rechtsgebiete. Jede 
ſolche Neureglung bringt dem Geſetzgeber zugleich auch die Aufgabe, 
die meiſt vorhandenen Unklarheiten des bisherigen Rechtszuſtands, die 
den Verkehr beeinträchtigen, durch andere, beſſere, ſchärfere Faſſung 
der Vorſchriften fürder zu vermeiden, ſoweit nicht ausnahmsweiſe be⸗ 
ſondere Gründe dafür ſprechen, die beſtehende „Anpaſſungsfähigkeit“ 
zu erhalten oder gar zu erhöhen — oder auch der Geſetzgeber mutig 
vor Schwierigkeiten zurückweicht und ihre Ueberwindung bequemlich 
det Wiſſenſchaft und Rechtſprechung überläßt“. Jede Neureglung 
aber, die bisherige Rechtszweifel hebt, verfiele alſo genau ſo der Rüge 
einer Erſtarrung der Rechtsentwicklung, wie fie mit anderen Stein 
gegen das Wirken eines Rechtshofs erhebt. Natürlich kann es dem 
weiſeſten und vorſichtigſten Geſetzgeber begegnen, daß er ſich bei ſolcher 
ſchärferen Neufaſſung der Rechtsvorſchriften vergreife; aber im allge⸗ 
meinen wird noch niemand den Geſetzgeber darum getadelt haben, 
daß er Streitfragen beſeitigte, die bisher ein Kreuz des Rechtsverkehrs 
gebildet hatten. Alſo ſoll man auch den Rechtshof nicht ſchelten, der 
zu derſelben verkehrfördernden Arbeit berufen iſt — ſoll es wenigſtens 
ſo lange nicht, als nicht üble Erfahrungen mit ſeinem Wirken das 
Recht geben, zu ſagen, daß er ſich töricht zupackend auf jede Streit⸗ 
frage ſtürze, die ihm in den Weg komme, möchte ſie zu einer klaren 
Löſung ſich eignen oder nicht. | 
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Steins Schlußfolgerung kommt mir ſo vor, wie wenn jemand 


vom Fahrrad nichts als den Gummi ſähe. Die federnden Reifen 


find nützlich und wertvoll, und man wird's dabei laſſen. Bekanntlich 
war das nicht immer ſo. Das erſte Fahrrad war eitel Druckfeſtigkeit 
und Starre; man nannte es drum Knochenſchüttler. Das entſprach 
dem Zuſtand eines urtümlichen Rechts, da es noch hieß „Aug um 
Auge, Zahn um Zahn“, der Dieb ſchlechthin an den Galgen kam, 
und bei einer wie immer verübten vorſätzlichen Tötung der Täter dem 
Schwerte verfallen war. Andre Zeiten andres Recht. Für weite 
Gebiete, in vielen Einzelheiten, trat Nachgibigkeit und Anpaſſungs⸗ 
fähigkeit an die Stelle der Starrheit. Aber der Grundbau mußte 
ſeine Traghaftigkeit behalten. Noch ſind die wichtigſten Teile auch 
beim Rade unſchmiegſam und feſt, Eiſen und Stahl, und müſſen's 
ſein. Ja es iſt denkbar, daß die Entwicklung — hier wie dort — 
zur Erkenntnis fährt, es ſei des Nachgiebigen etwas zu viel geworden, 
und man macht einen Schritt zurück; auch beim Rade hatte man's 
einmal vorübergehend mit einer ſtarken Feder am Rahmenbau ver⸗ 
ſucht. Sicher jedenfalls iſt (um den Vergleich mit dem Rad zu ver⸗ 
laſſen): Wer nicht die Kühnheit hat, zu behaupten, daß alles Recht 
— in all feinen Einzelbeſtimmungen — um ſegensreich zu wirken, 
unklar und unſcharf ſein müſſe; wer zugeben muß, daß das Beſtehen 
von Rechtszweifeln den Verkehr und das Rechtsleben ſehr oft und 
gar überwiegend ftöre: der hat kein Recht, das Verlangen nach einer Stelle 
abzulehnen, die berufen fein ſoll, die ſchädlichen Streitfragen aus⸗ 
zumerzen. Wer aber einer mit Sachkunde aufgebauten Amtöftelle 
die Befähigung abſprechen will, mit geringen Ausnahmefällen die 
geeignete Auswahl zu treffen, der müßte mit unerbittlicher Denknot⸗ 
wendigkeit und grundſätzlich auch alle Arbeit der Geſetzgebung ver⸗ 
werfen und den Verkehr auf eine von allen feſten Regeln freie Ent⸗ 
faltung verweiſen. Zwar wird die Geſetzgebung nicht ſelten — ab⸗ 
weichend von der Aufgabe eines Rechtshofs — die Bahnen, auf 
denen der Verkehr ſich vollzieht, ganz umlegen und neu geſtalten; 
aber ein großer Teil ihrer Arbeit (und gewiß nicht der unwichtigſte) 
iſt es doch, nur die alten Wege, wo ſie holprig waren oder Braune 
find, zu glätten und zu ſichern. 

Das gilt ſchon für das Rechtsleben und ſeine Ordnung im all⸗ 
gemeinen, galt für den Friedensverkehr und feine Geſetze. Viel mehr 
noch trifft es aber zu für die Sonderart des Ktiegsverordnungsrechts. 
Die Raſchheit ſeiner Entſtehung, die Neuheit vieler Maßnahmen, der 
Mangel an Vorbildern und Erfahrungen, und nicht zuletzt die Viel⸗ 


heit und Vielgeſtaltigkeit all der Beſtimmungen bringen in erhöhtem 
Maße die Rechtszweifel und damit die Notwendigkeit, die dem Ver⸗ 
kehr gewieſenen Bahnen, wo es fehlt, nach Möglichkeit und ohne Zö⸗ 
gern, zu glätten und zu ſichern. Darum hat hier zum Widerſtand 
gegen den Rechtshofgedanken auch der kein Recht, der ſich für den 
regelmäßigen Rechtsverkehr von lehrhaften Bedenken nicht frei⸗ 
machen kann. | 

Noch ein paar kurze Worte zu einem andern Einwand, den 
Stein erhebt: daß der Rechtshof „aus ſich heraus Recht ſchaffe, ohne 
doch Geſetzgeber zu ſein“; denn zum Weſen des Geſetzgebers gehöre, 


ſouverän zu beſtimmen, was Recht werden ſolle, alſo ſich auch über. 


das beſtehende Recht hinwegſetzen zu dürfen. Ich habe ſchon in meiner 
erſten Veröffentlichung, in der ich beſcheidentlich den Rechtshofgedanken 
angeregt habe, ſelbſt darauf hingewieſen, daß dabei eine Miſchung 
von Geſetzgebung, Verwaltung und Rechtſprechung beſtehe. Wer alſo 
jeden dieſer Begriffe fein fäuberlih für ſich halten will, kommt in 
Verlegenheit. Beſteht aber wirklich ein Weſens unterſchied zwiſchen 
der Machtbefugnis etwa des Bundesrats, innerhalb der vom Geſetz 
ihm geſteckten Grenzen ausfüllende Verordnungen zu erlaſſen, und 
der dem Rechtshof zugedachten Aufgabe? Schafft doch ſchließlich auch 
die bloße bindende Auslegung immer zugleich neues Recht, indem ſie 
dem beſtehenden (bis dahin ungewiſſen und ſchwankenden) Rechtszu⸗ 
ſtande einen feſten und möglicherweiſe in Wahrheit neuen und andern 
Sinn verleiht! Der Bundesrat iſt, ſofern er jene Befugnis ausübt, 
der Sache nach Geſetzgeber, obwohl doch auch er ſich nicht „über das 
beſtehende Recht hinwegſetzen“ darf. Gewiß iſt der Bundesrat hier 
noch freier, als es der Rechtshof wäre, aber nur dem Grade nach, 
im übrigen gebunden auch er — „und doch Geſetzgeber“! Es geht 
nicht an, den Vorſchlag deshalb abzulehnen, weil er ſich nicht in die 
herge brachte Einteilung fügen will. Fordert das Leben und die Weitere 
entwicklung des Beſtehenden eine neue Geſtaltung, ſo muß ſich die 
Einteilung wandeln, nicht dieſer das Bedürfnis weichen. Wie es 
der Zufall fügt: auch der vaterländiſche Hilfsdienſt hat uns eine 
ähnliche Neuerung beſchert. Was die Regierung zur Durchführung 
beſchließt, bedarf der Zuſtimmung eines eigenen Reichstagsausſchuſſes. 
„Es liegt — ſagt Hachenburg dazu — ein Zwiſchending vor zwiſchen 
einer durch den Bundesrat allein erlaſſenen Verordnung und einem vom 
Reichstag genehmigten Geſetz. Die außerordentliche Zeit verlangt 


nicht nur außerordentliche Mittel; ſie bringt auch außerordentliche Er⸗ 
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ſcheinungen auf dem Gebiet des öffentlichen Rechts hervor.“ N Und 


was die Kriegszeit kann, iſt auch der Friedensordnung des öffentlichen 
Rechts nicht verwehrt: einen alten und zu eng gewordenen Rahmen 
zu fprengen, wenn's eine gute Neuordnung fordert. 


Zum Begriff des Kriegsverrates im Reichs ſtrafgeſetzbuch 
und im Militärſtrafgeſetzbuch. 

Von Rechtsanwalt Dr. Werneburg, Cöln a. Rh. | 

Das Reichsſtrafgeſetzbuch gebraucht nicht den Ausdruck Kriegs⸗ 


verrat, behandelt vielmehr Delikte gegen den Staat in dem erſten 


Abſchnitte des zweiten Teiles unter der gemeinſamen Ueberſchrift 
„Hochverrat und Landesverrat“, ohne im einzelnen noch weitere Ab⸗ 
ſtufungen zu machen, und zwar in den SS 80—86 den Hochverrat 
und in den 88 87—92 den Landesverrat, wobei dann der hieran 
ſich noch anſchließende § 93 für beide Delikte maßgebende Beſtimmungen 
trifft. Bei dem Landesverrat wird in der Wiſſenſchaft herkömmlicher⸗ 
weiſe zwiſchen dem „militäriſchen“ und dem „diplomatiſchen“ Landes⸗ 
verrat unterſchieden, wobei unter den erſteren die Beſtimmungen der 
85 87—91 StGB. fallen, während der diplomatiſche Landesverrat 
in dem 8 92 StGB. behandelt wird (v. Liſzt, Lehrb. § 166 S. 540; 


Meyer⸗Allfeld § 118 S. 541). Hierzu iſt jedoch zu bemerken, 


daß dieſe Einteilung nicht eine ganz genaue und ſtets zutreffende iſt. 
Denn es iſt ſehr wohl möglich, daß das Delikt aus § 92 StGB. 
ſich zugleich als militäriſcher, alſo nicht nur diplomatiſcher Landes⸗ 
verrat ſeiner Natur nach kennzeichnet, um ſo mehr, als ja dieſe Be⸗ 
ſtimmung in Ziff. 1 ſogar ausdrücklich unter den bezeichneten Urkunden 
Feſtungspläne hervorhebt, die von dem Täter einer anderen Regierung, 
mag dieſe auch z. B. nur eine neutrale Regierung ſein, mitgeteilt 
werden, fo daß alſo auch das Delikt aus § 92 für das Deutſche Reich 
in ſeiner rein militäriſchen Stellung dem Ausland gegenüber ſchädigende 
Wirkungen haben kann. Es iſt alſo v. Kries (Zeitſchr. f. d. geſ. 
Strafrechtsw. 7, 598) darin beizuſtimmen, daß dieſe Unterſcheidung 
in militäriſchen und diplomatiſchen Landesverrat kaum irgendwelche 
Berechtigung hat, zumal ja auch das Geſetz ſelbſt eine derartige Unter⸗ 
ſcheidung gar nicht gemacht hat. Sachlich zutreffender dürften da⸗ 
her wohl die von v. Calker (Vergleichende Darſtellung des deut⸗ 
ſchen und ausländiſchen Strafrechtes 55) vorgeſchlagenen Bezeich⸗ 
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nungen zur Kennzeichnung und Unterscheidung der in den 88 87—92 
StGB. behandelten Delikte fein, die dahin gehen: §87 landes verräteriſche 
Friedensgefährdung, § 88 landesverräteriſche Waffenhilfe, § 89 einfache. 
landes verräteriſche Begünſtigung, § 90 qualifizierte landesverräteriſche 
Begünſtigung, § 92 Ziff. 1 und Geſetz vom 3. Juli 1893 landesver⸗ 
räteriſche Geheimnisverletzung, § 92 Ziff. 2 landesverräteriſche Be⸗ 
weisvernichtung, § 92 Ziff. 3 landes verräteriſche Untreue. 

Unter den Delikten der 88 87—92 StGB. nehmen nun diejenigen 
eine beſondere Stellung ein, die unter dem gemeinſamen Namen 
„Kriegsverrat“ zuſammengefaßt werden. Zu ihrem objektiven Tat⸗ 
beſtande gehört, wie ſich ſchon aus dem Wort Kriegs verrat von ſelbſt 
ergibt, daß dieſe Delikte von dem Täter zur Zeit Lines gegen das 
Deutſche Reich ausgebrochenen Krieges verübt werden. Dieſes Tat⸗ 
beſtandsmerkmal eines gegen das Deutſche Reich ausgebrochenen 
Krieges enthalten nach ausdrücklicher Hervorhebung von dem Geſetz die 
§§ 87, 88, 89, 90 und 91 (letztere beiden Paragraphen durch Bezugnahme 
und zwar erſterer durch Bezugnahme auf den $ 89, letzterer durch 
Bezugnahme auf die 8$ 87, 89 und 90). Da Vorausſetzung dieſer 
Beſtimmungen ſomit durchweg die kriegeriſche Stellung des Reiches 
als Angriffsobjekt feitens des Täters iſt, ſo iſt hier die Bezeichnung 
dieſer Delikte als „Kriegsverrat“ zutreffend und gerechtfertigt (Binding 
2, 467 ff.). Zu beachten iſt jedoch, daß auch der Tatbeſtand des 
§ 92 StGB. ſich nach der Sachlage als ein ſolcher Kriegsverrat 
darſtellen kann, dann nämlich, wenn ſich das Reich in kriegeriſcher 
Poſition befindet, und beiſpielsweiſe die hier genannten Feſtungspläne 
von dem Täter, der weiß, daß ihre Geheimhaltung einer anderen 
(nicht feindlichen — dann läge der Tatbeſtand des § 90 Ziff. 4 vor 
— z. B. einer neutralen Regierung, oder einer ſolchen, mit der während 
des Krieges die diplomatiſchen Beziehungen abgebrochen worden ſind) 
Regierung gegenüber für das Wohl des Deutſchen Reiches oder eines 

Bundesſtaates erforderlich iſt, dieſer⸗Regierung mitteilt oder öffentlich 
bekannt macht (f. o.); denn daraus, daß dieſe Beſtimmung des § 92 
nicht ausdrücklich den Ausbruch eines Krieges gegen das Deutſche 
Reich hervorhebt, kann noch nicht allein gefolgert werden, daß dieſes 
Delikt nur in Friedenszeiten begangen werden könnte, zumal eine 
ausdrückliche Einſchränkung in dieſem Sinne nach der Wortfaſſung 
fen Paragraphen von dem Geſetzgeber gar nicht gemacht worden iſt. 

Im Gegenſatz zu dem Reichsſtrafgeſetzbuch werden von dem 
Reichsmilitärſtrafgeſetzbuch verſchiedenartige Delikte unter dem ge⸗ 
meinſamen Ausdruck und dieſer Bezeichnung als Kriegsverrat be⸗ 


handelt; denn dieſes Geſetz faßt in ſeinem zweiten Teil und erſten 


Titel unter dem erſten Abſchnitt mehrere militäriſche Verbrechen und 
Vergehen der Perſonen des Soldatenſtandes unter der ausdrück⸗ 
lichen Bezeichnung Hochverrat, Landesverrat und Kriegsverrat zu⸗ 
ſammen. Während aber der $ 56 MStGB. durch feine Beſtim⸗ 
mung, daß auf eine Perſon des Soldatenſtandes (wozu gemäß $ 153 
MStGB. auch Militärbeamte zu rechnen find), welche ſich eines 
Hochverrates oder Landesverrates ſchuldig macht, die Vorſchriften 
des Deutſchen Strafgeſetzbuches (55 80 —90) Anwendung finden 
ſollen, lediglich ein gemeinſtrafrechtliches Reat enthält — er erſcheint 
mit Rückſicht auf den $ 3 RM StGB. und § 10 StGB. eigentlich 
als überflüſſig —, bezeichnet der $ 57 MStGB. ſpeziell den Landes⸗ 


verrat, der von einer Perſon im Felde begangen wird; aus der Faſſung 


dieſes Paragraphen, „wer im Felde einen Landesverrat begeht“, ergibt 
ſich, daß alle diejenigen Perſonen einen Kriegsverrat im Sinne des 


8 57 M StGB. begehen können, die dem Militärftrafgefegbuch über⸗ 


haupt unterworfen ſind. Demnach können Subjekte des Kriegsverrates 
im Sinne des § 57 MStGB. fein: 1. Alle Militärperſonen, alſo 


die Perſonen des Soldatenſtandes des deutſchen Heeres und der 


Kaiſerlichen Marine, die Militärbeamten ($ 153 M StGB.), die Per⸗ 
ſonen des Beurlaubtenſtandes in der Zeit, während welcher ſie ſich 
im Dienſt befinden, alſo vom Tage ihrer Einberufung an bis zum 
Tage ihrer Entlaſſung ($ 6 M StGB.), 2. die nicht zum deutſchen 
Heere bezw. zur Kaiſerlichen Marine gehörenden Offiziere à la suite, 
wenn und ſolange ſie zur vorübergehenden Dienſtleiſtung zugelaſſen 


find (§S 2 EG. z. MStGB.), 3. die Feldgendarmen und die Land⸗ 
gendarmen, letztere jedoch nur in den Gebietsteilen, in denen ſie vor 


Erlaß des Militärſtrafgeſetzbuches Militärperſonen waren, 4. alle die⸗ 
jenigen Perſonen, die ſich in irgendeinem Dienſt⸗ oder Vertragsver⸗ 
hältnis bei dem Beiegführenden Heere befinden, dort ſich aufhalten 
oder ihm folgen während eines gegen das Deutſche Reich ausgebrochenen 
Krieges (§S 155 RM StGB.), 5. die in Kriegszeiten zu dem krieg⸗ 
führenden deutſchen Heere zugelaſſenen ausländiſchen Offiziere und 
ihr Gefolge (8 157 MStGB.), 6. die Kriegsgefangenen (§ 158 
MStGB.), 7. die Angeſtellten eines Kriegsſchiffes, ſoweit fie nicht 
Militärperfonen find, 8. inländiſche und ausländiſche Zivilperſonen, 
die während ihres Aufenthaltes auf dem Kriegsſchauplatz eine der in 
den 88 57—59 und 134 bezeichneten Handlungen begehen, 9. Aus⸗ 
länder, die im deutſchen Heere Dienſte genommen haben. Bei letzteren 


iſt jedoch, wenn ſie nicht im deutſchen Heere Dienſt genommen haben, 
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zu beachten, daß gemäß § 160 MStGB. dieſe ſtrafbaren Handlungen 
im Sinne der bezeichneten Paragraphen von ihnen auf dem Kriegs⸗ 
ſchauplatze begangen ſein müſſen, um nach dieſen beurteilt werden zu 
können; haben ſie im deutſchen Heere Dienſte genommen, ſo braucht 
die Tat nicht auf dem Kriegsſchauplatz begangen zu ſein, vielmehr genügt 
auch hier Begehung im Felde. Ein Landesverrat gemäß 8 88 StGB. 
bzw. Kriegsverrat gemäß $ 57 MStGB. kann von einem Ausländer 
überhaupt nicht begangen werden, wie fi aus § 91 RStGB. ergibt. 
Was das Militärſtrafgeſetzbuch mit dem Ausdruck „im Felde“ bezeichnen 
will, ergibt ſich aus den 88 9 und 10 MStGB. Nach § 9 gelten näm⸗ 
lich die in dem MStGB. für ſtrafbare Handlungen im Felde ge⸗ 
gebenen Vorſchriften — Kriegsgeſetze — 1. für die Dauer des mobilen 
Zuſtandes des Heeres, der Marine oder einzelner Teile derſelben, 
2. für die Dauer des nach Vorſchrift der Geſetze erklärten Kriegszu⸗ 
ſtandes in den davon betroffenen Gebieten, 3. in Anſehung derjenigen 
Truppen, denen bei einem Aufruhr, einer Meuterei oder einem kriege⸗ 
riſchen Unternehmen der befehligende Offizier dienſtlich bekannt gemacht 
hat, daß die Kriegsgeſetze für fie in Kraft treten, für die Dauer dieſer 
Zuſtände, 4. in Anſehung derjenigen Kriegsgefangenen, welchen der 
höchſte an ihrem Aufenthaltsorte befehligende Offizier dienſtlich bekannt 
gemacht hat, daß die Kriegsgeſetze für ſie in Kraft treten. Im Falle 
der oben erwähnten Ziff. 1 ſind den Kriegsgeſetzen unterworfen: 
1. die Perſonen bes aktiven Dienſtſtandes, von dem Tage iher Mobil⸗ 
machung bis zu ihrer Demobilmachung, 2. die Perſonen des Beur⸗ 
laubtenſtandes von dem Tage, zu welchem ſie einberufen ſind, bis 
zu ihrer Entlaſſung. Hierzu iſt zu bemerken, daß die Mobilmachung 
des Heeres nach Art. 63 der Reichsverfaſſung durch Anordnung des 
Deutſchen Kaiſers erfolgt, der nach dem Wortlaute dieſes Artikels 
befugt iſt, „die kriegsbereite Aufſtellung eines jeden Teiles des 
Reichsheeres anzuordnen“, mit der alleinigen Ausnahme für Bayern, 
wo die Mobilmachung auf Veranlaſſung des Kaiſers durch den König 
von Bayern erfolgt (8 5 Nr. III des Vertrages betr. den Beitritt 
Bayerns zur Verfaſſung des deutſchen Bundes vom 23. November 
1870, BGBl. des Norddeutſchen Bundes 1871 S. 91). Bezüglich 
der Marine gilt als mobiler Zuſtand der Kriegszuſtand eines Schiffes, 

wobei als im Kriegszuſtand beſindlich jedes Schiff derſelben zu be⸗ 
trachten iſt, welches außerhalb der heimiſchen Gewäſſer allein fährt 
— 8 164 MSIGB. —. Nach den Ausführungsbeſtimmungen zu der 
AO. vom 13. Mai 1902 iſt unter heimiſchen Gewäſſern das Gebiet 
der Oſt⸗ und Nordſee (die letztere im Norden durch 60 Grad nörd⸗ 
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licher Breite, im Weſten nördlich von Schottland durch den Meridian 
von 3 Grad weſtlicher Länge von Greenwich und ſüdlich von England 
von der Linie Dover⸗Calais begrenzt) zu verſtehen. Für die am 
Land befindlichen Militärperſonen der Marine tritt gemäß § 164 
Ab. 2 MStGB. die Mobilmachung unter denſelben Vorrausſetzungen 
ein, wie für Militärperſonen des Heeres, als nach Maßgabe des oben 
erwähnten 9 9 MStGB. 

Zur Ziff. 2 des 8 9 MStGB. iſt bemerkenswert, daß gemäß 
Art. 68 der Reichsverfaſſung der Kaiſer einen jeden Teil des Bundes⸗ 
gebietes in Kriegszuſtand erklären kann, wenn die öffentliche Sicherheit 
in demſelben bedroht iſt, und bis zum Erlaß eines die Vorrausſetzungen, 
die Form und die Wirkungen einer ſolchen Kriegszuſtandserklärung 
regelnden Reichsgeſetzes hierfür die Beſtimmungen des preußiſchen 
Geſetzes vom 4. Juni 1851 gelten. Wird von dem Kaiſer in Gemäßheit 
dieſer Beſtimmungen der Kriegszuſtand erklärt, ſo gelten nunmehr die 


Kriegsgeſetze für die in dieſem Gebiete ſich aufhaltendun Perſonen 


ohne Rückſicht auf ihre Berufstätigkeit. In Bayern erfolgt die Er⸗ 
klärung des Kriegszuſtandes durch den König von Bayern gemäß 
der bayriſchen Geſetzgebung zufolge des oben erwähnten Vertrages. 
betr. den Beitritt von Bayern zur Verfaſſung des Deutſchen Bundes 
vom 23. November 1870. Durch Ziff. 3 des §9 MStGB. werden 
auch die nichtmobilen Truppen unter die Kriegsgeſetze geſtellt, wobei 
es von dem Ermeſſen des zuſtändigen Befehlshabers abhängt, in 
welcher Form er die dienſtliche Bekanntmachung im Sinne dieſer 
Vorſchrift erlaſſen will; jedenfalls braucht dieſe Bekanntmachung nicht 
unter Trommelſchlag und Trompetenſchall mehr zu erfolgen, wie dies 
von § 9 des preußiſchen MStGB. vorgeſchrieben war. Zweifelhaft 
erſcheint hier, ob unter Aufruhr und Meuterei im Sinne dieſer Be⸗ 
ſtimmung nur der militäriſche Aufruhr und die militäriſche Meuterei 
gemäß den 88 103— 110 MStGB. zu verſtehen iſt oder auch außer⸗ 
dem noch der Aufruhr nach §8 115 R StGB. und die Meuterei 
nach 8 122 RStGB. Nach der wohl herrſchenden Meinung bezieht 
ſich dieſe Beſtimmung nur auf die rein militäriſchen Delikte des 
Aufruhres und der Meuterei (ſo Hecker. Lehrb. 43; Keller . 
S. 38; Weiffenbach S. 16; Herzfelder⸗Ernſt Anm. 3 zu 
8.9; Koppmann⸗Weigel Nr. 8 zu 8 9; Sohl Nr. 7 zu 8 9), 
während nach anderen Autoren (Schwarze S. 48 ff; Solm Nr. 4 
zu 5 9; Mayer Bd. 1 S. 40 Anm. 1) dieſe Beſtimmung auch für 
dieſe Delikte des RStGB. gelten ſoll. Für die herrſchende Meinung 
ſpricht der Wortlaut der Motive (vgl. Sten. Ber. d. Reichst. über 
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die Verh. der 2. L.⸗P. II Seſſion 1872 Bd. 3 S. 21), der dahin 
geht: „Als ſelbſtverſtändlich iſt es angenommen, daß von dieſer Be⸗ 
fugnis nur bei außerordentlichen Zuſtänden, insbeſondere dann An⸗ 
wendung gemacht wird, wenn, wie bei militäriſchem Aufruhr, die 
allgemeinen Beſtimmungen nicht ausreichen, um dem Geſetze die für 
die militäriſche Disziplin notwendige Anerkennung zu verſchaffen“. 
Nun iſt allerdings hierbei nicht zu verkennen, daß den Motiven zu 
ſpäteren Geſetzen bei Auslegung zweifelhafter Normen keinesfalls 
immer unbedingt maßgebende Bedeutung beigemeſſen werden kann, 
wie dies wohl auch allgemein anerkannt iſt; ferner iſt aber aus dem 
Wortlaut der Motive „wenn, wie bei militäriſchem Aufruhr“ .. nur 
zu entnehmen, daß hier lediglich ein Beiſpiel zur Erläuterung gebracht 
werden ſollte, nicht eine ganz allgemein geltende Auslegung der Worte 
Aufruhr und Meuterei in $ 9, zumal ja auch nur von militäriſchem 
Aufruhr geſprochen wird ohne Erwähnung der weiter von dem Geſetz 
hervorgehobenen Meuterei. Aus dieſen Gründen können meines Er⸗ 
achtens die Motive nicht zur Auslegung der geſetzlichen Beſtimmung 
der Ziff. 3 MStGB. berangezogen werden. Da nun dieſe Ziffer 
nur ganz allgemein von Aufruhr und Meuterei ſpricht und es zur 
Einſchränkung von deſſen Geltungsgebiet auf die rein militäriſchen 
Delikte dieſer Handlungen nur eines weiteren Wortes — nämlich 
„militäriſchen“ Aufruhres etc. — oder Hinweiſes auf die 88 103—110 
MStGB. bedurft hätte, fo ſcheint mir die letzterwähnte extenſive 
Meinung dem Wortlaut des Geſetzes ſelbſt mehr zu entſprechen. 
Hinſichtlich der in Ziff. 4 des 89 MStGB. erwähnten Kriegsgefangenen 
iſt zu bemerken, daß hier nur diejenigen Kriegsgefangenen gemeint 
ſind, die ſich in Gebietsteilen aufhalten, die nicht in den Kriegszuſtand 
verſetzt worden ſind, da für diejenigen Kriegsgefangenen, die ſich in 
einem im Kriegszuſtand befindlichen Gebiete aufhalten, von § 158 
StGB. bereits feſtgeſetzt worden iſt, daß auf ſtrafbare Handlungen 
ſolcher die Vorſchriften des MStGB. nach Maßgabe ihres Militär⸗ 
ranges entſprechende Anwendung finden ſollen. Da Kriegsgefangene 
im Sinne der Ziff. 4 des § 9 alle feindlichen Perſonen find, die aus 
Anlaß von Kriegsoperationen in Gefangenſchaft gekommen find (Herz⸗ 
Ernſt § 9 Nr. 5), ſo fallen unter die in dieſer Ziffer genannten 
Kriegsgefangenen nicht nur Perſonen des Soldatenſtandes, ſondern 
auch jeden anderen Berufes. Der Zweck der Vorſchrift der Ziff. 4 
des § 9 MStGB. geht wohl offenbar dahin, durch ſcharfe Maßregeln 
eine eventuell ſehr große Zahl von Kriegsgefangenen in Zucht und 
Ordnung halten zu können (Noppmann⸗Weigel Nr. 9 zu $ 9; 
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See zu § 9 Anm. 36; Solms Nr. 5 zu § 9). In dieſem 
Zuſammenhange — weil von Delikten handelnd, die auf dem Kriegs⸗ 
ſchauplatze oder auf einem von dem Kaiſer in den Kriegszuſtand er⸗ 
klärten Teil des Reiches begangen werden — iſt noch die Beſtimmung 
des § 4 des Einführungsgeſetzes zum RStGB. erwähnenswert, in 
der es heißt: „Bis zum Erlaſſe der in den Artikeln 61 und 68 der 
Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes vorbehaltenen Bundesgeſetze 
ſind die in den 88 81, 88, 90, 307, 311, 312, 315, 322, 323 
und 324 des Strafgeſetzbuchs für den Norddeutſchen Bund mit lebend 
länglichem Zuchthaus bedrohten Verbrechen mit dem Tode zu beſtrafen, 
wenn ſie in einem Teile des Bundesgebietes, welchen der Bundes⸗ 
feldherr in Kriegszuſtand (Art. 68 der Verfaſſung) erklärt hat, oder 
während eines gegen den Norddeutſchen Bund ausgebrochenen Krieges 
auf dem Kriegsſchauplatz begangen werden.“ Da Beſtimmungen 
der 8$ 88 und 90 StGB. für Militärperſonen durch die Beſtimmungen 
der 8$ 57 und 58 Ziff. 1 MStGB. erſetzt worden find — vgl. fernet 
8 9 Ziff. 2 MStGB. —, fo iſt die zweite Alternative dieſer Beſtimmung 
des E. G. z. StGB. nunmehr erledigt und praktiſch bedeutungslos. 
Anders iſt es dagegen mit der 1. Alternative dieſer Beſtimmung. 
Da nämlich das in Art. 68 RV. vorgeſehene Reichsgeſetz noch nicht 
erlaſſen worden iſt, fo beſteht der durch $ 2 EG. geſchaffene Recht ⸗ 
zuſtand, dahingehend, daß die hier bezeichneten Delikte anſtatt mit 
lebenslänglichem Zuchthaus mit dem Tode zu beſtrafen ſiud, wenn fie 
in einem von dem Kaiſer in den Kriegzzuſtand verſetzten Teile des 
Bundesgebietes begangen werden, auch jetzt noch fort. Das hat 
dann weiter die allerdings eigentümliche Folge, daß Zivilperſonen, 
wenn fie einen einfachen Landesverrat in einem von dem Kaiſer in 
den Kriegszuſtand erklärten Teil des Bundesgebietes begehen, gemäß 
§ 4 CG. z. StGB. mit dem Tode zu beſtrafen find, während Militär 
perſonen gemäß § 57 in Verbindung mit § 9 Ziff. 2 MStGB. für 
dieſes Delikt mit Zuchthaus nicht unter 10 Jahreu oder mit lebend 
länglichem Zuchthaus nach § 57 zu beſtrafen find, alſo bei gleicher 
Handlungsweiſe einer geringeren Beſtrafung ausgeſetzt find. (v. Liszt 
825 S. 114; Mayer Bd. 1 S. 53; Olshauſen zu g 4 EG. Nr. 3 
u. a.). Wenn im Gegenſatz zu dem hier Ausgeführten Oppenhoff⸗ 
Delius (Nr. 1 zu § 4 CG.) annehmen, daß der $ 4 EG. noch völlig 
in Kraft ſei, weil das im Art. 68 RV. vorgeſehene Reichsgeſetz noch 
nicht erlaſſen worden iſt, ſo kann die Richtigkeit dieſer Auffaſſung | 
meines Erachtens um deswillen nicht zugegeben werden, weil ja in 
§ 4 CG. mit keinem Worte geſagt iſt, daß nun gerade auch die 
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beiden in Art. 61 und 68 V RV. vorgefehenen Bundesgeſetze zuſammen 
‚oder gleichzeitig erlaſſen fein müßten, wie es doch nach ihrer Meinung 
der Fall ſein müßte. Wäre dies der Fall, ſo hätte die Strafandrohung 
des § 57 MStGB. zurzeit ebenfalls keine Geltung — es müßte 
alſo auch bei Militärperſonen gemäß § 4 CG. z. RStGB. die Todesſtrafe 
eintreten, nicht die in $ 57 MStGB. angedrohte Zuchthausſtrafe — 
was doch ernſtlich wohl kaum behauptet werden kann. Die vorer⸗ 
wähnte Anſicht, die übrigens auch die herrſchende iſt, erſcheint dem⸗ 
nach als die allein haltbare. 

| Als Täter des in 8 57 MSIGB. gezeichneten Kriegsverrates 
als eines rein militäriſchen Verbrechens kommt außer den Militär⸗ 
perſonen auch das ſogenannte Gefolge einer Armee in Betracht (Herz⸗ 
Ernſt $ 57 Dem. 3), wobei gemäß § 160 MStGB. ein Ausländer 
oder Deutſcher, welcher ſich während eines gegen das Deutſche Reich 
ausgebrochenen Krieges auf dem Kriegsſchauplatze — d. h. dem ganzen 
Gebiet kriegeriſcher Operationen irgendwelcher, ſei es auch nur vor⸗ 
bereitender Art — ſich eines Landesverrates ſchuldig macht, nach 
§ 57 MStGB. zu beſtrafen iſt, d. h. alſo mit zeitiger oder lebens⸗ 
länglicher Zuchthausſtrafe. Gemäß §8 58 MStGB. wird wegen 
Kriegsverrates ferner mit dem Tote beſtraft, wer mit dem Vorſatze, 
einer feindlichen Macht Vorſchub zu leiſten oder den deutſchen oder 
verbündeten Truppen Nachteile zuzufügen, eine der im § 90 RStGB. 
bezeichneten ſtrafbaren Handlungen begeht (Ziff., 1) alſo Feſtungen, 
Päſſe, beſetzte Plätze oder andere Verteidigungspoſten, ingleichen Teile 
oder Angehörige der deutſchen oder verbündeten Truppen in feindliche 
Gewalt bringt, ferner die in den weiteren Ziffern 2—6 dieſes 8 90 
bezeichneten Handlungen begeht; ferner auch dann, wenn er die weiteren 
in den Ziffern 2— 12 des 8 58 MStGB. bezeichneten Handlungen 
ausführt. Aus der ausdrücklichen Bezugnahme des § 58 auf den 
§ 57 MStGB. geht hervor, daß der Täter dieſe Delikte ebenfalls im 
Felde begangen haben muß, wie dies von § 57 erfordert wird. Auch 
hier greift für Ausländer und Deutſche bei Begehung dieſer Delikte 
auf dem Kriegsſchauplatze während eines Krieges ergänzend die vor⸗ 
erwähnte Beſtimmung des § 160 MStGB. ein. Vorſatz bedeutet hier 
wie auch ſonſt, daß der Täter den Willen gehabt haben muß, dieſe 
im einzelnen aufgeführten Handlungen auszuführen, und ſich dabei 
bewußt war, hierdurch einer feindlichen Macht Vorſchub zu leiſten 
‚oder den deutſchen oder verbündeten Truppen Nachteil zuzufügen; 
eine dahin gehende Abſicht iſt nicht erforderlich, ebenſowenig, ob der 
Erfolg auch eingetreten iſt oder ob dies nicht der Fall iſt a 
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| Weigel Nr. 2 zu 8 58; Solms Nr. 2 zu 8 58. Gemäß dem 
oben erwähnten § 4 CG. z. StGB. wird bereits das Delikt aus 8 90 


StGB. mit dem Tode beſtraft, wenn die Tat entweder in einem 
Teil des Bundesgebietes, den der Kaiſer in Kriegszuſtand erklärt hat, 


oder während eines gegen das Deutſche Reich ausgebrochenen Krieges 


auf dem Kriegsſchauplatze begangen worden iſt — Art. 68 RV. —. 


Nach den Motiven zum MStGB. Bd. 3 (S. 33) iſt nun der 8 90 StB. 
deshalb noch in den $ 58 M StGB. aufgenommen worden, weil es | 
vom militäriſchen Standpunkt aus geboten erſchien, dieſen beiden 


Fällen alle diejenigen gleichzuſtellen, in denen jemand überhaupt den 
Kriegsgeſetzen unterworfen iſt. Der Begriff der feindlichen Macht im 


Sinne dieſes 8 58 MStGGB. umfaßt nicht nur die rein militäriſche 


Macht des Feindes, fondern die geſamte Macht desſelben, die in dem 


Kriege gegen das Deutſche Reich in irgend einer Weiſe zur Verwendung 


kommt, ſo daß alſo auch nicht anerkannte Freiſcharen der feindlichen 
Macht im Sinne dieſer Beſtimmung zuzählen ſind (Olshauſen Nr. 1 


zu 8 89 StGB. und Oppenhof Note 3 daſ.). Unter Vorſchub⸗ 
leiſten im Sinne dieſer Vorſchrift wird mit Herz⸗Ernſt ($ 58 Anm. 5) 


jede Förderung oder günſtigere Geſtaltung der Verhältniſſe der feindlichen 


Macht zu verſtehen ſein, mögen dieſe die militäriſchen, politiſchen oder 
materiellen Verhältniſſe der feindlichen Macht ſein. So werden die 


materiellen Berhältniffe der feindlichen Macht günſtiger geftaltet, wenn 
der Täter die Handlung aus § 90 Ziff. 2 begeht, alſo Feſtungswerke, 
Schiffe oder Fahrzeuge der Kriegsmarine, öffentliche Gelder, Vorräte 


von Waffen, Schießbedarf oder anderen Kriegsbedürfniſſen, ſowie 
Brücken, Eiſenbahnen, Telegraphen und Transportmittel in feindliche 


Gewalt bringt, die politiſchen Verhältniſſe des Feindes, wenn der 


Täter das Delikt aus Ziff. 6 des § 90 StGB: begeht, alſo einen 
Auſſtand unter Angehörigen der deutſchen oder. einer verbündeten 
Kriegsmacht erregt; denn zweifellos erfährt die politiſche Macht des 
Feindes eine Stärkung, die des Deutſchen Reiches oder der verbündeten 
Macht eine Schwäche, wenn dem Täter die Aufſtandserregung im. 
Sinne dieſer Ziff. 6 des § 90 StGB. gelingt. Der Ausdruck Truppen 
in $ 58 MStGB. könnte zu der Annahme führen, daß hierunter 
nur die eigentliche militäriſch organiſierte Kriegsmacht zu verſtehen. 
iſt; man wird jedoch trotz dieſes Wortlautes aber mit Herz⸗Ernſt 


auch die militäriſchen Behörden und die ſonſtigen Angehörigen der 


deutſchen oder verbündeten Kriegsmacht im weiteren Sinne als zu. 
den deutſchen oder verbündeten Truppen im Sinne des $ 58 MStGB. 


gehörig zu betrachten haben, wie dies man dem Grundgedanken | 
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diefer Strafbeſtimmung wohl auch um deswillen am meiſten entſpricht, 


die doch offenſichtlich die Gemeingefährlichkeit des ee des 


Täters im Auge hat. Ä 
Ziff. 3 dieſer Beſtimmung erfordert den Verrat von Geheim⸗ 


niſſen des Poſtens oder des Feldgeſchreies oder der Loſung. Verrat 


iſt feinem Begriffe nach die Offenkundigmachung einer nur dem Täter 


oder einer beſtimmten Zahl von Perſonen bekannten Tatſache an ſolche 


Perſonen ſeitens des Täters, die von der Kenntnisnahme ausdrück⸗ 


lich oder doch den Umſtänden nach ausgeſchloſſen waren. Demnach 
fällt unter Verrat im Sinne dieſer Beſtimmung nicht nur die Offen⸗ 


kundigmachung der geheim zu haltenden Tatſache ſeitens des Täters 


aan Angehbrige der feindlichen Macht — ſei es an Militär⸗ oder auch 


lediglich Zivilperſonen derſelben (Beamte oder Zivilbehörden) — ſondern 


auch an ſolche Perſonen der deutſchen oder verbündeten Macht, die 


ausdrücklich oder auch nur den Umſtänden nach von der Kenntnis 
dieſer Geheimniſſe ausgeſchloſſen worden waren, alſo insbeſondere an 


Zivilperſonen letzterer. Denn auch in letzterem Falle beſteht die Ge⸗ 


fahr, daß dieſe Perſonen — ſei es vorſätzlich oder auch nur fahrläſſig — 


dieſe ihnen bekannt gemachte Tatſache weiterverbreiten und dieſe 
nunmehr zufolge ihrer nunmehrigen Offenkundigkeit auch dem Feinde 


zur Kenntnis kommt. Der Verrat ſeitens des Täters muß jedoch ge⸗ 


mäß Abf. 1 des § 58 M StGB. vorſätzlich erfolgt fein, Fahrläſſigkeit 


genügt nicht. Bei fahrläſſigem Verrat wird entweder der Tatbeſtand 


des § 62 MStGB. gegeben fein, wenn nämlich durch die fahrläſſige 
Offenkundigmachung des betreffenden Geheimniſſes die Unternehmungen 


des Feindes befördert werden oder den kriegführenden deutſchen oder 
verbündeten Truppen Gefahr oder Nachteil bereitet wird. In dieſem 
Jalle tritt bei nicht vorfäglicher, alſo insbeſondere fahrläſſiger Verletzung 
dieſer Dienſtpflicht gemäß Satz 2 dieſer Vorſchrift Freiheitsſtrafe bis 


zu drei Jahren ein, wobei gemäß Abſ. 2 neben Gefängnis auch auf 


Verſetzung in die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes erkannt werden 


kann. Ferner kann auch der Tatbeſtand des § 141 MStGB. in 


dieſem Falle vorliegen, da die Offenkundigmachung der geheim zu 


haltenden Tatſckche ſeitens des Poſtens ein Entgegenhandeln ſeiner in 
bezug auf den Poſtendienſt ihm erteilten Vorſchriften in ſich ſchließt. 


Nach Abſ. 1 dieſer Vorſchrift tritt hierbei bei Begehung im Felde 


(. oben) mittlere oder ſtrengere Arreſtſtrafe nicht unter drei Wochen 
oder Gefängnisſtrafe oder Feſtungshaftſtrafe bis zu zwei Jahren ein. 
Wird jedoch durch dieſe Pflichtverletzung ein Nachteil verurſacht, ſo 
tritt gemäß Abſ. 2 dieſer Beſtimmung Gefängnis oder Feſtungshaft⸗ 
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ſtrafe bis zu drei Jahren, im Felde Gefängnis oder Feſtungshaftſtrafe 
nicht unter drei Jahren, und wenn dieſe Pflichtverletzung vor dem 
Feinde begangen iſt, Todesſtrafe, in minder ſchweren Fällen Freiheits⸗ 
ſtrafe nicht unter zehn Jahren oder lebenslängliche Freiheitsſtrafe ein. 
Wird durch dieſe Pflichtverletzung im Felde die Gefahr eines erheblichen 
Nachteiles herbeigeführt, ſo tritt nach Abſ. 3 dieſer Beſtimmung Frei⸗ 
heitsſtrafe nicht unter einem Jahre, und wenn die Pflichtverletzung 
vor dem Feinde begangen worden iſt, Freiheitsſtrafe nicht unter zehn 
Jahren ein. Nachteil im Sinne der 88 62 und 141 MStGB. braucht 
nicht nur ein ſolcher rein militäriſchen Charakters zu ſein, der alſo 
die militäriſche Poſition der kriegführenden deutſchen oder verbündeten 
Truppen verſchlechtert, ſondern es genügt auch ein mittelbarer, moraliſcher 
Nachteil, Herz⸗Ernſt Note 7 zu § 62 und 16 zu § 141. Ein 
erheblicher Nachteil liegt dann vor, wenn die Tat unmittelbar eine 
Verſchlechterung der Kriegslage verurſacht, alſo Aufgabe einer innege⸗ 
habten Stellung oder Verluſt von Kriegsmaterialien. Ob ein derartiger 
erheblicher Nachteil im einzelnen Falle verurſacht worden iſt, iſt von 
dem Gericht nach freiem Ermeſſen unter Beiziehung der zuſtändigen 
Truppenbefehlshaber oder deren Gutachten zu entſcheiden. Ä 
Die bezeichneten Beſtimmungen ſowie die weitere Vorſchrift des 
8 58 in Ziff. 4 erfordern (erftere nur teilweiſe, vgl. oben) ein Handeln 
vor dem Feinde, ein Tatbeſtandsmerkmal, das dem preußiſchen Militär⸗ 
ſtrafgeſetzbuch nicht bekannt war und aus dem Art. 89 Nr. 6 und 7 
des bayeriſchen MStGB. vom 29. April 1869 entnommen wurde. 
Was hierunter zu verſtehen iſt, ergibt ſich aus dem § 11 MStGB. 
Hiernach iſt als vor dem Feinde befindlich jede Truppe zu betrachten, 
bei welcher in Gewärtigung eines Zuſammentreffens mit dem Feinde 
der Sicherheitsdienſt gegen denſelben begonnen hat. Ein Schiff iſt 
nach poſitiver Beſtimmung des § 165 MStGB. als vor dem Feinde 
befindlich zu betrachten, ſolange in Gewärtigung eines Zuſammen⸗ 
treffens mit dem Feinde ein oder mehrere Geſchütze des Schiffes 
ſcharf geladen ſind. Der Beginn der Sicherheitsmaßregeln gegen den 
Feind läuft von dem Zeitpunkt ihrer Anordnung durch den zuſtändigen 
militäriſchen Befehlshaber, ihr Ende erreichen ſie erſt dann, wenn die 
betreffenden Maßregeln, ſei es auch längere Zeit nach dem eigentlichen 
Zuſammentreffen mit dem Feinde, von dieſem durch ausdrückliche ent⸗ 
ſprechende Anordnung wieder aufgehoben werden, wobei belanglos 
iſt, ob die Sicherheitsmaßregeln auch tatſächlich erforderlich waren oder 
nicht. Wie von den Motiven (S. 33) zutreffend hervorgehoben wird, 
iſt durch dieſe Einſchränkung eines Handelns vor dem Feinde in Ziff. 6. 
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des 8 58 MStGGB. eine Geſetzeslücke nicht entſtanden. Wenn nämlich 
dieſes Tatbeſtandsmerkmal dieſer beiden Ziffern fehlt, eine Beſtrafung 
aus 9 58 MStGB. demnach alſo nicht möglich iſt, fo wird gleichwohl 
ſtets eine Beſtrafung wegen Kriegsverrates gemäß den Beſtimmungen 
des § 57 MStGB. eintreten können, da dieſe Beſtimmungen das 
| Tatbeſtandsmerkmal eines Handelns vor dem Feinde nach ihrem Wort⸗ 
laute nicht erfordern. Ä | 
Gemäß Ziff. 8 des 8 58 tritt unter den Vorausſetzungen des | 
Abf. 1 eine der hier bezeichneten Strafen gegen den Täter ein, wenn 
dieſer es unternimmt, mit Perſonen im feindlichen Heere, in der feind⸗ 
lichen Marine oder im feindlichen Lande über Dinge, welche die Krieg⸗ 
führung betreffen, mündlich oder ſchriftlich Verkehr zu pflegen oder 
einen ſolchen Verkehr zu vermitteln. Da das MStGB. keine Begriffs⸗ 
beſtimmung des Unternehmens im Sinne ſeiner Beſtimmungen enthält, 
jo iſt die Begriffsbeſtimmung des RStGB. zugrunde zu legen. 
Demnach iſt gemäß § 82 RStGB. als Unternehmen auch im Sinne 
dieſes Geſetzes jede Handlung anzuſehen, durch welche das Vorhaben 
der in Ziff. 8 des 8 58 MSIGB. bezeichneten Handlungen unmittelbar 
zur Ausführung gebracht werden ſoll. Nach der als zutreffend anzu⸗ 
ſehenden extenſiven Anſicht v. Liſzts (§ 165 III 1) umfaßt das 
Unternehmen des Hochverrates auch Vorbereitungshandlungen, „aber 
im Unterſchied von der ſonſtigen Bedeutung des Wortes nur diejenigen, 
die unmittelbar an das Verſuchsgebiet angrenzen“. Hier zeigt ſich 
am deutlichſten die praktiſche Unhaltbarkeit der beiden anderen engeren 
Meinungen, die wie Binding (Bd. 2 S. 446) Unternehmen im 
Sinne dieſer Beſtimmung entweder mit Verſuch identifizieren oder hier⸗ 
unter nur ſolche Verſuchshandlungen begreifen, die unmittelbar an die 
Vollendung angrenzen, jo Olshauſen (Bem. 3 zu $ 81 StGB.). 
Wenn wirklich Unternehmen nichts anderes bedeuten ſollte, wie Ver⸗ 
ſuch, fo wäre es unerklärlich, warum es in § 58 Ziff. 8 heißt: wer 
„es unternimmt“ und nicht wer „es verſucht“, mit Perſonen 
mündlich oder ſchriftlich Verkehr zu pflegen uſw. Vielmehr ſollten 
bei der großen Gemeingefahr der militäriſchen Intereſſen, die durch 
Handlungen der in dieſer Ziffer bezeichneten Art hervorgerufen wird, 
nicht nur die bloßen Verſuchshandlungen mit den hier bezeichneten 
Strafen bedroht werden, ſondern vor allen die an ſich ſtrafloſen Vor⸗ 
bereitungshandlungen, von dieſen aber nur wiederum diejenigen, die 
unmittelbar an das Verſuchsgebiet angrenzen. Wo die Grenze zwiſchen 
dieſen ſtrafloſen Vorbereitungshandlungen und den ſtrafbaren Unter⸗ 
nehmungs handlungen innerhalb dieſes Gebietes der Vorbereitungs⸗ 
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handlungen liegt, iſt von mir in meiner Abhandlung in Bd. 37 der 
3StW. gezeigt worden. Kriterium der ſtrafbaren Unternehmungs⸗ 
handlungen im Gegenſatz zu den ſtrafloſen Vorbereitungshandlungen 


| innerhalb des Gebietes der Vorbereitungshandlungen iſt, daß erſtere 


bereits das Moment einer objektiven Staatsgefährdung in ſich tragen; 
wo dieſes Kriterium verſagt, iſt in jedem einzelnen Falle die Frage 
ſo zu ſtellen, ob noch eine Handlung in der Kette der bisherigen 
Handlungen des Täters genügt hätte, um das Delikt als in das Stadium 
des Verſuchs übergetreten erſcheinen zu laſſen. Wollte man nämlich 
bei dem Kriegsyerrat im Sinne des § 58 Ziff. 8 MStGB. alle 
diejenigen Handlungen des Täters — wenn auch noch ſo ſehr die mili⸗ 
täriſche Poſition oder die militäriſchen Intereſſen des Staates gefährdend 
— um deswillen allein ſtraflos laſſen, weil fie noch nicht in das 
Stadium des Verſuches — alſo als Anfang der Ausführung jenes 
Vorhabens erſcheinend — eingetreten ſind, ſo wäre der ganze Zweck der 
Strafbeſtimmung des § 58 Ziff. 8 verfehlt, der doch ganz offen⸗ 
ſichtlich dahin geht, den von dem Täter beabſichtigten Kriegsverrat 
bereits im Keime zu erſticken. Wenn alſo z. B. der Täter bereits 
ſämtliche Schriftſtücke über Dinge, die die Kriegführung betreffen — An⸗ 
gaben über Stärke, Stellung oder Bewegung der Truppen — ſich auf 
widerrechtliche Weiſe verſchafft hat und bereits alle Anſtalten dazu ge 
troffen hat, um über fie mündlich oder ſchriftlich Verkehr mit Per⸗ 
ſonen im feindlichen Heere, in der feindlichen Marine oder im feind⸗ 
lichen Lande Verkehr zu pflegen oder ſolchen Verkehr zu vermitteln, 
könnte er aus $ 58 Ziff. 8 M StGB. nicht beſtraft werden, obwohl eine 
objektive Gefährdung der militäriſchen Poſition des Staates oder deſſen 
militäriſcher Intereſſen doch unzweifelhaft bereits eingetreten iſt — die 
Schriftſtücke können ja auch dem Täter noch vor Gebrauchmachung von 
dritter Seite entwendet werden und von dieſem Dritten dem Feinde 
zugänglich gemacht werden —; dies alles bloß um deswillen, weil 
das Verbrechen noch im Stadium der Vorbereitungshandlungen liegt. 
(Eine Beſtrafung könnte hier lediglich gemäß den 88 3, 4 des Geſetzes 
gegen den Verrat militäriſcher Geheimniſſe vom 3. Juli 1893 zutreffen⸗ 
enfalles in Betracht kommen). Daß dieſes Ergebnis praktiſch höchſt 
unbefriedigend, ja kaum haltbar iſt, bedarf meines Erachtens keiner 
weiteren Erörterung. Zutreffend bezeichnet denn auch Herz⸗Ernſt 
(Anm. 14 zu 8 58 MStGB.) als Unternehmen jede Handlung, die 
zur Erreichung des in § 58 bezeichneten Vorhabens vorgenommen wird, 
ſo daß alſo jede unmittelbar an das Verſuchsgebiet angrenzende Hand⸗ 


— 55 — 


lung des Täters genügt, und eine Handlung, die den Anfang der 
Ausführung dieſes Vorhabens enthält, gar nicht erforderlich iſt. 

Ziff. 9 des 8 58 MStõGB. bedroht unter den weiteren in Abſ. 1 
bezeichneten Vorausſetzungen das Verbreiten feindlicher Aufrufe oder 
Bekanntmachungen im Heere. Unter Verbreiten im Sinne dieſer Be⸗ 
ſtimmung iſt mit dem Reichsgericht (RGSt. 30, 224) das Zu⸗ 
gänglichmachen an eine größere Anzahl von, wenn auch nur der Zahl 
oder der Individualität nach, beſtimmten Perſonen zu verſtehen, alſo 
J. B. an Soldaten eines Regimentes, einer Divifion oder eines Armee⸗ 
korps. Die Ueberſendung des Aufrufes oder der Bekanntmachung 
an eine einzelne Perſon iſt nach dem Reichsgericht als Verbreitung 
zanzuſehen, wenn fie mit der Abſicht erfolgte, daß die Schrift einem 
größeren Perſonenkreis zugänglich gemacht worden iſt (vgl. RG. 

9, 17; 16, 245). Ziff. 10 ſtellt das Unterlaſſen der pflichtmäßigen 
j Fürforge für die Verpflegung der Truppen unter Strafe, Ziff. 11 die 
Freilaſſung feindlicher Gefangenen und Ziff: 12 die Mitteilung eines 
Signalbuches oder eines Auszuges aus einem ſolchen an den Feind. 
, Nach Abſ. 2 dieſer Beſtimmung ſoll in minder ſchweren Fällen 
Zuchthausſtrafe nicht unter zehn Jahren oder lebendlängliche Zucht⸗ 
hausſtrafe eintreten. Streitig iſt hier, ob unter „minder ſchweren 
Fällen“ im Sinne dieſer Beſtimmung nur objektiv leichtere oder auch 
ſubjektiv leichtere Fälle zu verſtehen ſind. Nach den Motiven (S. 34) 
ſind unter „minder ſchweren Fällen“ nach Analogie des Reichsſtraf⸗ 
geſetzbuchs nur objektiv leichtere Fälle zu verſtehen. Ein Teil der 
Autoren (jo Rubo Nr. 3 zu § 58 MStGB.; Solms Nr. 20 zu 
§ 58; Herz⸗Ernſt Nr. 19 zu 8 58 und RM. E. v. 14. II 1901, 
E. 1, 35) iſt nun der Anſicht, daß die mildernden Umſtände des 
R StGB. — ein Begriff, den das MStGB. nicht kennt — von den 
„minder ſchweren Fällen“ des MStGB. mitumfaßt werden und daß 
daher ſowohl die ſtrafbare Handlung nicht ausſchließlich nach ihrer 
objektiven, ſondern auch nach ihrer ſubjektiven Seite hin berückſichtigt 
werden müſſe. Nach der anderen Meinung ſind dagegen im Sinne 
der oben erwähnten Ausführungen der Motive unter den minder 
ſchweren Fällen im Sinne des MStGB. nur die objektiv leichteren 
zu verſtehen (Hecker, Kom. 5 58 Nr. 11; Lehrb. 107; Koppmann⸗ 
Weigel Nr. 13 zu § 58; Schwartze S. 57; Brauer S. 105). 
Nach Hecker könnte die erſtere (extenſive) Anſicht nur dann einen 
Schein von Berechtigung haben, wenn der Begriff und Ausdruck der 
minder ſchweren Fälle dem Reichsſtrafgeſetzbuch fremd wäre. Das 
iſt jedoch nicht der Fall; denn der § 90 Abi. 2 RStGB. beſtimmt 
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ja ausdrücklich, daß in minder ſchweren Fällen auf Zuchthaus nicht 
unter zehn Jahren erkannt werden kann, und in Abſ. 3, daß bei 
mildernden Umſtänden Feſtungshaft nicht unter 5. Jahren eintritt. 
Dasſelbe iſt in den SS 94 und 96 RStGB. ausgeſprochen. Da, wie 
erſichtlich, nach der Geſetzestechnik des RStGB. gerade ein Gegenſatz von 
den minder ſchweren Fällen zu den mildernden Umſtänden hergeſtellt 
wird, wie ſich aus der ausdrücklichen Hervorhebung und Gegenüber⸗ 
ſtellung dieſer beiden Begriffe ergibt, ſo erſcheint die letzterwähnte ein⸗ 
ſchränkende Auffaſſung — die der Motive — als die richtigere. Denn es 
kann wohl kaum angenommen werden, daß das MStGB. im vollen 
Gegenſatz zu der Technik des RStGB. nun gerade die beiden Begriffe 
der minder ſchweren Fälle mit demjenigen der mildernden Umſtände ver⸗ 
mengt hätte und damit einen Gegenſatz in dieſen allgemeinen Begriffen 
des Strafrechtes habe ſchaffen wollen; vielmehr kann nur angenommen 
werden, daß der Begriff der minder ſchweren Fälle des RStGB. ſich 
mit dem der minder ſchweren Fälle des MStGB. deckt, mit andern 
Worten, daß beide Begriffe identiſch ſind. Ein klarer Beweis hierfür iſt 
aber noch ganz beſonders die ausdrückliche Bezugnahme der Ziff. 1 des 
858 MStGB. auf den § 90 des RStGB.; eine folgerichtige und logiſche 
Anwendung der in 8 90 bezeichneten Handlungen wäre aber nicht möge 
lich, wenn in dieſen beiden Begriffen der minder ſchweren Fälle und- 
der mildernden Umſtände ein Gegenſatz beſtehen würde, der nach den 
hier vertretenen Auffaſſung tatſächlich überhaupt gar nicht beſteht. 
Wenn mehrere einen Kriegsverrat verabredet haben, ohne daß 
es zur Ausführung oder zu einem ſtrafbaren Verſuch desſelben gekommen 
iſt, fo tritt nach S 59 MSIGB. Zuchthaus nicht unter fünf Jahren 
ein. Hierdurch iſt die an ſich eine ſtrafloſe Vorbereitungshandlung 
darſtellende Verabredung des Kriegsverrates im Sinne der 88 57, 58 
MStGGB. als ſelbſtändiges Delikt unter Strafe geſtellt. Der Grund 
für dieſe geſetzliche Strafbeſtimmung in $ 59 MStGB. iſt offenbar 
der gleiche wie der für die Strafandrohung bei einem Unternehmen 
im Sinne der Ziff. 8 des 8 58 MStGB. (ſ. oben), nämlich der, 
daß durch eine derartige Verabredung bereits eine objektive Gefährdung 
der militäriſchen Poſition des Staates geſchaffen worden iſt. Verſuch 
dieſer Verabredung zu einem ſolchen Kriegsverrat im Sinne des 859 
MStGB., Rücktritt davon und Herabſetzung der Gehilfenſtrafe iſt da⸗ 
her auch hier wie bei dem Unternehmen im Sinne der Ziff. 8 des § 58 
MStGB. unmöglich. Verabredung im Sinne dieſes § 59 MStGB. 
erfordert, daß es bereits zu einem feſten Entſchluß zur Ausführung eines 
ſolchen Planes gekommen iſt, und die im einzelnen konkret geplante 


— 57 — 


dle einen Kriegsverrat im Sinne der beiden Sorben end 

Paragraphen oder der oben erwähnten Beſtimmungen des RStGB. 
darſtellt; ob über die nähere Art, die Zeit, den Ort und die Rolle 
der einzelnen der Beteiligten bereits genaue nähere Beſtimmungen 
unter den Verrätern im einzelnen getroffen worden ſind, iſt unerheblich. 
Nur wird hieraus regelmäßig am leichteſten zu erſehen ſein, ob es 
bereits zu einem feſten Entſchluß zur Begehung eines Kriegsverrates 
unter den Beteiligten gekommen iſt, wobei jedoch ſelbſtverſtändlich 
auch andere Umſtände hierfür beweiſend ſein können, ſo insbeſondere 
z. B. Schriftwechſel zwiſchen den Beteiligten. Nach herrſchender Meinung, 
der wohl zuzuſtimmen iſt (vgl. Koppmann⸗Weigel § 59; Herz⸗ 
Ernſt Bem. 1 zu § 59; Hecker, Kom. zu § 59; Olshauſen Nr. 2 
zu § 59 u. a.), iſt es durchaus nicht erforderlich, daß alle Perſonen, 
die den Kriegsverrat verabredet haben, Angehörige des Soldatenſtandes 
ſind, vielmehr können auch Zivilperſonen, die einen Kriegsverrat be⸗ 
gehen können, mögliche Täter des Deliktes aus 859 MStGB. fein, 
wobei auch zwei Perſonen hierzu genügen. 

Der § 60 MStGB. charakteriſiert ſich feiner Struktur nach als 
ein echtes Unterlaſſungsdelikt, indem er die Nichtanzeige von dem 
Vorhaben eines Kriegsverrates zu einer Zeit, in welcher die Ver⸗ 
hütung des Verbrechens möglich iſt ſeitens desjenigen, der hiervon 
glaubhafte Kenntnis erhalten hatte, mit der Strafe des Mittäters be⸗ 
droht, wenn das Verbrechen oder ein ſtrafbarer Verſuch desſelben be⸗ 
gangen worden iſt. Aus dem Wortlaute dieſer Beſtimmung folgt, daß 
es ohne Belang iſt, ob der Täter im Felde ſteht oder nicht; bemerkens⸗ 
wert iſt jedoch, daß der $ 160 MSt®. den 8 60 MStGB. nicht 
miterwähnt, woraus zu folgern iſt, daß auf Ausländer dieſe Straf⸗ 
beſtimmung des $ 60 M StGB. nicht anwendbar iſt (vgl. hierzu 
Koppmann⸗ Weigel Nr. 3 zu $ 60). Schließlich ſtellt noch der 
§ 61 MStGB. einen Fall der tätigen Reue dar, indem er dem an 
dem Vorhaben eines Kriegsverrates Beteiligten Strafloſigkeit zuſichert, 
wenn er von demſelben zu einer Zeit, wo die Dienſtbehörde nicht 
ſchon anderweitig davon unterrichtet iſt, in einer Weiſe Anzeige macht, 
daß die Verhütung des Verbrechens möglich iſt. Aus den Worten 
dieſer Beſtimmung „Vorhaben eines Kriegsverrates“ folgt, daß der 
§ 61 unanwendbar iſt, wenn das Verbrechen des Kriegsverrates be⸗ 
reits vollendet oder wenn es zu einem ſtrafbaren Verſuch desſelben 
gekommen war, wie mit Koppmann⸗Weigel (zu § 61 Nr. 2) 
gegen Köhler (GA. Bd. 51, 291 Anm. 121 a) anzunehmen iſt. 


Die Einwirkung der Zwangsverwaltung und Iwo 1 
ſteigerung auf das Verſicherungs verhältnis. Ri 
Von Rechtsanwalt Dr. Werneburg in Cöln a. Rh. 


Bezüglich des Kündigungsrechtes des Erſtehers eines verſicherten 
Gebäudegrundſtücks beſtimmt der $ 73 VVG., daß in einem ſolchen 
Falle der Zwangsverſteigerung die Vorſchriften der 88 69—72 VVG. 
entſprechende Anwendung finden ſollen. Hieraus ergibt ſich zunächſt, 
daß das VBG. bezüglich des in § 70 Abſ. 2 beſtimmten ſofortigen 
Kündigungsrechtes des Erwerbers keinen Unterſchied macht, ob es 
ſich um eine bewegliche Sache oder ein Grundſtück handelt und ob 
die Veräußerung freiwillig oder zwangsweiſe im Vollſtreckungswege 7 
erfolgt iſt. 1 

Gemäß § 90 39G. wird der Erſteher des verſicherten Grund⸗ 1 
ſtücks mit dem Zuſchlage Eigentümer desſelben; nach §S 90 Abſ. 2 
3G. erwirbt er mit dem Zuſchlage zugleich die Gegenſtände, auf 
die ſich die Verſteigerung erſtreckt. Demnach iſt der Zeitpunkt, in 
welchem der Erſteher des zwangsͤverſteigerten Grundſtücks gemäß 
8 69 VVG. in den Verſicherungsvertrag des Subhaſtaten eintritt, 
der Zuſchlag des Grundſtücks an ihn ſeitens des Vollſtreckungsges⸗ 
richtes, die Verſicherungsforderung geht ohne weiteres hiermit auf 
den Erwerber über (Veröffentlichungen des Kaiſerlichen Aufſichts⸗ 
amtes 1904 S. 182). Eine Aenderung des zwiſchen Verſicherer und 
dem Subhaſtaten abgeſchloſſenen Verſicherungsvertrages findet durch 
den Uebergang des Verſicherungsverhältniſſes auf den Erſteher nicht 
ſtatt, die Verſicherungsbedingungen desſelben ſind — abgeſehen von 
den Einzelvorſchriften der 88 69—72 bezüglich der Prämienzahlung, 
des Kündigungsrechtes und der Anzeige — auch für ihn maßgebend. 

Da der Erſteher demnach alſo Erwerber des Grundſtücks mit 
dem Zuſchlage wird, ſo kann er von dieſem Tage an das Verſiche⸗ 
rungsverhältnis gemäß § 70 Abſ. 2 ohne Einhaltung einer Kündi⸗ 
gungsfriſt kündigen. Nach Satz 2 dieſer Beſtimmung erliſcht das 
Kündigungsrecht, wenn es nicht innerhalb eines Monates nach dem 
Erwerb ausgeübt wird; dieſe Ausſchlußfriſt von einem Monat läuft 
daher bei der Zwangs verſteigerung des Grundſtücks vom Tage des 
Zuſchlages an. Die weitere Beſtimmung dieſes Paragraphen, daß 
bei Unkenntnis des Erwerbers von der Verſicherung das Kündigungs⸗ 
recht bis zum Ablauf eines Monates von dem Zeitpunkt der Kennt- 
niserlangung beſtehenbleiben ſoll, wird für die Gebäudefeuerverſiche⸗ 


I 
rung wohl kaum in Betracht kommen, da die Feuerverſicherungsſumme 
im Grundbuch eingetragen wird, ſo daß alſo ſich hier der Erſteher 
nicht auf Unkenntnis von der Verſicherung berufen kann. 

Bisweilen wird in dem Zwangsverſteigerungsverfahren des 
Grundſtücks gemäß § 94 ZVG. von einem Beteiligten, der aus dem 
Barerlöſe Befriedigung zu erwarten hat, der Antrag geſtellt, das 
Grundſtück für Rechnung des Erſtehers in gerichtliche Verwaltung 
zu nehmen, ſolange nicht die Zahlung oder Hinterlegung des Bar⸗ 
gebotes feiten® des Erſtehers erfolgt iſt. Wird dieſem Antrage durch 
Beſchluß des Vollſtreckungsgerichtes ſtattgegeben, fo ſollen gemäß § 94 
Ab). 2 auf die Beſtellung des Verwalters ſowie auf deſſen Rechte 
und Pflichten die Vorſchriften über die Zwangsverwaltung entſpre⸗ 
chende Anwendung finden. In dieſem Falle entſteht bei beſtehender 
Verſicherung die Frage, ob es bei der erwähnten Regel bleibt, daß 
das Kündigungsrecht dem Erſteher trotz der gerichtlichen Verwaltung 
aus $ 94 3G. vom Tage der Verkündung des Zuſchlagsbeſchluſſes 
an bis zum Ablauf eines Monates ſeit dieſem Tage (bzw. bei 
Unkenntnis von der Verſicherung vom Tage der Kenntnis ab bis 
zum Ablauf eines Monates ſeit dieſem Tage) zuſteht, oder ob hier 
eine Ausnahme dahin gehend eintritt, daß durch die gerichtliche Ver⸗ 
waltung das Kündigungsrecht dem Erſteher erſt mit dem Tage der 
Beendigung der Verwaltung gemäß § 70 Abſ. 2 VVG. zuſteht und 
er alſo, mit anderen Worten, erſt von dieſem Tage — nicht ſchon vom 
Zuſchlagetage — an ſofort kündigen kann; letzterenfalles wäre dann 
alſo auch die einmonatige Ausſchlußfriſt für dieſes Kündigungsrecht 
nicht vom Zuſchlagstage, ſondern erſt vom Tage der Beendigung der 
gerichtlichen Verwaltung an zu berechnen. 

Die aufgeworfene Frage iſt in der Literatur ſtreitig. Püſchel 
(LZ. 1915 S. 108 ff.) vertritt die Anſicht, daß das Kündigungsrecht 
aus § 70 VVG. dem Erſteher auch bei Anordnung einer derartigen 
gerichtlichen Verwaltung verbleibe und während der Verwaltung nur 
ruhe, ſo daß es mit deren Beendigung wieder auflebe und dann noch 
binnen Monatsfriſt geltend gemacht werden könne; die gerichtliche 
Verwaltung ſchließt nach ihm das ſofortige Kündigungsrecht des Er⸗ 
ſtehers aus 8 70 VVG. aus, jedoch ſoll auch ein Uebergang des 
Kündigungsrechtes auch nicht auf den Verwalter ſtattfinden. (Vgl. 
auch Urteil des Kammergerichtes vom 7. Juli 1914 APV. Nr. 852.) 

Dagegen vertritt Schneider (LZ. 1915 S. 350) die Anſicht, daß 
eine derartige Ausnahme von der Regel auch bei einer gerichtlichen 
Verwaltung aus $ 94 3 VG. nicht ſtattfinde, fo daß alſo dem Erſteher 
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auch hier das Kündigungsrecht bereits mit dem Tage der Zuſchlags⸗ 
verkündung zuſtehe und mit dem Ablaufe eines Monates ſeit dieſem 
Tage endgültig erlöſche; eine Verlängerung dieſer Ausſchlußfriſt bis 
zum Ablaufe eined Monates feit dem Tage der Beendung dieſer Ber: 
waltung findet nach ihm zugunſten des Erſtehers nicht flat. 
Bei Begründung ſeiner entgegengeſetzten Auffaſſung geht Püſchel 
davon aus, daß ein Erwerb des verſicherten Grundſtücks im Sinne 
des 8 70 VVG. erſt dann vorliege, wenn der Erſteher rechtlich und 
tatſächlich in der Lage ſei, ſeine Kündigungsbefugnis auszuüben. 


Der eigenartige Zweck der gerichtlichen Verwaltung führe zur Vernei⸗ 


nung dieſer Frage. Die Verwaltung auf Grund des 8 94 3G. ſei 
zwar keine eigentliche Zwangsverwaltung, ſondern nur eine Sicherungs⸗ 
maßregel zugunſten derjenigen Beteiligten, die Zahlung aus dem 
Barerlöſe erwarteten. Immerhin müßten jedoch auch bei dieſer Ver⸗ 
waltung die Vorſchriften über die Zwangsverwaltung ſelbſt zur 
Anwendung kommen. Der Verwalter erlange ſomit gemäß 8 150 


Abſ. 2 3G. den Beſitz des Grundſtücks, er habe die Befugnis und 


Verpflichtung, alle Handlungen vorzunehmen, die erforderlich ſeien, 
um das Grundſtück in demjenigen wirtſchaftlichen Zuſtande zu erhal⸗ 
ten, in dem es ſich zur Zeit des Zuſchlages befinde. Daher habe 


der Zwangsverwalter Miet und Pachtverträge abzuschließen, Berfiher 


rungsgelder einzuziehen und die Anſprüche, auf die ſich die Verſteigerungs⸗ 
beſchlagnahme erſtrecke, geltend zu machen; ferner fe} er auch gegebenen⸗ 
falls verpflichtet, die feiner Verwaltung unterliegenden Gegenſtände 
gegen Brandſchäden zu verſichern. Demnach ſei der Verwalter allge⸗ 
mein berechtigt, die Befugniſſe des Eigentümers auszuüben und 


damit auch das Eigentümerintereſſe zu verſichern, ſoweit es dem 


vorläufigen Charakter der gerichtlichen Verwaltung entſpreche. „Bei. 
allen dieſen Maßnahmen handelt er aber nicht als Stellvertreter — 
des Erſtehers“, ſo ſagt Püſchel (a. a. O.), „ſondern ebenſo wie der 

Konkursverwalter im eigenen Namen, wenn auch für Rechnung des 

Erſtehers (RG. 24, 304). Er übt kraft eigenen Rechtes in Wahr⸗ 
nehmung der Intereſſen der Beteiligten feine Befugniſſe aus und 
zwar iſt er allein hierzu aktiv legitimiert, ſolange die gerichtliche Ver⸗ 
waltung dauert; Anordnungen des Erſtehers binden ihn hierbei nicht. 
Dem Verwalter allein ſteht deshalb auch eine Einwirkung auf das 
Berſicherungsverhältnis zu. Der Erſteher kann insbeſondere nicht ver⸗ 
langen, daß der Verwalter das Kündigungsrecht des § 70 Abſ. 2 für 
ihn geltend mache. Ebenſowenig kann der Erſteher es ſelbſt ausüben. 
Nur ſo wird man dem Zweck der gerichtlichen Verwaltung gerecht“. 
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Dagegen iſt es nach Schneider ein im Geſetz unbegründeter und 
unbewieſener Satz, daß zu dem Erwerb im Sinne der Beſtimmungen 
der SS 69 ff. BVG. noch die tatſächliche Verfügungsgewalt, insbe⸗ 
ſondere der Beſitz des Grundſtücks hinzukommen müſſe; inbeſondere 
ſetze der §S 69 VVG. nur Uebergang des Eigentums, nicht auch des 
Beſitzes — des wichtigſten Teiles der „allgemeinen Verfügungsgewalt“ 
— voraus. Auch beſteht nach ſeiner Auffaſſung keine Gefahr für die 
Beteiligten des Zwangsverſteigerungsverfahrens aus dieſer Befugnis 
des Erſtehers zur Kündigung feit dem Zuſchlagstage. Sobald näm⸗ 
lich der Erſteher kündige, habe der Zwangsverwalter Schritte zu tun, 
um das verwaltete Grundſtück unter Verſicherung zu bringen. Das 

ſei alſo dann nicht anders, als ob das Grundſtück von vornherein 
verſichert geweſen wäre. Ferner beſtehe aber die einmonatige Aus⸗ 
ſchlußfriſt für das Kündigungsrecht des Erſtehers gerade zugunſten 
des Verſicherers, ſo daß alſo Billigkeitsrückſichten gegen eine derartige 
Verlängerung der Friſt (wie nach der Gegenmeinung) ſprächen. 
„Der Verſicherer“, ſo ſagt er (a. a. O.), hat das deutlich ausge⸗ 
ſprochene und ſehr verſtändliche Recht auf die nur kurze Zeitſpanne 
des § 70 Abſ. 2. Und es iſt trotz etwaiger Gründe, die es dem 
Erſteher der Sache oder vielleicht auch dem Zwangsverwalter ſelbſt 
bequemer machen, nicht abzuſehen, daß ihm die in dieſer kurzen Friſt 
liegende Begünſtigung deshalb verkümmert werden müßte, weil eine 
Zwangsverwaltung von kürzerer oder längerer Dauer über den Er⸗ 
ſteher verhängt wird. Die Rechte beider Beteiligten, des Verſicherers 
und des Verſicherungsnehmers, würden dabei wohl nicht nach gleichem 
Maße gemeſſen; und das iſt doch die erſte Anforderung der in § 157 
BGB. niedergelegten Regel, wenn ein Geſetz einſchränkend ausgelegt 
werden ſoll. Man darf auch dem Geſagten nicht entgegenhalten, 
infolge der Unkenntnis des Erſtehers über eine beſtehende Verſicherung 
könne ſich deren Aufkündigung gleichfalls länger hinausziehen. Denn 
hier hat es ja der Verſicherer in der Hand, die Unkenntnis des Er⸗ 
ſtehers zu beſeitigen; es geſchieht das jedenfalls bei der zunächſt 
erfolgenden Prämienanforderung.“ 

Bei der Entſcheidung der Streitfrage iſt meines Erachtens davon 
auszugehen, daß der Fall der gerichtlichen Verwaltung nach Zuſchlag 
des Grundſtücks an den Erſteher auf deſſen Rechnung von dem VVG. 
bezüglich des beiderſeitigen Kündigungrechtes (von Verſicherer und 
Erſteher) nicht ausdrücklich geregelt worden iſt. Demnach iſt die 
Frage entweder nach den bei der Veräußerung einer verſicherten Sache 
geltenden allgemeinen Regeln und Geſichtspunkten zu entſcheiden, oder 
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es iſt eben eine Ausnahme hiervon für den gedachten Fall aus 9 94 
ZVG. zu machen. 

Es entſteht ſomit zunächſt die Frage, ob überhaupt ein triftiger 
Grund dafür beſteht, bei Anordnung einer gerichtlichen Verwaltung 


für Rechnung des Erſtehers nach Zuſchlag des Grundſtücks an dieſen 


eine Ausnahme dahin zu machen, den Beginn der einmonatigen 
Kündigungsfriſt des $ 70 VVG. nicht bereits vom Tage der Zur 
ſchlagsverkündung, ſondern erſt vom Ende der gerichtlichen Verwal⸗ 
tung aus § 94 3G. an zu berechnen. Dieſe Frage iſt meines 
Erachtens aus dem Sinn und Zweck der Beſtimmung des 8 94 3G. 
ſelbſt zu verneinen. 

Die Verwaltung des Grundſtücks aus § 94 3G. erfolgt zu 
nächſt nur, wenn nicht die Zahlung oder Hinterlegung des Barerlöſes. 
ſeitens des Erſtehers erfolgt iſt; es kann alſo der Antrag von einem 
Beteiligten auf gerichtliche Verwaltung des Grundſtücks nur bei 
Nichtzahlung oder Nichthinterlegung des Barerlöſes geſtellt werden, 
da das Vorausſetzung des Antrages aus $-94 3G. if, Demnach 
kann der Erſteher, dem ja das Bargebot vor Erteilung des Zuſchlages 
bekannt iſt, — gemäß § 73 3G. hat das Gericht im Verſteigerungs⸗ 
termin das letzte Gebot zu verkünden, ferner gemäß 8 82 3G. in 
dem Zuſchlagsbeſchluß das Bargebot zu bezeichnen, — den Antrag, 
und die Einleitung einer gerichtlichen Verwaltung einfach durch ſo⸗ 


fortige Hinterlegung des Bargebotes nach Erteilung des Zuſchlages 


verhindern. Tut der Erſteher dies nicht, ſei es, weil er das Geld 
zur Hinterlegung nicht flüſſig hat, ſei es, weil er es nicht will, ſo 
hat er ſich die Einleitung einer gerichtlichen Verwaltung aus 8 94 


3G. auf Antrag eines Beteiligten nunmehr ſelbſt zuzuſchreiben; 


dies um ſo mehr, als er das Bargebot in dem darauf folgenden Ver⸗ 
teilungstermin gemäß § 49 3G. doch bar zu berichtigen hat. Die 


Einleitung der gerichtlichen Verwaltung aus § 94 3G. beruht alle 


gewiſſermaßen auf der eigenen Schuld des Erſtehers, der doch bei 
Abgabe feines Gebotes im Verſteigerungstermin damit rechnen mußte, 
— dies wird ihm ja auch noch übetflüſſigerweiſe von dem Voll⸗ 
ſtreckungsgericht bekannt gegeben, — daß das Bargebot (Meiſtgebot) 
bar zu berichtigen iſt. Bei dieſer Sach⸗ und Rechtslage kann daher 
auch nicht zuungunſten des Verſicherers angenommen werden, daß. 


die Kündigungsberechtigung des Erſtehers während der Dauer der 


Verwaltung ruht und die Einmonatsfriſt erſt von deren Beendigung 
an beginnt, andrerſeits die Kündigungsbefugnis auch nicht auf den. 
Verwalter des Grundſtücks übergeht. Denn zweifellos ſtellt diefe 
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Hinausſchiebung der Kündigungsfriſt um einen Monat nach Ende 
der Verwaltung eine rechtliche Benachteiligung dar, die, wie angeführt, 
doch lediglich ihren Grund in dem Verhalten des Erſtehers hat. 
Weiterhin iſt aber noch hervorzuheben, daß die Anſicht Pü ſchels, 
(ſowie des Kammergerichtes) von der Hinausſchiebung der Einmonats⸗ 
friſt des 8 70 VVG. im Falle der gerichtlichen Verwaltung aus § 94 
3VG. in dem Geſetz keinen Boden findet, jo daß alſo etwa hiermit 
die Benachteiligung des Verſicherers begründet werden könnte. 


Der 8 70 Abſ. 2 VVG. beſtimmt nämlich lediglich, daß der 
Erwerber zur ſofortigen Kündigung berechtigt ſein ſoll und daß das 
Kündigungsrecht innerhalb eines Monates nach Erwerb erliſcht. Den 
Begriff dieſes * erläutert und beſtimmt aber nun das 
BVG. ſelbſt gar nicht, was demnach zur Folge hat, daß dieſer Begriff 
nach den allgemeinen zivilrechtlichen Regeln zu beſtimmen iſt. Die 
Veräußerung einer Sache hat nun aber gerade auf der anderen Seite 

den Eigentumserwerb zum Gegenſtand, dieſer tritt aber im Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahren unbeſtreitbar mit der Zuſchlagserteilung ein, 
die ſtaatliche Verleihung des Eigentums an dem Grundſtück begrifflich 
bewirkt. Mit dem Eigentumserwerb hat mit anderen Worten der 
Erſteher das Grundſtück rechtlich erworben, fo daß er alſo Erwerber 
im Sinne des § 70 Abi. 2 VVG. iſt und ein „Erwerb“ im Sinne 
dieſer Beſtimmung vorliegt. 


Es iſt ferner aber auch meines Erachtens ein Trugſchluß, den 
Püſchel in ſeinen Ausführungen zieht. Er behauptet nämlich, daß 
die gerichtliche Verwaltung die Ausübung des dem Erſteher einge⸗ 
räumten Rechtes bis zu deren Beendigung ausſchließe. Dieſe Be⸗ 
hauptung beweiſt und begründet er in keiner Weiſe und folgert aus ihr 
nur einfach, daß der Erſteher rechtlich und tatſächlich noch nicht in 
der Lage ſei, fein Kündigungsrecht aus § 70 Abſ. 2 VVG. aus⸗ 
zuüben. Davon aber, daß die gerichtliche Verwaltung aus § 94 3G. 
den Ausſchluß der Kündigungsbefugnis des Erſtehers aus $ 70 Abſ 2 
VVG. zur Folge haben ſollte, ſteht nun aber unbeſtreitbar weder in 
dem 3VG. noch in den VBG. ein Wort; Püſchel müßte daher 
zunächſt dieſe Behauptung aus dem Geſetz begründen und beweiſen, 
was wohl kaum möglich ſein dürfte. Demnach kann er dieſen beweis⸗ 
loſen Satz jedenfalls nicht an die Spitze ſeiner Argumentation ſtellen 
und hieraus die Folgerung ziehen, daß der Erſteher während der 


Verwaltung zur Kündigung weder tatſächlich noch =. in ber 
Lage fei. 
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Weder das BES, hoch das 33G. beſimmt en ein Aube = 
| der Kündigungsbefugnis des Erſtehers während der Dauer der ge⸗ 
riüchtlichen Verwaltung. CES kann daher nur angenommen werden, 5 


daß es auch in dieſem Falle bei der Regel bleibt, daß das Kündigungs⸗ 


recht dem Erſteher wie in ſonſtigen Zwangsverſteigerungen ſofort von 


dem Zuſchlage an zuſteht und nach Ablauf eines Monates nach der 
Zuſchlagsverkündung — Eigentumserwerb — erliſcht. Eine tatſäch⸗ 
liche Verfügungsgewalt über den Gegenſtand wird von 8 70 VVG. 

weder bei der Veräußerung beweglicher noch auch unbeweglicher Sachen * 
| vorausgeſetzt. Die Anſicht des Kammergerichtes, daß zu dem Erwerb 
auch die tatſächliche Verfügungsmacht hinzukommen müſſe, findet | 


im Geſetz keinen Boden ‚und Anhaltspunkt. Ebenſo N B 


S. boa aa 90 


Die Gegenmeinung u aber auch schließlich praktiſch gänzlich 5 
er deswillen unhaltbar, da ſich bei ihrer Richtigkeit der Erwerber 
eeeiner verſicherten Sache auf einfache Weiſe, nämlich durch Nichter⸗ 8 
greifung der tatfächlichen Verfügungsgewalt, eine beliebig lange Hinaus . 
ſchiebung der Einmonats⸗Kündigungsfriſt des 8 70 VVG. vr ⸗ 
schaffen könnte. Daß dieſes Reſultat aber für den Verſicherer äußerſt 
nachteilig und zu feinen Ungunſten ift, liegt auf der Hand und bedarf 
feiner näheren Erörterung. Wenn alſo der diesſeits vertretenen Anfiht 
von dem Kammergericht der Vorwurf ded Formalismus gemacht wird, en 
ſo muß der Gegenmeinung vorgeworfen werden, daß ſie praktiſch ins 


Uferloſe und zu für den Verſicherer äußerſt nachteiligen . N 


führt, die im Geſetz keinen Anhalt finden. 8 
u Im übrigen iſt aber bezüglich der hier vertretenen Meinung 1 
koch zu bemerken, daß fie auch praktiſch erheblich annehmbarer und 

günſtiger iſt, als die Gegenmeinung. Denn wenn der Erſteher den 

Verſicherungsvertrag nach Zuſchlag des Gebäudegrundſtücks innerhalb. 

der Monatsfriſt kündigt, ſo kann ja der Verwalter, der zur Verſicherung 


des Gebäudegrundſtücks gegen Brandſchäden verpflichtet iſt, ſofort 
wieder den Verſicherungsvertrag mit demſelben Verſicherer abſchließen, 


wenn dieſer hierzu geneigt iſt und dem Verwalter als feiftungsfähig 

und ſicher erſcheint. Die Kündigung des Erſtehers hätte demnach 

für die Dauer der gerichtlichen Verwaltung überhaupt tatſächlich keine 
Folgen, da der Vertrag von dem Verwalter ſofort wieder erneuert 
werden würde. Paßte andrerſeits auch dem Verwalter der Verſiche: 
rungsvertrag nicht mehr, ſo kann er es ja bei der Aufhebung des = 
gekündigten Vertrages belaſſen und mit einem anderen Verſicherer 
einen neuen Verſicherungsvertrag für die Dauer der Verwaltung abe 
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schließen. Wie erſichtlich, führt dieſe Meinung praktiſch zu keinen 
unerträglichen, vielmehr zu ganz normalen Ergebniſſen, während die 
Gegenmeinung den Verſicherer durch die eventuell doch ſehr lange 
Hinausſchiebung der Kündigungsfriſt um die Dauer der Verwaltung 
ganz erheblich benachteiligen kann. Die Berechnung und Beſtimmung 
der Einmonatsfriſt muß ſich aber im Intereſſe beider Vertragsparteien 
nicht nur des Verſicherers, ſondern auch des Erſtehers, an einen genau 
beſtimmten und beſtimmbaren Zeitpunkt knüpfen, der von dem Geſetz 
ſehr klar und zutreffend mit dem Zeitpunkt des Erwerbes feſtgelegt 
worden iſt. Beruht aber die Einleitung der gerichtlichen Verwaltung 
aus 8 94 3G. lediglich auf der eigenen Schuld des Erſtehers, nicht 
auf einem ſchuldhaften Verhalten des Verſicherers, ſo beſteht kein 
innerlich berechtigter Grund, hieraus dem Verſicherer ungünſtige und 
machteilige Folgen aufbürden zu wollen. 

Gemäß $ 1128 BGB. kommen auf die Verſicherungsforderung 
bei der Gebäudeverſicherung die für eine verpfändete Forderung gelten⸗ 
den Vorſchriften zur Anwendung. Nach herrſchender Meinung (vgl. 
Staudinger, $ 1128 Bem. 1 a und die dort zit. Literatur) gilt die 
Verſicherungsforderung dem Hypothekengläubiger als verpfändet, ſobald 
der Verſicherungsvertrag abgeſchloſſen iſt, ohne daß es hier einer 
Beſchlagnahme bedarf (Pfändung oder Einleitung der Zwangsver⸗ 
waltung), wie bei den anderen der hypothekariſchen Haftung unter⸗ 

liegenden Forderungen, z. B. den Miet- und Pachtzinsforderungen 
(De GRſpr. 14, 110). Eine abweichende Meinung vertritt nur 
Schneider (ArhZivPrar. 90, 440). Nach ihm iſt die Haftung 
der Verſicherungsforderung für die Hypothek die gleiche wie die der 
ſonſtigen Forderungen, auf die ſich letztere erſtreckt; das Pfandrecht 
an der Verſicherungsforderung ſoll der Hypothekengläubiger nach ihm 
erſt durch ſeinen Widerſpruch gegen die Zahlung der Verſicherungs⸗ 
ſumme an den Verſicherten erwerben. | 

Der Anſicht Schneiders fteht aber die ausdrückliche Beſtimmung 
des § 1128 Abſ. 2 BGB. und das Fehlen einer ſolchen Vorſchrift 
bei den ſonſtigen der hypothekariſchen Haftung unterliegenden For⸗ 
derungen entgegen. Die Haftung der Verſicherungsforderung iſt viel⸗ 
mehr gegenüber den ſonſtigen der Hypothek unterliegenden Forderungen 
von dem Geſetz verſchiedenartig geſtaltet, inſofern ja auf erſtere die 
Vorſchriften über die verpfändete Forderung zur Anwendung kommen 
ſollen, was bei den letzteren — namentlich den Miet- und Pachtzins⸗ 
forderungen — niemals der Fall iſt. Völlig willkürlich iſt die Meinung 


Schneiders, daß der Hypothekengläubiger das Pfandrecht Su durch 
Blätter für Rechtspflege LXIV. N. F. XLIV. 
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feinen Widerſpruch gegen die Zahlung der Verſicherungsſumme an 


vielmehr lediglich die Vorausſetzungen, unter denen der Verſicherer 
die Verſicherungsſumme an den Verſicherten mit befreiender Wirkung 


von der hypothekariſchen Haftung zahlen kann, nämlich Anzeige aw 


| 
den Verſicherten erwerben ſolle. Der § 1128 Abſ. 1 BGB. regelb ı 


ö 
1 
| 
4 
| 
i 
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den Hypothekar von dem Schadensfalle und Ablauf eines Monates 


ohne deſſen Widerſpruch gegen die Auszahlung der Verſicherungsſumme 
an den Verſicherten. Nur wenn dieſer Widerſpruch des Hypotheken⸗ 
gläubigers unterbleibt, iſt alſo eine Zahlung des Verſicherers an den 


Verſicherten überhaupt dem Hypothekengläubiger gegenüber rechtlich 


wirkſam. Bemerkenswert iſt in dieſem Falle insbeſondere noch, daß 


auch bei Unterbleiben eines Widerſpruchs ſeitens des Hypothekengläubigers 
gegen die Auszahlung der Verſicherungsſumme hiermit allein noch 
nicht die pfandrechtliche Haftung der Verſicherungsforderung für die 
Hypothek zum Erlöſchen kommt, ſondern erſt mit der Zahlung der 
Verſicherungsſumme an den Verſicherten, da erſt hierdurch die Ver 
ſicherungsforderung und damit naturgemäß auch die Pfandhaftung 
für die Hypothek erliſcht. \ 


Demnach hat der Hypothekengläubiger nach Abſchluß des Ver? 


ſicherungs vertrages ipso jure an der Verſicherungsforderung ein Pfand⸗ 


recht erworben. Ob dieſes Pfandrecht ein geſetzliches ift, wie Staudinger | 
($ 1128 Anm. 1) annimmt, erſcheint nicht ganz zweifelsfrei; der 
Wortlaut des Abſatzes 2 dieſer Vorſchrift fpricht jedenfalls nicht a 


zwingend dagegen. 


Dieſes Pfandrecht des Hypothekengläubigers an der Verſicherungs⸗ 
forderung erliſcht, wenn der verſicherte Gegenſtand wiederhergeſtellt 


oder Erſatz für ihn beſchafft iſt ($ 1127 Abſ. 2 BGB.), da die 


wiederhergeſtellten Gegenſtände, insbeſondere alſo das Gebäude, der 
hypothekariſchen Haftung ohne weiteres wieder unterliegen. 


Nach der Beſtimmung des § 1130 BGB. iſt eine Zahlung der 
Entſchädigungsſumme ſeitens des Verſicherers an den verſicherten Ge⸗ 
bäudeeigentümer dem Hypothekengläubiger gegenüber dann wirkſam, 
wenn nach den Verſicherungsbedingungen das Geld zum Zweck der 
Wiederherſtellung des Gebäudes zu zahlen iſt. Streitig iſt, an wen 


der Verſicherer dieſe ſogenannten Wiederherſtellungsgelder dann zu: 


zahlen hat, wenn der Hypothekengläubiger die fällige Verſicherungs⸗ 
forderung nebſt dem Grundſtück durch Einleitung der Zwangsverwaltung⸗ 
oder der Zwangsverſteigerung (ſoweit dieſe den Verſicherungsanſpruch⸗ 
gemäß § 21 Abſ. 1 3G. ergreift) beſchlagnahmt hat. 
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u Tür den Fall der Beſchlagnahme des Grundſtückes im Wege 


der Zwangsverſteigerung durch den Hypothekengläubiger wird von 


der einen Meinung angenommen, daß auch noch im Zwangsver⸗ 
ſteigerungsverfahren der Verſicherer durch eine entſprechende Zahlung 


an den Verſicherten befreit wird, der betreibende Hypothekengläubiger 
alſo dieſe Zahlung gegen ſich gelten laſſen muß, da durch die ſeitens 


des letzteren ausgebrachte Beſchlagnahme des Grundſtücks die Ver⸗ 
pflichtungen des Verſicherers nicht verändert würden (fo Planck $ 1130 


Kom. z. ZVG. § 865 Anm. 1 b; Kom. d. RER. $ 1130 Bem. 3. 
Nach der anderen Anſicht iſt die Verſicherungsſumme bei der 


j | Zwangsverſteigerung und Vorliegen der Vorausſetzungen des § 1130 


BGB. an das Vollſtreckungsgericht von dem Verſicherer zu zahlen 


daſ. Anm. 7d; Turnau⸗Förſter 1, 47; Jaeckel⸗Güthe 9 21 
Anm. 10). Von Fuchs (a. a. O.) wird hierbei angenommen, daß die Ver⸗ 
ſicherungsſumme mit dem Verwendungszweck entweder an das Voll⸗ 
ſtreckungsgericht oder an den Erſteher von dem Verſicherer zu zahlen 


iſt, von Biermann, daß ſie von letzterem an das Vollſtreckungs⸗ 


gericht zu entrichten und von dieſem dem Erſteher zum Zweck der 
Wiederherſtellung des Gebäudes im Zuſchlagsbeſchluß zuzuerteilen iſt. 


Nach Jaeckel⸗Güthe (a. a. O.) iſt, da der Erſteher die Forderung 
mit dem Zuſchlage erwirbt, die Verſicherungsſumme an den Erſteher 


von dem Verſicherer zu zahlen. Die Streitfrage hat ſelbſtverſtändlich 
für den Verſicherer die größte Bedeutung. Denn eine Zahlung der 
Verſicherungsſumme an den Verſicherten nach erfolgter Beſchlagnahme 
des Grundſtücks im Wege der Zwangverſteigerung ſeitens des Hypo⸗ 
thekengläubigers befreit den Verſicherer nach letzterer Meinung nicht, 
ſo daß alſo für ihn die Gefahr einer Doppelzahlung beſteht. 

Die Anſicht, daß der Verſicherer nach erfolgter Beſchlagnahme 
des Grundſtücks zugunſten des Hypothekengläubigers die Verſicherungs⸗ 


ſumme nicht mehr an den Verſicherten zahlen darf, wird von Bier⸗ 


mann und Jaeckel⸗Güthe damit begründet, daß eine Zahlung 


der Verſicherungsſumme an den Verſicherten ihren Zweck verfehlen 


würde, da letzterer durch den Zuſchlag des Grundſtücks an den Erſteher 

das Eigentum an letzterem verliere und bis zu dieſem Zeitpunkt regel⸗ 

mäßig nicht mehr in der Lage ſein werde, die Wiederherſtellung des 

Gebäudes zu bewirken. Gegen dieſe Meinung ſpricht jedoch insbe⸗ 

ſondere die Vorſchrift des 8 1130 BGB. ſelbſt. Denn er beftimmt 

ausdrücklich, daß eine zweckentſprechende Zahlung der Wiederherſtellungs⸗ 
| | 5 
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Bem. 3; v. Staudinger 5 1130 Anm. 1b; Fiſcher⸗Schäfer 


(Oberneck 8.132 VII a; Biermann $ 1130 Anm. 1; Fuchs 
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gelder an den Berficherten dem Hypothekengläubiger gegenüber wirkſam 
‘fein ſolle; für den Fall der Verſteigerungsbeſchlagnahme des Grund⸗ 
ſtücks ſeitens eines Hypothekengläubigers iſt weder in dieſer Beſtimmung 
noch in dem Zwangsverſteigerungsgeſetz eine Ausnahme gemacht. 
Ferner erſcheint aber auch das von der Gegenmeinung angeführte 
Argument, daß nämlich die aus dem Verſicherungsvertrag für den 
Verſicherer ſich ergebenden Rechte und Veepflichtungen durch die Be⸗ 
ſchlagnahme des Grundſtücks ſeitens eines Hypothekengläubigers im 
Wege der Zwangsͤverſteigerung keine ee oder ee | 
erfahren können, als beweiskräftig. | 
Die Wirkung der Beſchlagnahme eines Grundſtücks if nämlich 
in 823 ZPG. dahin geregelt, daß fie die Wirkung eines Veräußerungs⸗ 
verbotes haben ſoll. Die Bedeutung der Beſchlagnahme des Gebäude⸗ 


grundſtücks als ein Veräußerungsverbot hat gemäß den §§ 135, 136 


BGB. zur Folge, daß dem Eigentümer — dem verſicherten Gebäude⸗ 
eigentümer — nunmehr das Recht genommen iſt, über das Grund⸗ 
ſtück und die der Beſchlagnahme unterworfenen Gegenſtände zu ver⸗ 
fügen, und eine trotzdem von ihm vorgenommene Verfügung zugunſten 


des betreibenden Gläubigers unwirkſam iſt. Da nun gemäß § 21 3G. 


die Beſchlagnahme auch die Verſicherungsforderung umfaßt — mit 
alleiniger Ausnahme der Verſicherungsforderung land⸗ und forſtwirt⸗ 
ſchaftlicher Erzeugniſſe des Grundſtücks, die von dem Boden getrennt 
oder nicht Zubehör des Grundſtücks find —, jo iſt dem verſicherten 
Eigentümer des Gebäudegrundſtücks nach der Beſchlagnahme desſelben 
ſeitens des betreibenden Gläubigers demnach nunmehr das Recht 
entzogen, über die Verſicherungsforderung zu verfügen, ſie alſo bei⸗ 
ſpielsweiſe an einen Dritten zu übertragen oder zu verpfänden; eine 
derartige Verfügung wäre vielmehr im Verhältnis zwiſchen dem be⸗ 
treibenden Gläubiger einerſeits, dem Grundſtückseigentümer und dem 
Dritten andrerſeits unwirkſam. 
Ees erhebt ſich alſo die Frage, ob eine Zahlung der Verſicherungs⸗ 
ſumme ſeitens des Berfichererd an den Verſicherten — den Subhaſtaten — 
nach der Beſchlagnahme des Gründſtücks im Wege der Zwangsver⸗ 
ſteigerung ſich als eine Verfügung charakteriſiert, die ſich als ein Verſtoß 
gegen die Beſchlagnahme als ein Veräußerungsverbot darſtellt. Dieſe 
Frage dürfte wohl ohne Bedenken zu verneinen ſein, da in dem 
bloßen Empfang der Verſicherungsſumme ſeitens des Verſicherten doch 
keine Verfügung zugunſten eines Dritten zu erblicken iſt. Lediglich 
dem Verſicherer ift ja das Recht zur Verfügung über die Verſicherungs⸗ 
forderung durch die Beſchlagnahme des Grundſtücks entzogen worden 
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nicht auch dem Verſicherer, dem Schuldner vorliegend, auch das Recht, 
an ſeinen Gläubiger, den Verſicherten die e zu 
leiſten. 

Eine Aenderung oder Erweiterung des Verſicherungsvertrages 
als Folge der Beſchlagnahme des Grundſtücks im Wege der Zwangs⸗ 
verſteigerung kann daher nicht angenommen werden. Als zutreffend 
erſcheint jedoch der von Biermann und Jaeckel⸗Güthe angeführte 
Einwand, daß eine Zahlung an den Verſicherten ihren Zweck in der 
Regel verfehlen wird, da dieſer bis zu dem Zuſchlage des Grund⸗ 
ſtücks an den Erſteher im Verſteigerungs verfahren wohl kaum in der 
Lage noch auch gewillt ſein wird, die Wiederherſtellung des Gebäudes 
zu vollenden. Aber auch eine Zahlung der Verſicherungsſumme an 
das Vollſtreckungsgericht erſcheint als zwecklos, da dieſes ſich mit der 
Wiederherſtellung des Gebäudes nicht befaßt und auch nicht befaſſen 

kann. 

Am zweckmäßigſten erſcheint demnach die Meinung, nach welcher 
die Verſicherungsſumme dem Erſteher des Grundſtücks zum Zwecke der 
Wiederherſtellung des Gebäudes im Zuſchlagsbeſchluß von dem Voll⸗ 
ſtreckungsgericht zuzuerteilen iſt. 

Da, wie erſichtlich, über die Frage Streit herrſcht, an wen der 
Verſicherer die fällige Verſicherungsſumme nach der Verſteigerungs⸗ 
beſchlagnahme des Gebäudegrundſtücks zu zahlen hat — an den Ver⸗ 
ſicherten, das Vollſtreckungsgericht, oder auch an den Erſteher —, ſo 
iſt es für den Verſicherer zwecks Vermeidung der Gefahr einer Doppel⸗ 
zahlung der Verſicherungsſumme jedenfalls bei dieſer Rechtslage am 
zweckmäßigſten und ſicherſten, die Verſicherungsgelder bei der nach 
Maßgabe der Landesgeſetze zuſtändigen öffentlichen Hinterlegungsſtelle 
zu hinterlegen und dem Verſicherten ſowie dem Vollſtreckungsgericht 
hiervon Anzeige zu machen. Die Vorausſetzungen des § 372 BGB. 
für die Hinterlegungsbefugnis des Gläubigers zum Zwecke der Er⸗ 
füllung ſeiner Schuldverbindlichkeit liegen vor; denn da dem Verſicherer 
eine Stellungnahme zu der Streitfrage, an wen die Verſicherungs⸗ 
ſumme im Zwangsverſteigerungsverfahren bei Vorliegen der Voraus⸗ 
ſetzungen des §8 1130 BGB. zu zahlen iſt, nicht zugemutet werden 
kann, ſo iſt das Erfordernis des § 372 BGB., daß der Schuldner 
infolge einer nicht auf Fahrläſſigkeit beruhenden Ungewißheit über 
die Perſon des Gläubigers ſeine Verbindlichkeit nicht oder nicht mit 
Sicherheit erfüllen kann, bei der vorliegenden Sachlage gegeben. 
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Entſcheidungen. 


Aus der Rechtſprechung der Thüringischen Gerichte. 
Entſcheidungen des Oberlandesgerichts in Jena. 
1. Bürgerliches Recht und Verfahren. 


1. ueber die Zuläſſigkeit des Rechtswegs in Sachſen⸗ 
Meiningen für Klagen gegen den Preuß. Eiſenbahn⸗ 
fiskus auf Einſtellung des Rangierbetriebs, auf 
Unterlaſſung übermäßiger Einwirkungen und auf 
Schutzeinrichtungen. | 
Der Kreis Sonneberg ift Eigentümer eines Grundſtücks (Plan 

Nr. 1913 der Flur Sonneberg) am dortigen Rangierbahnhof; auf 
dem Grundſtück iſt das Kreiskrankenhaus, auf der Bahnanlage daneben 
(Plan Nr. 1860 ½ der Flur Sonneberg) ein Ablaufberg errichtet. Da 
von der Bahn aus Geräuſche, Rauch und Gerüche übermäßig ins 
Gebiet des Krankenhauſes eindringen ſollen, hat der klagende Kreis 
beantragt, den Kgl. Preuß. Eiſenbahnfiskus zu verurteilen: 

1) den Rangierbetrieb auf dem Ablaufberg einzuſtellen; 

2) hilfsweiſe: die übermäßigen Einwirkungen, die vom Rangier⸗ 
bahnhof auf Plan Nr. 1860½½ in das Grundſtück Plan Nr. 1913 
durch Lärm und Rauch beim Rangieren, beſonders vom Ablaufberg 
aus, eindringen, zu unterlaſſen; 

3) hilfsweiſe: Einrichtungen herzuſtellen, die dieſe übermäßigen 
Einwirkungen ausſchließen; 

4) in letzter Linie: dem Kläger allen Schaden zu erſetzen, der 
ihm durch dieſe übermäßigen Einwirkungen entſteht. 

Der Fiskus hat gegen die Anträge 1—3 eingewandt, der Rechts⸗ 
weg ſei unzuläffig. 

Das Landgericht hat die Einrede verworfen. Mit der Berufung 
will ſie der Fiskus für begründet erklärt haben. 

Er behauptet, der Rangierbetrieb auf der Bahnhofsanlage in 
Sonneberg, die miniſteriell feſtgeſtellt und landes polizeilich genehmigt 
worden fei, wäre unbedingt in der Weiſe und dem Umfang nötig, 
wie er tatſächlich vor ſich gehe, und wäre undurchführbar, wenn nach 
dem Klagantrag erkannt würde. Bei einer Aenderung des genehmigten 
Ablaufberges würde es ſich immer um bauliche Einrichtungen handeln, 
die eine Genehmigung des preußiſchen Miniſters der öffentlichen Ar⸗ 
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beiten, der den Bauentwurf feſtgeſtellt habe, und des Herzoglichen 
Staatsminiſteriums als Landespolizeibehörde erforderten. 

Der Kläger leugnet nicht, daß die Bahnhofsanlage miniſteriell 
feſtgeſtellt und landespolizeilich genehmigt worden ſei, beſtreitet aber 


ſonſt das Vorbringen des Gegners und führt aus, er verlange nicht 


elwa die Einſtellung, ſondern nur eine Beſſerung des Rangier- 
betriebs. Dieſe ſei ſehr wohl möglich, da z. B. ſcharfe Kurven ver⸗ 
mieden, Geleiſe verlängert werden könnten, vorſichtig rangiert werden 
könne und dergleichen. Nur im Rahmen des Betriebs und ohne 
deſſen Aenderung oder Störung würden ſolche Vorkehrungen bean⸗ 
ſprucht, die mit Rückſicht auf den Stand der techniſchen Einrichtungen 
ohne weiteres durchführbar ſeien. Doch hat der Kläger den Wort⸗ 
laut des Klagantrags aufrecht erhalten. Der Senat hat die Klage 
abgewieſen, ſoweit ſie die Einſtellung des Rangierbetriebs, die Unter⸗ 
laſſung übermäßiger Einwirkungen und Schutzeinrichtungen fordert, 
die nicht ohne Aenderung landes polizeilich genehmigter Anlagen oder 
ohne neue Anlagen und ohne Aenderung der Verkehrsordnung aus⸗ 
führbar ſind. Im übrigen hat der Senat die Einrede der Unzu⸗ 
läſſigkeit des Rechtswegs verworfen. 

Aus den Gründen: 

Nach Art. 16 des Meininger Ausführungsgeſetzes zum BGB. 
(Sammlung der landesherrſchaftlichen Verordnungen Bd. 33 S. 346) 

iſt 5 26 der GewO. auf Eiſenbahnen ſinngemäß verwendbar. Da⸗ 
nach kann gegen ſchädliche Einwirkungen nur auf Schutzeinrichtungen 
oder, wo dieſe untunlich oder mit einem gehörigen Betrieb unvereinbar 
ſind, auf Schadenerſatz geklagt werden. 

Mit Unrecht nimmt das Landgericht an, der Klagantrag halte 
fih im Rahmen des § 26; er geht vielmehr darüber hinaus, ſoweit 
er auf Einſtellung des Rangierbetriebs und auf Unterlaſſung 
übermäßiger Einwirkungen gerichtet iſt. Solche negatoriſche Anſprüche 
ſind gegen ein Eiſenbahnunternehmen, das — wie hier — landes⸗ 
polizeilich genehmigt iſt, nicht nur unbegründet, ſondern überhaupt 
nicht im Rechtsweg zu verfolgen. Zwar mag das nicht aus § 26 
herzuleiten fein, wohl aber aus der allgemeinen Erwägung, daß die 
Eiſenbahn dem öffentlichen Intereſſe dient, dem Gemeinwohl, deſſen 
Pflege zu den oberſten Aufgaben des Staates gehört, und daß des⸗ 
halb in ihren Betrieb nicht durch negatoriſche Anordnungen ſtörend 
eingegriffen werden darf. Vgl. RG. 7, 267; 31, 287; 58, 134; 
59, 71, 72; 73 Nr. 69 S. 272; SeuffBl. 16, 203; SW. 1910, 
765 88; Warn. Rechtſpr. 1909 Nr. 409. 
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Das gilt nicht nur, wenn der Betrieb im Ganzen angefochten 
wird, ſondern auch bei einem Teilangriff, wie hier gegen den Ran⸗ 
gierbetrieb. Denn dieſer iſt ein notwendiger, ebenfalls öffentlichen 


Intereſſen dienender Beſtandteil des ganzen Eiſenbahnbetriebs auf einer . 


landespolizeilich genehmigten Anlage. 

Daß dagegen für die Klage auf Schadenerſ atz der Rechts 
weg zuläſſig iſt, beſtreitet der Fiskus ſelbſt nicht. ; 

Für die Klage auf Schutzvorrichtungen endlich ergibt Art. 16 
des Meininger Ausführungsgeſetzes ſelbſt, wie u dieſe Klage zu⸗ 
zulaſſen iſt. 


Zunächſt geht die Ausführung des Fiskus fehl die preußiſche⸗ 
Staatseiſenbahn unterfalle für ihre Strecken im Herzogtum Sachſen⸗ 
Meiningen überhaupt nicht dem Art. 16, ſondern allein den darüber 


geſchloſſenen Staatsverträgen. Vielmehr iſt Art. 16 nach ſeinem klaren 
Wortlaut auf alle Eiſenbahnunternehmen des Herzogtums anwend⸗ 
bar. Hätte die preußiſche Staatsbahn, das wichtigſte Unternehmen 


des Landes, ausgenommen ſein ſollen, ſo hätte dies ausdrücklicher 


Beſtimmung bedurft; auch in den Landtagsverhandlungen findet ſich 


dafür keinerlei Anhalt (Landtagsverhandlungen vom 13. Februar 1898 


bis 8. Februar 1900 S. 343—346 mit Beilage Nr. 116 S. 563. 


Denkſchrift S. 590, Beil. Nr. 151 S. 631 und Nr. 173 S. 661), 
Soweit über Bahnſtrecken Staatsverträge geſchloſſen worden find, 
berühren ſie nicht die Wirkſamkeit des Art. 16, zu deſſen Erlaß die 
Landesgeſetzgebung nach Art. 125 EG. z. BGB. berechtigt war. 
Doch iſt nach Art. 16 des Ausführungsgeſetzes der $ 26 GewO. 
nicht unbeſchränkt, ſondern „ſinngemäß“ anwendbar. Danach 
ſoll er für Eiſenbahnunternehmungen nur inſoweit gelten, als nicht 
in die Ausübung ſtaatlicher Hoheitsrechte eingegriffen wird. Dagegen 
wäre eine unbeſchränkte Anwendung des § 26 mit dem öffentlich- 


rechtlichen Weſen des Eiſenbahnbetriebs unvereinbar. Vielmehr 


kann auf Schutzvorrichtungen nur ſo weit geklagt werden, als der Ur⸗ 
teilsausſpruch nicht ſtaatshoheitliche Verfügungen über den Eiſenbahn⸗ 
betrieb berühren würde, und können im ordentlichen Rechtsweg gegen 
Uebelſtände nur ſolche Vorkehrungen beanſprucht werden, die ſich ohne 


Aenderung landespolizeilich genehmigter Anlagen oder ohne neue An⸗ 


lagen und ohne Aenderung der Verkehrsordnung durchführen laſſen. 
Denn ſonſt bedürfte es polizeilicher, ſtaatshoheitlicher Verfügungen 
— mag dafür das Herzogliche Staatsminiſterium oder der Kgl. Preuß. 
Miniſter der öffentlichen Arbeiten das zuſtändige Organ fein — und 
wäre dann ein gerichtlicher Eingriff unſtatthaft. (Vgl. die vom 
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Reichsgericht entwickelten allgemeinen Rechtsgrundſätze in Seuff Bl. 76, 


202 und in RG. 44, 227; 62, 131, 132; 73 Nr. 69 S. 272 — 


* 


Entſcheidungen, die ſich im Ergebnis auch mit dem Meininger Lan⸗ 
desrecht decken [vgl. die meiningiſche Miniſterialbekanntmachung vom 
1. Nov. 1847, Art. 4 des Staatsvertrags vom 16. Sept. 1847 und 


89 4, 14, 25 des darin angezogenen preußiſchen Eiſenbahngeſetzes vom 
3. Nov. 1838, GeſS. VIII, 349, 352, 372 ff., und die Miniſterial⸗ 


bekanntmachung vom 15. Auguſt 1895 ſamt dem Staatsvertrag vom 
27. Mai 1895 Art. III, GeſS. XXIII. 132, 133). 

Wenn der Fiskus beſtreitet, daß überhaupt in ſo beſchränktem 
Umfang Schutzmaßnahmen möglich ſeien, fo iſt das für dieſen. 
Stand des Verfahrens ohne Belang. Gibt es keine ſolchen Schutz⸗ 
einrichtungen, dann mag die Klage ſachlich unbegründet ſein, der 
Rechtsweg ſelbſt aber iſt für einen Anſpruch auf Schutzmaßnahmen 
in der angegebenen Beſchränkung zuläſſig. 

Freilich muß dieſe im Urteil ſelbſt ihren Ausdruck finden. Da 
der Kläger nach dem Wortlaut des Klagantrags ohne jede Be⸗ 
ſchränkung Einrichtungen fordert, die übermäßige Einwirkungen aus⸗ 
ſchließen, ſo iſt der Rechtsweg nicht für den ganzen Teil des Klag⸗ 
antrags anzuerkennen, ſondern nur beſchränkt im Sinne der 
gegebenen Ausführungen. 

Dagegen iſt im übrigen die Klage auch bei dieſem Teil des 
Klagantrags als unzuläſſig abzuweiſen. Daran ändert auch nichts 
die Erläuterung des Klägers, er verlange nur Schutzmaßnahmen, die 
ſich im Rahmen des Betriebs ohne weiteres durchführen ließen, denn 
weder iſt dieſe Beſchränkung ſcharf genug, noch iſt ihr der maßgeb⸗ 
liche Klagantrag in der Faſſung angepaßt. Daher iſt er in der 
Urteilsformel auf den zuläſſigen Umfang zurückzuführen. 

Urteil des 2. Senats vom 7. Februar 1916 U 118/15 (nach 
Meiningen). 


2. 308. 88 93/99: Keine Berufung nur gegen die 
Koſtenentſcheidung bei Teilanerkenntnisurteil und 
Klagabweiſung im übrigen. 

Der frühere Ehemann der Beklagten hatte vom Kläger ein 
Darlehn erhalten. Er iſt geſtorben und von ſeiner Mutter, ſeinen 


4 Geſchwiſtern und der Beklagten geſetzlich beerbt worden. Der 


Kläger erhob gegen die Beklagte allein Klage auf Rückzahlung des 
Darlehns ſamt Zinſen. Er ſtützte die Klage auf ihre geſamtſchuld⸗ 
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neriſche Haftung als Miterbin und auf ſelbſtändiges Schuldanerkenntnis. 
Die Beklagte beſtritt ein ſolches Anerkenntnis und berief ſich darauf, 
daß der Nachlaß noch ungeteilt ſei. Sie beantragte daher, ſie nur 
unter Beſchränkung der Haftung auf ihren Nachlaßanteil zu ver⸗ 
urteilen, im übrigen aber die Klage abzuweiſen. Das Landgericht 
hat ſie entſprechend dieſem gerichtlichen Anerkenntnis verurteilt. Ueber 
den weitergehenden Antrag des Klägers spricht ſich die Urteils⸗ 
formel nicht aus; in den Gründen aber iſt geſagt, daß ein ſelb⸗ 
ſtändiges Schuldanerkenntnis nicht vorliege und der Nachlaß noch 
nicht geteilt ſei, die Beklagte daher nur inſoweit zu verurteilen 
ſei, daß ſie mit ihrem Anteile am Nachlaſſe hafte. Die Koſten hat 
das Urteil dem Kläger auch inſoweit auferlegt, als die Beklagte ver⸗ 
urteilt wird. 
Der Kläger hat lediglich gegen die Koftenenticheidung Be⸗ 
rufung eingelegt. Er beantragt, 
das Urteil dahin abzuändern, daß die Koſten, wenigſtens zu einem 
angemeſſenen Teile, der Beklagten auferlegt werden. | 
Die Berufung ift unzuläſſig. Das Urteil ift kein reines An⸗ 
erkenntnisurteil, wie es nach ſeiner Formel ſcheinen könnte. Die 
Gründe ergeben, daß auch nach Anſicht des Landgerichts der Klag⸗ 
antrag weiter ging als das Anerkenntnis und die Verurteilung. Der 
Kläger hatte unbeſchränkte Verurteilung verlangt. Die Gründe 
ergeben, daß das Gericht ihn mit dieſem über das Anerkannte hinaus⸗ 
gehenden Teile ſeines Klagantrags abweiſen will, wie ja die 
Beklagte beantragt hatte. Es handelt ſich alſo um ein teilweiſe kontra⸗ 
diktoriſches Urteil. In einem ſolchen Falle iſt eine Anfechtung lediglich 
der Koſtenentſcheidung allein nicht ſtatthaft. § 99 Abſ. 2 ZPO. iſt 
in ſolchen Fällen nicht anwendbar; es bleibt bei der Regel des § 99 
Abſ. 1. Die Rechtsmittelgerichte ſollen hiernach nicht lediglich wegen 
dieſes Nebenpunktes mit dem Streitſtoff befaßt werden. Nur wo es 
ſich lediglich um die Frage handelt, ob der Beklagte ſofort an⸗ 
erkannt und ob er zur Klagerhebung Veranlaſſung gegeben hat, will 
das Geſetz eine Ausnahme geſtatten. Dieſer einfache Fall liegt aber 
nicht mehr vor, wenn es ſich außerdem um eine Abwägung des 
Verhältniſſes der wegen des anerkannten und der wegen des ſtreitig 
gebliebenen Teiles des Streitgegenſtandes entſtandenen Koſten zu⸗ 
einander und ihre Verteilung unter die Parteien handelt. Dann 
müßte ſich das Gericht auch mit dem übrigen, ſtreitig gebliebenen 
Prozeßſtoffe befaſſen, und das ſoll nach dem Zwecke des Geſetzes 
grade unterbleiben, wenn es lediglich wegen der Koſten und nicht 
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zugleich auch zur ſachlichen Prüfung der Hauptſache ſelbſt geſchehen 
würde. (Vgl. RG. in JW. 1906, 169 16; Gruchots Beitr. 50, 1057). 
| Urteil vom 28. Oktober 1913, 3 U 189/13 (zu O 169/1 
Altenburg). 8 


3. Grenzen der Pflicht, dem obſiegenden Gegner auch 
Koſten eines Zwiſchenanwalts zu erſtatten. 

Da die unterliegende Partei die Koſten von mehr als einem 
Anwalt nur dann zu erſtatten hat, wenn die Zuziehung mehrerer 
Anwälte ausnahmsweiſe notwendig iſt, fo find die Mehrkoſten, die 
dadurch entſtehen, daß ſich die obſiegende Partei neben dem Prozeß⸗ 
bevollmächtigten zur Vermittlung ihres Verkehrs mit dieſem eines 
Zwiſchenanwalts bedient hat, in der Regel von ihr ſelbſt zu tragen. 
Die Annehmlichkeit, die in einer ſolchen Vermittlung für die Partei 
und den Prozeß bevollmächtigten liegen mag, ſoll nicht auf Koſten 
der Gegenpartei gehen. Die Erſtattungspflicht ſetzt voraus, daß ein 
Zwiſchenanwalt notwendig war. Dieſe Notwendigkeit kann auch 
nicht ſchon darin gefunden werden, daß die auftraggebende Partei 
ſtark geſchäftlich oder durch andere Prozeſſe in Anſpruch genommen“ 
iſt; jedes große Unternehmen dürfte dann in allen Fällen die Koſten 
ſeines Syndikus dem unterliegenden Gegner als beſondere Vermittlungs⸗ 
anwaltskoſten in Rechnung ſtellen. Das ſind Folgen des Großbe⸗ 
triebs, allgemeine Geſchäftsunkoſten, die nicht durch die Eigenart des 
einzelnen Rechtsſtreits bedingt ſind. Ob die Beklagte eine große 
Anzahl von Rechtsſtreitigkeiten mit einem Dritten hatte, kann den 
Umfang der Koſtenerſtattungspflicht der Klägerin nicht erhöhen. Auch 
der ſachliche Zuſammenhang dieſes Rechtsſtreits mit andern Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten unter dieſen Parteien und mit Dritten machte es hier 
nicht notwendig, zwiſchen den Prozeßbevollmächtigten und die Partei 
einen Zwiſchenanwalt einzuſchieben. Bei welchem Gericht ſie ſich den 
Prozeßbevollmächtigten zu ſuchen habe, war für die Beklagte nicht 
zweifelhaft; ſie bedurfte alſo keines Anwalts am Orte ihres Sitzes, 
um ſich etwa vorerſt über das anzugehende Gericht und den hiernach 
ſich beſtimmenden Kreis der zugelaſſenen Anwälte unterrichten zu 
laſſen; ſie war in Altenburg verklagt. Auch zur Unterweiſung des 
Altenburger Anwalts bedurfte ſie nicht eines Zwiſchenanwalts. Darauf, 
ob fie genügend „juriſtiſch geſchult“ iſt, wie die Erinnerungsſchrift 
als maßgebend anſieht, kommt es nicht an. Der Prozeßbevoll⸗ 
mächtigte kann nicht verlangen, daß ihm bei ſchriftlicher Unterweiſung 
gewiſſermaßen unterſchriftsfertige Schriftſätze geliefert werden, er hat 
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vielmehr durch geeignete Fragen die Unterlagen zu beſchaffen und in 
rechtlicher Hinſicht zu bearbeiten. Dieſes Verfahren war hier fehe 
wohl möglich, da alles, was von Belang war, ſchriftliche Geſtalt 


hatte, Verträge, Briefe, Grundbücher, Gerichtsakten. Dieſe Unterlagen 


konnte die Geſchäftsführung der Beklagten dem Altenburger Anwalt 
ebenſogut unmittelbar wie durch die Hand eines Zwiſchenanwalts 


übermitteln, ſoweit es ſich der Prozeß bevollmächtigte nicht ſchon ſelbſt 


beſorgen konnte (Gerichtsakten, Grundakten). Befanden ſich die Unter⸗ 


lagen bereits im Beſitz des Anwalts in Halle, ſo konnten ſie bei 


dieſem zurückgeholt und ohne ſeine koſtſpielige Vermittlung nach 


Altenburg geſandt werden. Wurden ſie, wie glaubhaft iſt, noch 
anderwärts gebraucht, ſo konnten Abſchriften entnommen werden. 
Um nach Einſicht der Urkunden die Unterrichtung des Prozeßbevoll⸗ 


mächtigten noch mündlich zu ergänzen, hätte man ſich beim vor⸗ 


liegenden Rechtsſtreite auf einen einmaligen Beſuch beſchränken können. 


Denn es kam bei der Verteidigung gegen die Widerſpruchsverfolgungs⸗ 
klage im weſentlichen nur darauf an, ob die Klägerin die Hyothek 


der Beklagten als Eigentümergrundſchuld erworben hatte, oder ob B. 
an die Beklagte als Bürge gezahlt hatte und damit die Hypothek 


der Beklagten auf ihn übergegangen war. Hiernach iſt nur für eine 


nicht unbeträchtliche Anzahl Abſchriften und eine Reiſe von Halle nach 


Altenburg die Notwendigkeit glaubhaft. Dafür würden ſchätzungs⸗ 


weiſe zuſammen 50 M. Auslagen entſtanden ſein, mit Einrechnung 
der 1 M. Porti, die der Gerichtsſchreiber zugebilligt hat. 

Beſchluß vom 29. abe 1915, 3 W.88/15 (zu 0 287/18 
ene 


2. Sirafreit und FREE 


1. Wer unbefugt das Band zum Eifernen Kreuz 2. Klaſſe, 
auch ohne das Kreuz, trägt, ee gegen 8 360 
Nr. 8 StGB. 


Der Angeklagte hat das Band des Eiſernen Kreuzes zweiter 
Klaſſe getragen, ohne dazu befugt zu ſein. Darin ſieht das Land⸗ 

gericht mit Recht einen Verſtoß gegen $ 360 Nr. 8 StGB. Denn 
dieſe Beſtimmung will eine Täuſchung über den rechtmäßigen Beſitz 


eines Ordens verhüten. Zur Täuſchung aber genügt das Tragen des 


Ordensbandes, denn wer dieſes trägt, gilt als Inhaber des Ordens, 
‚umal da in der Regel das Band allein ohne das Kreuz getragen 


/ 
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zu werden pflegt. Daher verfehlte § 360 Nr. 8 fürs Eiſerne Kreuz 
ſeinen Zweck, wenn das Tragen des Bandes allein nicht unter dieſe 
Beſtimmung fiele. 5 1 8 | 

Auch iſt das Band ein Teil des Ordens, denn es wird nicht 
nur ſtatt des Kreuzes, ſondern neben ihm getragen. Der ähnliche 
Fall, daß ein abgekürzter Titel gebraucht oder ein einzelnes Uniform⸗ 
ſtück getragen wird, erfüllt ebenfalls den Tatbeſtand des § 360 Nr. 8. 
| Haben Generalkommandos das Tragen des Bandes allein durch 
beſondere Verordnung verboten, ſo kann das nur geſchehen ſein, um 
jeden Zweifel auszuſchließen. | | 
Urteil des 1. Strafſenats vom 16. Februar 1917, 8 7/17 
nach Gotha). | 


Bücherbeſprechungen. 


2 1. Sauer, Adolf (Syndikus in Berlin), Gothaiſches Gewerk⸗ 
ſchafts recht. Freiburg i. B. (J. Bielefeld) 1914. 108 S. Geb. 3,50 M. 


Das Buch enthält außer einer „ſyſtematiſchen Einleitung“ einen 
„Kommentar zum vierten Titel des Berggeſetzes für das Herzogtum Gotha 
mit den eingefügten Abänderungen und Zuſätzen vom 26. Januar 1909 
Adie Rechtsverhältniſſe der Mitbeteiligten eines Bergwerks)“, will alſo die 
88 107—153 e des coburg⸗gothaiſchen Berggeſetzes erläutern, wovon be⸗ 
anntlich die Mehrzahl faſt wörtlich dem preußiſchen Berggeſetze ent⸗ 
nommen iſt. Wer erwartet hat, in dieſer engbegrenzten Arbeit eine gründ⸗ 
liche R e de des anziehenden Rechtsgebietes oder einen 
Pa atgeber für den Gebrauch des Geſetzes zu finden, wird das 
Buch nicht ohne tiefe Enttäuſchung aus der Hand legen. Nirgends eine 
Spur wiſſenſchaftlicher Durchdringung des Stoffs! Die vielen Rechts⸗ und 
Streitfragen, 90 gleich bedeutſam für den zur Rechtsanwendung berufenen 
Juriſten, wie für das geſchäftliche Leben, ſind e Be eigene 
Stellungnahme des Verfaſſers mit einem Hinweis auf die Meinung eines 
anderen Erklärers oder auf eine Entſcheidung kurz abgetan. Um einige 
Beiſpiele von vielen herauszugreifen: Die wichtige Frage, ob eine coburg⸗ 
othaiſche Gewerkſchaft in anderen Bundesſtaaten rechtsfähig iſt und ob 
ie urch Verlegung Er Sitzes in einen andern Bundesſtaat die Rechts⸗ 
higkeit verliert, wird (S. 25) durch Wiedergabe einiger der Kammerge⸗ 
richtsentſcheidung vom 15. Dezember 1911 (OLG. 25, 49) entnommenen 
Sätze 90 jede grundſätzliche Erörterung fehlt (vgl. dazu RG. 23. No⸗ 
vember 1901, Seuff A. 57, 226 Nr. 125, und jetzt RG. 5. und 22. Januar 1916 
JW. 1916, S. 494 Nr. 11 und 593 Nr. 16 [dazu Bemerkungen von Iſay 
und Arndt). Daß das dem gemeinen und früheren preußiſchen Recht 
eigentümliche Kaduzierungsverfahren, welches mit der nichtperſönlichen 
Haftung der Gewerken im engen Zuſammenhange ſtand, durch die Satzun 
eingeführt werden könne, wird (S. 70) ohne weiteres vorausgeſetzt 8 f 
Dernburg, Bürgftecht 3? [1904], 467); kein Wort über Inhalt und Be⸗ 
deutung eines derartigen Kaduzierungsrechts oder über die Art ſeiner 
Ausübung. Die Bemerkungen zu manchen Paragraphen enthalten kaum 
etwas anderes als einzelne den bekannten Erläuterungsbüchern zum 
preußiſchen Berggeſetz oder gerichtlichen Entſcheidungen entnommene Sätze. 


als auch dem Laien als Handbuch bei allen Fragen, die 


biliarqualität“, „aſſimilieren“, „Rivalin“ u. v. a. gereichen dem Stile des 


1 * 
u: 7; * 
+ *. 


Von einem Buche wie dem vorliegenden hätte man erwarten können, 
daß wenigſtens das Schrifttum über das behandelte Landesrecht und die 
gerade dazu ergangenen höchſtrichterlichen Entſcheidungen berückſichtigt 
wären. Aber Aufſätze wie der von Ehwald in den ThürBl. 59, 161 ff., 


ſcheidungen, die auf der Grundlage des Ob Bora Bergrech 
ganamn find, find unter andern zu nennen: O 


ehler, daß nicht geſagt iſt, wo die Entſcheidungen zu finden ſind; ſie ſind 
alſo ziemlich wertlos. 1 
Der Sauer ſche „Kommentar“ ſoll nach S. 4 „cw t dem Juriſten 
ie Praxis akut 
macht (!), dienen“. Wer aber anderen, insbeſondere auch Rechtskundigen 
durch Belehrung nützen will, muß viel gründlicher und deiſk nich e er 
arbeiten, als es der Verfaſſer getan hat; er darf beiſpielweiſe nicht Sätze 
bilden wie: „Gerichtsſtand iſt im allgemeinen Gerichtsſtande oder im vom 
Statut beſtimmten Gerichtsſtande das ordentliche Gericht“ (S. 51), „Der 
Kuxſchein iſt vom Gewerkenbuche untrennbar, der Ausweis ſeines Eigen⸗ 
tümers auf ihn kann nur unter gleichzeitiger Eintragung ins Gewerken⸗ 
buch beurkundet werden“ (S. 34), „Derjenige Gewerke hat kein Stimmrecht 
für einen Beſchluß, El Grund deſſen ein Rechtsgeſchäft mit demſelben Here 
beigeführt werden ſoll“ (S. 47), „Notarielle Protokolle ſtellen Urkunden 
über nicht rechtsgeſchäftliche Gegenſtände dar“ (S. 48). Derartige Beiſpiele 
könnten noch in beliebiger Zahl angeführt werden. Daß der Verfaſſer auch 
mit der deutſchen Sprache auf Kriegsfuß ſteht, zeigen ſchon die vorſtehenden 
Sätze; was ſoll man aber dazu ſagen, wenn ein derartiger „Kommentar“ 
grobe Sprachfehler enthält, wie: „Der Eigentümer des Anteils, deren 
Anzahl“ (S. 8), „Gewinnbeteiligung vom ganzen“ (S. 10), „Die ae h 
nis einer entſprechenden Wirtſchaft“ (S. 32), „des ſich befindlichen 
Kuxſcheins“, „Pfändungserklärung“ ſtatt „Verpfändung“ (S. 90, 88 — noch 
dazu in als Muſter dienenden Vordrucken!) uſw. uſw. Die zahlreichen leicht 
entbehrlichen Fremdwörter, wie „Inſtitut“, „inveſtiert“, „Individualität“, 
„konſervieren“, „rationell“, „Nominal .. .“, „Moment“, „Immobile“, „Mo⸗ 


Verfaſſers auch nicht zur Zierde. Daß Sauer den Geltungsbereich des 
für die beiden Herzogtümer Sachſen⸗Coburg und Gotha erlaſſenen Berge 
geſetzes auf Gotha beſchränkt und wiederholt (S. 25, 65) vom „Großherzog⸗ 
tum“ Sachſen⸗Coburg⸗Gotha ſpricht, ſei nur nebenbei erwähnt. Schwerer 
wiegt der Mangel, daß die außerhalb des Berggeſetzes getroffenen Beſtim⸗ 
1 1 über coburg⸗gothaiſches Bergwerksrecht nicht erwähnt ſind. Alles 
in allem: für den verhältnismäßig hohen Preis eine esche ce 
5 a ck. 


2. Norde n, Dr. Fritz, (Advokat am Appellationsgericht zu Brüſſel), 
Handbuch der Rechtsverfolgung in Belgien. Berlin (Franz 
Vahlen) 1916. 490 S. Geb. 14 M. 0 


Peer 
ne 
3. Cohnitz, Ernſt (Rechtsanwalt und Notar in Berlin), Das 


Moratoriumsrecht in Belgien. Berlin (Heymanns Verlag) 1916. 
152 S. 4 M. | ; 


Zwei Bücher, die beiter empfohlen werden können. | 
| In anſchaulicher, belehrender und anregender Weiſe ſchildert Norden 
das in Belgien geltende Gerichtsverfaſſungsrecht und Prozeß verfahren. 
Das Buch will „dem deutſchen Anwalt, Beamten und Nichtjuriſten die 
Unterlage zu richtigem Urteil und Standpunkte ſchaffen, den einzuſchlagen⸗ 
den Weg weiſen und der geſchäftlichen Praxis die nötigen 4 
gewähren, aber es ſoll nicht anleiten, Prozeſſe zu führen oder dem Prak⸗ 
tiker ins Handwerk zu pfuſchen“. Wer zur Rechtsverfolgung in Belgien 
— wo die belgiſchen Gerichte auch jetzt während der Beſetzung fortwirken 
— genötigt iſt oder ſich ſonſt über die dortigen Rechtszuſtände unterrichten 
will, wird hier Anregung und Aufſchluß nicht umſonſt ſuchen. er ge 
be en Vorbemerkungen behandelt Teil 1 die Gerichtsverfaſſung (Glie⸗ 
erung und Beſetzung der Gerichte, ihre Zuſtändigkeit, die Verhältniſſe der 
Richter, Staatsanwälte, Advokaten und Sachwalter, Gerichtsſchreiber und 
Gerichtsvollzieher uſw.), Teil 2 das Prozeßverfahren, Teil 3 die Zwangs⸗ 
vollſtreckung, Teil 4 den Konkursprozeß, auch die Strafbeſtimmungen über 
5 eee cht. Teil 5 das Koſtenweſen ſamt den Anwaltsgebühren und dem 
rmenrecht. | 

Belgiſches, franzöſiſches und auch deutfches 0 und die Recht⸗ 

prechung A berückſichtigt, Entwicklung und Aufbau der Geſetzgebung, für 
en Außenſtehenden oft ſchwer ergründlich, erläutert. Es ſei oft ſchwer — 
ſagt der Verfaſſer —, ſich im Labyrinth der belgiſchen Geſetzgebung zurecht⸗ 
lichen De dem Uebelſtande abzuhelfen, daß es bisher an einer gemeinfaß⸗ 
lichen Darlegung der Grundzüge bürgerlicher Rechtspflege in Belgien ge⸗ 
fehlt hat, iſt das Werk beſtimmt. Der Verfaſſer iſt dieſer Aufgabe in einer 
nach Form und Inhalt muſtergültigen Weiſe gerecht geworden. Daß er 
dabei ſich nicht auf die Darſtellung des in Belgien beſtehenden Rechtszu⸗ 
ſtandes beſchränkt, ſondern auch die deutſchen Verhältniſſe zum . 
ee und kritiſche Betrachtungen eingeflochten hat (vgl. z. B. die 
eachtlichen Bemerkungen über die Frage der Anwaltsgebühren S. 457 ff.), 
darf ihm als beſonderes Verdienſt angerechnet werden. BR a 

Als zeitgemäßer Stoff für Rechtsvergleichung find unter anderem die 
Ausführungen hervorzuheben über den Konkursabwendungsvergleich (Prä⸗ 
ventivakkord), der dem redlichen, ohne Schuld ins Unglück geratenen Kauf⸗ 
mann in Belgien ſchon ſeit mehr als 30 Jahren (Gef. vom 20. Juni 1883 

und 27. Juni 1887) bewilligt werden kann, und über den gerichtlichen 

Zahlungsaufſchub (S. 427 ff., 434 ff.) — Einrichtungen, die dort ſich bewährt, 
ja rden ſind⸗ gewirkt haben, uns aber erſt infolge der Kriegsnöte beſchert 
worden ſind. 

An das richterliche Stundungsrecht knüpfen ſich die Moratorien an, 
die nach der Beſetzung Belgiens durch. Verordnung des deutſchen General⸗ 
75 08 auf Grund des Art. 43 der Landkriegsordnung vom 18. Okt. 

907 (RGBl. 1910 S. 107 ff.) erlaſſen worden find. Daneben kommen be⸗ 
ſondere Verordnungen in der Etappe in Betracht. Auch hat die belgiſche 
Regierung vor und ſelbſt noch nach der Beſetzung Beſtimmungen erlaſſen, 
insbeſondere im Januar 1915 verfügt, daß Verpflichtungen, die bis dahin 

eingegangen waren, erſt nach Friedensſchluß erfüllt zu werden brauchten. 
Die durch dieſe Geſetzgebung geschaffen n Verhältniſſe und die damit zu⸗ 
ſammenhängenden Rechtsfragen ſind in der Cohnitzſchen Schrift mit 
Sachkunde und Gründlichkeit erörtert. Eine beſonders eingehende Er⸗ 
läuterung hat die wichtige Verordnung vom 5. Januar 1916 über den Ab⸗ 
bau des Moratoriums gefunden. | E 

Entgegen dem Standpunkte der belgiſchen Regierung hat übrigens der 
belgiſche Kaſſationshof in Brüſſel aus Anlaß einer Mietsſtreitſache (dgl. 
darüber JW. 1916, 162 unter IX, 2) in einer Entſcheidung vom 20. Mai: 
1916 die rechtsverbindliche Kraft der Verordnungen des deutſchen General⸗ 
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ouverneurs anerkannt: nach der Landkriegsordnung (die in Belgien als 
ſbrmliches Geſetz vom 25. Mai/ 8. Auguſt 1910 verkündet worden tft) habe 
der Beſetzende die Pflicht, Vorkehrungen zu ten, um nach Möglichkeit 
die öffentliche Ordnung und das öffentliche Leben wieder herzuſtellen und 
aufrechtzuerhalten; dem entſpreche die Pflicht der Behörden des beſetzten 
Landes, ſich nach den getroffenen Maßnahmen zu richten; die belgiſchen 
Gerichte insbeſondere müßten dieſe Verordnungen anwenden, weil ein 
belgiſches Geſetz es vorſchreibe; nachzuprüfen, ob die Vorausſetzungen für 
die Maßnahmen des olltiſchen 2 vorgelegen hätten, ſei nicht Sache der 
Gerichte, ſondern der politiſchen Behörden. Die Entſcheidung iſt vollſtändig 
mitgeteilt in der von den Profeſſoren Kohler⸗Berlin und Fleiſchmann⸗ 
Königber; 5 Zeitſchrift für Völkerrecht 1917 Heft 1/2 S. 175ff. 
(vgl. auch DIZ. 1916, 658 ff.). „ | Dr. Schack. 
4. Bovenſiepen, Die Geſchäftsaufſicht zur Abwendung 
des Konkurſes. Heymanns Taſchengeſetzſammlung. Preis geb. 3 M. 


5. Klien, Rechtsanwalt in Leipzig, Die Geſchäftsaufſicht zur 
Abwendung des Konkurſes, mit Einleitung über die Ord⸗ 
nung der Geſchäftsaufſicht von Profeſſor Dr. Jaeger in Leipzig. 
Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze. Preis geb. 2 M. 

S3 dei der üblichen Ausgaben mit Erläuterungen, wie ſie gleich nach 
Erlaß eines 1 von den verſchiedenen Verlegern auf den Markt ger 
bracht werden. Bovenſiepens Erläuterung die umfänglichere, beide in der 
Hauptſache aufgebaut auf der Begründung der Bekanntmachung des Bundes⸗ 
Tats vom 14. Dezember 1916. | 


6. Sturm, Dr. Auguft, in Naumburg, Die deutſch pf ychologiſche 
Grundlage des Rechts, insbeſondere des Völkerrechts der 
Gegenwart als Gegenſtand der Philoſophie. Mit einem An⸗ 
hang: Die deutſche Rechtspſychologie als Univerſitätsvorleſung. Langen⸗ 
ſalza (Wendt & Klauwell). 80 Pf. 3 | 

Wieder ein Schriftchen des unermüdlichen Schriftſtellers. Es wieder⸗ 
holen ſich darin die Gedankengänge und aipränge, die ſchon in den andern 
| Ar ana geboten wurden. Eine beſondere Erkenntnis trägt der Leſer 
n avon. 


1. Die Angelegenheit der Niederfüllbacher Stiftung. Die 
wichtigſten zu ihrem Verſtändnis dienenden Tatſachen und Urkunden, mit⸗ 
geteilt von der Stiftungsverwaltung. Gotha (F. A. Perthes) 1916. 


8. Die Angliederung des Kongoſtaats an Belgien und 
die Niederfüllbacher Stiftung, ein Beitrag zur Geſchichte der 
Kongoabtretung, von Dr. Hans Schack. Gotha (F. A. Perthes) 1917. 


9. Die Niederfüllbacher Stiftung und das Sittengeſetz, 
eine Beleuchtung der Handlungsweiſe der belgiſchen Regierung und der 
früheren Stiftungsverwalter, von Geheimem Staatsrat a. D. L. Baudler. 
Coburg (im Selbſtverlag). 

Eine ganz merkwürdige Erſcheinung iſt die Niederfüllbacher Stiftung, 
die Vermiſchung von Staatsintereſſen und Familienintereſſen bei Leopold, 
dem Könige Belgiens, ihre Entſtehung und ihr Schickſal. Was zur Be⸗ 
Aurteilung notwendig und förderlich iſt, findet man in den Schriften. 


Viktor Börngen zum Gedächtnis. 
„Denn er war unſer“. 


In dieſem Jahre gedachten wir, das hundertjährige Beſtehen des 
gemeinſchaftlichen oberſten Gerichtshofs für Thüringen zu feiern. Einer 
. von und, Ernſt Deichmann, arbeitete längſt an der Feſtſchrift, einer 
Geſchichte des Gerichts. Jetzt iſt er vor Arras den Heldentod geſtorben 
und hinterläßt ſein Werk unvollendet. Aber ſchon vorher war aus 
dem Jubel⸗ ein Trauerjahr geworden. Am Abend des 8. März verlor 

der Gerichtshof durch den Tod ſeinen Präſidenten, Viktor Börngen. 
Die Kunde ließ alle Richter und Anwälte Thüringens die Häupter 
entblößen. Nicht allein in ſchuldiger Achtung vor der Stelle, die 
das Ereignis ihres Verweſers, vielleicht des bedeutendſten, beraubt hatte. 
B. war mehr als der ausgezeichnete Träger des höchſten thüringiſchen 
Richteramts. Ein Bannerträger der deutſchen Juriſtenſchaft, ſagen 
wir getroſt: des deutſchen Volks. Um ihn hatten ſich Männer aus 
allen Gauen und Berufskreiſen des großen Vaterlands geſchart. 
Unter ſeiner Führung ſuchten ſie Wege nach einem der edelſten völkiſchen 
Ziele: der Stärkung des Vertrauens des Volks zu ſeinem Recht. 

Weithin leuchtete ſein Name. Er lenkte die Augen auf Jena 
und Thüringen, das ſtolz war auf ſeinen⸗ Sohn. Viel war ihm gelungen, 
mehr und Größeres zu vollbringen, ſchien ihm beſchieden. 

Ä Da trat plötzlich, wie aus dunkler Tiefe im Augenblick hervor⸗ 
geſchoſſen, das Verhängnis in ſeinen Weg. 

Ungefähr um die nämliche Zeit, da die Beſtrebungen, Bee er 
feine beſte Kraft geliehen hatte, in der Brandung des Weltkriegs zer⸗ 
rinnen zu müſſen ſchienen, befiel ihn tückiſche Krankheit. In zähem 
Heldentum, wie unſere Krieger an Somme, Ancre und Aisne, vor 
Arras und in der Champagne gegen den Vernichtungswillen tödlich 
ergrimmter Feinde, ſo hat er gegen die vernichtende Gewalt ſeines 
Leidens gekämpft. Jenen ward der Sieg, ihm nicht. Wie ſein un⸗ 
vergeſſener Vorgänger, Karl Blomeyer, iſt er viel zu früh von ſeiner 
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hohen Wirkungsſtätte weg und in den Tod gerafft. Berufene Hände 
haben ihm Ehrenkränze gewunden an ſeinem Sarge und ſonſt in 
Wort und Schrift. Nun ſei ihm auch in dieſen Blättern, die der 
Hauch ſeines Geiſtes oftmals beſeelt hat, ae Denkmal dankbarer 
Liebe aufgerichtet! 
B. wurde am 19. Oktober 1855 in Altenbung geboren. Er er⸗ 
wuchs in der Luft des gebildeten Bürgertums. Sein Vater lebte 
als Zahnarzt in beſcheidenen Verhältniſſen. Seine Mutter entſtammte 
einer altangeſehenen Altenburger Familie namens Schlegel. Zu ihr 
ſtand er beſonders herzlich. Sie ſoll eine kluge, warmherzige, heitere 
Frau geweſen ſein. Er hatte eine ältere Schweſter und einen jüngeren 
Bruder. Dieſer ſtarb in jungen Jahren als Kaufmann. Jene lebt 

noch als Witwe des früheren Miſſionars, ſpäteren Lehrers am orien⸗ 


taliſchen Seminar in Berlin Dr. Büttner. Sie und unſer B. waren 


geiſtesverwandt. Er hat ſeine Bruderliebe auf ihren Gatten über-. 
tragen. Jedes Jahr hat die Schweſter einige Wochen in des Bruders 
Haus verbracht; das war ihr die liebſte Erholung. | 
B. hat feiner Heimat immer treu angehangen. Nicht ohne Stolz 
ſprach er von der Altenburger Eigenart. Bekanntlich verſtand er ſich 
mit einfachen Leuten überhaupt vortrefflich. Trat aber eine derbe 
Bäuerin aus dem Altenburgiſchen an den Richtertiſch, jo war's, als 
nehme das Verſtändnis herüber und hinüber beſondere Lebhaftigkeit an. 
Von ſeiner frühern Jugend iſt nicht viel bekannt. Sie ſoll nicht 
immer leicht und froh geweſen ſein. Davon ſind freilich keine Spuren bei 


ihm zurückgeblieben. Schon ſeine Gymnaſialfreunde ſchildern ihn ald 


Frohnatur. Er iſt dem Altenburger Friedrichs⸗Gymnaſium Oſtern 1867 
zugeführt worden. Alſo anſcheinend verhältnismäßig ſpät. Aus welchem 


Grunde iſt nicht bekannt. Seine hervorragende Begabung zeigte ſich fehr - 


bald und ward auch von den Mitſchülern erkannt. Unermüdlicher Fleiß 
ging mit ihr Hand in Hand. Aber ein Duckmäuſer war er nicht. Die 


„holden Jugendeſeleien“ machte er herzhaft mit. Die Blume der Tanz⸗ 
ſtundenliebe fehlt nicht in ſeinem Jugendgarten. Ein Freund berichtet von 


nächtlichem Ueberklettern von Gartenmauern, zärtlicher Zwieſprache 
mit der Herzensdame, unleidlicher Störung durch die ſtrenge Gouver⸗ 
nante und eiliger Flucht nach allen Regeln angewandter Turnkunſt. 


In der Schülerverbindung „Burſchenſchaft Normannia“ — ob ſie er⸗ 


laubt war oder nicht, wird verſchieden angegeben — war er ein 
Hauptkämpe und brachte es zum „Präſiden“. Dafür ſoll ihm freilich 
beim Schulabgang — er ging als zweiter durchs Ziel — eine vom 
Herzog als Schülerpreis geſtiftete goldene Taſchenuhr entgangen ſein; 


u „ | 
als Trostpreis aber ſchenkte 15 der Direktor aus eigenen Mitteln eine 
aus Silber. f 

Bei geſelligen Seren dagen glänzte e er durch Witz und geiſt⸗ 
reiche Anſprachen. Es fehlte nicht an Gegenſätzen unter den angehenden 
jungen Männern. In ihnen ergriff er energiſch Partei und war ein 
tapfrer Streiter, ein treuer Freund aber ſeinen Freunden, an denen er 
ſchon damals reich war. So hat er's gehalten fein Leben lang. 
Noch wiſſen wir, daß er einer Kirchenkurrende von Schülern 
des Gymnaſiums mit Eifer und Auszeichnung angehört hat. Er brachte 
es auch hier zum Oberſten — „Präfekten“ —. Er hat auch im fpäteren 

Leben regen Eifer und Fähigkeit für die Tonkunſt, ernſter wie leichter 
Gattung, gezeigt, wenn er auch kein Inſtrument ſpielte. Wie ſein Gedächt⸗ 
nis überhaupt, war fein muſikaliſches Gedächtnis glänzend. War er aufs 
gelegt, ſang er wohl beim Spazierengehen einen halben Akt Lohengrin 
oder Tannhäuſer ohne Stocken herunter. 

Oſtern 1876 verließ er das Gymnaſium. Er enttäuſchte ſeinen 
Direktor durch die Wahl der Rechtswiſſenſchaft als Studienfach. Der 
ſagte bedauernd: „Und Sie ſind doch der geborene Philologe.“ Eine 
nicht ſelten zu beobachtende Erſcheinung! Der Lehrer hält ſeinen be⸗ 
gabten Schüler gerade für ſein Fach für vorausbeſtimmt. Der Wunſch 
iſt der Vater des Gedankens. 

Freilich hätte B. ohne Zweifel auch als Lehrer der Philologie 
Ausgezeichnetes geleiſtet. Seine ſprachliche Begabung lag am Tage, 
ſein Sinn für Geſchichte, anders als für ſpekulative Philoſophie, aus 
der er ſich nichts machte, war beträchtlich, er hat ſich eine ſehr reiche 
Geſchichtskenntnis zu eigen gemacht. Von feinem Lehrgeſchick hat 
manche Gerichtsverhandlung und Aſſeſſorenprüfung Zeugnis abgelegt. 

Sein Sinn und Verſtändnis für Erziehungs⸗ und Bildungsfragen iſt 
von Jahr zu Jahr leidenſchaftlicher und tiefer geworden. Dennoch: 
wer möchte zweifeln, daß B. richtig urteilte, als er ſich zum Juriſten 
und nicht zum Philologen berufen erkannte? 

Sein Studium betrieb er in Jena, Berlin und Leipzig von 
Oſtern 1876 bis 1879. Wiederum nicht als Bücherwurm und Philiſter. 
Davor bewahrte ihn ſchon ſeine ſprudelnde Lebensluſt, ſein Drang 
nach Mitteilung und Geſelligkeit, ſeine Liebe zur Natur, ſein Intereſſe 
für die Menſchen und alles Menſchliche. Aber von Anfang an mit 
dem ernſten Fleiß des Mannes, der aufs Ganze geht. Aktiv iſt er 
nicht geworden. Vielleicht hat ihn die Beſcheddenheit ſeines Wechſels 
davon abgehalten. Doch ſchloß er ſich in Jena einer zwangloſen 
Studentenvereinigung, den aaa an, die, ſoviel erinnerlich, 
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im „Greif“ ihr Standquartie hatten, Einer feiner: Freunde gibt | 
folgende Schilderung des stud. jur. B., die hervortretende Züge 


hat ). Schon als Student war er ein ausgezeichneter Geſellſchafter. | 
Er zeichnete ſich vor allem durch die Lebhaftigkeit ſeines Geiſtes und 


N 


er 


auch des fpäteren Mannes aufweiſt: „B. war ein ganz. flotter und 


forſcher Student; er hat zu wiederholten Malen auf Menfur ger 
ſtanden. Gleichwohl war er von Anfang an ein ernſter Arbeiter. 
Er hat wohl nur ganz ausnahmsweiſe ein Kolleg verſäumt. Beſon⸗ 


deren Eindrud: machte auf uns, daß er nie unvorbereitet ins Kolleg N 
ging: er wiederholte zuvor ſtets den Inhalt der letzten Vorleſung. 


Auch benutzte er die Ferien fleißig zur Wiederholung. Großen Eifer 
hatte er für Politik. Er vertrat den Standpunkt der nationalliberalen 


Partei, zu der er ſich wohl auch in ſeinem ſpäteren Leben bekannt 


ſprudelnden Witz aus. Er geißelte gern Schwächen ſeiner Freunde, 


doch ſo, daß er nicht verletzte. Großes Gewicht legte er immer auf 
Wahrung der Form; Verſtöße dagegen konnten ihn empören.“ 
Ob und welche Hochſchullehrer entſcheidenden Einfluß auf ihn 
gehabt haben, iſt nicht bekannt. In Leipzig ſoll er beſonders Wach 
und Roſcher bewundert haben. Daß er manches am juriſtiſchen Unter⸗ 


richt ſeiner Zeit auszuſetzen gehabt hat, iſt aus zahlreichen Ausſprüchen 


feiner ſpäteren Jahre bekannt. Namentlich verdroß ihn, daß er im 


Anfang nicht lebendes, ſondern abgeſtorbenes Recht vorgeſetzt bekam: 


„Ich habe, wenn ich von mir ſelbſt reden darf, in den erſten Semeſtem | 
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immer das Gefühl gehabt, man bekommt ftatt Brot Steine. Und | 


daran hat die fortgeſetzte Verſicherung meines alten braven Lehrers nichts 


geändert, wir kämen heute zu dem allerintereſſanteſten Kapitel der 


römiſchen Rechfsgeſchichte. Nur mit äußerſter Anſtrengung habe ich 
ausgehalten und erſt, als das geltende Recht kam, wirkliche Freude 


am Studium gefunden. „So erzählt er noch nach über 30 Jahren, 


am 1. Juni 1912 in ſeinem Vortrag „Die Ausbildung der Juriſten“ Er 


beweis gegen das Urteil über feinen Geſchichtsſinn. An einer anderen 


auf dem erften Jenaer Pfingſtkurs. Die Aeußerung iſt kein Gegen⸗ = 


Stelle des Vortrags verſichert er ſelbſt feine Wertſchätzung der Ge⸗ | 


ſchichte. Nur war es ihm nicht recht, daß die Rechtsgeſchichte am 


Anfang der juriſtiſchen Ausbildung ſtand. Und dann mag wohl auch 


das Gebotene unzulänglich zur Befriedigung ſeines hochgeſpannten 


geiftigen Bedürfniſſes, e Dranges nach Erkenntnis des Grundes 


1) Später hat ſich B., ſoviel bekannt, nicht zu den Nationalliberalen, Pr 
er nicht zu den reitonjerbativen gehalten. Aktive e getrieben hat 
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und Zuſammenhangs der Geſchehniſſe geweſen ſein. Er ſpricht von 
„einem ſeichten Aufguß der Rechtsgeſchichte“. Das klingt ſchroff. Aber 
tatſächlich dürfte zu feiner Zeit und auch noch ſpäter in manchem 
Hörſaal als römiſche Rechtsgeſchichte etwas vorgetragen worden ſein, 
das weniger Geſchichte war als Antiquitäten. 

| Die erſte juriftifche Prüfung legte B. noch vor dem Appellations⸗ 
gericht in Altenburg ab. Sie fand am 28. Juni (ſchriftlicher Teil) 
und am 1. Juli 1879 (mündlicher Teil) ſtatt. Der ſchriftliche Teil beſtand 
aus der Beantwortung von „15 Fragen aus dem römiſchen und 
deutſchen Privatrecht, Strafrecht, Zivil: und Strafprozeß und Kirchen⸗ 
recht. Eine davon mußte in lateiniſcher Sprache beantwortet werden. 
Eine Geſamtzenſur wurde nicht erteilt. 

Am 29. Juli trat er in den altenburgiſchen Vorbereitungsdienſt 
ein. „Auditor“ war ſeine erſte Amtsbezeichnung, ſeit dem Inkrafttreten 
der Reichsjuſtizgeſetze „Referendar“. Beſchäftigt wurde er während 
der ganzen Vorbereitungszeit in Altenburg: beim Amtsgericht, Kriminal⸗ 
gericht und Landgericht und bei den Rechtsanwälten Große und 
Hammer. In ſeinem Dienſtzeugnis charakteriſiert ihn der Land⸗ 
gerichtspräſident als „vorzüglich befähigten, ebenſo gewandten als 
fleißigen Arbeiter“. Beſonders hebt er hervor die „große Schärfe 
der Urteilskraft, ſchnelle Auffaſſung des von Anderen Vorgetragenen 
und nicht geringe Geſchicklichkeit des eignen mündlichen Vortrags“. 

Die Uebergangsbeſtimmungen zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz er⸗ 
möglichten, daß B. ſchon im Juli 1881, alſo nach nur zweijähriger 
Vorbereitung zur zweiten Prüfung zugelaſſen wurde. Sowohl die 
Beſchäftigung bei der Staatsanwaltſchaft als die beim Oberlandes⸗ 
gericht, die er beide nachmals als unerläßlich für den angehenden 
praktiſchen Juriſten bezeichnet hat, fehlt in ſeinem Ausbildungsgang. 
Ganz zu ſchweigen natürlich von einer Beſchäftigung bei Verwal⸗ 
tungsbehörden und in gewerblichen Betrieben. Dennoch konnte ihn 
an ſeinem 60. Geburtstag Düringer als das Ideal eines deutſchen 
Richters feiern. Und es iſt kein Zweifel, daß ſchon von Beginn ſeiner 
ſelbſtändigen Amtsführung an feine Leiſtungen allſeitig Zufriedenheit 
und Anerkennung gefunden haben. Freilich liegt das über 30 Jahre 
zurück. Aber das iſt nicht das Ausſchlaggebende. Beim Menſchen⸗ 
geift find eben die Größenunterſchiede, ganz abgeſehen vom Säkular⸗ 
menſchen, ſo bedeutend, daß ſie gar nicht überſchätzt werden können. 
Unter dieſem Geſichtspunkt erſcheint jede Schematiſierung der Lernart 
und Lernzeit beinahe wie eine Verſündigung an der Perſönlichkeit. 
‚Hätten wir lauter Börngens, brauchten wir uns über Einzelheiten 
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der juriſtiſchen Ausbildung nicht die Köpfe zu ebe und die 


Juſtizverwaltungen könnten ſich alle Regulative ſchenken. 
Abgelegt wurde die zweite Prüfung nunmehr vor dem Ober⸗ 
landesgericht in Jena. Sie endete am 29. November 1881 mit dem 


Ergebnis „recht gut beſtanden“. Prüfer waren der Senatspräſident 


Bretſchneider, der damalige Herausgeber dieſer Blätter, und die Ober⸗ 
landesgerichtsräte Krieger und Obbarius. Krieger wird damals nicht 
geahnt haben, wie nahe er einmal ſeinem Prüfling als Freund treten 
würde. Auch einer, deſſen Name noch lange nicht vergeſſen ſein wird 


im Oberlandesgericht wie in der Gemeinde Jena, die eine Straße 


nach ihm benannt hat. Die rechtswiſſenſchaftliche Aufgabe lautete: 
„Darſtellung der Lehre von der Auslobung.“ Solche Prüfungsauf⸗ 
gabe will uns jetzt nicht mehr gefallen. Schon fünf Tage vor dem 


Ablauf der Sechswochenfriſt ging die Arbeit ein, die 199 Seiten füllte. 


Bretſchneider fand, ſie ſei „eine ſehr fleißige und lege für die Auf. 
faſſung und das kritiſche Urteil des Verfaſſers ein fehr günſtiges Zeug⸗ 
nis ab. Er habe nicht allein die wiſſenſchaftliche Literatur ſehr um⸗ 


fänglich benutzt, ſondern auch dieſelbe mit gutem Erfolg ſich ange⸗ 


eignet und außer der Darſtellung der verſchiedenen Anſichten auch ſich 


ein ſelbſtändiges Urteil gebildet und ſolches zu begründen verſucht.“ 


Ganz ohne Seitenhiebe durfte aber natürlich die Kritik nicht abgehen. 
Auch ſie ſeien gewiſſenhaft gemeldet. Bretſchneider meint zwar, die 
Darſtellung ſei geſchickt, fügt aber hinzu, der Stil nähere ſich mitunter 
der Phraſe. Und dann ſchüttelt er den Kopf etwas über „die apo⸗ 
diktiſche Beurteilung und Verdammung der Anſichten bewährter Rechts ⸗ 
lehrer“. Die beiden anderen Prüfer ſchloſſen ſich Bretſchneider ein⸗ 
fach an. Die Klauſurfragen zu beantworten, wird B. ein Kinder⸗ 
ſpiel geweſen ſein. Es galt da nur, einige Gelehrſamkeit niederzu⸗ 
ſchreiben, die der gut vorbereitete Kandidat auswendig wußte, der 
ſchlecht vorbereitete, wenn ſein Gewiſſen ſo weit war wie ſeine Rock⸗ 
taſchen, auf Druckpapier ins Prüfungszimmer mitbringen konnte. Es 
folgte die Ausarbeitung eines Urteils auf Grund der Verhandlung, 


der der Prüfling beiwohnte, und zuletzt die mündliche Prüfung. Bei 


dieſer, ſo geht die Sage, zeigte ſich B. fo unheimlich ſattelfeſt und 
ſchlagfertig, daß ſie Bretſchneider mit dem geflüſterten Witzwort ab⸗ 
brach: „Meine Herren, wir wollen aufhören, ſonſt blamieren wir uns.“ 
Scomit hatte B. mit dem beſten Zeugnis in der Taſche feine 
reglementmäßige Lernzeit hinter ſich. Bei ſeiner Begabung hätte er 
jetzt mit größerem Recht, als es ſo viele tun, das Studieren ein⸗ 
ftellen und ſich mit der N Nahrungszufuhr begnügen können, 3 
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die die Praxis nach verbreiteter Meinung von ſelbſt beſorgt. Wir 
wiſſen, daß er das nicht getan hat, ſondern ſein Leben lang ein un⸗ 
gemein fleißiger Lerner geweſen iſt. Wie die meiſten großen Arbeiter 
war er Frühaufſteher. Im Sommer ging's in der Regel noch vor 


dem erſten Frühſtück ins Flußbad. Um 6 Uhr ſaß er am Schreib⸗ 


tiſch, mochte der Abend noch ſo ausgedehnt geweſen ſein. Der Ge⸗ 
richtsdiener, der das Los gezogen hatte, ihm die Akten und Bücher 
zuzutragen, war nicht zu beneiden, trotz der anfallenden Freundſchafts⸗ 


zigarren. Einer, ein älterer und wohl ſchon etwas bequem gewordener 


Herr, hat ſich einmal folgende, von B. herzlich belachte Kritik geleiſtet: 
„B. iſt ein guter Herr, ſeine Zigarren ſind auch gar nicht ſo ſchlecht, 
wenn er nur nicht ein ſo ſchrecklicher alter Bücherwurm wäre.“ Es 
iſt doch leichter, Zigarren zu beurteilen als Menſchen. Denn ein 
Bücherwurm war B. nun wieder ganz und gar nicht, aber geleſen 
hat er freilich ſein Leben lang, wie ſelten einer. 

Am 5. Dezember 1881 wurde er zum Gerichtsaſſeſſor ernannt 
und gleich darauf dem Amtsgericht Schmölln zugeteilt. Das Ange⸗ 
bot eines Eiſenacher Rechtsanwalts, zuſammen mit ihm die Rechts⸗ 
anwaltſchaft auszuüben, lehnte er ab. Der Richterberuf zog ihn un⸗ 
widerſtehlich an. 

In Schmölln hat er ſich bei 165 Mark monatlicher „Remuneration“ 
recht wohl befunden. Der dortigen Zeit hat er ſpäter immer gern 
gedacht. Aber ſchon am 1. Oktober 1882 kam er ans Amtsgericht 
Altenburg. 

Nun ſchien's ihm allmählich Zeit, einen eignen Hausſtand zu 


gründen. Am 18. Auguſt 1883 verheiratete er ſich mit Roſa Burk⸗ 


Hardt, Tochter des Kaufmanns und Mühlenbeſitzers Richard Burkhardt 
in Altenburg, nachdem er ſich ſchon im November 1880, alſo noch 
als Referendar, verlobt hatte. 0 

Man kann ſagen, es liegt dem Deutſchen im Blut, daß er beim 
Betrachten des Lebensbildes eines ausgezeichneten Mannes erſt dann 
richtig warm wird, wenn er findet, daß dieſer Mann u. a. wegen 
ſeines Familienlebens liebenswert iſt. B. hat dieſe Bedingung erfüllt. 
Seine Ehe war die glücklichſte, die ſich denken läßt. Nichts Schöneres, 
als ihn und ſeine Frau in vertrautem Kreiſe an munterer Laune mit⸗ 
einander wetteifern zu ſehen. Da war nichts Gemachtes. Der voll⸗ 
kommene Einklang zweier auf Heiterkeit geſtimmter Seelen konnte nicht 


natürlicher hervortreten. Er hat auch in trüben Zeiten ſtandgehalten, 


wie fie freilich wohl in 8.3 Haufe ſelten geweſen find bis auf die 
Leidensjahre gegen das Ende ſeines Lebend. Die ritterliche Zärtlich⸗ 
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2 keit, mit der er die Schritte 15 Gattin begleitete, bal etwas 

RNührendes. In den Straßen Jenas traf man beide wohl meiſtens 

zuſammen. Natürlich kam es auch vor, daß jedes allein ausging: | 
B. liebte es, nach fleißig durcharbeitetem Vormittag vor Tiſch einen 
kurzen Gang in die Stadt zu machen. Dabei traf er ſich häufig 
mit einem feiner Freunde, und folgender Vorgang wiederholte ſich⸗ 

nach deſſen Verſicherung faſt regelmäßig mit beluſtigender Gleichmäßig⸗ N 
keeit: Mitten im eifrigen Geſpräch hält B. plötzlich an: „War das 
nacht meine Frau?“ Der Freund ſieht ſich vergeblich um. Allenfalls 


erkennt er den Zipfel eines Frauengewandes, das um eine weit ent⸗ = 


hochgeſchätzten Freundes, des Oberlandesgerichtsrats Krieger, der ihn 5 


ſeinerzeit geprüft hatte. Dieſer ſtarb am 22. Januar 1896, nachdem 
eer B. zum Vormund und Erzieher beſtimmt hatte. Marie Krieger 
wurde alsbald in das Biſche Haus aufgenommen, dem ſie . 5 
noch als vollbürtiges Glied angehört. ai x 
So ſehr Berufs⸗ und frei gewählte Arbeit B. 3 Leben ausfüllte. ur 
ſeine Familie iſt dabei nicht zu kurz gekommen. Ihr gehörten mik 


geringen Ausnahmen ſeine Abende, und allen Reichtum feine? Geiſtes 


und Herzens ergoß er dann über feine Lieben. Es wurde viel ger. 
meinſam geleſen und muſtziert. Er reiſte gern und viel. Oft an die 

Ufer der Nord⸗ und Oſtſee, öfter noch in die von ihm beſonders ge⸗ 
liebten Berge Oberbayerns, Tirols und der Schweiz. Die Familie 2 
mußte aber immer dabei fein, und nichts machte ihm größeres Ver. 
gnügen, als wenn er ſeinen Begleiterinnen eine Naturſchönheit zeigen . 5 
konnte, die er vor ihnen entdeckt hatte. So fremd feiner gefunden 
und ſtarken Natur jede Empfindſamkeit war, von den Seinen wollte 
er alles Unangenehme ferngehalten wiſſen. Dafür forgte er mit fast . 
| ängſtlichem Eifer. Ze 


* fernte Ecke flattert. Aber ſchon iſt B. auf und davon. Und richtig . 
holt er nach einer Minute die Gattin ein und begrüßt ſie etwa ie ur 
als wenn er ſie feit Wochen nicht geſehen hätte. | a 
Die Ehe ward mit nur einer Tochter geſegnet, die gran. Rosa . 
ihrem Manne im Jahre 1884 ſchenkte, Eliſabeth, ſeit 1906 Frau = 
dees damaligen Landrichters, ſpäteren Landgerichtspräſidenten v. Gohren a 
in Greiz. Auch an dieſer Tochter hing er mit zärtlicher Liebe, und 
nicht minder an ſeinen 1907 und 1909 geborenen beiden Enkelinnen. 5 
Zum zweiten, kaum minder geliebten und treu behüteten Kinde 
wurde ihm die Tochter ſeines älteren Amtsgenoſſen und beſonders . 


Im November 1883 kam B. ans Landgericht Altenburg, zunächſt x . 
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trat er zum erſtenmal als Schriftſteller auf den Plan, mit einem 
Auffag in Bd. 32 dieſer Blätter: „Der Einſpruch gegen den Voll⸗ 
ſtreckungsbefehl wegen eines Anſpruchs, der nicht vor das Amtsgericht 
gehört.“ Es iſt bezeichnend, daß er in dieſer Erſtlingsarbeit gegen eine 
übereinſtimmende Meinung aller Kommentatoren der ZPO. Sturm 
lief. Sie betraf die Frage, ob der Ausſpruch des Amtsgerichts, daß 
der Einſpruch zuläſſig fer; die Vollſtreckbarkeit des Vollſtreckungsbefehls 
aufhebe. Eine der wenig erquicklichen Streitfragen, die ſo leicht ent⸗ 
ſtehen, wenn in das geſchloſſene Syſtem eines Geſetzentwurfs in letzter 
Stunde durch einen beſonders wohlmeinenden und einleuchtend ſchei⸗ 
nenden Kommiſſionsbeſchluß ein Loch geſchlagen wird. Schon in der 
nächſten Auflage des Gauppſchen Kommentars fand B.s Aufſatz ach⸗ 
tungsvolle Erwähnung, in dem Hauptpunkt allerdings Ablehnung. 
B. ließ ſich natürlich nicht werfen und verteidigte ſeine Anſicht in 
einem zweiten Aufſatz, der allerdings erſt ſieben Jahre nach dem erſten 
in Bd. 39 dieſer Blätter erſchienen iſt. Die Streitfrage iſt bis 1909 
offengeblieben, wo durch die Neuordnung des Mahnverfahrens das 
Scheuſal in die Wolfsſchlucht geworfen wurde. In B. Landrichter⸗ 
zeit fällt ein weiterer Aufſatz, den er 1891 in Goltd Arch. Bd. 38 
über die Frage erſcheinen ließ: „Darf dem Privatkläger die Zahlung 
eines Gebühren⸗ oder Auslagenvorſchuſſes unter Androhung der Eine 
ſtellung des Verfahrens nach § 43 Abſ. 2 StPO. aufgegeben und im 
Nichtzahlungsfalle das Verfahren eingeſtellt werden?“ 

| Nach nicht ganz neunjähriger Tätigkeit am Landgericht inte 
B. am 1. April 1892, noch nicht 37 Jahre alt, zum Erſten Staats⸗ 
anwalt beim Altenburger Landgericht befördert. Nun fand er Gelegen⸗ 
heit, ſeine Fähigkeiten zum erſtenmal auch in einer für weite Kreiſe 
ſicht⸗ und fühlbaren Weiſe zu entfalten. Dieſe feine Fähigkeiten 
machten ihn zum Staatsanwalt beſonders geeignet. Initiative, Un⸗ 
ermüdlichkeit und Umſicht, Scharfblick, Organiſationstalent, Rednergabe 
und Schlagfertigkeit traten alsbald glänzend hervor. Sie fanden ſich 
mit Charaktereigenſchaften zuſammen, wie ſie gerade dem öffentlichen 
Ankläger wohl anſtehen: Unvoreingenommenheit, ſtrengſte Gerechtig⸗ 
keit, Menſchlichkeit und Abweſenheit jeder Art von Menſchenfurcht. 
Weder die Sorge um das Wohlgefallen der Menge noch Entgegen⸗ 
kommen gegen Wünſche und Neigungen ſogenannter maßgebender 
Kreiſe kannte der junge Staatsanwalt. | 
„Allen Menſchen wohlgetan 

Iſt eine Kunſt, die niemand kann“. 
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Umgekehrt verſöhnt Strenge, wenn ſie mit Gerechtigkeit einher⸗ 
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geht und ſich gegen jeden obne Unterſchied der Perſon richtet, 


ſchkließlich auch diejenigen, die fie zu fühlen bekommen haben. Be⸗ 
zeichnend iſt in dieſer Hinſicht, daß, als B. etwa 15 Jahre nach 
dem Ende feiner ſtaatsanwaltſchaftlichen Tätigkeit zum Ehrendoktor 


der Univerſität Jena ernannt worden war, eine Altenburger ſozial⸗ 
demokratiſche Zeitung dieſe Ehrung, wenn auch wohl nicht ohne 
Nebenabſicht, mit Anerkennung begrüßte, wobei ſie an das ſtrenge 


und rückſichtsloſe, aber auch gerechte und vornehme Verhalten B. 


als Staatsanwalt gegen ſtraffällige ſozialdemokratiſche Zeitungsredak⸗ 


töre erinnerte. An feiner Amtstätigkeit wird beſonders auch gerühmt 


die Gefängnidverwaltung und die Sorge für das Aktenweſen. 

B.s Stellung als Staatsanwalt war nicht von langer Dauer. 
Schon am 1. Oktober 1893 wurde er ans Oberlandesgericht Jena 
berufen, dem er bis zu ſeinem Tode, alſo 24 Jahre angehören ſollte. Er 
wurde zuſammen mit Erich Danz ins Kollegium eingeführt, der 
ſpäter auch in ſeinem Senat tätig wurde, und deſſen nachmalige i 
unermüdliche Arbeit um Verdrängung des Formalismus und um 
Schärfung des Sinnes für die Lebens⸗ und Verkehrsgewohnheiten 
in der Rechtſprechung mit ſeinen Neigungen und Beſtrebungen ver⸗ 
ſchwiſtert war. Er trat in den 2. Zivilſenat ein, den damals noch 
der Senatspräſident v. Plänckner, ſpäter (ſeit 1896) Liebmann leitete 


und dem im übrigen nur noch der Senatspräſident Seifarth von 


den jetzt Lebenden angehört, daneben in den Strafſenat, dem der 
Oberlandesgerichtspräſident Dr. Brüger vorſaß. 

Er ſtand damals als Richter ſchon vollkommen auf der Höhe 
und gewann trotz ſeiner Jugend alsbald in beiden Senaten großes 
Anſehen und ſtärkſten Einfluß. Sein Auftreten im Beratungszimmer 


| ſchildert ein Mitarbeiter mit folgenden anſchaulichen Worten (Jenaiſche 
Zeitung 1917, Nr. 62): „B. als Referenten im Zivil⸗ oder Strafe 


ſenat anzuhören, war ein Genuß, und wenn er einen Rechtsfall 
nach allen Seiten gründlichſt unterſuchte, um ſchließlich zu einem 
einfachen ſchlüſſigen Votum zu kommen, ſo hatte man immer das 
Gefühl, als ließe er einen geſchliffenen Stein in allen Fazetten ſtrahlen. | 
Aber nicht um mit Geſchick und Wiſſen zu prunken, zeigte er die 

Kunſt meiſterhafter Durchdringung und Darftellung, fondern ihm 
kam es bei aller juriſtiſchen Schärfe doch im Endergebnis darauf 
an, zu einem Urteil zu kommen, das vor dem Recht beſtand, aber 


auch dem Leben draußen Rechnung trug. Seinem auf die Wirk⸗ 


lichkeit gerichteten Sinn war bloße Konſtruktionsjurisprudenz ebenſo 


fremd, wie rein gefühldmäßig-unflare Auffaſſung.“ Daß B. erſt recht 
in der Debatte ſeinesgleichen ſuchte, darüber gab es im Oberlandes⸗ 
gericht bald nur eine Stimme. 

Schon Januar 1894 übertrug ihm der Oberlandesgerichtspräſident 
den Vorſitz des Geraer Schwurgerichts. Bis 1904 iſt dieſes Amt 
ohne Unterbrechung in ſeiner Hand geweſen. Der Bezirk des Schwur⸗ 
gerichts umfaßte die Landgerichte Altenburg, Gera und Greiz. Er 
war der größte Thüringens. Alljährlich fanden drei Tagungen ſtatt, 
von meiſt zwei⸗ bis dreiwöchiger Dauer, ſelten darunter, oft darüber. 
Die Arbeit, die B. hier geleiſtet hat, ſtellt einen höchſt bedeutſamen 
Teil ſeines Lebenswerks dar. In ihr hat er feine ungewöhnliche 
Arbeitskraft und ſeine ſonſtigen Gaben in einer Weiſe bewährt, die 
auf alle Beteiligten tiefen und nachhaltigen Eindruck gemacht hat. Der 
Erfolg ſeiner Tätigkeit iſt einſtimmig anerkannt worden und hat ihn 
ſelbſt in hohem Maße befriedigt. Es iſt aber auch wahrſcheinlich, 


daß ſie in vielen Beziehungen für feine Weiterentwicklung als Richter 
und Juriſtenerzieher fruchtbar geworden iſt. Sie wird feine Neigung 


und beſondere Fähigkeit zur Tatſachenerforſchung geübt und befeſtigt 
haben. Sie mußte die Gewöhnung begünſtigen, ſich bei der Sach⸗ 
verhandlung auch in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten nicht vorwiegend 
aufnehmend und empfangend, ſondern im höchſten Maße ſelbſttätig 
ju verhalten. Intereſſe und Blick für die pſychologiſche Seite eines 
Rechtsfalls wurde geſchärft. Laien für Angelegenheiten der Rechts- 
pflege zu intereſſieren, mit ihnen zuſammenzuarbeiten und ſich von 
ihnen anregen zu laſſen, wurde ihm eine leichte und naheliegende 
Sache. | 
Sieine Tätigkeit als Schwurgerichtsleiter ſchildert ein beſonders 
ſachverſtändiger Zeuge mit folgenden Worten: „Seine Schwurgerichts⸗ 
ſachen bereitete B. mit vorbildlicher Gründlichkeit vor, wichtigere Fälle 
mit geradezu leidenſchaftlichem Intereſſe. Die Vorunterſuchung ließ 
er häufig durch weitere Erörterungen ergänzen, deren Ziel ſtets eine 
moͤglichſt erſchöpfende Aufklärung des Tatbeſtands vor der Haupt⸗ 
verhandlung war. Zahlreiche in Gabelsberger Stenographie ſauber 
geſchriebene Randbemerkungen und Verweiſungen. erläuterten ſeine Auf- 
„Ffaſſung der Akten, erleichterten weitere Verfügungen und ſicherten den 
beabſichtigten Erfolg im Sinne der ee der Anklage oder 
der Verteidigung. 
Die Hauptverhandlung fand ihn ſtets voll gerüfte durch überlegene 
Beherrſchung des Stoffs. Alle erdenklichen Beweismittel waren zur 
Stelle. Zeichnungen, Modelle, Photographien waren aufgebaut, und 
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die Art ihrer zweckmäßigen Verwendung: forgfätig 1 Shen 
die Beſchuldigtenvernehmung an der Hand der von ihm vielfach 
ergänzten und kritiſch erläuterten Anklage, auf deren erſchöpfende und 
ſachdienliche Abfaſſung B. das größte Gewicht legte, pflegte ein 
klares Bild der Tatftage und mit ihm den Geſchworenen das beruhigende 
Gefühl der überlegenen und ſicheren Verhandlungsleitung zu bringen. . 
ſo daß fie die Schwierigkeiten der Steuerung des Schiffs kaum | 

gewahrten. Gemeinverſtändliche Bemerkungen über die rechtliche 
Bedeutung einer Feſtſtellung wurden geſchickt eingeftreut. Wenn 
dann die nach Gang und Wirkſamkeit muſterhaft geleitete Beweis. 


aufnahme einſetzte, traf fie auf vollſtes Verſtändnis, von der plaſtiſchen 


Anſchaulichkeit der Beweiserhebung ſelbſt ganz abgeſehen. Wie das 
Opfer vom Täter gepackt worden, wie der tödliche Schlag gerichtet 
war, wurde augenſcheinlich vorgeführt, einmal ſelbſt unter perſönlicher 
Gefährdung des Verteidigers, als die von B. geſchwungene Axt von 
dem eingetrockneten Stiele flog. Daß ſeine Rechtsbelehrungen in ihrer 
Klarheit und Gemeinverſtändlichkeit glänzende Meiſterleiſtungen waren., 
braucht wohl nicht verſichert zu werden. Eine eindrucksvolle Urteils- 
verkündung mit einer fein abgewogenen Begründung v3 Straf. a 
maßes ſchloß ſich gleichwertig an. | 
Diäeen meiſt ziemlich anſtrengenden Sitzungen folgte der heitere Teil 
des Schwurgerichts. Gemeinſchaftliche Spaziergänge unter anregender 
Unterhaltung, zu der B. ſtets die gewichtigſten Beiträge lieferte, 
wurden nach Möglichkeit vorgenommen. Sobald es die Tagesgeſchäfte 
erlaubten, erſchienen die Teilnehmer zur Abendſitzung im Hotel From⸗ | 
mater, bei der wieder B.s prächtiger Witz und gute Laune helle 
Funken ſchlug, bis fein herzliches Lachen auf dem manchmal ſpaͤten 
Gang zu ſeinem Zimmer verklang, das ihn früh ſchon wieder bei 


9 fleißiger Arbeit ſah.“ Er ſah da, wie ein anderer ehemaliger Amts⸗ 


genoſſe mitteilt, die Akten für die bevorſtehende Sitzung nochmals 
durch, wie er das ſchon abends vor dem Schlafengehen, unerbrüchlicher 
Gewohnheit folgend, getan hatte. Dann erſt ging's zum Frühſtück 
und daran anſchließend zum gemeinſchaftlichen Morgenſpaziergang mit 
den Beiſitzern, für den ein Spottvogel unter den Geraer Juriſten die 
Benennung „Fahrt der heiligen drei Könige“ erfunden hatte. u 
Wieder ein anderer Zeuge hebt hervor, wie B. ſtets auch die | 
umfangreichſten Sachen mit bewunderungswürdiger Sicherheit leitete | 
und am Schluß der langwierigſten Verhandlung fo friſch erſchien 
wie am Anfang. Eines Abends wollte ein Beiſitzer feſtgeſtellt haben, 
daß, obwohl an die 100 Zeugen vernommen worden waren, B. 


eye 


auch nicht ein einziges Mal ekne Namensverwechſelung d e 
war. Der Bericht dieſes Zeugen fährt fort: „Mit der Ueberzeugungs⸗ 
kraft ſeiner ganzen Perſönlichkeit wirkte er auf die Angeklagten. Es war 
nichts Seltenes, daß ſie, nachdem ſie während der ganzen Unterſuchung 
geleugnet hatten, gegen Schluß der Verhandlung ein Geſtändnis ab⸗ 
legten, ſo ein des Mordes Angeklagter, der, nachdem er während der 
ganzen zweitägigen Beweisaufnahme geleugnet hatte, bei Beginn des 
dritten Sitzungstages erklärte, er habe ſich überzeugt, daß ihm weiteres 
Leugnen nichts mehr nützen könne. Er verhandelte ſo, daß er ſelbſt 
das Vertrauen der meiſten Angeklagten nach kurzer Zeit gewann. 
Nie war er ſchroff gegen ſie; verſuchten ſie, ihn anzulügen, führte er 
ſie in geiſtreicher, vielfach humorvoller Weiſe ad absurdum.“ 

ö Bezeichnend iſt, daß B. nach dem Zeugnis des nämlichen Mit⸗ 
arbeiters bei den geſelligen Zuſammenkünften mit den Geſchworenen 
niemals eine Kritik an ihren Sprüchen übte. In dieſer Hinſicht ſind 
auch B.s Berichte an den Oberlandesgerichtspräſidenten über den Ver⸗ 
lauf der Tagung von Intereſſe. Nie ein abſprechendes Urteil über 
einen Geſchworenenſpruch, nicht die Spur von berufsrichterlicher Ueber⸗ 
hebung über den Laien. Wo ſich eine Kritik findet, iſt ſie von voll⸗ 
endetem Takt, und immer tritt das Beſtreben hervor, einen vom 
juriſtiſchen Standpunkt aus anfechtbaren Spruch menſchlich zu erklären 
und pſychologiſch zu begründen. Man fühlt aus den Berichten heraus, 
wie ſehr es B. gelungen iſt, mit ſeinen Geſchworenen wahrhaft ver⸗ 
trauensvoll zuſammenzuarbeiten und das gegenſeitige Verſtändnis in 
einer Weiſe zu fördern, daß der ſo ſchwerfällige, bei weniger ſach⸗ 
gemäßer Bedienung gelegentlichem Verſagen ſo ſehr ausgeſetzte Apparat 
in ſeiner Hand durchaus befriedigend arbeitete. Bei alledem war 
B. kein Anhänger des Schwurgerichts in ſeiner heutigen Geſtalt. 

IJgn ſeiner Eigenſchaft als Schwurgerichtsvorſitzender hat ſich B. 
wiederholt über Begnadigungsgeſuche zum Tode Verurteilter zu äußern 
gehabt. Die Berichte, durch die er ſich dieſer ernſteſten und ver⸗ 
antwortungsſchwerſten Aufgabe eines Richters entledigt hat, gehören 
zu den bemerkenswerteſten Dokumenten ſeines Geiſtes. In ihnen 
ſteckt Größe. Das Verhandlungsergebnis, beſonders die Frage, ob 
der Mörder mit Ueberlegung gehandelt hat, wird mit nicht zu 
überbietender Gründlichkeit und Gewiſſenhaftigkeit, mit einem Scharf⸗ 
ſinn und pfychologiſchen Verſtändnis behandelt, das ſeinesgleichen ſucht. 
Von gleicher Art iſt die Erörterung aller näheren Umſtände der Tat, 
wie ſie für ihre Würdigung vom rein menſchlichen Standpunkt in 
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| | Betracht n Und mit 1 wum. e Guten 
heit wird das Ergebnis gezogen. 


Es war im allgemeinen nicht üblich, daß, ein Mitglied des | 


| Oberlandesgerichts ſowohl einem Zivilſenat als dem Strafſenat an 
gehörte, den Vorſitz in einem Schwurgericht führte und außerdem 


auch noch in der Prüfungskommiſſion ſaß. Bei B. war es der Fall: 
Er war gleich von Anfang an in die Kommiſſion für die zweite 


Jjuriſtiſche Prüfung berufen worden und hat ihr dauernd angehört, 
ſeit 1904 als Vorſitzender. Dieſe Tätigkeit war ihm beſonders ans 
Herz gewachſen, und er war ihr bei ſeiner Beſchlagenheit auf allen 
Rechtsgebieten, der Klarheit und Lebendigkeit der Frageſtellung und en 
der Schärfe feines Urteils wie wenige gewachſen. Seine befondere- 

Stärke war die mündliche Prüfung. Da half dem Prüfling einge⸗ 
paukte Paragraphengelehrſamkeit herzlich wenig. So gewillenhaft, . 


B. ſich auch auf dieſem Arbeitsgebiet für jeden. Termin vorbereitete, 


ſo fiel es ihm doch nicht ein, ſich auf einen Gegenſtand feſtzubeißen.. 
| Im Gegenteil liebte er es, feine Streifzüge möglichſt auszudehnen. | 


In hohem Flug ging es etwa durch das Recht des BGB. Dabei 


gab es geſchichtliche Rückblicke von den Zwölf Tafeln bis auf die 
einzelnen Stadien der geſetzgeberiſchen Vorarbeiten und die durch 
ſie, ſowie durch Einflüſſe politiſcher und wirtſchaftlicher Parteien und 
Strömmungen bedingte beſondere Geſtalt eines Rechtsſatzes. Es gab 
Ausblicke auf die Geſetze anderer Staaten, auf andere Rechtsgebiete, 
auf die politiſche Geſchichte, die neueften. Tagesereigniſſe nicht ausge⸗ 5 
nommen, auf die juriſtiſche Literatur, beſonders auch die Zeitſchriften⸗ u 
literatur ſelbſt der jüngften Tage, auf bedeutende Juriſten, Männer 
der Wiſſenſchaft wie die Staatsſekretäre der Reichsämter, Vorſitzende | 
von Senaten des Reichsgerichts und Inhaber anderer wichtiger 
Aemter, auf die Verhandlungen des Juriſtentags, in Vorbereitung 
befindliche Geſetzentwürfe, Reformbeſtrebungen in Rechtspflege und 
Verwaltung und vieles andere. Es mochte wohl zuweilen ſcheinen, 


als werde den jungen Männern auf dem Cxamenſtuhl etwas viel 


zugemutet an Beleſenheit, Reife des Urteils und Einſicht in die 85 


Zuſammenhänge der Erſcheinungen, und als trete etwas in den 
Hintergrund das, was dem angehenden Richter, Staatsanwalt oder 
Rechtsanwalt unmittelbar zu wiſſen nottut. Aber von der Geſami⸗ 


perſönlichkeit des Prüflings, feinen Fähigkeiten, feiner juriſtiſchen All⸗ | 
gemeinbildung, der Art und Stärke feines Intereſſes für die Juriſterei 
und was mit ihr zuſammenhängt, ergab ſich jedenfalls ein lebendiges 


und meiſt wohl zutreffendes Bild. Selbſtverſtändlich verlangte 8, 2 
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nicht, daß im ein Prüfling auf alle ſeine Fragen Rebe und Ant⸗ Ä 
wort ſtehen könne, und er unterſchied ſehr wohl, was von ihnen 


notwendiges Rüſtzeug und was mehr Luxusgegenſtände betraf. Als 


er dann den Vorſitz bei den Prüfungen überkam, wandte er ſein 
ganz beſonderes Augenwerk dem Vortrag aus den Akten zu und 
wußte dieſen Teil der mündlichen Prüfung beſonders ergiebig zu 
machen. Man kann geradezu ſagen, daß er in ihn ihren Schwer⸗ 
punkt verlegte. Durch ſorgfältigſte Auswahl der Aktenſtücke, reichliche 
und fruchtbare Zwiſchenfragen und Einwendungen und Ausdehnung 
der Beſprechung über den mehr oder weniger engen Rahmen des 
Rechtsfalls hinaus ſorgte er dafür, daß die Prüflinge hier nun auf 


dem eigenſten Arbeitsfelde des praktiſchen Juriſten Gelegenheit fanden, 
iht Können und Wiſſen oder auch Nichtkönnen und Nichtwiſſen zu | 


| ieigen. 


In der Beurteilung des Prüfungsergebniſſes war B., wie man 


fh wohl denken kann, bei allem Wohlwollen und Mitgefühl ſtreng 
und entſchieden. 


Wiederholt iſt darauf hingewieſen worden, wie wenig B. daran 
dachte, auf ſeine große Begabung zu pochen, wie gewiſſenhaft und 


gründlich er's vielmehr mit der Vorbereitung und Durcharbeitung 


jeder einzelnen Aufgabe nahm. Daß ſeine ungewöhnliche Kraft in 
den Senaten für die Bearbeitung beſonders umfangreicher und 


ſchwieriger Sachen ausgiebig verwertet wurde, liegt auf der Hand. 


Bedenkt man das und den Umfang feiner Tätigkeit als Schwurge⸗ 


uchtsvorſitzender und Mitglied der Prüfungskommiſſion, fo begreift 
man, daß auch in den Zeiten, als die Geſchäftslaſt des Oberlandes⸗ 


gerichts viel geringer war als heute, feine Tage mit Berufdarbeit 


reichlich und überreichlich ausgefüllt waren. Aber wer hat B. je 


über die Laſt der Arbeit klagen hören? Wann hätte er ſich unter 
Berufung auf ſie ſeinen Freunden, fröhlicher Geſelligkeit, edlem Natur⸗ 
genuß verſagt? Die Natur, und beſonders die Natur Jenas liebte 
et innigſt. Er wurde nicht müde, fie zu durchwandern, ſei es mit 
wenigen Vertrauten, ſei es in größerer Geſellſchaft, wie ſie in guten 
alten Zeiten weit öfter als in den letzten Jahren, aus Mitgliedern 
des Oberlandesgerichts, der Univerſität und der übrigen Menſchheit 
Jenas zuſammengeſetzt, auf dem Weg nach dem Fuchsturm und an⸗ 
deren berühmten Orten angetroffen wurde. 

Die Verkünder ſeiner geſelligen Tugenden ſind ſchon an einigen 
Stellen zu Worte gekommen. Es kann nicht viel liebenswürdigere 


OGteſellſchafter gegeben haben als ihn. Unerſchöpflich in humorvollen 
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Erzählungen und witzigen Einfällen, ein anmutiger Plauderer, immet 
bereit zu necken und ſich necken zu laſſen, verbreitete er, wohin er 

kam, eine Stimmung guter Laune um ſich, der ſich kein Hypochonder 
entziehen konnte. Dabei war ihm nichts ferner, als die Unterhaltung 


an ſich reißen, geringere geſellige Talente unterdrücken zu wollen. Im 


Gegenteil. Er, der ſonſt ein ſo ſcharfer und unerbittlicher Kritiker 


b 


des Mittelmäßigen in Wort und Schrift fein konnte, hatte in fröͤh⸗ 


licher Tafelrunde für die beſcheidenſte Entfaltung von Witz und Geiſt 


dankbares Lachen und aufmunternden Zuruf bereit. Eine geſellige 


Tugend B.s verdient noch beſonders hervorgehoben zu werden, 
das iſt die Gewiſſenhaftigkeit, mit der er die regelmäßigen N 
ſchaftlichen Zuſammenkünfte der Kollegen einhielt. 


Bei alledem fand B. auch zu ſchriftſtelleriſcher Tätigkeit immer 


wieder Zeit und Luſt. Wie er nach Düringers zutreffender Kenn⸗ 
zeichnung ) jederzeit juriſtiſcher Praktiker geweſen iſt und nur in der 


| Praxis und für fie gearbeitet hat, fo war auch feine Schriftſtellerei 


immer praktiſch gerichtet und meiſtens durch beſtimmte perſönliche 
Erlebniſſe der Praxis veranlaßt. So hat ſie zum großen Teil in der 


Bearbeitung von Gerichtsentſcheidungen, meiſt wohl von ſolchen, die 


er ſelbſt verfaßt hatte, für juriſtiſche Zeitungen beſtanden. Solche 


ſind erſchienen in Goltdammers Archiv, der Zeitſchrift für Zivilprozeß, der 


Rechtſprechung der Oberlandesgerichte, der Juriſtenzeitung und dieſen 


Blättern. Aber auch mit ſeinen ſonſtigen Arbeiten, ſoweit ſie wenig⸗ 


hatte der Neſtor der Jenaer Juriſtenfakultät, Profeſſor Kniep, ein Ur⸗ 


ſtens aus älterer Zeit ſtammen, iſt es nicht anders. Im Jahre 1898 


teil des Oberlandesgerichts, das die Rechtsgültigkeit des Jenaer Orts⸗ 
ſtatuts über den Stadtbauplan und die Straßenanliegerbeiträge bejahte, 
ſowie das Ortsſtatut ſelbſt lebhaft angegriffen. Das rief B. auf den 
Plan und veranlaßte ihn zu zwei ausführlichen Aufſätzen in dieſen 
Blättern Bd. 45 und 46. Die Fehde zwiſchen den beiden einander 
perſönlich naheſtehenden Männern nahm einen ziemlich hitzigen Charakter 
an, hat wohl auch eine gewiſſe Verſtimmung hervorgerufen, die indeſſen 


bei der gegenſeitigen hohen Wertſchätzung nicht von langer Dauer. 


geweſen fein wird. Der Meinungsſtreit fand eine Fortſetzung mehr 
nach der ſtaatswiſſenſchaftlichen Seite in der Jenaiſchen Zeitung, in⸗ 


dem der B. gleichfalls befreundete Nationalökonom Pierstorff in ihn ein ⸗ 


griff. Einige Jahre ſpäter fand ſich B. veranlaßt, einem andern, von 
ihm beſonders hochverehrten Jenaer Mitbürger literariſch entgegenzu⸗ 


1) Recht und Wirtſchaft, 1915, S. 207 fl. 


. 


. 
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treten. Ernſt Abbe hatte 1900 einen öffentlichen Vortrag gehalten, 


der die Verbote ſozialdemokratiſcher Verſammlungen durch weimariſche 


Polizeibehörden zum Gegenſtand hatte und ihre Geſetzmäßigkeit ver⸗ 
neinte. Wiederum erſtand in B. ein Verteidiger der angegriffenen 
Behörden bezüglich der Geſetzlichkeit ihres Vorgehens (dieſe Blätter 
Bd. 48). 

Handelte es ſich in beiden Fällen um Tagesereigniſſe von räum⸗ 


lich beſchränkter Bedeutung, ſo iſt bezeichnend, wie B. beide Male 


die Angelegenheit in einen allgemeineren Zuſammenhang rückte und 


jugleich dem Gegner die Hand zur Einigung auf einer gemeinſamen 


Grundlage entgegenſtreckte. Jeder feiner Aufſfätze gipfelte in der 
Forderung einer Ordnung des Gegenſtands im Wege der Geſetz⸗ 
gebung, beſonders einer geſetzlichen Regelung des Verſammlungs⸗ 


rechts und Einführung eines Verwaltungsgerichtshofs. 


Im Anſchluß an dieſe das Gebiet der Staatswiſſenſchaften 
berührenden ſchriftſtelleriſchen Arbeiten B.s ſei noch ſeiner regen Teil⸗ 
nahme am Leben der Jenaer Staatswiſſenſchaftlichen Geſellſchaft ge⸗ 


dacht. Mit Ausnahme ſeiner letzten Lebensjahre, wo ihn ſein Geſund⸗ 


heitszuſtand nötigte, die Verſammlungen ſchon gleich nach Schluß des 
Vortrags zu verlaſſen, war er einer ihrer eifrigſten und wirkſamſten 
Diskuſſionsredner. Es gab eine Zeit, wo kaum eine Verſammlung 
verging, ohne daß B. als erſter zu dem Vortrag des Abends das 
Wort ergriffen hätte. Er hat ſelbſt drei Vorträge gehalten: „Die 
Frau im BGB.“ am 25. November 1897, „Das Schwurgericht im 
Lichte der Praxis“ am 16. Januar 1902 und „Die Reformbeſtrebungen 


in Juſti und Verwaltung und der Verein Recht und Wirtſchaft“ am 


23. Juni 1911. Er war 1. Vorſitzender im Geſchäftsjahr 1899/1900, 
2. Vorſitzender 1898/1899 und 1900/1901. 
Als am 1. April 1904 nach dem Rücktritt des hochbetagten Ober⸗ 


landesgerichtspräſidenten Dr. Brüger Blomeyer an die Spitze des 
Oberlandesgerichts berufen wurde, erſetzte ihn B. als Senatspräfident. 


Er übernahm die Leitung des kurz zuvor gebildeten 3. Zivilſenats 
(Randgerichte Altenburg und Gotha) und des Strafſenats (ſpäter, 
nach Teilung der Strafſachen unter zwei Senate, des 1. Strafſenats) 
und hat fie auch nachher als Oberlandesgerichtspräſident beibehalten. 
Daß er gleichzeitig den Vorſitz in der Kommiſſion für die zweite 
juriſtiſche Prüfung übertragen erhielt, wurde ſchon erwähnt. | 

Die Eigenart des neuen Senatspräſidenten machte fih in der 
Leitung ſeines Senats ſehr ſchnell bemerkbar. Von Anfang an ſetzte 


e alle Hebel in Bewegung, um den Geſchäftsgang zu n 


Blätter für Rehtenfiege LXIV. N. F. XLIV. 
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Bald erhob fi da und dort ein Seufzen über die entfeich fun an⸗ 


beraumten Termine und die Menge der Sachen, die er auf einen 


weisaufnahmen vor dem Senat oder doch vor beauftragtem Richter, 


über das Mahnen an raſcheſte Fertigung der Entſcheidungen und 


Herſtellung der Ausfertigungen und anderes mehr. Aber das Seufzen 


half nichts. B. ließ nicht locker, und er erteichte, was er wollte, wenn 


auch nicht ganz, ſo doch zum großen Teil. 


Von der Art ſeiner Verhandlungsleitung ließ ſich viel erzählen. 
Nur ein paar Punkte ſeien hervorgehoben. Sie war vor allem durch 
zwei Dinge bemerkenswert. Zunächſt war ſie mit einer Sorgfalt 
vorbereitet, die wohl das praktiſch erreichbare Höchſtmaß darſtellt. 


Verhandlungstag anſetzte, über das unabläffige Drängen auf Vor- 
bereitung und Verhandlung der Sachen, über die Häufung der Ber 


B. hätte auch eine umfangreiche und verwickelte Sache ohne Akten, 


nur unter Zuhilfenahme ſeiner kurzſchriftlichen Aufzeichnungen ver⸗ 


handeln können. Den Parteien die nötigen Fragen rechtzeitig vor 
der Verhandlung mitzuteilen, verſäumte er nie. Was an Akten und 


ſonſtigen Urkunden zur Aufklärung oder Beweisführung dienen konnte, 
ward von Amts wegen herangeſchafft. Der Aktenberg vor ſeinem 
Platz hatte meiſtens eine beängſtigende Höhe. Für die, perſönliche An⸗ 
weſenheit der Parteien war möglichſt Sorge getragen, wenn ſie nach 


Lage der Sache nützlich zu ſein verſprach. So wurde manche Ver⸗ 


tagung, mancher Beweisbeſchluß erſpart. Sodann war die Leitung 


der Verhandlung ſelbſt in höchſtem Grad aktiv. Mit einem Bericht 
über den Sach⸗ und Streitſtand ging fie an, den er meiſterhaft ge 
drängt und anſchaulich, aber auch unparteiiſch erſtattete. Er war als 


kurze einleitende Ueberſicht gedacht (vgl. das Merkblatt des Präſidiums 
des Oberlandesgerichts vom Prozeßbetrieb). In Wirklichkeit wurde 


er meiſtens zum Hauptſtück der Verhandlung. Dabei trug er kein 


Bedenken, Tatſachen zur Sprache zu bringen, die etwa aus beige⸗ 


zogenen Akten hervorgingen, aber von der Partei, der ſie nützen 
konnten, überſehen worden waren. In den Bericht flocht er alsbald 


die nötigen Fragen, die er auf der Stelle beantworten ließ. Der 


Bericht ging ſo allmählich in eine Beſprechung über, bei der ſich die 


Parteien über einzelne Streitpunkte, meiſt bereits erſchöpfend, aus⸗ 


ſprachen. Viele davon fanden dabei durch Berftändigung, Zurücknahme 


oder Anerkenntnis, oft förmlichen Teilvergleich ihre Erledigung, wobei 
ſein Anſehen, feine Ueberzengungsgabe und feine Kunſt im Vermitteln 


»Wunder wirkten. Es war eine Luſt, zu ſehen, wie auf dieſe Weiſe 
oft das Geſtrüpp, das im Laufe eines monate⸗ und jahrelangen Ver⸗ 


— 99 — 


fahrens um den Kern des Streits herumzuwachſen liebt, nach einer 
halben Stunde abgeſchnitten beiſeite lag. Es verſteht ſich, daß dann 
auch die Parteien in ſelbſtändiger und zuſammenhängender Rede und 
Gegenrede zu Worte kamen. Und ſo ſtraff B. die Zügel von Anfang 
bis zu Ende in der Hand halten konnte, ſo energiſch er nicht nur 
auf Gründlichkeit, ſondern auch auf Kürze der Verhandlung hinwirkte, 
ſo fern war ihm Engherzigkeit gegenüber dem Verlangen der Parteien 
nach freier und ungehinderter Ausſprache alles deſſen, was nach ihrer 
— ſelbſtverſtändlich zuweilen unbegründeten — Meinung vorzubringen 
iſt. Nichts Unerquicklicheres und Zweckwidrigeres als Zeichen von Un⸗ 
geduld am Richtertiſch, übereifriges Dazwiſchenfahren bei der geringſten 
Abſchweifung, Wiederholung oder Breite, wie ſie beim Vortrag der 
Parteien, auch des rechtskundigen und redegeübten Parteivertreters. 
natürlicherweiſe zuweilen unterläuft. B. konnte darüber gelaſſen hin⸗ 
wegſehen, ſolange die Sache nicht ausartete. | 

Man kann ſich denken, daß feine Verhandlungsweiſe in manchem 
Punkte Widerſpruch erfuhr. Manchem ſchien ſie Parteibetrieb und 
Verhandlungsmaxime zu gefährden und zu gewiſſen Einzelvorſchriften 
der ZPO. nicht zu ſtimmen. Hierauf einzugehen, wäre hier nicht am 
Orte. Nur das ſei bemerkt: B. hielt ſein Verfahren nicht nur für zweck⸗ 
mäßig, ſondern auch in allen Einzelheiten für dem Geſetze entſprechend 
oder mit ihm vereinbar. Andernfalls hätte er es verſchmäht, ſo ſehr 
es auch feiner Weſensart entſprach. Denn Freirechtler in dem Sinne 
zu ſein, daß man das Geſetz beiſeite ſetzt, wo es einem fehlerhaft 
erſcheint, hat er wiederholt entſchieden abgelehnt, und er war auch 
keiner. Er ging aber von dem zweifellos richtigen Grundgedanken 
aus, daß die ZPO. den Richter nicht derart am Gängelband führen 
will, daß er ſich für jeden Schritt, den er tun möchte, auf einen er⸗ 
mächtigenden oder gar befehlenden Paragraphen müſſe berufen können. 
Und den Spielraum, den er ſo gegeben fand, nutzte er ſo weit aus 
wie irgend möglich und mit genialem praktiſchen Takt. Sodann: den 
Zweck der mündlichen Verhandlung erreichte B. auf ſeine Weiſe 
ſchlechthin. Darüber dürfte Einſtimmigkeit herrſchen unter allen Augen⸗ 
und Ohrenzeugen der Verhandlungen, die er leitete. Und endlich: 
auch was die Geſetzlichkeit von Einzelheiten ſeiner Verfahrensweiſe 
betrifft, ſind der Verneiner im Laufe der Zeit immer weniger geworden. 

Bezwingend war die Friſche und Natürlichkeit des Umgehens 
3.8 mit Zeugen und Parteien, eindrucksvoll der Ernſt feiner kurzen 
und ſchlichten Eidesermahnungen, unvergleichlich wirkſam ſein ſtreit⸗ 
ſchlichtendes Bemühen, das im juriſtiſch und pſychologiſch richtig er⸗ 
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faßten Augenblic einſetzte und, von vollkommenſter Behenſchung der 
ſtofflichen und rechtlichen Streitunterlagen und von. feltener Kunſt den 
Menſchenbehandlung getragen, ſelten das Ziel verfehlte. Wie oft haben 
ſich Beiſitzer und Rechtsanwälte verblüfft angeſehen, wenn B. ein 
von jahrelangem Streit fürchterlich angeſchwollenes Aktenbündel bei⸗ 

ſeite ſchieben und den verſöhnt abziehenden Kampfhähnen behaglich 


nachrufen konnte: „So, nun machen Sie bald wieder gute Geſchäfte | 


miteinander!“ 
Dem idealen Richter in erſter Linie galt denn is die "Ehrung, | 


| die die juriſtiſche Fakultät der Univerſität Jena 1908 zur Feier ihres 


350⸗jährigen Beſtehens B. zuteil werden ließ, indem ſie ihm die 
Doktorwürde ehrenhalber verlieh. „Jureconsultum praestantissi- 


mum“ preift ihn das Diplom, „judicem in rebus judicandis 


arbitrandisve perspicacissimum et subtilissimum, qui semper 


formalem juris rigorem aequitati postponendum existimans | 
| veram philosophiam non simulatam affectavit. 


Die Erwähnung der res arbitrandae ſtand gewiß nicht an 


Zuſammenhang mit B.s meifterhafter Tätigkeit in einem Schiedsver⸗ 
fahren, in dem ein aus Blomeyer, Profeſſor Delbrück und ihm zu; 


ſammengeſetztes Schiedsgericht einen Streit zwiſchen einem Mitglied 
der Univerſität und dem Oberhaupt der Stadt Jena in muſtergülttger 
Weiſe geſchlichtet hatte. zZ | 

Keine Auszeichnung — und er hat ihrer natürlicherweise viele 
erfahren, insbeſondere von den Landesherren des Oberlandesgerichts - 
hat ihn mehr erfreut als dieſe Ehrung durch die Hochſchule. Denn 
wenn auch ſeine Kritik an unſerem Bildungsweſen vor den Univerſi⸗ 
täten nicht Halt machte, ſo hat er doch immer die allergrößten Stücke = 
auf fie gehalten. Ganz beſonders gilt das von der Jenaiſchen. Er 
durfte ihr zu ihrem 350ſten Geburtstage in Vertretung des Ober⸗ 
landesgerichtspräſidenten die Glückwünſche des Oberlandesgerichts aus⸗ 


ſprechen. Bei dieſer Gelegenheit und mancher anderen hat er mit 


beſonderer Wärme des freundnachbarlichen Verhältniſſes zwiſchen den 
beiden gemeinſchaftlichen Kulturſtätten der thüringiſchen Länder und, 


beſonders der wertvollen Verbindung zwiſchen ihnen gedacht, die durch 


die ſtändige Mitgliedſchaft zweier juriſtiſchen Profeſſoren am Ober⸗ 
landesgericht begründet iſt. Mit hervorragenden Vertretern der Uni⸗ 
verſität verband ihn Freundſchaft, auf ihre juriſtiſche Fakultät war er 


ſtolz, und er hat dieſem Stolz in Anſprachen und Schriften oft weit⸗ 


hin vernehmlichen Ausdruck gegeben. 
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In dieſen Zuſammenhang fügt ſich von ſelbſt die Erwähnung 
des Verhältniſſes B.3 zur Rechtsanwaltſchaft ein. Auch die Pflege 
dieſes Verhältniſſes hat ihm immer, als Senatspräſident wie erſt 
recht ſpäter als Oberlandesgerichtspräſident, ſehr am Herzen gelegen. 
Den Landgerichtspräſidenten hat er fie bei Bereifung der Landgerichte 
immer wieder ans Herz gelegt. Keiner iſt mehr als er von der 
Wahrheit der Tatſache durchdrungen geweſen, daß Richter und Anwalt 
an einem und demſelben Strang ziehen, und daß das deutſche Rechts⸗ 
leben in Praxis und Wiſſenſchaft der Rechtsanwaltſchaft Höchſtes zu 
danken hat. Insbeſondere die Einheit von Richter⸗ und Rechtsanwalt⸗ 
ſchaft am Oberlandesgericht auch äußerlich hervortreten zu laſſen, war 
ihm eine Sache von großer Wichtigkeit. Und es iſt erfreulich, zu 
bezeugen, daß die Hand, die er ausſtreckte, von der andern Seite mit 
Wärme ergriffen und feſtgehalten worden iſt. So wenig wie ſeinen 
Richtern hat's B. ſeinen Rechtsanwälten im Dienſt bequem gemacht. 
Aber Anwaltſchaft wie Richterſchaft Jenas und Thüringens hat ihm 
bis zum Grabe in Treue angehangen. 

B. wollte nichts ſein als Oberrichter in Jena. Deshalb hat er 
ebenſo darauf verzichtet, in das Reichsgericht einzutreten, wie eine 
Reichstagskandidatur anzunehmen, die ihm 1902 oder 1903 einmal 
angeboten worden iſt. Daß er dafür einmal an die Spitze des Ober⸗ 
landesgerichts treten würde, darüber war ſich niemand im Zweifel. 
Daß das ſo früh der Fall ſein würde, hatte freilich ebenſowenig 
jemand erwartet und erhofft. Aber ſchon am 1. Januar 1910 konnte 
er ſeine bedeutſame Antrittsrede als Oberlandesgerichtspräſident halten, 
die in dieſen Blättern Bd. 57 S. 2ff. aufbewahrt iſt. Damit be⸗ 
ginnt der letzte, glänzendſte, leider ſo kurze Abſchnitt ſeiner Lebens⸗ 
bahn. Daß dieſer hier verhältnismäßig kurz behandelt werden wird, 
darf nicht wundernehmen. Lebt er doch ftiſch in der Erinnerung 
derer, für die dieſe Zeilen beſtimmt find. Iſt er doch mehr als alle 
vorhergegangenen publici juris. 

Vier wunde Punkte waren es, auf die B. in ſeiner Antrittsrede 
den Finger zu legen nötig gefunden hatte: die Langſamkeit der Juſtiz, 

der Prozeßformalismus, das Juriſtendeutſch und die Kluft zwiſchen 
Rechtstheorie und Leben. Er war nicht der Mann, es bei Worten 
bewenden zu laſſen. Schnell folgten Taten. Mit Kraft und Aus⸗ 
dauer unternahm er es, auf die Gerichte, die ihm nun unterſtellt 
waren, im Sinne ſeines Programms einzuwirken. Schriftlich durch 
wiederholte Verfügungen an die Landgerichtspräſidenten, mündlich bei 
ſeinen Reifen zur Inſpektion der Landgerichte. Eines feiner Lieblings 


— 102 — 


mittel wurde die Herausgabe der bekannten Merkblätter, die, weſent⸗ 
lich von ſeinem raſtloſen Mitkämpfer und Helfer Richard Deinhardt 
angeregt und ausgearbeitet, dazu beſtimmt waren, Richter und Ge⸗ 
richtsſchreiber anzuleiten. daß und wie ſie ihre Entſcheidungen und 
Protokolle durchweg in einer modernen, natürlichen, dem guten Ge⸗ 
ſchmack entſprechenden Sprache abfaſſen ſollen, anderſeits Anwälken 
und Richtern Fingerzeige zu geben, wie das Tempo der Prozeſſe im 
Rahmen des geltenden Rechts beſchleunigt und ihre möglichſt ſach⸗ 
gemäße, weniger durch formale Rückſichten und juriſtiſche Konſtruktion 
als durch eindringende Tatſachen⸗ und Intereſſenwürdigung beeinflußte 
Erledigung im Urteils⸗ oder Vergleichswege erreicht werden kann. 
Dafür, daß die ausgeſtreute Saat wachſe, wurde dauernd Sorge ge⸗ 
tragen. Die periodiſchen Berichte der Landgerichtöpräfidenten wurden 
aufmerkſam daraufhin geprüft und zum Ausgangspunkt erneuter 
Mahnungen und Belehrungen genommen. Insbeſondere wurde auf 
Pünktlichkeit bei Ausarbeitung der Entſcheidungen und Herſtellung 
der Ausfertigungen nachdrücklich und unbeirrt gehalten. Die Ge⸗ 
ſchäfte der Senate wurden zum Teil nach Stoffgebieten verteilt, was 
die Beherrſchung der Fragen erleichterte und die Sicherheit der 
Rechtſprechung förderte. Die Landgerichte zu dieſer Verteilung zu 
veranlaſſen, gelang nicht. Immer lebendiger und wirkſamer wurde bei 
alledem in B. die Ueberzeugung, daß der Haupthebel beim juriftifchen 
Nachwuchs einzuſetzen habe. So rückte die Sorge für die Aus⸗ und 
Weiterbildung der⸗Juriſten mehr und mehr in den Mittelpunkt feines 
Wirkens. Und auf dieſem Gebiet hat er vielleicht die ſichtbarſten 
und unbeſtrittenſten Erfolge erzielt. In zwei Verfügungen an die 
Landgerichts präſidenten vom 25. Februar und 5. Mai 1910, ab⸗ 
gedruckt in Bd. 57 dieſer Blätter, forderte er mit Nachdruck die 
Einführung von Uebungskurſen für Referendare, wie ſie beim 
Oberlandesgericht ſchon eingerichtet waren, bei allen Landgerichten. 
Namentlich aus der zweiten dieſer Verfügungen kann man erſehen, 
daß die Sache nicht ohne gewiſſe Schwierigkeiten war und da und 
dort zunächſt auf Widerſtand ſtieß. B. beſiegte ihn mit ſanftem 
Zwang, beſonders aber durch die Kunſt der Ueberredung. Damit 
hat er ſich ein bleibendes und allgemein anerkanntes Verdienſt 
erworben. Denn daß dieſe Uebungskurſe wieder verſchwinden könnten, 
wird heute niemand für möglich halten. 

Was aber die Fortbildung betrifft, ſo ſind die Jenaer Pfingſt⸗ 
kurſe der Jahre 1912, 1913, 1914 für Thüringen Merkſteine auf 
dem Wege. Ihr Erfolg übertraf die Erwartungen. Aus ganz Thü⸗ 


— = 
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ringen, aber auch aus anderen Teilen Deutſchlands kamen die Be⸗ 


ſucher. Ihre Zahl betrug jedesmal weit über 300. Die Vortragenden 


hatten eine große und aufmerkſame Zuhörerſchaft nicht bloß von 
jungen, ſondern auch von alten Juriſten, zum Teil in hohen Richter⸗ 
und anderen Amtsſtellungen. Die Stimmung war gehoben, faſt 
möchte man ſagen, begeiſtert. Es war wirklich, als ſpüre man das 
Wehen eines Juriſten⸗Pfingſtgeiſtes. Auf dem erſten Kurs hielt B. 


ſelbſt einen zweiſtündigen, programmatiſchen Vortrag: „Die Ausbildung 


der Juriſten“ 1). Gerland hat ihn in dem Gutachten, das er über 
die Frage der beſſeren Ausbildung der Juriſten nach der pſychologiſchen, 
wirtſchaftlichen und ſoziologiſchen Seite dem 31. Deutſchen Juriſtentag 
in Wien erſtattet hat, als eine der wirklich die Diskuſſion fördernden 
Arbeiten gerühmt. In demſelben Gutachten verweiſt dieſer Rechts⸗ 
gelehrte und Praktiker auf die erwähnten B.ſchen Verfügungen über 
die Referendar⸗Uebungskurſe und bezeichnet deſſen juſtizverwaltende 


Wirkſamkeit auf dieſem Gebiete nach der Seite der realen Ausbildung 


als. bahnbrechend. | 
Auf den Pfingſtkurſen erſchienen zu B.8 beſonderer Genugtuung 


hervorragende Mitglieder des Nachbar⸗Oberlandesgerichts in Raums 


burg. Schon im Juni 1911 war deſſen Präſident Hartmann mit 
mehreren Senatspräſidenten herübergekommen, um ſeinen Vortrag in 


der Staatswiſſenſchaftlichen Geſellſchaft über „Reformbeſtrebungen in 


Juſtiz und Verwaltung“) anzuhören. Von Februar bis April 1912 
hatte dieſer dann im Verein mit dem Oberſtaatsanwalt v. Prittwitz 


und Gaffron eine Folge von neun Vorträgen erſter Fachleute über 


wichtige Erſcheinungen des wirtſchaftlichen Lebens veranſtaltet. Das 
wurde im Winter 1912/13 wiederholt. Das Jenaer Oberlandesgericht 
wurde freundlicherweiſe zur Teilnahme eingeladen. Es verſteht ſich, 
daß B. dafür ſorgte, daß die Einladungen befolgt wurden. Sämt⸗ 
liche Vorträge bis auf einen ſind von Jena beſucht worden, oft fuhr 
mehr als die Hälfte der Mitglieder des Oberlandesgerichts nach Naum⸗ 
burg hinüber. Gern gedenken die Beſucher des geſelligen Zuſammen⸗ 
feind mit den Naumburger Kollegen nach Schluß der Vorträge. 
Möchten die Beziehungen, die damals angebahnt worden ſind, in 
. eee werden! 


1 Nn ab t in es Internationalen Monatsſchrift für Wiſſen⸗ 
0 aft, Kunſt und Sa e 1912, und dann Bd. 3, Heft 3 der Schriften 
5 80 1 und Wirtſchaft“. 
1, Heft 1 der Schriften des ä 


die Juriſten des Oberlandesgerichts, er an der Spitze, den groß⸗ 
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Betannllich ſpielt in B.s Fortbildungsplan die Beſichtgung 
von Fabriken und anderen Werkſtätten materieller und geiſtiger 
Kultur eine nicht ganz nebenſächliche Rolle. Infolgedeſſen haben 


artigen Werken Zeiß und Schott, aber auch anderen Betrieben 
von Bedeutung in Jena und Umgebung Beſuche abgeſtattet, von 
den Leitern aufs liebenswürdigſte aufgenommen und aufs beſte ger 
führt und belehrt ). 

Daß in den Referendarkurſen am Oberlandesgericht mit Hoch⸗ 
druck gearbeitet wurde, verſteht ſich. Auch hier wurden gelegentlich 
Fachleute zu Vorträgen über andere als juriſtiſche Gegenftände heran⸗ 
gezogen, und dann ſaßen unter den Referendaren auch Mitglieder des 
Oberlandesgerichts als eifrige Zuhörer. 


Mit der Aufzählung dieſer Maßnahmen und Veranſtaltungen 
unter B.s Präſidentſchaft find wir bereits in den Bannkreis des 
Unternehmens getreten, das ſeinen Namen in alle Teile Deutſchlands 


getragen hat, des Vereins zur Förderung zeitgemäßer Rechtspflege 


und Verwaltung „Recht und Wirtſchaft“. Düringer hat ihn als 
eigenſtes Lebenswerk B.s bezeichnet. Inwieweit dieſes Urteil be⸗ 
gründet iſt, wird ſich zeigen, wenn einmal die Geſchichte der Ent⸗ 
ſtehung des Vereins und ſeiner Jugendjahre geſchrieben ſein wird. 
Unzweifelhaft ift aber B.s Anteil an der Gründung ein ganz hervor⸗ 
ragender, für das Gelingen des Werks in höchſtem Maße förderiiczer 


| 


| 


geweſen. Der bekannte Aufruf mit der packenden Aufſchrift „Um \ 


das Recht der Gegenwart“, der das Programm der im Verein zu 


verkörpernden Reformbewegung entwickelte und zu ſeiner Gründung 


aufforderte, war in langer ſorgfältigſter Zuſammenarbeit führender 
Geiſter zuſtande gekommen. B. war es, der ihn in die Oeffentlichkeit 


hinausſpringen ließ und mit ſeinem Namen und ſeinem Anſehen als 


einer der höchſtgeſtellten Vertreter der Richterſchaft und Juſtizberwaltung 
Deutſchlands für ihn eintrat. In der Deutſchen Juriſtenzeitung 1911, 
S. 178 ff. erſchien ein von ihm verfaßter Aufſatz, der die öffentliche 


Aufmerkſamkeit auf das Erſcheinen des Aufrufs lenkte und Zweck und 


Ziele der beabſichtigten Gründung in großen Zügen bekanntgab. 
Das war eine mutige Tat, die Fortſetzung des Bekennermutes, der 
ſchon aus der Antrittsrede vom 1. Januar 1910 ä 


Da Beſichtigungen ohne plan und Ziel wertlos find, wurde ein 
Mertb att über Beſichtigungen herausgegeben — Beilage zum Januarheſt 
1913 der Zeitſchrift „Recht und Wirtſchaft⸗ 
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hatte. Wiederum ſprach ein Oberlandesgerichtspräſident rückhaltslos 
und diesmal vor breiteſter Oeffentlichkeit ſeine Meinung von dem Vor⸗ 
handenſein ernſtlicher Mängel des Rechtsweſens aus; in Worten, die 


bei aller Vornehmheit und Würde doch von dem gedämpften Ton, 
wie er den Kundgebungen hochgeſtellter Richterbeamten eigen zu ſein 


pflegt, merkbar abſtachen. Bedenken und Widerſtände gegen die Grün⸗ 
dung haben nicht gefehlt. B. konnten ſie nicht entmutigen. Um 
keinen Preis durfte die Reformbewegung, die nun ſchon wohl faſt ein 
Jahrzehnt in Aufſätzen und größeren Schriftwerken — nennen wir 
nur Namen wie Adickes, Bozi, Deinhardt, Düringer, Ehrlich, Fuchs, 
Hedemann, Kantorowicz — mit wechſelnden Fronten um Anerkennung 
und Verwirklichung kämpfte, „im Schrifttum ſtecken bleiben“. An 
die Stelle des Theoretiſierens über Reformen in Schriften ſollte nun⸗ 
mehr praktiſche Arbeit in Ausſchüſſen treten. Feſte Ziele ſollten geſteckt 

werden, in mündlichem Meinungsaustauſch ſollte die gärende Maſſe 


Form und Geſtalt gewinnen, die geſchloſſene Phalanx einer organi⸗ 
ſierten Schar von Juriſten und Nichtjuriſten ſollte den Forderungen, 


wenn ſie auf klare Formeln gebracht ſein würden, Nachdruck verleihen. 
Das Heranziehen der Nichtjuriſten, das Zuſammenleiten mannigfacher, 
zum Teil vielleicht disparater Strömungen in ein Bett, das Einfangen 
radikaler Geiſter, um ſie mit gemäßigten an einen Wagen zu ſpannen, 


alle dieſe dem Geiſt der Vereinsgründung entſprechenden Mittel zum 


Zwecke waren fo recht ſolche nach B.s tapferem Herzen. Und fo ſtellte 
er ſich mit der ganzen Kraft ſeiner Perſönlichkeit in den Dienſt der 
Sache des Vereins. In der Gründungsverſammlung im Hotel Es⸗ 
planade zu Berlin am 19. Februar 1911 wurde er zu ſeinem erſten 


Vorſitzenden berufen. Was er ſeinem inneren Leben in dieſer Stellung 


durch ſeine ſichere, vorwärts führende, entſchloſſene, aber auch wieder 


maßhaltende und ausgleichende Art, ſeine unbeirrbare Ausdauer, ſein 
anſprechendes Auftreten, die Schlagfertigkeit ſeines Wortes, auch des 
zur Beruhigung empörter Gemüter ſo ſehr dienlichen ſcherzenden 
Wortes, für außerordentliche Dienſte geleiſtet hat, bezeugen die be⸗ 
rufenſten ſeiner Mitarbeiter. Im Ausſchuß für Fortbildung hat er 


den Vorſitz geführt. Aber auch die Arbeiten der anderen Ausſchüſſe 


hat er kräftigſt zu fördern geſucht, beſonders die des Ausbildungs⸗ 
ausſchuſſes in betreff der Univerſitätseinrichtungen. Nach außen hin 
war er unermüdlich tätig, über die Zwecke des Vereins, feine Mittel, 
ſeine Daſeins berechtigung aufzuklären, ihm immer mehr Freunde und 
Mitglieder zuzuführen, ein vertrauensvolles Verhältnis mit anderen 
Organiſationen herzuſtellen. 
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Außer in der Berliner Juriſtiſchen Geſellſchaft ſprach er über 
„Recht und Wirtſchaft“ in der Geſellſchaft für wirtſchaftliche Aus⸗ 
bildung in Frankfurt a. M., die ihn in ihren Vorſtand wählte. | 
 Näher auf B.s Tätigkeit für den Verein einzugehen, liegt außer⸗ 
halb der Grenzen der Aufgabe dieſer Zeilen. 
| Daß fein amtliches Wirken fort und fort von dem gleichen Geiſe 
erfüllt war, der den Verein „Recht und Wirtſchaft“ ins Leben gerufen 
hat, konnte nicht anders ſein. Es wird au der legten Unterfchriften 
geweſen ſein, die er am 4. Januar d. J. unter einen inhaltreichen, 
ganz im Sinne des Modernismus gehaltenen Bericht über Ver⸗ 
einfachungen in der Verfaſſung der Gerichte und im Verfahren geſetzt 
hat. Treue bis zum Tode ya er. feinen Idealen wie ſeinen N 
gehalten. 
Nicht unerwähnt darf bleiben, daß B. über ae Bemühen 
um die innere Förderung des Rechts die Sorge für die äußeren 
Dinge der Juſtizverwaltung, ſoweit fie ihm oblag, keineswegs ver 
gaß. Eine ſeiner erſten organiſatoriſchen Anordnungen als Ober 
landesgerichtspräſident galt dem Archiv, in dem er gründlich auf⸗ 
räumte und neu anordnete. Einrichtung und Ausſtattung der 
Gerichtsſchreiberei wurde verbeſſert, für Gewinnung von Räumen für 
Verhandlungen der beauftragten Richter, für die Referendare des 
Oberlandesgerichts u. dgl. wurde in praktiſcher Weiſe geſorgt, die ſehr 
unvollkommene, von Richtern und Anwälten als ſolche oft ſehr un⸗ 
angenehm empfundene Ofenheizung wurde durch Zentralheizung er 
ſetzt, die Repräſentationsräume, wie der Saal für die Vollſitzungen 
und die Zimmer des Präſidenten erhielten eine vornehmere Aus⸗ 
ſtattung, der Schmuckplatz vor dem Oberlandesgericht verſchönerte ſich 
von Jahr zu Jahr. Als aber die Not des Ktiegs hereinbrach, mußte 
er ſich auch gefallen laſſen, Kohl und anderes nüchterne Küchengewächs 
zu tragen. So machte ſich die ordnende Hand B.s auch im Kleinen 
und Kleinſten bemerkbar, wie es immer die Art wahrhafter Herrſchei⸗ 
naturen geweſen iſt, zu denen er ohne Zweifel gehörte. 

Es waren wahrhaft glückliche Jahre, vielleicht die glücklichſten 
ſeines Lebens, die er in der Vollkraft des Körpers und Geiſtes von 
hoher Warte aus in die Welt ſchaute und für ſie ſchaffte. So mußte 
es wenigſtens jedem, der das Glück hatte, ſein Leben und Wirken 
mitanzuſehen, ſcheinen. Er ſah die Saat wachſen, die er ausſtreute, 
die Gedanken, die er vertrat, mehr und mehr Boden gewinnen. 
Große Genugtuung empfand er angeſichts der Verfügungen des 
Preußiſchen n vom 3. Juli 1912, die er in einem Artikel 
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in ‚Rei und Wirtſchaft 1911/12, S. 301 „Neue Wege der ju- | 
riſtiſchen Ausbildung“ mit freudiger Zuſtimmung beſprach. Begegnete 
er doch in ihnen Anſchauungen, die den ſeinigen über die Fragen 
ganz entſprachen, die ihm im Laufe der Jahre mit zu den wichtigſten 
geworden waren. Wer ihn auf den Pfingſtkurſen am Rednerpult 
und bei den geſelligen Veranſtaltungen der Teilnehmer ſah, dem 
mußte es ſcheinen, daß ſeine Augen froher und jugendlicher leuchteten 
als je zuvor. Wie lag es ihm, ſein hohes Amt zu vertreten bei 
öffentlichen Gelegenheiten jeder Art durch eindrucksvolle Anſprachen 
und die weltmänniſche Gewandtheit im Verkehr! So etwa bei der 
Einführung eines Landgerichtspräſidenten oder Oberlandesgerichtsmit⸗ 
glieds, bei Vorſtellungen vor den Landesherren des Oberlandesgerichts, 
bei Kaiſersgeburtstagsfeiern u. a. m. Er war weit davon entfernt, 
die Bedeutung der Aeußerlichkeiten zu unterſchätzen, die bei derartigen 
Gelegenheiten ihre Rolle ſpielen. Die Poſe der Unſcheinbarkeit war 
nicht ſein Geſchmack. Nicht um die Befriedigung perſönlicher Eitelkeit 
war es ihm dabei zu tun; aber daß das Anſehen des Amts, das 
er vertrat, auch äußerlich voll zur Geltung komme, . wachte er 
nicht ohne Eiferſucht. 

Wenn er bei Gelegenheiten der erwähnten Gattung kraftvolle 
Worte vaterländiſchen und monarchiſchen Geiſtes ſprach, ſo kamen ihm 
die aus Herzensgrunde. „Pro patria“! das war ein Zuruf, den er 
beſonders liebte. „Kaiſer und Reich“ waren ihm inhaltsſchwere Worte. 
Deutſch war er mit jeder Faſer ſeines Weſens. Und alle die Sorgen 
und Mühen, die er um des beſſeren Verſtehens zwiſchen Richter und 
Volk willen auf ſich genommen hat, trug er letzten Grundes darum, 
weil ihn heiße Liebe zum Vaterlande trieb. 

Alle, die dieſes tatenfrohe, kraftvolle Leben ſahen und miterlebten, 
fuhren betroffen zuſammen, als es im September 1913 auf einmal 
hieß: „B. hat drei Monate Urlaub genommen.“ Bei Wiederbeginn 
der Arbeit nach der Ruhe der Gerichtsferien! Das konnte nichts 
Gutes bedeuten. Verhältnismäßig harmlos klang freilich dem un⸗ 
kundigen Ohr die Angabe des Urlaubsgrundes: nervöſe Sehſtörung, 
durch Ueberarbeitung hervorgerufen. Allein die Beklommenheit, die 
ſich bei der erſten Kunde der Gemüter der Freunde bemächtigt hatte, 
wollte nicht weichen. Es verlautete geheimnisvoll, daß B. Mitte 
Juli 1913 einen Anfall gehabt habe. Der Urlaub mußte um drei 
Monate verlängert werden, und dann nochmals bis zum 7. Juni 1914. 
Am folgenden Tage nahm B. allerdings ſeine Tätigkeit wieder auf, 
und auf die Mobilmachung hin unterbrach er augenblicklich eine nach 
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. Beginn der Gerichtsferien PR Badekur in Bad Steben, um 
nach Jena zurückzukehren und einen Teil der Geſchäfte zu übernehmen. = 

Er iſt auch ohne weſentliche Unterbrechung noch zwei. Jahre, bis in 
den Juli 1916, amtlich tätig geweſen. Aber ach! es ließ ſich nicht 
verkennen: der alte Börngen war das nicht mehr. Freilich hätten 
ihn auch jezt noch viele um das Maß ſeiner Fähigkeiten, den Reich⸗ 


tum ſeiner Gedanken, die Kraft ſeines Willens beneiden können. Auch 


der Humor lebte wohl auf kürzere oder längere Zeit wieder auf. 


Aber es war doch nicht mehr die ſprudelnde Fülle, die Leichtigkeit 


des Schaffens, der goldene Ueberfluß von ehedem. Man fühlte, wie 
er feine ganze Energie aufbieten mußte, um die Bürde des Amtes 


zu tragen. Und es blieb ihm nicht erſpart, die Laſt mehr und mehr - 
erleichtern zu müſſen. Im November 1914 legte er mit ſchwerem 


Herzen den Vorſitz im Verein „Recht und Wirtſchaft “ nieder. Wie 
bitter ein Mann wie er die Notwendigkeit ſolcher Selbſtentſagung B 

. empfinden mußte, liegt auf der Hand. Er ſprach freilich kaum darüber. 
Siine Haltung auch im Leiden war bewunderungswürdig. „Durch 
e halten“ dieſe Loſung des deutſchen Heeres und . war auch feine 2 
perſönliche geworden. | 


Zwei Lichtſtrahlen fielen. in die Wannen die ſch über fein 5 


5 Leben geſenkt hatte. Im Dezember 1914 ernannte ihn der Verein 


„Recht und Wirtſchaft“ zu ſeinem Ehrenvorſitzenden. Und ſein 60. Ge⸗ 


burtstag, zu dem er ſich ſtill nach Greiz ins Haus der geliebten 
Tochter zurückgezogen hatte, brachte ihm eine Fülle von Beweiſen der 
Liebe und Verehrung, vielleicht den ſchönſten in Düringers fhon 
erwähntem Aufſatz in der Zeitſchrift „Recht und Wirtſchaft 1915, u 


S. 217ff.. Dann wurde es düſtrer und düſtrer. | 
Am 9. Juli 1916 wachte B. nach unruhig verbtachter Nacht 


mit dem Gefühle großer Mattigkeit auf 2 fiel im Laufe des Tages 
wiederholt in ſeinem Hauſe zu Boden. Aber ſelbſt dieſe ernſten 


Zeichen konnten ſeinen Arbeits⸗ und Lebenswillen noch nicht brechen. i 
Freilich mußte er ſich wohl oder übel zunächſt im Dienſt vertreten 


alaſſen, aber am 8. November trat er ihn trotz aller Warnungen noch 


einmal an. Es war ſein letzter Waffengang gegen das Geſchick. Am 
17. Januar d. J. war ſeine Kraft zu Ende. Er ſtellte die Arbeit 


endgültig ein. Am 7. März befiel ihn die erlöſende Lungenentzündung. | 
die ſchon am folgenden Tage feinen Leiden ein Ziel ſetzte. 


Nun haben ſie ihn fortgetragen aus dem ſchmucken Haus in der 
Sedanſtraße mit dem ſorgſam gepflegten Garten, in dem er ſo gern 


den Freunden die ſchön geratenen Früchte edler Apfelbäume und 
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Pfirſiche zeigte und lobte, und der jetzt in ſommerlichem Prangen ſteht, 
als gebe es kein Sterben und Trauern auf der Erde. Und doch iſt 
die Zeit voll davon. Noch immer tobt in unverminderter Wut der 
männermordende Krieg, deſſen ſiegreiches Ende er mit unerſchütter⸗ 
licher Zuverſicht erwartete. Wie wird er uns fehlen, wenn dieſes 
Ende einmal kommt, und es gilt, abgeriſſene Fäden wieder anzu⸗ 
ſpinnen und auf neuem Grund neue Gebäude aufzurichten! Doch 
nicht mit Trauern und Zagen ſoll die Betrachtung dieſes mannhaften 
Lebens enden. Nicht an dem ſchmerzlichen Bilde der Auflöſung laßt 
und haften, das fein Ausgang zeigt; der alte Börngen ſei in uns 
lebendig! Der Mann voll Kraft und Saft, der Mann aus einem 
Guß, der ſchrieb, was er lebte, und lebte, was er ſchrieb. Der ſtolze 
Mann, der ſeinen Beruf untadelig ſehen wollte und hochangeſehen 
bei allem Volke. Der Feuergeiſt, der in der noch ſo vollendeten Er⸗ 
füllung der Tagespflichten kein Genüge finden konnte, ſondern ein 
Stück Welt umſchaffen wollte nach ſeinem Bilde. 
| Wandle in den Spuren des toten Meiſters, thüringiſche Juriſten⸗ 
ſchaft! Setze Dir Ideale wie er! Strebe unermüdlich, Dein eigenſtes 
Rüſtzeug auf die höchſte Stufe der Vollkommenheit zu bringen und 
darauf zu erhalten! Nicht anders hat er's getan. Das bleibt immer⸗ 
hin das erſte, was das Volk von ſeinen Juriſten erwarten muß und 
auch erwartet, daß ſie das Geſetz raſch und ſicher zu handhaben ver⸗ 
ſtehen und ihm zuverläſſige Richter, Berater und Führer ſein können 
auf deſſen manchmal recht verſchlungenen Pfaden. Aber meine hin⸗ 
fort nicht, damit ſei's genug! Sieh in Robe und Barett nicht Ab⸗ 
zeichen einer Kaſte! Fühle Dich als Glied des großen Ganzen in 
allen feinen Arbeiten, Strebungen und Nöten! Wage Dich mitten 
hinein in den breit flutenden Strom des Lebens und höre auf die 
Stimmen der Zeit! Mißtraue den ausgetretenen Geleiſen! Denke 
daran, daß es nicht bloß an Regierungen und Parlamenten, Schrift⸗ 
ſtellern und Gelehrten, ſondern auch an Dir iſt, für neuen Wein neue 
Schläuche zu ſchaffen! | 
So bleibe jung, wie er's fein Lebtag war! Durchglüht | 

„Von jener Jugend, die uns nie entfliegt, 

Von jenem Mut, der früher oder ſpäter 

Den Widerſtand der ſtumpfen Welt beſiegt, 

Von jenem Glauben, der ſich ſtets erhöhter, 

Bald kühn hervordrängt, bald geduldig ſchmiegt, 

Damit das Gute wirke, wachſe, fromme, 

Damit der Tag dem Edlen endlich komme!“ 
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Die necht ſelung . nnchelichen Kinder, 
| eine e rechtsvergleichende und rechtspolitiſche Studie. 
Von Landrichter Dr. jur. und Phil. Bovenfiep: en, Kiel. 


Von jeher war die Stellung des Geſetzgebers zu denn a un⸗ | 


endlich wichtigen und zugleich ſo ſchweren Problem der unehelichen | 


Kinder zu den verſchiedenen Zeiten eine durchaus verſchiedene. Nach 


altrõömiſchem Rechte galten die ſämtlichen unehelichen Kinder als Kinder 


ohne Väter. Jedweder Unterhaltsanſpruch gegen ihren Vater war 


ihnen vollſtändig verſagt. Lediglich in einem kognatiſchen Verwandt⸗ 


ſchaftsverhältnis ſtanden ſie zu ihrer Mutter. Nach dem ſtrengen 
jus civile war ihnen alſo wegen der agnatiſchen Grundlage des Erb⸗ 


rechts ſelbſt ihrer leiblichen Mutter und ihren Verwandten gegenüber 
eein geſetzliches Erbrecht verſagt. Erſt die Einführung des auf der 
Blutsverwandtſchaft beruhenden jus gentium brachte ihnen ein geſetz⸗ 


liches Erbrecht diefen. Perſonen gegenüber. Das Juſtinaniſche Recht 
ſchied bekanntlich zwiſchen den einer bloß vorübergehenden Geſchlecht⸗ 


N gemeinſchaft entſproſſenen „spurii“ oder „vulgo quaesiti“ und den 
aus einer eheähnlichen dauernden (recht oft ſogar lebenslänglichen) 


Verbindung, dem Konkubinat, der heutigen ſogenannten „freien Ehe“ 


etwa entſprechend, entſprungenen „liberi naturales“. Während 
jene lediglich ihrer Mutter und deren Verwandten gegenüber ein geſetz⸗ 
5 liches Erbrecht beſaßen, hatten dieſe gegen ihren unehelichen natürlichen 
Vacter einen Unterhaltsanſpruch auf Lebenszeit und. falls dieſer ohne 
Cbhefrau und eheliche Kinder verſtarb, ein geſetzliches Erbrecht auf 
den 6. Teil des Nachlaſſes. Im Teſtament konnte ihnen der natürliche 
Vater, falls er eheliche Kinder hinterließ, bochſtens den. 12. aa ii 
1 ſeines Vermögens zuwenden. N 


Nach älterem deutſchen Rechte galten die mehelichen Kinder 
ausnahmlos als zu keiner Familie gehörig. Selbſt zu ihrer leib⸗ 
lichen Mutter traten fie in keinerlei Verwandtſchafts verhältnis. Im 
Falle ihrer unbekinderten Ehe fiel ihr geſamter Nachlaß an den betreffen⸗ 
den Landesherrn. Auch im öffentlichen Rechte waren ſie Perſonen min⸗ 
deren Rechtens, von allen öffentlichen Aemtern und Ehrenſtellen waren 
fie völlig ausgeſchloſſen, fie galten als vrechtlos und waren ſo mit 
den fahrenden Leuten und nn wie e Gauklern auf eine Stufe N 


geſtellt. 


| ul . acgtlücher e iſt es, daß in e dieſet 


Kennzeichnend. für die: ungeheure Macht der rabition und. ein⸗ f 
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ſoeben ganz kurz nur gekennzeichnete altdeutſche Rechtszuſtand durch 
das Oeſterreichiſche Allgemeine Bürgerliche Geſetzbuch vom Jahre 1811 
im weſentlichen unverändert übernommen wurde und ſich bis in unſere 
Tage hinein erhalten hat. Erſt die erſte öſterreichiſche Teilnovelle zum 
ABGB. vom 12. Oktober 1914 (vgl. RGBl. 1914 Nr. 276) hat 
endgültig und gründlich mit dieſen unſer heutiges geläutertes recht- 
liches und ſoziales Empfinden fabelhaft und vorſintflutlich anmutenden 
Beſtimmungen aufgeräumt und die rechtliche Stellung der Unehe⸗ 
lichen ganz weſentlich gebeſſert. Erſt jetzt verſchwand in Oeſterreich 
der grauſame Satz des ABGB.: „Uneheliche Kinder find überhaupt 
von den Rechten der Familie und Verwandtſchaft ausgeſchloſſen.“ 
Auf die näheren Beſtimmungen der Novelle werden wir weiter unten 
nach Abſchluß unſeres kurzen rechtsgeſchichtlichen Ueberblicks bei Dar⸗ 
ſtellung der neueſten aus ländischen een einzugehen 
haben. | 
i Die Rezeption des römiſchen Rechts verdrängte in Deutſchland 
} die harten deutſchrechtlichen Vorſchriften, die unehelichen Kinder traten 
5 alſo in die Verwandtſchaft der Mutter ein. Geſtützt auf das kanoniſche 
Recht (vgl. X 4. 5, 7), gab ſogar eine weitverbreitete Praxis, die 
1 ſich auch durch die entgegengeſetzte Stellungnahme des Reichsgerichts 
i (vgl. RG. 12, 226) nicht beirren ließ, allen unehelichen Kindern einen 
1. Unterhaltsanſpruch und ein geſetzliches Erbrecht gegen ihren Erzeuger. 
1 Wotz Verwerfung des Konkubinats als Rechtsinſtitutes fingierte alſo 
u die Gerichtspraxis in großzügiger und kühner Weiſe alle unehelichen 
u Kinder als „diberi naturales“. Die herrſchende Anſicht in der 
1 Theorie wie auch in der Rechtſprechung der Gerichte, fo namentlich 
ii in den Bezirken der früheren Oberappellationsgerichte Celle und Caſſel. 
0 verwarf auch die Einrede der mehreren Beiſchläfer. Die Vertreter 
dieſer Anſicht erblickten in der unehelichen Erzeugung ein Delikt gegen 
Br die Mutter und das Kind (Deliktsthorie) und ließen daher die 
10 mehreren Beiſchläfer auf Grund unerlaubter Handlung als Geſamt⸗ 
4 ſchuldner haften. Die in der Minderheit verbliebenen Gerichte und 
15 gemeinrechtlichen Schriftsteller rechtfertigten die Unterhaltspflicht des 
gg unehelichen Vaters durch feine natürliche Verwandtſchaft zu feinem 
1 unehelichen Kinde (Verwandtſchaftstheorie) und mußten daher mit 
17 dem Wegfall der ſicheren Feſtſtellung dieſer natürlichen Verwandt⸗ 
65 ſchaft zufolge geſchlechtlichen Verkehres der Mutter in der kritiſchen 
Zeit jede geſetzliche Unterhaltspflicht verſagen. Brautkinder ſtellte 
N vielfach die Gerichtspraxis den ehelichen Kindern vollſtändig gleich, 
i 1 auch hier drang der Widerſpruch des Reichsgerichts (vgl. RGZ. 5, 168) 
1 | 
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nicht durch, ſo daß angeſehene deutſchrechtliche Scriteler, die Gleich⸗ \ 

ſtellung als gemeinrechtlich bezeichneten. 
Das Preußiſche Allgemeine Landrecht verhielt ſich den unehelichen 
| Kindern gegenüber nicht ungünſtig. Vor allem gewährte es (ogl. II. 


2, 652) den in einer öffentlichen Urkunde von ihrem Erzeuger an⸗ 


erkannten Kindern ein geſetzliches Erbrecht gegen ihren Erzeuger in 
Höhe von dem ſechſten Teil des Nachlaſſes für den Fall, daß dieſer keine 


ehelichen Kinder oder keine abweichende letztwillige Verfügung hinterließ. 


War bis dahin die Rechtsentwicklung für die unehelichen Kinder 


ſich das mit einem Schlage durch den Code civil und ſeine Einführung 


auf weiten deutſchen Gebietsteilen: dem geſamten linken Rheinufer 
und Heſſen. Dort galt bis zur Einführung des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs am 1. Januar 1900 der berühmte Satz „la recherche de la pater- 
nité est interdite* (Art. 340), der grundſätzlich jede Vaterſchafts⸗ 
klage des unehelichen Kindes ausſchloß. Nur für den Fall der Ent⸗ 


grundſätzlich im großen und ganzen recht günſtig geweſen, ſo änderte | 


führung und der Notzucht ließ der Code Ausnahmen zu. Kein Geringerer 


als Napoleon I. ſelber in eigener Perſon ſoll ſich im Intereſſe feine - 


Soldaten auf das nachdrücklichſte für dieſe Regelung eingeſetzt haben. 


Ungemein verſchlechtert für das ganze damalige Altpreußen wurde 


die Rechtsſtellung der Unehelichen durch das ſogenannte „Preußiſche 
Schwängerungsgeſetz“ vom 24. April 1854. Es ließ nicht nur im 


Gegenfag zum Allgemeinen Preußiſchen Landrecht die Einrede der 
mehreren Beihälter (die „exceptio plurium“) zu, ſondern verſagte nicht 
nur der Mutter ſelber, ſondern auch dem Kinde jedweden Unterhalts⸗ 


anſpruch, wenn die Mutter eine in geſchlechtlicher Hinſicht „beſcholtene 
Perſon“ war. Als „beſcholten“ aber galt das weibliche Weſen dann, 
wenn es ſich hatte bezahlen laſſen oder wegen unzüchtigen Lebens⸗ 
wandels berüchtigt war oder ſchon früher außerhelich von einem 


anderen als dem jetzigen Beiſchläfer geſchwängert war oder ſich 
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früher eines Ehebruchs ſchuldig gemacht oder endlich den Schwängerer, 


falls er jünger als ſie und noch nicht 20 Jahre alt war, zum Bei⸗ 
ſchlaf verführt hatte. Ehebrecheriſche Frauen und ihre im Ehebruch 
erzeugten Kinder (adulterini) hatten ebenfalls keinerlei Unterhalts⸗ 


anſprüche gegen den unehelichen Erzeuger. Man fieht eine Kodifikation 
des kraſſeſten männlichen Egoismus, nach dem Motto gearbeitet: „und 
Eva gab mir den Apfel, und ich aß davon“. 


Den beſtehenden Rechtszuſtand des BGB. ſetzen wir als befannt | 


voraus und ſehen daher von einer nnd des ee Rechts 


im Zuſammenhange ab. 


4 
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Unter der Herrſchaft des franzöſiſchen Code civile ſtehen noch 
heute faſt ſämtliche chriſtlichen Balkanſtaaten, Spanien, Südamerika, 
Italien und Luxemburg. Noch ungünſtiger für das uneheliche Kind 
und ſeine Mutter iſt das portugieſiſche Familiengeſetz vom Jahre 1910. 
Dort iſt nicht nur, wie in Belgien, die Einrede der mehreren Bei⸗ 
ſchläfer zugelaſſen, ſondern durch den Nachweis eines liederlichen Lebens⸗ 
wandels kann dort nach dem Vorbild des preußiſchen Schwängerungs⸗ 
geſetzes der uneheliche Vater nicht nur der Mutter, ſondern auch dem 
unſchuldigen unehelichen Kinde ſelber den Unterhaltsanſpruch einfach 
entziehen — eine Beſtimmung, deren Ungerechtigkeit klar zutage liegt. 
Daz unſchuldige Kind leidet unter dem Fehltritt der Mutter, die Laſt des 
Unterhalts wird vom Erzeuger auf die Geſamtheit der Staatsbürger 
und Steuerzahler abgewälzt. Die Freuden des geſchlechtlichen Umgangs 
hat er genoſſen, der Laſten entſchlägt er ſich! Noch kraſſer iſt aber 
die Beſtimmung des gleichen portugieſiſchen Familiengeſetzes, wonach 
ſelbſt ein ſpäter, auch lange Jahre nach der Geburt eintretender lieder⸗ 


licher Lebenswandel der Mutter dem Kinde den bereits erworbenen 


Unterhaltsanſprch wieder entziehen kann. Dies iſt wohl das non 
plus ultra aller geſetzlichen Beſtimmungen zu Ungunſten der unehe⸗ 
lichen Mutter und des unehelichen Kindes! 

Ganz eigenartig iſt der Rechtszuſtand in der Türkei. Das 
dortige mohammedaniſche Recht des Scherifats unterſcheidet ſtreng 
zwiſchen Knaben und Mädchen. Der grundſätzlichen Begünſtigung des 
männlichen Geſchlechts gegenüber dem weiblichen durch den Koran 
entſprechend gibt es dem unehelichen Knaben ſtets einen Unterhalts- 
anſpruch gegen feinen Erzeuger, die Einrede der mehreren Beihälter 
läßt es nicht zu, verſagt ihn dagegen dem unehelichen Mädchen. 
| Dänemark läßt in Uebereinſtimmung mit dem herrſchenden früheren 
gemeinrechtlichen Zuſtande Deutſchlands die mehreren Beiſchläfer als 

Geſamtſchuldner haften. 
Sehen wir von dem kurz beſprochenen portugieſiſchen Familien⸗ 
geſetz vom Jahre 1910 ab, ſo iſt in den letzten Jahren ein Fort⸗ 
ſchritt in den Geſetzgebungen faſt aller europäiſchen Kulturſtaaten 
zugunften der unehelichen Kinder unverkennbar. Immer mehr hat 
ſich die Anſchauung Bahn gebrochen, daß die an ſich gewiß unerfreuliche 
Erſcheinung der unehelichen Geburten, als eines negativen ſozialen 
Maſſenphänomens, nicht durch eine möͤglichſte Niederhaltung und 
rechtliche Minderſtellung der an ihrer Exiſtenz wahrlich unſchuldigen 
unehelichen Kinder ſich bekämpfen läßt. Die Sittlichkeitsapoſtel und 


Sittlichkeitsfanatiker, die glauben, durch ſolche . und 
Blätter für Rechtapflege LXIV. N. F. XLIV. 


= I 


Knebelungsgeſetze die uneheliche Geburtenzahl einſchränken zu können, 


ſind wahrlich weltfremd! Die ſtrengſten Geſetzgebungen zu Ungunſten 
der Unehelichen haben völlig verſagt, die ungemein harten deutſchen 
mittelalterlichen Volksrechte, die den unehelichen Kindern jedwede 
Verwandtſchaft ſelbſt mit der Mutter und ihrer Familie ganz ver⸗ 
ſagten, haben Schiffbruch erlitten, die Zahl der unehelichen Geburten 
war damals im deutſchen Mittelalter nicht geringer, ſondern weit 
höher als heute. Auch die allgemeine Sittlichkeit als ſolche war 
damals, wie jeder Sachkenner weiß, weit niedriger als heute; nicht 
verſchlechtert haben ſich die Zuſtände, wie kritikloſe Bewunderer ver⸗ 
gangener Zeiten uns einreden wollen, ſondern bedeutend gebeſſert. 
Ungünſtige wirtſchaftliche Verhältniſſe, die gewaltige ſeit etwa 15 Jahren 
in allen Kulturſtaaten eingetretene Verteuerung der geſamten Lebens⸗ 
haltung ſowie die ſteigenden Anſprüche an das Leben haben — um 
nur einiges Wenige herauszuheben — die Eheſchließung und Familien⸗ 
gründung ſehr erſchwert und leiſten ſo der Häufigkeit der unehelichen 
Geburten Vorſchub! Allgemeine weitgreifende Sozialpolitik, Hebung 
und Erleichterung der Lebenshaltung begünſtigt die frühere Eheſchließung 
und mindert die unehelichen Geburten, aber nicht mehr oder weniger 
kleinliche und ſchikanöſe Geſetze nach Art des altpreußiſchen Schwänge⸗ 
rungsgeſetzes vom Jahre 1854. Höchſt ungerecht iſt es auch, das 


uneheliche Kind, das ſowieſo ſchon zufolge der bloßen Tatſache feiner 


Unehelichkeit noch immer in den Augen unſerer „guten Geſellſchaft“ 
einen gewiſſen Makel an ſich trägt und ſozial noch immer nicht 
als voll bewertet wird, nun auch noch rechtlich zu ſehr den ehe⸗ 
lichen Kindern gegenüber zu benachteiligen! Die Unhaltbarkeit der 


wirklich faſt kindlich zu nennenden Vorſtellung, daß privatrechtliche 


Schwängerung und Unterhaltsgeſetze die Häufigkeit der unehelichen 
Geburten beeinfluſſen können, ergibt ſchon ein flüchtiger Blick auf 


die Statiſtik. Trotz des ganz verſchiedenen Rechtszuſtandes iſt der 


Prozentſatz der unehelichen Geburten mit 9 Proz. in Frankreich, Bel⸗ 
gien und Ungarn der faſt gleiche wie im Deutfchen Reiche, wo übrigen 
die rein agrariſchen Gebiete, wie die beiden Mecklenburg mit 13 Proz. 
und Oſtpreußen wie Pommern mit 10 Proz., die rein induſtriellen 
Provinzen, wie Rheinland und Weſtfalen mit nur 4 Proz. weit 


übertreffen. In Italien und Norwegen beträgt der Prozentſatz, obwohl 


dieſes Land, wie wir gleich ſehen werden, für uneheliche Kinder ein 
ſehr günſtiges, jenes ein recht ungünſtiges Recht aufzuweiſen hat, 
gleichmäßig rund 7 Proz. In Deutſchland hat im letzten Jahrhundert 


erfreulicherweiſe die Zahl der unehelichen Geburten von 12 auf 9 Proz. 
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abgenommen, aber die Urſache hierfür iſt ganz gewiß nicht das Schwanken 
und die Veränderung der Alimentationsgeſetzgebung, ſondern die ganz 
außerordentliche Zunahme des Volkswohlſtandes in den breiteſten 
Schichten unſeres deutſchen Volkes, alſo gerade in den bei der Er⸗ 
zeugung der unehelichen Kinder am meiſten beteiligten Arbeiterkreiſen. 
Solche und ähnliche Erwägungen, die wir hier in einer rechts⸗ 
wiſſenſchaftlichen Zeitſchrift nicht näher ausführen und begründen, 
ſondern nur kurz andeuten konnten, haben zweifellos eine ganze Reihe 
großer, wichtiger europäiſcher Kulturſtaaten im letzten Jahrzehnt ver⸗ 
ahnlaßt, für ihre Gebiete die Rechtsſtellung der Unehelichen weſentlich 
u beſſern. Wegen der ungemeinen Wichtigkeit der Fragen wird eine 
vergleichende Ueberſicht für den reichsdeutſchen Leſer recht nützlich ſein. 
Cinen kühnen und weitreichenden Schritt tat das wundervoll volks⸗ 
tümlich gearbeitete und im Gegenſatz zu unſerem entſetzlich abſtrakt und 
gelehrt gehaltenen BGB., das den Duft der Studierſtube und des fein 
Ausgeklügelten aller Ecken und Enden verrät, markige, kraftvolle und 
echt bodenſtändige neue Schweizeriſche Zivilgeſetzbuch, in 
Kraft ſeit dem 1. Januar 1912, mit ſeiner Regelung der ſogenannten 
„Standesfolge“. Sein Art. 325 gewährt nämlich den vom Vater 


„mit Standesfolge anerkannten und gerichtlich zugeſprochenen un⸗ 


ehelichen Kindern“ den Namen und das Bürgerrecht ihres Vaters 
und verleiht ihnen zugleich — ähnlich wie den „Ninchi“ des japaniſchen 
Rechts — ein Verwandtſchafts verhältnis nicht nur zum Vater ſelbſt, 
ſondern auch zu deſſen ganzer Verwandtſchaft. So erlangt ein ſolches 
uneheliches Kind zugleich Unterhaltsanſpruch und geſetzliches Erbrecht 
nicht nur gegenüber dem Vater, ſondern auch gegen deſſen nächſte 
Verwandte. | | 
Eine ganz weſentliche Einſchränkung des Satzes „la recherche 

de la paternité est interdite“ und eine erhebliche Verbeſſerung 
der Rechtsſtellung der unehelichen Kinder führte das franzöſiſche Geſetz 
vom 26. November 1912 herbei. Danach hat das uneheliche Kind 
einen Unterhaltsanſpruch gegen den Vater: 1) bei Vorhandenſein von 
Briefen oder anderen Privatſchriftſtücken, die von dem angeblichen 
Vater herrühren, aus denen ein einwandsfreies Anerkenntnis der. 
Vaterſchaft hervorgeht, 2) beim Vorliegen eines notoriſchen Konku⸗ 
binat8 mit der Mutter des Kinded während der Empfängniszeit, 
ſodann bei der freiwilligen Uebernahme der Sorge für den Unter⸗ 
halt und die Erziehung des Kindes oder bei einer bloßen Beteiligung 
hieran durch den angeblichen Vater in der Eigenſchaft eines Vaters. 
Notoriſch ſchlechte Führung der Mutter während der Empfängniszeit 
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oder „commerce de la möre avec un autre individu“ während 
dieſer Zeit rauben dem Kinde aber jeden Unterhaltsanſpruch. Ueber 
die ungemeine Härte und Ungerechtigkeit dieſer Beſtimmung haben wir 
bereits oben gelegentlich der Beſprechung des preußiſchen Schwänge⸗ 
rungsgeſetzes das Nötige geſagt. Trotz der erheblichen Fortſchritte 
der Novelle iſt die Rechtsſtellung des unehelichen Kindes gegenüber 
dem deutſchen Reichsrecht nach wie vor ungünſtig und gedrückt. 
Der alte Satz: „la recherche de la paternité est interdite“ ift 
nicht völlig aufgehoben, ſondern nur durchlöchert, grundſätzlich gilt er 


nach wie vor. Hat der Vater ſeine Vaterſchaft in einer öffentlichen 


Urkunde ausdrücklich anerkannt, ſo erlangt hierdurch das uneheliche 
Kind eine dem ehelichen Kinde rechtsähnliche Stellung. 


Viel weittragender ſind zugunſten des unehelichen Kindes die 
Vorſchriften der erſten öſterreichiſchen Teilnovelle zum ABGB. vom 


12. Oktober 1914. Danach wird die Zugehörigkeit des Unehelichen 
zur mütterlichen Familie voll anerkannt. Das Verbot der Adoption 


durch den unehelichen Erzeuger iſt beſeitigt und die Namengebung 
durch den Ehemann der Mutter in engſter Anlehnung an $ 1706 
BGB. zugelaſſen. Auch darin folgt die Novelle dem BGB., daß der 
Vater verpflichtet iſt, der Mutter die Koſten der Entbindung und 
des ſechswöchigen Unterhaltes zu erſetzen und dieſen Anſpruch ſowie 

den des Kindes auf dreimonatigen Unterhalt vor der Geburt durch 


Hinterlegung ſicherzuſtellen. Jedoch ſteht dieſer Sicherungsanſpruch 


nur der Mutter zu, die nicht einen unzüchtigen Lebenswandel führt. 
Dieſer Vorbehalt iſt eine mit Vorbedacht aufgenommene Abſchwächung 


der exceptio plurium concumbentium, die im übrigen dem öſter⸗ 


reichiſchen Recht vollkommen fremd iſt. Die ſchrankenloſe Zuweiſung 
des Sicherungdrechts an jede Frauendperfon erklärt die amtliche 
Begründung zur öſterreichiſchen Novelle für bedenklich, weil liederliche 


Schwangere es leicht zu Erpreſſungen mißbrauchen könnten (S. 24). 


Statt des Ausdrucks „Aufwendungen“ unſeres § 1716 BGB. 
wählt ferner der öſterreichiſche Geſetzgeber den vorſichtigeren Ausdruck 
„Auslagen“. Solange die Mutter ihr uneheliches Kind ſelber erziehen 
will und kann, darf ihr dasſelbe von dem Vater nicht entzogen werden, 
deſſenungeachtet muß er aber die Verpflegungskoſten tragen. Wird 
aber das Wohl des Kindes durch die mütterliche Erziehung gefährdet, 
ſo iſt der Vater verpflichtet, das Kind von der Mutter zu trennen 


‚und es zu ſich zu nehmen oder anderswo ſicher und anſtändig unter⸗ 


zubringen. Die im Hauſe ihres natürlichen Vaters verpflegten und 


erzogenen Kinder werden gegenüber allen anderen unehelichen Kindern 
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inſofern erheblich begünſtigt, als ſie nicht mit deſſen Ableben aus 
der ihnen bisher tatſächlich wenigſtens mit deſſen ehelichen Kindern 
gewährten Gleichberechtigung rückſichtslos hinausgeſchleudert werden 
dürfen. Solche Kinder können nämlich, vorausgeſetzt nur, daß die 
Vaterſchaft über fie gerichtlich feſtgeſtellt oder — wenn auch nur 
formlos — außergerichtlich anerkannt worden iſt, ihre Verpflegung 
und Erziehung bis zur Selbſterhaltungsfähigkeit auch weiterhin ge⸗ 
nau in dem gleichen Maße wie bisher fordern, „jedoch nicht in 
größerem Umfange, als ſie nach dem hinterlaſſenen Vermögen den 
ehelichen Kindern zuteil werden kann“. Die Befugnis der Erben 
des Vaters, die unehelichen Kinder mit dem Pflichtteile der ehelichen 
Kinder abzufinden, wie ed § 1712 BGB. ihnen gewährt, hat der 
oͤſterreichiſche Geſetzgeber, und zwar unſeres Erachtens durchaus mit 

Fug, abgelehnt. Denn der Verpflichtete würde davon doch nur zu 
ſeinen Gunſten und zum Schaden des Unehelichen Gebrauch machen, 
wenigſtens ſicher in der weitaus überwiegenden Mehrzahl aller Fälle 
wäre es ein privilegium odiosum der Unehelichen. 

Recht zweckmäßig iſt es, daß der Sechswochenbettanſpruch der 
Mutter und ihr Sicherungsanſpruch vor der Geburt des Kindes, ge⸗ 
nau ſo wie der Unterhaltsanſpruch des unehelichen Kindes ſelber, 
grundſätzlich im außerſtreitigen Verfahren von Amts wegen feſtgeſtellt 
werden ſoll. Nur wenn „die Entſcheidung von der Ermittelung 
ſtreitiger Tatſachen abhängt, die mit den Mitteln des Verfahrens außer 
Streitſachen nicht feſtzeſtellt werden kann, ſo iſt der Vormund (in 
den Unterhaltsſachen des Kindes) zur Erhebung der Klage vom Gericht 
anzuweiſen“. Das Vormundſchaftsgericht hat daher beim Nichtbe⸗ 
ſtreiten der Vaterſchaft die Höhe des Unterhalts von Amts wegen 
außzumeſſen. So wird dieſe wahre Lebensfrage für das uneheliche 
Kind raſch und billig erledigt. Die amtliche Feſtſtellung ſoll nur 
dann unterbleiben, wenn der Vater freiwillig ſeinen Unterhaltspflichten 
voll nachkommt, „oder es nach ſeinen Verhältniſſen ganz ausgeſchloſſen 
iſt, daß er zum Unterhalte etwas beizutragen vermag“. 

Bedeuten die bisher beſprochenen Geſetze nur eine im Grunde 
genommene vorſichtige Fortbildung des bisherigen Rechts, ſo muß 
das neue norwegiſche Geſetz vom 10. April 1915 (vgl. über es Mini⸗ 
ſterialrat Alten⸗Chriſtiania in DIZ. 1916 S. 118 ff.) einen be⸗ 
wußten, radikalen Bruch mit der bisherigen Zurückſetzung der un⸗ 
unehelichen Kinder gegenüber den ehelichen. Es ſtellt die unehelichen 
den ehelichen Kindern faſt vollkommen gleich, wenn der Vater ſeine 
Vaterſchaft in irgendeiner Form anerkannt oder wenn das Gericht 
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fie feſtgeſtellt hat. Eine ſolche Feſtſtellung darf das Gericht nur 


treffen, wenn es als erwieſen erachtet, daß der Vater der Mutter in 
der kritiſchen Zeit beigewohnt hat, daß er potent iſt, und es außerdem 
keinen Grund zu der Annahme findet, es möchten auch noch andere 


Männer der Mutter in der kritiſchen Zeit beigewohnt haben. Nach 
erfolgter gerichtlicher Feſtſtellung darf dann das Kind den väterlichen 
Familiennamen führen und erhält gegenüber dem Vater wie ſeinen 


Verwandten genau das gleiche Erbrecht wie die ehelichen Kinder. 
Bei Nichtanerkennung der Vaterſchaft und Nichtfeſtſtellung durch das 


Gericht wird wie bisher der angebliche Vater durch Urteil als unter- 
haltspflichtig erklärt, wenn das Gericht es für bewieſen erachtet, daß 


er zur kritiſchen Zeit der Mutter beigewohnt hat und Vater des 
Kindes ſein kann. Schon dieſe bloße Möglichkeit genügt alſo, jede 
Einrede der mehreren Beiſchläfer iſt alſo vollkommen ausgeſchloſſen. 


Die Sorge für die Perſon des unehelichen Kindes ſteht wie bisher 


der Mutter zu, die dann auch deſſen Vormund iſt. Die Höhe des 
dem Unehelichen zu gewährenden Unterhalts, die Art der Erziehung 


und des Unterrichts richtet ſich nach den Lebensverhältniſſen des Vaters, 


und nur dann nach denen der Mutter, wenn dieſe günſtiger ſind. 
Der Vater erfüllt ſeine Unterhaltspflicht gegenüber dem unehelichen 
Kinde genau wie bei und durch Leiſtung einer Unterhaltsrente. Im 


Gegenſatze zu unſerem Rechte hat das neue norwegiſche Geſetz unter 


Berückſichtigung der örtlichen Verſchiedenheiten ziemlich hohe Mindeſt⸗ 


beträge feſtgeſetzt. Hat die Mutter, wie wohl faſt ſtets der Fall, 


das Kind bei ſich, ſo hat der Vater alsbald nach der Geburt einen 
beſonderen Verpflegungsbeitrag für 9 Monate der Mutter zu ent⸗ 


richten. Die Unterhaltspflicht dauert wie bei uns bis zum vollendeten 


16. Lebensjahre. Auch in Norwegen hatten ſich nach der Mitteilnng 
Alten? a. a. O. — genau fo wie leider bei und — die Väter 
„erfahrungsgemäß in weitem Umfang der Erfüllung ihrer Unterhalts⸗ 
pflicht entzogen“, ſelbſt die gerichtliche Feſtſtellung der Unterhaltspflicht 
konnte nur gegenüber etwa 40 Proz. von ihnen erfolgen. Zur 
gründlichen Bekämpfung dieſes Mißſtandes und zwecks Feſtſtellung 
der wirklichen Vaterſchaft iſt die Mutter verpflichtet, bereits vor det 
Geburt oder ſpäteſtens binnen 4 Wochen nachher dem Gericht die Per- 
ſon des Vaters wahrheitsgemäß anzugeben. Die Behörde hat dann von 
Amts wegen für die Feſtſtellung der Vaterſchaft und der Unterhalts⸗ 
pflicht Sorge zu tragen. Sehr zweckmäßig iſt auch die Beſtimmung, 
daß die Gerichts vollzieher von Amts wegen die Unterhaltsbeiträge ein⸗ 
zuziehen und den Müttern auszuzahlen haben. 


= 


Die im Vorausgehenden ganz kurz geſchilderten neueren Reform⸗ 
geſetzgebungen des Auslandes legen die Frage nahe, ob nicht auch 
für uns Reichsdeutſche eine Beſſerung der Rechtsſtellung der Unehelichen 
dringend geboten iſt Wir möchten ſie entſchieden bejahen, und 
zwar aus ethiſchen Erwägungen wie auch mit Rückſicht auf eine 
geſunde Bevölkerungspolitik. Gewiß iſt die Familie und die Ehe die 
Grundlage des Staates und der Geſellſchaft, das uneheliche Kind 


iſt daher ſeinem ganzen Weſen nach von vornherein in gewiſſem 


Sinne etwas Unerfreuliches, Staats- und Geſellſchaftswidriges ſchon 
durch ſeine bloße Exiſtenz. Aber iſt es einmal in die Erſcheinung 
getreten, ſo haben ſich Staat und Geſellſchaft möglichſt mit ihm ab⸗ 


zufinden, und eine Unterdrückungs⸗ und Benachteiligungspolitik ihm 
gegenüber ſcheint uns nicht recht am Platze zu ſein. Ungerecht und 
unbillig iſt es, das Kind, das vor ſeiner Erzeugung nicht um ſeine 


Zuſtimmung gefragt wurde, ſchon wegen der bloßen Tatſache ſeiner 
Exiſtenz als ſolches leiden zu laſſen und zu ſehr in rechtlicher Hinſicht 
gegenüber den ehelichen Kindern zurückzuſetzen. Ein wirklich groß⸗ 
zügiger Schutz der Unehelichen, dieſer Parias der bürgerlichen Geſell⸗ 


ſchaft, in ſozialpolitiſcher und hygieniſcher Hinſicht — das iſt die 
Hauptſache, denn eine kräftige Sozialpolitik vermag auch auf dieſem 


Gebiet des Geſellſchaftslebens weit mehr als die beſte Privatrechts⸗ 
ordnung — muß gerade jetzt im Zeichen des männermordenden 
Krieges als dringend wünſchenswert, ja unbedingt erforderlich bezeich⸗ 
net werden! Bereits vor dem Ausbruch des Weltkrieges hatte ein 
nachgerade bedrohlich werdender unaufhaltſamer Geburtenrückgang in 
Deutſchland eingeſetzt. Während im Jahre 1876 auf 1000 Ein⸗ 
wohner im Deutſchen Reiche noch 42,6 Geburten kamen, fiel die Zahl 
im Jahre 1911 auf 29,5, und in einzelnen Großſtädten haben wir 
bereits franzöſiſche Zuſtände erreicht (im Jahre 1912 in Berlin: 20,4 
Geburten auf 1000 Einwohner, in Frankfurt a. M. 20,9, in Schöne⸗ 
berg und Deutſch⸗Wilmersdorf ſogar nur 13,6 Geburten). Noch 
immer iſt die Kinderſterblichkeit im Vergleich zu den nordiſchen Staaten 
und Holland erſchreckend groß, wozu in erſter Linie der hohe Prozent⸗ 
ſatz der Unehelichen beiträgt. Von 100 Lebendgeborenen ſtarben im 
erſten Lebensjahre in Deutſchland: 16,2; ſondert man aber nach ehe⸗ 
lichen und unehelichen Geburten, ſo entfallen auf dieſe 25,7, auf 
jene aber nur 15,2. Gerade jetzt bei den ungeheuren Blutopfern, die 
unſer deutſches Volkstum während des Weltkrieges betroffen haben, 
können wir unmöglich die alte Unterdrückungs⸗ und Benachteiligungs⸗ 
politik den Unehelichen gegenüber mehr fortführen, wir müſſen uns 
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daran gewöhnen, auch ſie als wertvolle Bereicherungen deutſcher Polks⸗ 


kraft und deutſchen Volkstums anzuſehen und ſie nicht von vornherein 


bloß wegen der von ihnen. unverſchuldeten Tatſache ihrer bloßen rr 


ſtenz als minderwertig abzuſtempeln. | 

Fürwahr wir müſſen alles aufbieten, um unſere Volkskraft zu 
ſtärken und um die ungeheuren Blutopfer wieder möglichſt einzuholen | 
und auszugleichen. Alle Mittel, die dieſem hohen Ziele auch nur 
von weitem dienen, müſſen und ſollen uns recht ſein! | 

Eine völlige Gleichſtellung freilich — und ſei es auch nur 
einer gewiſſen bevorzugten Gruppe unter ihnen — ,der unehelichen 
Kinder, wie nach dem neuem norwegiſchen Geſetze oder nach dem 


ſchweizeriſchen neuen Zivilgeſetzbuch, müſſen wir unſeres Erachtens 
ablehnen. Es kann nicht der einfachen, ganz beliebigen Anerkennung 


des unehelichen Vaters überlaſſen bleiben, ob er durch einen ſolchen 
rein von ſeinem Gewiſſen abhängigen MWillendaft feinen ehelichen, 

vielleicht zahlreichen Kindern noch ein oder gar mehrere bisher un⸗ 

eheliche Kinder als vollberechtigte Geſchwiſter. hinzufügen will. Nicht 
nur dieſe ſelbſt, ſondern auch die übrigen Verwandten (Aſzendenten) 
des Vaters würden durch einen ſolchen Akt ſchwer benachteiligt werden 
können und es in zahlreichen Fällen auch wirklich werden. Das volle 


Erbrecht der bisher Unehelichen würde fie ſchwer beeinträchtigen. Unſeres 


Dafürhaltens wäre zum mindeſten die Zuſtimmung der Ehefrau zu 
einer ſolchen weitreichenden Anerkennung des Ehemannes unbedingt 
erforderlich, denn es iſt klar, daß das ganze Familienleben und ſchließ⸗ 
lich auch die vermögensrechtlichen Verhältniſſe der Ehegatten durch 
eine ſolche eee des Familienſtandes auf das empfindlichſte 
berührt werden. Im höchſten Grade ungerecht wäre es, die Ehefrau 


gegen dieſe ſie perſönlich und geldlich tief berührenden Maßnahmen 


des Ehemannes völlig ungeſchützt zu laſſen. In gleicher Weiſe können 


den übrigen Verwandten des Ehemannes — wie namentlich den Aſzen⸗ 
denten — kaum ohne ihre Zuſtimmung derartige neue Familien⸗ 


angehörige aufgedrängt werden. Die Einwilligung wenigſtens eines 
von ihnen, wie etwa des Vaters oder bei deſſen Ableben des nächſten 
älteſten Verwandten als Vertreters der nämlichen Verwandtſchaft, 
müßte unbedingt erforderlich ſein. Gegen eine beſchränkte „Standes⸗ 
folge“ der durch gerichtliche Erklärung des Vaters mit Zuſtimmung 
ſeiner Ehefrau anerkannten Kinder in der Richtung, daß ſolche Kinder 
Namen und Stellung von ehelichen Kindern mit einem den in der 


Ehe geborenen Kindern gegenüber minderen Erbrecht erhielten, ließe 


ſich unſeres Erachtens weniger Durchgreifendes einwenden. Das 


— 121 — 


geſetzliche Erbrecht ſolcher Kinder dürfte etwa, um eine zu ſchwere 
Benachteiligung der eigentlich ehelichen Kinder zu vermeiden, nur die 
Hälfte des Erbrechts der ehelichen Kinder betragen. 

Noch weit wichtiger aber und brennender iſt die Beſſerſtellung 
der großen Maſſe der übrigen unehelichen Kinder. Hier muß unſeres 
Erachtens zunächſt die exceptio plurium unbedingt fallen. Ihre 
Zulaſſung bedeutet ein ſchweres Unrecht gegenüber dem Kinde, dem 
zufolge eines tadelnswerten Lebenswandels der Mutter, an dem es 
doch völlig ſchuldlos iſt, ſein Unterhaltsanſpruch geraubt wird, aber 
auch weiter eine ungemeine Unbilligkeit für die Geſamtheit der Volks⸗ 
genoſſen und Steuerzahler. Denn dieſe müſſen nun mit den für die 
Armenpflege beſtimmten Mitteln die Frucht der Freuden der mehreren 
Beiſchläfer bezahlen. Einzig billig wäre es, daß dieſe als Geſamt⸗ 
ſchuldner den Unterhalt des jedenfalls von einem unter ihnen ge⸗ 
zeugten Kindes zu beſtreiten hätten. Gemeinſam haben ſie durch 
die Freuden des außerehelichen Beiſchlafs ein gewiſſes Riſiko auf 
ſich genommen und ſich in eine gewiſſe Gefahr begeben, eine gewiſſe 
Gefahrengemeinſchaft bilden ſie. Mögen ſie daher auch die ihnen 
vorher wohl bewußten Folgen davon tragen, „wer ſich in Gefahr 
begibt, kommt darin um“, oder „wer den guten Tropfen genießt, der 
ſoll auch den böſen genießen“. Zahlreiche Rechtsſyſteme in zahl⸗ 
reichen Ländern kannten und kennen die Einrede der mehreren Bei⸗ 
ſchläfer nicht, ohne daß ſich die bei ihrer Verwerfung bei uns be⸗ 
fürchteten Erpreſſungsgefahren durch die uneheliche Mutter in irgend 
nennenswertem Umfang ergeben hätten. 

Recht zweckmäßig und nachahmenswert erſcheint zur Linderung 
der erſten Not und zwecks ſofortigen rückſichtsloſen Vorgehens gegen 
den unehelichen Erzeuger die erwähnte Vorſchrift des norwegiſchen 
Rechts, wonach die Mutter noch vor der Geburt oder alsbald nach⸗ 
her dem Gericht den unehelichen Vater mitzuteilen und dann dieſes 
von Amts wegen gegen ihn vorzugehen hat. 

Am durchgreifendſten und erfolgreichſten aber würde der erfahrungs⸗ 
gemäß ſehr häufig gleich nach der Geburt eintretenden Notlage von 
Mutter und Kind, die faſt ausnahmslos den beſitzloſen Volksſchichten 
angehören, vorgebeugt werden, wenn das uneheliche Kind zunächſt 
der Allgemeinheit gegenüber ſeinen Unterhaltsanſpruch geltend machen 
könnte. Als Vertreter der Allgemeinheit wäre am zweckmäßigſten 
nicht der Staat, ſondern der betreffende Ortsarmenverband, dem das 
Kind durch ſeine Geburt angehört, anzuſehen. So wären Mutter 
und uneheliches Kind vor Not vollkommen geſchützt und der Unter⸗ 
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halt ſichergeſtellt. Der Ortsarmenverband, oder wenn man an feiner 


Stelle den Staat vorzieht, müßte dann gegenüber dem unehelichen | 


Erzeuger ein Rückgriffsrecht beſitzen. Dies iſt auch der Standpunkt 


des von uns weiter oben kurz ſkizzierten norwegiſchen Geſetzes. 


Noch weiter geht H. Tomforde in feinem anregenden Auf 
ſatze „La recherche de la paternité est interdite“ in der, Gemein⸗ 
nützigen Rechtsauskunft“ 1916 S. 180 ff. Er ſchlägt dort vor, 


daß der Staat endgültig die ſämtlichen Koſten für den Unterhalt 


der unehelichen Kinder tragen ſolle. Damit wäre der Geſellſchaft, 
ſo begründet er ſeine Anregung, die Gelegenheit gegeben, den Schaden, 
den ſie unſchuldigen Kindern durch die Anheftung des Makels der 
Unehelichkeit anhefte, wenigſtens einigermaßen auszugleichen. Der 


Staat habe dann aber auch die Befugnis, den Aufenthaltsort des 


Kindes zu beſtimmen, der am zweckmäßigſten auf das Land in dünn 
bevölkerte Gegenden zu verlegen wäre. Dig für den Unterhalt erforder⸗ 
lichen Koſten müßten durch eine Junggeſellenſteuer, die nötigenfalls 
auf kinderloſe Ehegatten auszudehnen wäre, gedeckt werden. „Damit 
würden die Kindesväter in genügender Weiſe getroffen, allerdings 
nicht wie bisher, daß ihnen in vielen Fällen auf 16 Jahre eine 
eigene Familiengründung ſo gut wie unmöglich gemacht würde, und 
die Kindesmütter würden wenigſtens der materiellen Sorgen für ihre 


Kinder enthoben werden, womit zugleich für die traurige Erſcheinung = 


der Kindesmorde das Motiv entfallen würde. Endlich würde die 
heute durch das Geſetz geforderte höchſt unſympathiſche Väterjagd 
überflüſſig werden. Zahlloſe Alimentenprozeſſe mit ihren unerfreu⸗ 


lichen Begleiterſcheinungen: den peinlichen Beweisaufnahmen, den 


unbeſtimmten mediziniſchen Gutachten und nicht zuletzt den Meineiden, 
könnten unterbleiben, das Glück mancher Ehe bliebe ungeſtört, und 
die Not der unehelichen Väter, von der man in Deutſchland nicht 
ohne Berechtigung geſprochen hat, hätte ein Ende.“ Wer möchte in 
Abrede nehmen, daß dieſe Ausführungen Tomfordes auf den erſten 
Blick etwas Anmutendes, ja faſt Beſtechendes für ſich haben! Ihre 


Verwirklichung würde die Rückkehr zu dem altfranzöſiſchen Satze 


bedeuten: „la recherche de la paternité est interdite“. Die 
ſaͤmtlichen unehelichen Kinder würden Staatskinder. Aber bei näherer, 


kritiſcher Betrachtung ergeben ſich doch gegen ſie derartige gewichtige 


Bedenken, daß wir die Vorſchläge trotz der unleugbaren großen Vor⸗ 
teile: Wegfall der zahlloſen die Kräfte der Gerichte mitunter über 
Gebühr beanſpruchenden Alimentenprozeſſe mit all ihren häßlichen 
Begleiterſcheinungen, Aufrechterhaltung des ungeſtörten Familienglücks, 
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ablehnen müſſen. Unſer Beſtreben muß darauf in erſter Linie ge⸗ 
richtet ſein, die unehelichen Kinder den Wohltaten eines geordneten 
Familienlebens in irgendeiner Geſtalt möglichſt zuzuführen. Sehr oft 
werden ſie heute in der Familie der unehelichen Mutter namentlich 
bei ihren Eltern oder ſonſtigen Verwandten aufgenommen, nament⸗ 
lich in ländlichen Verhältniſſen ſind dieſe Zuſtände recht oft durchaus 
befriedigend, mit Intereſſe und Sorgfalt wird ein ſolches Kind groß⸗ 
gezogen, es findet hier häuslichen Schutz und Pflege. Sind ordent⸗ 
liche, zur Erziehung geeignete Verwandte der Mutter nicht vor⸗ 
handen, ſo iſt es heute Sache der Gemeinden, die unehelichen Kinder 
in geeigneten und bewährten Familien unterzubringen und eine ſtrenge 
Kontrolle auszuüben. Mag das Kind auch gewiß nicht immer als 
gerade willkommener Zuwachs der Familie betrachtet werden, beſſer 
als gar keine Familie iſt ſchließlich eine ſolche Familie immer noch. 
Als Stagtskind, wie es Tomforde wünſcht, wäre es ganz 
ſamilienlos. Erhaltung und Aufbau der Familie, nicht aber ihre Zer⸗ 
ſtörung tut uns heute bitter not. „Wer jeden Hungrigen ins Wirts⸗ 
haus, jede Gebärende ins Gebärhaus, jedes Kind von ſeiner Geburt bis 
zu ſeiner Mannbarkeit in eine Reihe von Erziehungshäuſern ſchickt, 
verwandelt die Geſellſchaft in eine Summe genußfüchtiger, egoiſtiſcher 
Vagabunden, deren Nervenunruhe und Ueberreizung die Mehrzahl zu 
Kandidaten für die Irrenhäuſer macht.“ (v. Schmoller, Grundriß 
der allgemeinen Volkswirtſchaftslehre, 1.—3. Auflage, 1900, S. 252.) 
Ungemein unbillig wäre es auch, die Geſamtheit der Junggeſellen 
für die geſchlechtlichen Freuden eines Bruchteils von ihnen zahlen zu 
laſſen, ganz und gar ungerecht aber iſt es, für dieſe auch noch die 
kinderloſen Ehegatten heranzuziehen, durchaus mit Recht würden dieſe 
eine ſolche Zumutung voller Entrüſtung ablehnen. Sie iſt in der 
Tat durch nichts gerechtfertigt und faſt ungeheuerlich! In Anbetracht 
der mehreren Hunderttauſende von unehelichen Geburten, die jahr⸗ 
ein jahraus im Deutſchen Reiche erfolgen, müßten auch die Steuern 
recht erheblich hoch bemeſſen werden. Die Alimentenſätze für unehe⸗ 
liche Kinder ſind heute im Durchſchnitt ſo gering und die Mittel der 
unehelichen Väter, um ſich ihren Unterhaltspflichten zu entziehen, der⸗ 
artig raffiniert — man denke nur an die fortwährenden Wechſel 
ihrer Beſchäftigung und ihres Aufenthaltsortes, um ſich den Er⸗ 
mittelungen ihres Verbleibes zu verbergen, und an die beliebten 
Schiebungen und Lohnabtretungen — daß es unſeres Erachtens nicht 
angebracht erſcheint, von „einer Not der unehelichen Väter“ zu reden. 
Genau umgekehrt, die Notlage der unehelichen Kinder iſt oft, recht 
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oft, groß und ſchwer! Die unehelichen Väter braucht man nicht zu 
bemitleiden. Sie ſelbſt haben das uneheliche Kind in die Welt geſetzt 
und dafür auch nach ganz ſelbſtverſtändlichem, unverbogenem Rechts⸗ 
empfinden aufzukommen, ganz ungerecht wäre es, die ihnen obliegen⸗ 
den Laſten auf die Geſamtheit der unbeteiligten Steuerzahler abzu⸗ 
wälzen. Das Gefühl der Verantwortlichkeit, das heute, wenn auch nur 
bedauerlicherweiſe viel zu ſchwach, bei den unehelichen Vätern und 
ſolchen, die es zu werden im Begriff ſtehen (das Wort „wollen“ läßt ſich 
kaum zutreffend anwenden), vorhanden iſt, würde durch eine ſolche 
Ueberwälzung völlig erſtickt werden. Nicht abſchwächen oder gar völlig 
erſticken aber wollen und müſſen wir dieſes Gefühl, ſondern es mög⸗ 
lichſt ſtärken. Für die frei gewollten oder doch wenigſtens vorher⸗ 
geſehenen und nicht gehinderten Folgen feiner Handlungsweiſe ſelber 
mit eigenen Kräften und. nach beſtem Vermögen einzutreten, iſt Sache 

des gereiften und hochſtehenden Menſchen, überhaupt eines jeden 
Ehrenmannes. An dieſem Grundſatz wollen wir doch ja feſthalten! 

Nicht als zutreffend können wir die Anſicht Tomfordes aner⸗ 
kennen, daß die wahren und tieferen Urſachen der unehelichen Ge⸗ 
burten die ſozialen Verhältniſſe ſeien, die eine frühere Eheſchließung 
erſchwerten. Das trifft einmal nur für unſere höheren, vorzugsweiſe 
akademiſch gebildeten Volksſchichten mit ihren ſpäten feſten Anſtellungen 
zu, keineswegs aber für die unendlich überwiegenden handarbeitenden 
Schichten, die den weitaus größten, geradezu überwältigenden Prozent⸗ 
ſatz der unehelichen Geburten ſtellen. Dieſe verdienen — was einen 
wichtigen Teil der Arbeiterfrage ausmacht — bekanntlich in recht 
jungen Jahren, vom 20. Lebensjahr etwa an, genau ſo viel wie im 
beſten Mannesalter und mehr als im Alter, ſie können in ſehr jungen 
Jahren eine Familie recht gut gründen. Aber auch bei den ſozial 
höheren Schichten iſt es in letzter Linie immer Sache der freien 
Willensentſchließung, den außerehelichen A aufzuſuchen 
oder nicht. 

Unbedingt erforderlich wäre auch, wenigſtens in allen großen 
und mittleren Städten, die Einführung einer Berufsvormundſchaft 
über alle unehelichen Kinder. Denn nur ein wohlgeſchulter Berufs⸗ 
vormund, der am beſten den Kreiſen unſerer bewährten mittleren 
Gerichtsbeamten zu entnehmen wäre, iſt in der Lage, ſofort nach der 
Geburt des unehelichen Kindes rückſichtslos gegen den Erzeuger vor⸗ 
zugehen und ſeine Ränke und Tücken, durch die er ſich ſeiner Unter⸗ 
haltspflicht entziehen will, wirkſam zu bekämpfen. Zur Linderung 
der erſten Not wäre es, wie ſchon betont, zweckmäßig, dem Unehelichen 
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den Unterhaltsanſpruch zunächſt gegen den betreffenden Ortsarmen⸗ 
verband einzuräumen. Dieſer müßte dann den Regreßanſpruch gegen 
den unehelichen Vater haben. 

Die Einräumung der vollen geſetzlichen Vertretungsbefugnis an 
die Mutter nach norwegiſchem Vorbild erſcheint uns als zu bedenklich. 
Recht oft bietet die ſittliche Perſönlichkeit der Mutter keine Gewähr 
für den richtigen Gebrauch dieſes wichtigen Rechts. Unſer heutiger 
reichs deutſcher Zuſtand verdient entſchieden den Vorzug. 

Man mag und kann gewiß über manche der hier nur kurz be⸗ 
handelten Fragen verſchiedener Anſicht ſein, aber darüber ſollte Ein⸗ 
verſtändnis herrſchen, daß die heutige Regelung durch unſer BGB. 
höchſt unbefriedigend iſt und die unehelichen Kinder unbillig benach⸗ 
teiligt. Unerträglich iſt es namentlich, daß ſelbſt feierlich vom Vater 
anerkannte Kinder im Gegenſatz zum hierin übereinſtimmenden Rechte 
faſt aller Kulturſtaaten in keiner Weiſe vor dem großen Heere der 
unehelichen Kinder bevorzugt ſind. Mit Recht nennt dies Kohler 
echt und Perſönlichkeit in der Kultur der Gegenwart, 1914, S. 47) 
einen „völlig vorſintflutlichen Standpunkt“. Gerade in der heutigen 
Zeit mit ihrer gewaltigen Dezimierung unſerer deutſchen Volkskraft 
und dem wahrhaft brennenden Erfordernis ihrer Stärkung dürfte eine 
Reformgeſetzgebung beſonders dringlich ſein und nicht en auf die 
lange Bank geſchoben . 
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Kann die Entlaſſung von Angeſtelllen auf Gründe geſtützt 
werden, die erſt nach der Entlaſſung entſtehen? 
Von Rechtsanwalt Dr. Gutmann, Gotha. 


In Staubs Kommentar zum HGB.) wird zu $ 70 HGB. 
in Anm. 7 die Anſicht vertreten, daß auch Gründe, die ſich nach der 
Entlaſſung (friſtloſen Kündigung eines Angeſtellten) ereignen, geeig⸗ 
net ſeien, dieſe zu rechtfertigen. Mindeſtens könnten ſie zur Unter⸗ 
ſtützung herangezogen werden. Dies gelte ſelbſt von Gründen, die 
erſt nach Klageerhebung eingetreten ſeien. Dieſe vorherrſchende 
Anſicht kann zum mindeſten nicht in vollem Umfang als richtig an⸗ 
erkannt werden. 
| Ganz mit Unrecht ſtützt ſich Staub auf die Entſch. des OLG. 
Braunſchweig in LZ. 1910, 700. Dort iſt lediglich ausgeſprochen, 


1) Ich zitiere nach der Ausgabe von 1912. 


daß eine nicht mit der e Friſt erfolgte 
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Kündigung gültig ift, ſobald bei ihrem Ablauf ein Grund zur for 
fortigen Entlaſſung vorhanden war. Der Fall lag ſo: Der Dienſt⸗ 


herr hatte mit geſetzlicher Friſt zum 1. April gekündigt, obwohl eine 
längere Kündigungsfriſt vereinbart war. Vor dem 1. April, zu dem 


gekündigt war, trat ein wichtiger Grund zur Löſung des Dienſtver⸗ 
hältniſſes ein. Da Gründe für die befriftete oder friſtloſe Kündigung 
nicht angegeben zu werden brauchen, infolgedeſſen auch geltend gemachte 
Gründe durch andere erſetzt werden können ), und da eine nach Ein⸗ 


tritt des wichtigen Grundes erfolgte friſtloſe Kündigung begründet 


geweſen wäre, fo hat das OLG. mit Recht die Kündigung zum 
1. April für fortwirkend und eine Wiederholung für überflüſſig er⸗ 


klärt. Am 1. April war ein die Entlaſſung rechtfertigender Grund 
gegeben. Die zitierte Entſcheidung behandelt alſo gar keinen Fall, 
in dem die Entlaſſung auf Gründe geſtützt wurde, die ihr zeitlich 


nachfolgen. Der Entlaſſungsgrund war ee der Kündigungs | 
friſt entſtanden. | 

Den Standpunft von Staub vertritt auch der. Kommen von 
Düringer-Hahenburg. Zu 8 70 Anm. 7 heißt es dort: „Dabei 
können alsdann auch ſolche Gründe geltend gemacht werden, die für 


den Handelnden gar nicht das eigentliche Motiv zur Kündigung bil⸗ 


deten, ſelbſt ſolche, die der Kündigende erſt nach der Entlaſſung oder 


dem Austritt erfahren hat oder die erſt nachher eingetreten ſind.“ 5 
Zur Begründung wird geſagt, es komme auf das Motiv der Kün⸗ 
digung nicht an, ſondern nur darauf, ob die Kündigung, objektiv 


betrachtet, gerechtfertigt iſt, und ob nach der Wichtigkeit des vor⸗ 
getragenen und nachgewieſenen Kündigungsgrundes die Fortſetzung 
des Dienſtverhältniſſes dem Kündigenden nicht zugemutet werden kann. 
Aber dieſe Begründung trifft nur den Fall, daß der Kündigende erſt 


nachträglich von dem ſchon vorher eingetretenen wichtigen Grund 


Kenntnis erhält, und ſpricht eher gegen die Zuläſſigkeit von Gründen, 
die erſt nach Entlaſſung oder Austritt erwachſen. | 
Ihre ſtärkſte Stütze findet die herrſchende Anſicht in der Ent⸗ 


ſcheidung des RG. 32, 249 ff. Das RG. geht davon aus, 
das Geſetz ſage nichts darüber, daß nur Tatſachen zu berüdfichtigen 
ſeien, die vor der Entlaſſung lägen. Das würde auch zu unver⸗ 
ſtändigen Reſultaten führen. Wenn ein Dienſtherr von dem auf 


längere Jahre ee Dienſtvertrag e ſei wegen 


2) Staub 8 70 A. 3. 
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Unfähigkeit des Angeſtellten, und ſich ergäbe, daß das zwar für die 
Zeit bis zum erklärten Rücktritt unzutreffend ſei, daß aber der An⸗ 
geſtellte nach der Entlaſſung körperlich und geiſtig unheilbar und ſo 
erkrankt ſei, daß er die verſprochenen Dienſte nicht leiſten könnte, ſo 
wäre es „ſehr töricht, wenn Kläger oder ſein geſetzlicher Vertreter 
für eine Zeit, in welcher er die Dienſte nicht leiſten kann, Erſatz eines 
Schadens fordern wollte, für deſſen Eintritt die Entlaſſung nicht 
kauſal geworden iſt. Bei der Entſcheidung der Frage, ob der Andere 
die Erfüllung nicht leiſten könne, kann alſo der Geſetzgeber die Er⸗ 
örterung von Umſtänden, welche zwar erſt nach einſeitiger Entlaſſung 
eingetreten ſind, die aber den Rücktritt nachträglich als gerechtfertigt 
erſcheinen laſſen, gar nicht haben ausſchließen wollen. Hat ſich ein 
Kläger durch ſein moraliſches Verhalten unfähig gezeigt, das Ver⸗ 
hältnis zu dem Beklagten fortzuſetzen, hat er ſchwere Verbrechen be⸗ 
gangen, oder hat er ſich ſolcher Handlungen ſchuldig gemacht, wegen 
deren demſelben nicht anzufinnen wäre, das vertragsmäßige Verhält⸗ 
nis fortzuſetzen, ſo kann für die Zeit, ſeit welcher jene Handlungen 
begangen ſind, die Sache nicht anders liegen. Der Richter wird jetzt 
ausſprechen dürfen, daß der Kläger, wenn er nicht entlaſſen wäre, 
wegen dieſer von ihm begangenen Handlungen nicht die Fortſetzung 
des Vertragsverhältniſſes beanſpruchen durfte, und daß er aus dieſem 
Grunde jetzt nicht ſeit jener Zeit ſtatt der Fortſetzung des Vertrags⸗ 
verhältniſſes Entſchädigung zu fordern berechtigt iſt.“ 

Das RG. unterſcheidet zunächſt nicht genügend, ob die 
nach der Entlaſſung eingetretenen Umſtände dieſe mit Wirkung ex 
tunc oder ex nunc nachträglich als gerechtfertigt erſcheinen laſſen. 
Zugegeben iſt ohne weiteres, daß das ſpätere Verhalten berückſichtigt 
werden darf bei der Frage, ob die Entlaſſung gerechtfertigt war zu 
der Zeit, als ſie erfolgte. Waren z. B. Unregelmäßigkeiten vor⸗ 
gekommen und war es zweifelhaft, ob die rechtswidrige Abſicht vor⸗ 
handen war, und beging dann der Entlafſene Diebſtähle, ſo hindert 
nichts, dieſe Umſtände zu verwerten. In dieſen Fällen ſind es aber 
nicht die neuen Umſtände, die Entlaſſung begründen, ſondern die alten, 
neu iſt nur das Beweismaterial. Deshalb werden auch in der 
Regel die neuen Umſtände nur dann verwertbar ſein, wenn ſie in der 
Richtung der alten Verfehlungen liegen, auf die die Entlaſſung geſtützt 
wird. Werden neue Verfehlungen als ſelbſtändige Entlaſſungsgründe 
zdugelaſſen, fo können fie natürlich nur ex nunc wirken. 

Es würde von jedem als unbillig empfunden, wenn der nach 
feiner Entlaſſung in Siechtum uſw. verfallene Angeſtellte einen An⸗ 


ö . 


5 foruc auf die eitagswüßthe Vergütung hätte. 


anderer Auslegung eine Forderung beſtände. 
entfällt nämlich, weil die Entlaſſung den Schaden nicht verurſacht hat, 
und ebenſo ein vertragsmäßiger Anſpruch nach § 615 BGB. ), weil 
die Dienſte nicht infolge des Verzugs des Dienſtberechtigten, ſondern 


Pflichten gar nicht berührt? 


en 128 N 
Die Agumentation 


des RG. geht aber von der falſchen Auffaſſung aus, daß bei 
Ein Schadensanſpruch 


infolge der Unfähigkeit des Verpflichteten nicht geleiſtet werden konnten. 
Iſt danach für Dienſte, die der Entlaſſene nicht leiſten kann, jeden⸗ 


uch E A 2 u 5.0 - 


falls nach dem Recht des BGB. keine Vergütung oder Entſchädigung | 


zu zahlen, obwohl an ſich ein Anſpruch auf Schadloshaltung beſteht 
(bei vorübergehender Verhinderung gilt $ 616 BGB.), jo entfällt 
das Hauptargument in den Ausführungen des RG. Nicht viel anders 


liegt es, wenn der Entlaſſene hinterher ſtrafbare Handlungen begeht 
und in Haft gebracht wird. Die Arbeitsunfähigkeit und der Schaden 


ſind nicht auf die Entlaſſung zurückzuführen. 


| Es bleiben dann die in der Praxis allerdings häufigſten Fälle 
übrig, in denen der zu Unrecht Entlaſſene, ohne verhaftet zu werden, 


ſich eines Verbrechens oder Vergehens, meiſtens einer Tätlichkeit oder 
Ehrverletzung ſchuldig macht. 


läßt. Sie ſind meiſt die Folgen der Entlaſſung, nicht umgekehrt ihre 
Urſache, ihr Grund. Das RG. geſteht nur zu, daß Ehrverletzungen 


nach einer ungerechtfertigten Entlaſſung in milderem Lichte erſchienen 


oder gar zu entſchuldigen ſeien, wenn ſie „dem Prinzipale ſelbſt gegen⸗ 
über in der Hitze und Uebereilung aus Aerger über eine von dem⸗ 
ſelben veranlaßte Kränkung“ ausgeſprochen worden wären. Weiter 
geht das RG. nicht; Aeußerungen gegen dritte Perſonen haben keinen 
Anſpruch auf mildere Beurteilung“). Werden denn aber durch die 


Regelmäßig iſt es die durch die Ent 
llaſſung geſchaffene Notlage, die die ſtrafbaren Handlungen entſtehen 


Entlaſſung das Dienſtverhältnis und die gegenſeitigen Rechte und 


hältnis, der Berechtigte und Verpflichtete kommen regelmäßig in nähere 
und perſönliche Beziehungen, der eine Teil iſt der beſtimmende, der 
andere der ausführende und ſich unterordnende. Alles das fällt mit 


der Entlaſſung weg, alle Beziehungen perſönlicher Art hören auf. Das 


für die Zeit des Zuſammenarbeitens vorhandene Bedürfnis nach einem 
ſtarken Schutz der Autorität uſw. iſt nicht mehr vorhanden. Anderer⸗ 
ſeits iſt es begreiflich, daß ein zu Unrecht Entlaſſener dem Dienſtherrn 


nicht wohlgeſinnt iſt und infolge des ihm angetanen Unrechts 


9 8 85 8 8 252. nach preußiſchem . zu entſcheiden. 5 | 


Das Dienſtverhältnis iſt ein Treuver⸗ 


, 2: USE“ e e 
CV 


— 129 — 


ſich zu Sun verleiten läßt, die er ohne das ihm qugefügte un⸗ 
recht ſchwerlich getan hätte. Die Entlaſſung iſt die Urſache davon, 
und es iſt ſchlechterdings unmöglich, feſtzuſtellen, daß der Angeftellte 
Grund zur Entlaſſung gegeben hätte, wenn er nicht zu Unrecht 
entlaſſen worden wäre. Die Entlaſſung iſt für den davon Betroffenen 
ein oft ſeinen ganzen Lebensgang beſtimmender und in der erſten Zeit 
jedenfalls ſtets ſo tief einſchneidender Vorgang, daß eine dauernde 
Feindſchaft zwiſchen den Beteiligten die regelmäßige Folge iſt. Das 
darf man doch, auch wenn man das Dienſtverhältnis als fortbeſtehend 
betrachtet, nicht außer acht laſſen. | 

Verſagen die von der herrſchenden Anſicht vorgebrachten Beweis⸗ 
gründe, ſo kammt hinzu, daß dieſe Auffaſſung im Geſetz ſelbſt nicht 
nur keine Stütze findet, ſondern damit gar nicht in Einklang zu 
bringen iſt. § 70 HGB. und § 626 BGB. ſagen ausdrücklich, daß 
ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt gekündigt werden kann, „wenn 
ein wichtiger Grund vorliegt“. Es muß alſo zur Zeit der Ent⸗ 
laſſung der Grund objektiv ſchon vorhanden ſein ). Für Gründe, die 
erſt nach der Entlaſſung entſtehen, bleibt kein Raum. 

Zu demſelben Reſultat muß man kommen, wenn man mit der 
Entlaſſung prinzipiell jede Verpflichtung zur Dienſtleiſtung verneint 
und den Entlaſſenen auf einen Schadensanſpruch wegen Nichterfüllung 
beſchränkt ). Früher mutete man dem Entlaſſenen zu, feine Dienſte 
auch nach der Entlaſſung noch anzubieten. Dieſe Auffaſſung iſt heute 
allgemein zurückgewieſen “), aber daran hält man feſt, daß der Dienft- 
berechtigte jederzeit dem entlaſſenen Angeſtellten zumuten darf, den 
Dienſt wieder anzutreten 9), außer wenn das Verlangen gegen Treu 
und Glauben verſtößt. Mehr innere Berechtigung kommt dem Satz 
in der reichsgerichtlichen Entſcheidung (23. 1911 Spalte 937) zu, daß 
der Dienſtherr, der den Handlungsgehilfen ohne Grund vorzeitig ent⸗ 
läßt und damit beſtimmt erklärt, den Vertrag nicht weiter erfüllen 
zu wollen, nicht wider den Willen des Gehilfen den Fortbeſtand des 


5) Ebenſo 280. 1 in 23. 1908 Sp. 870, OSG. Naum⸗ 
burg in OLG. 22, RG. in LZ. 1911 Sp. 937 (ie beiden letzten 
Entscheidungen betrachten mit er i Ent lung weiter jede 
Dienſtverpflichtung als erloſchen); Ritter, Kom. z. HGB. § 70 Anm. 1 
858 allerdings eine neue Kündigung zuläßt). Lehmann⸗Ring 1, 171. 

ie Kommentare Staub und Düringer⸗ Hachenburg erwä nen dieſe 
abweichenden Anſichten gar nicht. 

6) So die Anm. 5 angezogenen Entſch. des RG. und Os. Naumburg; 
N Sers. Entlaſſung und nn 1078. 1904, 483—488. a egen: 

BEENDEN ur 96 B. 5 1, Vorbem. zu 8 59 Anm. 1 
7) Seuff. A 60, 202. 
8) OLG. 12, 268; 2, 209 (Bemerkung der Redaktion zu der entgegen ⸗ 
geſetzten Entſcheidung) Düringer⸗ Hachenburg a. a. O. Anm. 1 
ö Blätter für Rechtspflege LXIV. F. N. XLIV. 9 


e 
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Dienftverhäftniffes geltend machen kann, wenn ſich die Entlaſſung des 
Gehülfen als unberechtigt herausgeſtellt hat. Das allein entſpricht 


der heutigen ſozialen Auffaſſung vom Dienſtvertrag o) und einer ob⸗ 
jektiven Beurteilung der Erfüllungsverweigerung. Es iſt anerkannt, 


daß 88 320 ff. BGB. auch auf den Dienſtvertrag Anwendung fin- 


den, ſoweit nicht ſpezielle Vorſchriften für ihn gegeben ſind 10). Der 
Anſpruch aus unberechtigter Entlaſſung wird von den 88 626 —628 


BGB. gar nicht berührt, von $ 615 nur, ſoweit darin ein einfacher 


Verzug zu erblicken iſt. Entlaſſung iſt aber mehr als Verzug: 
es iſt die beſtimmte und unter erſchwerenden Umſtänden erfolgende 
Erklärung, den abgeſchloſſenen Dienſtvertrag nicht weiter erfüllen zu 

wollen und ihn als völlig gelöſt zu betrachten. Dazu bedarf es nicht 
vieler Worte, denn jeder weiß, was Entlaſſung bedeutet. Der Kün⸗ 


digende ſpricht damit aus, daß der Vertrag gelöſt ſei, und handelt 


darnach, er lehnt die Entgegennahme der Dienſte ab, verhindert die 
Rückkehr des Entlaſſenen zum Arbeitsplatz (§ 123 StGB.), ſtellt 
ihn vor ſeinen Mitarbeitern bloß und verweigert im voraus ſeine 
Hauptverpflichtung, die Zahlung der Vergütung. Unter ſolchen Um⸗ 
ſtänden kann dem Entlaſſenen die Fortſetzung der Dienſte nicht zu⸗ 
gemutet werden. Die Setzung einer Nachfriſt hat auch keinen Wert, 
und es würde kaum vorkommen, daß, würde die Nachfriſt geſetzt, die 
Entlaſſung zurückgenommen würde 1). Damit find regelmäßig die 
Vorausſetzungen gegeben, die das RG. (66, 419) für den Er⸗ 
laß der Friſtſetzung gemäß § 326 Abſ. 1 BGB. erfordert. So⸗ 


bald der Angeſtellte geltend macht, daß er die Entlaſſung nicht als 


berechtigt anerkenne, bringt er ſeinerſeits zum Ausdruck, daß er aus 
der Erfüllungsverweigerung Anſprüche herleite. Eine be⸗ 
ſondere Erklärung, ob die Vergütung in Erfüllung des Vertrags 
oder als Schadenerſatz wegen Nichterfüllung gefordert wird, erübrigt 
ſich wohl um deswillen, weil ſich in der Gehaltsforderung die An⸗ 
ſprüche des Angeſtellten im weſentlichen erſchöpfen ($ 611 BGB.). 
Die Entlaſſung ſtellt eine ungewöhnliche Beendigung des Dienſtver⸗ 
hältniſſes dar; will der Dienſtberechtigte nicht die vollen Konſequenzen 
daraus daraus ziehen laſſen, fo muß er das zum Ausdruck bringen ). 


Br; mit der aus 8 242 BGB. ſich Er enden Einschränkung. 
10 RG. in JW. 1911 S. 106 Nr. 40, 1912 S. 73 Nr. 1 
11) Diringer-Dagenburg nehmen allerdings das "Segenteil an, 
Vorbem. zu 8 5 15 

12) Was für die Entlafung gilt, findet natürlich auch SEE 
die Fälle des Austritts, d. h. der friſtloſen Kündigung des m. 


e 
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Besten der Wirkfawkeit der gerichtlichen Vorfands- 


beſtellung ($ 29 B68.). 
Von Rechtsanwalt Dr. Eugen Joſef in Freiburg i. Br. 


Soweit die erforderlichen Mitglieder des Vorſtandes fehlen, find- 
ſie in dringenden Fällen für die Zeit bis zur Hebung des Mangels 
auf Antrag eines Beteiligten vom Amtsgericht zu beftellen; 829 BGB. 
Dieſe Beſtellung erfolgt im Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit, 
und die Beſtellungsverfügung wird wirkſam mit der Bekanntmachung 
an den, „für den ſie ihrem Inhalt nach beſtimmt iſt“; § 16 FGG. 
Hierüber bemerkt der Kommentar der Reichsgerichtsräte zu § 29: 
der Beſchluß werde wirkſam mit der Zuſtellung an den Antragſteller; 
es ſcheint hier alſo der Antragfteller als derjenige angeſehen zu fein, 
„für den die Verfügung ihrem Inhalt nach beſtimmt iſt“. Dem iſt 
nicht beizutreten. Denn antragsberechtigt iſt nach § 29 jeder „Be⸗ 
teiligte“, alſo z. B. jedes Vereinsmitglied, auch die Auſſichts⸗ 
behörde ) des Vereins, ferner der Regiſterrichter, ſofern er dienſtliches 
Intereſſe an dem Vorhandenſein des Vorſtandes hat ). Bei dieſen 
Antrags berechtigten liegt doch aber nicht die ſoeben hervorgehobene 
Vorausſetzung des § 16 FGG. vor, daß nämlich die Verfügung für 
fie „ihrem Inhalt nach beſtimmt“ iſt. Eine Erläuterung dieſer Be⸗ 
ſtimmung gibt ſachgemäß Unger in 33P. 34, 335 dahin: 

„ Beſtimmt ihrem Inhalt nach iſt eine Verfügung für denjenigen, 
deſſen Inkenntnisſetzung von derſelben durch ihren Zweck geboten iſt, 
d. h. dem ſie bekannt werden muß, wenn ſie ihren Zweck erfüllen 
ſoll; und dies iſt derjenige, für deſſen Tätigkeit im Rechtsverkehr die 
Verfügung Regel zu geben bezweckt. Dieſe Einwirkung auf das 
rechtliche Handeln iſt entweder unmittelbar auf die Herbeiführung einer 
Handlung oder einer umfänglicheren Beſorgung gerichtet oder als 
Uebertragung eines Amts; oder ſie beſteht in der Aenderung der 
Rechtslage jemandes, indem ihm die Verfügung eine neue rechtliche 
Stellung für die Teilnahme am Rechtsverkehr, eine neue — günſtigere 
oder ungünſtigere — Grundlage für fein ferneres rechtliches Handeln 
gibt. Nur für die Beauflagten, Beamteten, mit neuer Rechtsſtellung 
Verſehenen iſt die Verfügung beſtimmt, nicht für Andere, die erſt ver⸗ 
fich = Anleag zu fielen, BE n 


dem Seh bien der Vo 3 drohenden Schäden. Schack in Thür Bl. 43, 25 
2) Deumer, Recht der ä Genoſſenſchaften, 270. 
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mittelſt der Handlung, Beſorgung, neuen Rechtsſtellung eine Beein- 
fluſſung ihrer Rechtsſphähre erfahren oder zu gewärtigen haben“. 
Danach kann man, wenn die Beſtellung beantragt iſt von einem 
Gläubiger des Vereins (KG., RIA. 14, 59; Recht 14 Nr. 2132) 
oder von jemand, der mit dem Verein in rechtsgeſchäftliche Be⸗ 
„ziehungen treten will, wohl ſagen: für Antragſteller dieſer Art ſei die 
Verfügung ihrem Inhalt nach beſtimmt; nicht aber iſt ſie ihrem In⸗ 
halt nach für jeden Antragſteller ſchlechthin beſtimmt; folglich erlangt 
der vom Gericht als Vorſteher Beſtellte auch nicht dieſe Eigenſchaft 
durch die Bekanntmachung an den Antragſteller als ſolchen. Jene 
Bemerkung des RGKomm. trifft alſo nicht zu. Sonach fragt ſich, 
ob der Antragſteller, wenn die Beſtellungsverfügung ihrem Inhalt 
nach nicht für ihn beſtimmt iſt, überhaupt einen Anſpruch auf Be⸗ 
kanntmachung hat. Während im Zivilprozeß nichtverkündete Beſchlüſſe 
und Verfügungen nach § 329 Abſ. 3 ZPO. den Parteien grund⸗ 
ſätzlich bekannt zu machen find, ſchreibt das FGG. eine Bekannt⸗ 
machung von Verfügungen nicht allgemein und ausdrücklich, ſondern 


nur inſoweit vor, als es die Wirkſamkeit von Verfügungen ab⸗ 


hängig macht von dem Zeitpunkt der Bekanntmachung; inſoweit eine 
ſolche Wirkſamkeit nicht in Frage kommt, ergibt ſich indes die Pflicht 
des Gerichts, die Entſcheidung derartigen Antragſtellern bekannt zu 
machen, aus der allgemeinen Behördenpflicht, jeden Antragfteller zu 
beſcheiden. Aber mit der Wirkſamkeit der Verfügung in dem hier 
beſprochenen Sinn hat die Bekanntmachung nichts zu tun. 

Nun ſetze man den Fall: A, B und C ſind Vorſteher eines ein⸗ 
getragenen Vereins; A iſt durch vorausſichtlich lange währende Krankheit 
an der Wabrnehmung ſeiner Verrichtungen gehindert 9), ein Gläubiger 
des Vereins hat die Beſtellung des ſo fehlenden Vorſtandsmitgliedes 
beantragt, und das Gericht hat mich an Stelle des A beſtellt. Wie 
oben ausgeführt, iſt hier die Beſtellungs verfügung ihrem Inhalt nach für 
jenen Gläubiger beſtimmt, da deſſen Rechtslage gegenüber dem Verein 
hierdurch geordnet werden ſoll; daneben iſt die Beſtellungsverfügung 
aber auch beſtimmt für den Verein als juriſtiſche Perſon, ferner für das 
behinderte Vorſtandsmitglied, deſſen Verrichtungen auf mich über⸗ 
gehen 4), und endlich für mich als den beſtellten Vertreter. Nun wird 
jene Beſtellungs verfügung e gemacht (zugeſtellt, 8 16 Abſ. 2) 


Schack, a. a. O. S 
4 die Verfügung ect "io die Rechtslage des behinderten Vor⸗ 
ſtandsmitgliedes, indem ſie ihm die Vertreterſtellung entzieht. Die ent⸗ 
gegengeſetzte Anſicht von Schack S. 28 erſcheint nicht richtig. 
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dem Antragſteller (Gläubiger) am 1. Mai, dem Verein (zu Händen 
der anderen Vorſtandsmitglieder) am 5. Mai, dem behinderten Vor⸗ 
ſtandsmitglied am 10. Mai und endlich mir am 15. Mai. An welchem 
Tage iſt nun die Beſtellungsverfügung wirkſam geworden, d. h. mir 
die Rechtsſtellung eines Vorſtehers erworben? Schack führt hierüber 
a. a. O. 28 aus: dem Antragſteller allein ſehe ſich der Richter zu⸗ 
nächſt gegenüber, ihm allein ſei die Verfügung zuzuſtellen und ihm 
allein ſtehe die Beſchwerde gegen die den Antrag ablehnende Ver⸗ 
fügung zu. Die Bekanntmachung an den Antragſteller ſei da⸗ 
nach der für das Wirkſamwerden auch gegenüber den anderen Be⸗ 
teiligten maßgebende Zeitpunkt; der beſtellte Vorſteher erlange daher 
dieſe Rechtsſtellung, wenn der Beſtellungsbeſchluß = nur dem Antrag⸗ 
ſteller bekannt gemacht ſei. 

Dem iſt nicht beizutreten. 

Die Denkſchrift 37 folgert aus § 16 Abſ. 1, daß eine Bere 
fügung, „die für mehrere Perſonen beſtimmt ift, für jede einzelne mit 
dem Zeitpunkt in Kraft tritt, zu welchem ſie ihr bekannt gemacht iſt“. 
Dieſer Grundſatz iſt bereits in den Motiven zum Entwurf von 1881 
S. 79 ausgeſprochen; ſeine Richtigkeit ergibt ſich aus der Erwägung, 
daß in der Tat nirgends vorgeſchrieben iſt, die Verfügung werde nur 
wirkſam, wenn ſie ſämtlichen Perſonen, für die ſie ihrem Inhalt 
nach beſtimmt iſt, bekannt gemacht iſt. Oft liegt die Richtigkeit dieſes 
Grundſatzes ohne weiteres klar. Wenn z. B. der Sohn und die 
Tochter, die im väterlichen Hauſe Unterhalt erhalten, beim Vormund⸗ 
ſchaftsgericht beantragen, dieſes ſolle anordnen, daß der Vater den 
Unterhalt durch eine Geldrente zu gewähren hat ($ 1612 Abſ. 2) 
und das Vormundſchaftsgericht dieſem Antrag durch eine Verfügung 
ſtattgibt, fo kann dieſe für das eine Kind wirkſam werden, während fie 

für das andere (an das die Bekanntmachung ſich verſpätet) noch nicht 
wirkſam wird. Denn hier liegen im Grunde genommen zwei beſondere 
Verfahren vor, die nur tatſächlich durch eine gemeinſchaftliche Verfügung 
erledigt ſind: wird die Verfügung alſo dem Vater und dem Sohn am 
1. Mai, der Tochter aber erſt am 15. Mai bekannt gemacht, ſo kann 


der Sohn bereits am 1. Mai ſeinen Anſpruch gegen den Vater ein 


klagen, während für die Tochter dieſes Recht erſt am 15. Mai entſteht. 

Dieſer Grundſatz gilt auch in unſerem Fall. Geſetzt, im obigen 
Beiſpiel reicht der Gläubiger, dem die Beſtellungsverfuügung am 1. Mai 
bekannt gemacht iſt, noch an dieſem Tage dem Gericht eine Klage 
gegen den Verein, vertreten durch B, C und mich, ein, ſo kann der 
Gerichtsvollzieher, der die Klageſchrift am folgenden Tage dem Verein 
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zuſtellen foll, fie mir zuſtellen, da ich vom Kläger als Vorſteher be ⸗ 8 


zeichnet bin und dem Gerichtsvollzieher eine Prüfung der Richtigkeit 


| dieſer klägeriſchen Behauptung nicht zuſteht. Wenn aber der Verein 


ſodann im Termin geltend macht, daß mir die Beſtellungsverfügung 


damals noch nicht bekannt gemacht war, ſo muß die Klage als gar 


nicht zugeſtellt angeſehen werden; denn die Beſtellung war für mich 
noch nicht wirkſam geworden. Das gleiche gilt, wenn der Gläubiger 


die ihm gegen den Verein zuſtehende Forderung mir gegenüber ge⸗ 
kündigt hat; verlangt er demnächſt nach Ablauf der Kündigungsfriſt 
die Leiſtung, ſo wendet der Verein ein, daß mir die Beſtellung zur 


Zeit der Kündigung noch nicht bekannt gemacht war, die Kündigung 
danach als nicht erfolgt zu gelten habe. Oder endlich: nachdem dem 
Gläubiger die Verfügung, durch die ich zum Vorſteher beſtellt bin, 
bekannt gemacht iſt, gehe ich mit ihm und den beiden anderen Vor⸗ 
ſtehern auf das Grundbuchamt, um für ihn eine Eintragung im Grund⸗ 
buch des Vereinsgrundſtücks zu bewilligen. Das Grundbuchamt muß, 


wenn es mich als Vertreter des Vereins zulaſſen ſoll, den Nachweis 


verlangen, daß die Beſtellungsverfügung mir bekannt gemacht iſt; 
die an den Gläubiger erfolgte Bekanntmachung genügt nicht, ſelbſt 
wenn das Grundbuchamt annehmen kann, daß die Bekanntmachung 
an mich bevorſtehe. Der Fall liegt nicht anders, als wenn als Ver⸗ 
treter des Beteiligten jemand auftritt, der eine Vollmacht nicht vor⸗ 
legen kann, aber glaubhaft macht, daß der Beteiligte für ihn eine 


Generalvollmacht vor dem Notar verlautbart habe, ihm aber bisher 


eine Ausfertigung nicht erteilt ſei. Danach erſcheint die Anſicht: die 
Bekanntmachung an den Antragſteller ſei der Zeitpunkt, an dem die 


für dieſen und für andere Beteiligte beſtimmte Verfügung für ſämt⸗ 


liche Beteiligte wirkſam wird, nicht richtig. 

In dem oben gegebenen Beiſpiel hatte der Gläubiger, dem meine 
Beſtellung als Vorſteher am 1. Mai bekannt gemacht war, noch an 
dieſem Tage die ihm gegen den Verein zuſtehende Forderung mir 
gegenüber ($ 28 Abſ. 2 BGB.) gekündigt, obwohl damals die Be⸗ 
ſtellungsverfügung mir noch nicht bekannt gemacht war. Erſt am 


15. Mai erfolgte dieſe Bekanntmachung an mich; hat das nun die 
Wirkung, daß die erfolgte Kündigung nunmehr ohne weiteres wirkſam 


wird? Das iſt zu verneinen. Der $ 185 Abſ. 2 BGB., wonach unter 
den dort angegebenen Vorausſetzungen eine Verfügung nachträglich 


wirkſam wird, iſt nicht anwendbar; es liegt hier keine „Verfügung“ 


von meiner Seite vor: verfügen tut wohl der Gläubiger, der durch ſeine 
Kündigungserklärung die Fälligkeit herbeiführt, nicht aber der Schuldner, 


4 
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der dieſe Kündigung (etwa durch Leſen des ſie enthaltenden Briefs 
oder durch Anhören der mündlichen Kündigung) entgegennimmt. 
Auch wenn ich, nachdem mir die Beſtellungsverfügung bekannt 
gemacht war, die vom Gläubiger mir vorher erklärte Kündigung ge⸗ 
nehmige, wird die Kündigung nicht wirkſam; denn nach § 28 Abſ. 2 
genügt wohl die Abgabe der Kündigungserklärung gegenüber einem 
der mehreren Vorſtandsmitglieder; der Gläubiger kann daher nun⸗ 
mehr durch eine neue mir gegenüber erfolgende Kündigung die Fällig⸗ 
keit herbeiführen; dagegen bedarf ich, um die frühere unwirkſame 
Kündigung mit Wirkung auszuſtatten, nach § 28 Abſ. 1 der Zu⸗ 
ſtimmung der beiden anderen Vorſteher 5), die dann auf den Zeitpunkt 
der Vornahme der Rechtshandlung zürückwirkt (§ 184). — Das gleiche 
gilt in dem oben erwähnten Fall, wo dem beſtellten Vorſtandsmit⸗ 
glied, noch bevor ihm die Beſtellungsverfügung bekannt gemacht iſt, 
eine Klage zugeſtellt wird; dieſe Zuſtellung wird durch die bloße nach⸗ 
trägliche Bekanntmachung jener Verfügung nicht wirkſam, wohl aber 
durch die Genehmigung ſämtlicher Vorſtands mitglieder ſowie durch 
Verzicht gemäß $ 295 ZPO. „ . 
| Nun ſetze man den Fall: die Beitellungdverfügung wird dem 
beſtellten Vorſteher A am 1. Mai bekannt gemacht und erſt am 5. Mai 
dem behinderten Vorſteher B, der an einem fernen Ort krank liegt. 
Der Vermieter des Vereins will dieſem die Miete kündigen, und da 
ihm der eben erwähnte Sachverhalt unbekannt iſt, ſo richtet er das 
Kündigungsſchreiben an den abweſenden Vorſteher B., dem ed am 
4. Mai (alſo noch bevor ihm die Beſtellung des A zum Vorſteher 
bekannt gemacht war) zugeht. Der Verein beſtreitet nun die Wirk⸗ 
ſamkeit dieſer Kündigung, weil bereits am 1. Mai die Beſtellung des 
A wirkſam geworden war, während der Vermieter das Gegenteil an⸗ 
nimmt, da jene Verfügung dem bisherigen Vorſteher erſt am 5. Mai 
bekannt gemacht war. — Hier gilt folgendes: Wie oben erwähnt, 
tritt eine Verfügung, die für mehrere Perſonen beſtimmt iſt, für jede 
einzelne mit dem Zeitpunkt in Kraft, zu welchem ſie ihr bekannt 


5) Anders natürlich, wenn die Satzung mir die Fähigkeit zur Ver⸗ 
tretung des Vereins ohne Zuziehung der anderen Vorſtandsmitglieder ein⸗ 
räumt. Ebenſo kann, wenn der Verein nur einen Vorſteher hat und das 
Gericht dieſen 1 15 29 beſtellt hat, er die von ihm vor dem Amtsantritt 
vorgenommenen Amtshandlungen nachträglich ſelbſtändig genehmigen. 
Denn er kann hierbei nur als Vertreter des künftigen Vorſtehers — aller⸗ 
dings feiner ſelbſt — gehandelt haben. Nimmt er e vor, ſo ſind 
es Verfügungen eines Nichtberechtigten, die gemäß § 185 Abſ. 2 dadurch 
wirkſam werden, daß er ſie nach Amtsantritt als nunmehr Berechtigter 
genehmigt. So RGKomm. Anm. 1 zu $ 2202 für Teſtamentsvollſtrecker. 
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gemacht iſt. Aber dieſer⸗ Grundſatz iſt nicht anwendbar in Fällen, 
wo der Inhalt der Verfügung verſchiedene Zeitpunkte 
der Wirkſamkeit nicht zuläßt, wie im hier beſprochenen Fall 
der Vorſtandsbeſtellung. Iſt die Verfügung dem .neubeftellten Vor⸗ 


ſteher bekannt gemacht, ſo geht auf ihn hiermit die Vertretungs⸗ 


befugnis (§ 26 Abſ. 2) über; folglich kann das Unterbleiben der Ber 


kanntmachung an den bisherigen Vorſteher unmöglich die Folge haben, 


daß die Anordnung dieſem gegenüber unwirkſam iſt, ſo daß neben 
dem Verfügungsrecht des neu beſtellten noch das gleiche Recht des 
bisherigen Vorſtehers beſtände. Das kann das Geſetz unmöglich 
gewollt haben; folglich muß man ſagen: gibt das Geſetz dem neu 
beſtellten ein Recht, das bis dahin dem bisherigen Vorſteher zuſteht, 
ſo entzieht das Geſetz inſoweit zugleich dies Recht dem 


bisherigen Vorſteher. Ein anderer Fall: Das Amtsgericht er⸗ 


nennt auf Antrag eines Geſellſchafters den Liquidator ($ 146 5G B.); 


durch Bekanntmachung an dieſe wird die Ernennung wirkſam, und 


hiermit beginnt deſſen Tätigkeit (§ 149). Hiermit muß aber not⸗ 
wendigerweiſe jedes Verwaltungs⸗ und Verfügungsrecht der Geſell⸗ 
ſchafter aufhören, ſelbſt wenn ihnen die Ernennung des Liquidators 
nicht bekannt iſt; denn das Geſetz kann unmöglich ein Nebeneinander⸗ 
beſtehen der Befugniſſe des Liquidakors und der Geſellſchafter beab⸗ 
ſichtigt haben. Zwar iſt die Verfügung in den gedachten Fällen dem 
bisherigen Vorſteher und den Geſellſchaftern durch Zuſtellung bekannt 


zu machen; aber das Unterbleiben hat nur zur Folge, daß für die 


Geſellſchafter die Friſt zur ſofortigen Beſchwerde (§ 146 Abſ. 2) nicht 
zu laufen beginnt, die Wirkſamkeit der Verfügung iſt dagegen mit der 
Bekanntmachung an den bisherigen Vorſteher und den Liquidator ein⸗ 
getreten ). — Nichtsdeſtoweniger iſt in unſerem Fall die Kündigung an 
den bisherigen Vorſteher dennoch rechtswrrkſam erfogt, da nach 8 68 
Satz 1 die Aenderung des Vorſtandes mangels erfolgter Eintragung im 
Vereinsregiſter gutgläubigen Dritten nicht entgegengeſetzl werden kann. 

Die Rechtmäßigkeit der Verfügung des Gerichts der fteiwilligen 
Gerichtsbarkeit unterliegt zwar der Nachprüfung anderer Behörden, 
insbeſondere des Prozeßgerichts. Die Verfügung iſt nichtig, aber nur, 
wenn ſie ſich entweder darſtellt als Ausübung einer vermeintlichen 


Befugnis, die der Staat ſich ſelbſt nicht beilegt (z. B. Beſtellung eines 


Vorſtehers für die offene Handelsgeſellſchaft, Feſtſetzung der Vergütung 
der an Entſcheidung einer eee unter 


6) Vgl. Joſef im 88 8c 13, 347. 
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. ihnen), oder wenn für den Erlaß der Verfügung geſetzliche Voraus⸗ 


ſetzungen vorgeſchrieben ſind, die ſo weſentlich ſind, daß nach der er⸗ 
kennbaren Abſicht des Geſetzes bei ihrem Fehlen der Verfügung die 
Rechtswirkung verſagt ſein ſoll (z. B. Beſtellung von Liquidatoren 
ohne Antrag), oder wenn die Verfügung erlaſſen iſt von einem ſachlich 
unzuſtändigen Gericht. In allen anderen Fällen iſt die Rechtmäßigkeit 
der in der freiwilligen Gerichtsbarkeit ergangenen Verfügung der Nach⸗ 
prüfung anderer Behörden entzogen, alſo für dieſe bindend, mag der 
Richter auch bei ihrem Erlaß von unrichtigen Vorausſetzungen und 
Erwägungen geleitet fein”). — Dieſe letztere Erwägung iſt auch maß⸗ 
gebend für eine in dieſer Lehre entſtehende Frage: dem Prozeß⸗ 
gericht ſteht nicht die Prüfung zu, ob das Gericht der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit mit Recht oder mit Unrecht dem Antrag auf Beſtellung 
der Vorſtandsmitglieder ſtattgegeben hat, und es kann folglich, wenn 
es verneint, daß eine Vorausſetzung der Beſtellung gefehlt, z. B. ein 
dringender Fall nicht vorgelegen habe, nicht etwa die vom beſtellten 


Vorſtand erhobene Klage wegen mangelnder geſetzlicher Vertretung des 


Vereins abweiſen. Ueberzeugt ſich das Amtsgericht davon, daß die 
Beſtellung zu Unrecht erfolgt („ ungerechtfertigt“, 8 18 FGG.) ſei, und 
hebt es ſie aus dieſem Grunde auf, oder wird ſie vom Beſchwerde⸗ 
gericht aufgehoben, ſo würde die bis dahin beſtehende Legitimation 
der Vertreter wegfallen, die Rechtshängigkeit alſo beſtehen bleiben und 
nur Unterbrechung oder Ausſetzung des Prozeßverfahrens eintreten. 
So zutreffend Schack 34. | 
Zu erwähnen ift hier noch $ 32 FGG.: danach bleiben, wenn, 
wie ſoeben beſprochen, das Amtsgericht auf Grund des § 18 oder 
das Beſchwerdegericht die Verfügung, durch die dem Verein ein Vor⸗ 
ſteher beſtellt iſt, aufhebt, die von dieſem oder dieſem gegenüber vor⸗ 
genommenen Rechtsgeſchäfte wirkſam. Eine Ausnahme von dieſem 
Grundſatz könnte in Betracht kommen auf Grund des § 138 BGB.: 
gegen die Vorſtandsbeſtellung ſteht dem einzelnen Vereinsmitglied die 
Beſchwerde zu; denn die Beſtellung des Vorſtandes erfolgt durch Be⸗ 
ſchluß der Mitgliederverſammlung (§ 27), folglich beeinträchtigt eine 
durch das Gericht erfolgende Beſtellung das jedem einzelnen Mitglied 
zuſtehende Recht (§ 20 FGG), den Vorſtand zu beſtellen ). Nun 
ſieht der ſo vom Gericht beſtellte Vorſteher voraus, daß die Beſchwerde 
Erfolg haben wird; auch mir iſt dies bekannt, und in argliſtigem Ein⸗ 


7) Vgl. Jo ſef im ArchdeffR. 34, 329. | 
8) KG3. 34, 170. Ueber be werderecht einzelner Bereinsmitglieber 
im allgemeinen s. Joſef in Holdheims MSchr. 19, 127 und 21, 151. 
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verſtändnis mit mir verfügt der Vorſteher noch ſchleunig über Vereins⸗ 
vermögen zu meinen Gunſten. Hier kann ich mich behufs Aufrecht⸗ 
erhaltung jener Verfügung nicht auf § 32 berufen, da ihrer Rechtswirk⸗ 
ſamkeit der $ 138 BGB. entgegenſteht. Joſef im Recht 15, 574. 

Danach iſt mit v. Thur (Bürg. R. 1. 522) anzunehmen, daß 

die Beſtellung wirkſam wird mit Zuſtellung der Verfügung an den 
zum Vorſtand Ernannten ). Indes gilt das nur mit einer weiteren 
ſehr wichtigen Maßgabe, daß nämlich der fo Beſtellte auch bereit 
iſt, das Amt des Vorſtehers zu übernehmen; denn ein 
Zwang hierzu beſteht für niemand. Das Gericht wird daher grund⸗ 
ſätzlich vor der Beſtellung den fo in Ausſicht Genommenen hierüber 
hören und feine Bereitwilligkeit zur Uebernahme des Amts protokol⸗ 
lariſch feſtſtellen 10); in dieſem Fall erlangt er mit der Bekanntmachung 
der Verfügung das Amt als Vorſteher, fo daß jede ihm gegenüber ab- 
gegebene Erklärung ſofort rechtswirkſam iſt. Nun ſetze man den Fall, 


9) Wie in folgendem Fall: Es iſt beantragt, dem Verein Melodia 
einen u bellen zu beſtellen, und der Amtsrichter hat ſich ſchlüſſig gemacht, 
mich zu beſtellen. In der Beſtellungsverfügung ſchreibt er aber verſehentlich, 
daß ich beſtellt werde zum Vorſteher des Vereins Konkordia, und in dieſer 
Form wird mir die Verfügung bekannt gemacht. Die Verfügung iſt alſo 
demjenigen bekannt gemacht, dem ſie bekannt gemacht werden ſollte; aber 
der Amtsrichter war bei Abgabe der Erklärung über deren Inhalt im Irr⸗ 
tum. Der $ 119 BGB. iſt hier nicht unmittelbar anwendbar, weil er nur 
von privatrechtlichen Willenserklärungen handelt, während hier eine öffent⸗ 
lich⸗ rechtliche (amtliche) Erklärung des Richters vorliegt. Geſetzliche Be⸗ 
ſtimmungen über die Einwirkung des Irrtums auf öffentlich rechtliche Er⸗ 
Härungen gibt es nicht. Aber die Rechtseinrichtung der Analogie hat, wie 
in Rechtſprechung und Rechtslehre anerkannt, gerade in Ergänzung des 
mehr oder minder lückenhaften öffentlichen Rechts durch hilfsweiſe Anwen⸗ 
dung der auf dem Gebiet des Privatrechts ausgebildeten Rechtsbegriffe und 
Normen eine der wichtigſten Aufgaben. Vgl. z. B. RG. 83, 429: Ein Ver⸗ 
waltungsakt, durch den die Anſtellung eines Beamten im Staats- oder 
Gemeindedienſt verfügt wird, kann wegen Irrtums oder arge Täuſchung 
angefochten werden; es ſind alſo betreffs der Wirkung von Willensmängeln 
die auf dem inſoweit rechtsähnlichen Gebiete des bürgerlichen Vertragsrechts 
beſtehenden Beſtimmungen anzuwenden, alſo ſinngemäß, entſprechend zur 
Anwendung zu bringen. Das gleiche gilt auch in dem hier beſprochenen 
Rn d. h. alſo: in entſprechender Anwendung des $ 119 BGB. iſt die Be⸗ 
tellung nicht etwa nichtig, ſondern nur durch die Behörde widerruflich, 
ohne daß dieſer Widerruf aber „unverzüglich“ (5 121) erfolgen müßte, Ich 
bin. erh in Wahrheit nicht Vorſteher der Melodia, ſondern der Konkordia 
geworden. So anſcheinend auch Bettſak im ArchdeffR. 35, 19. 
10) Nach dem RG Komm. zu 8 29 ſoll das Gericht, um eine zur Amts⸗ 
übernahme geeignete Perſon zu finden, eine für den Verein verbindliche 
Abmachung über den Betrag der Vergütung (der nötigenfalls vom An⸗ 

tragſteller vorzuſchießen ſei) treffen können. — Dem iſt nicht beizutreten. 
Eine ſolche Befugnis zu rechtsgeſchäftlicher Vertretung des Vereins (wie ſie 
nach $ 1846 dem Vormundſchaftsgericht zuſteht) ſteht dem Gericht nicht zu 
Der in Ausſicht Genommene mag ſich vom Antragſteller die Gewähr dafür 
leiſten laſſen, daß der Verein die a zahlen wird. Gleiches gilt für 
die Beſtellung des Verwahrers, 8 168 8G. 
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das Gericht hat mich zum Vorſteher beſtellt, ohne meine Bereitwillig⸗ 
Zeit zur Amtsübernahme vorher feſtgeſtellt zu haben; ein Gläubiger, 
der von meiner Beſtellung Kenntnis hat, ſendet mir eine Kündigung 
oder er erklärt ſie mir mündlich. Gebe ich hierauf Erklärungen ab. 
durch die ich mich als Vertreter des Vereins bekenne, ſo habe ich die 
Beſtellung angenommen und dieſelbe Rechtsſtellung, als wenn ich von 
der Mitgliederverſammlung zum Vorſtand beſtellt wäre ($ 27 Abſ. 3). 
Aber der bloße Umſtand, daß das Gericht mich ohne meinen Willen 
in die Vorſtandsſtellung hineingedrängt hat, legt mir nicht die Ver⸗ 
pflichtung auf, mich Dritten gegenüber über die Annahme des Amts 
zu erklären; ich mache mich alſo nicht ſchadenerſatzpflichtig, wenn ich 
ſolche mir gegenüber abgegebenen Erklärungen unbeachtet laſſe. Dritte 
mögen ſich durch Nachfrage beim Gericht darüber vergewiſſern, ob ich 
mich vor der Beſtellung zur Amtsübernahme bereit erklärt hatte, oder 
ob ich dies nachträglich getan. Kann das Gericht auch nachträglich 
von mir eine Erklärung über die Amtsannahme nicht erlangen, ſo 
wird es nach § 18 FGG. die Beſtellungsverfügung aufheben, ebenſo 
wie es dies tut, wenn ſich nachträglich meine Unfähigkeit zur Be⸗ 
kleidung des Amts herausſtellt. Erkläre ich dagegen nachträglich dem 
Dritten oder dem Gericht gegenüber meine Bereitwilligkeit zur Ueber⸗ 
nahme, ſo iſt entſprechend dem § 184 dieſe Erklärung dahin auszu⸗ 
legen, daß die mir gegenüber vorher abgegebenen Erklärungen rück⸗ 
wirkend gültig ſein ſollen. 

Die weſentlichen Ergebniſſe dieſer Unterſuchung ſind hiernach: | 
1. Im Gegenſatz zu 8 329.Abf. 3 ZPO. ſchreibt das FGG. 
eine allgemeine Pflicht des Gerichts zur Bekanntmachung von Ver⸗ 
fügungen nicht vor; eine ſolche Pflicht gegenüber dem Antragſteller 
ergibt ſich lediglich aus der allgemeinen Behördenpflicht, Antragfteller 
zu beſcheiden. Nur ſoweit die Wirkſamkeit der Verfügung in Betracht 
kommt, regelt das FGG. in § 16 deren Bekanntmachung, die daher 
auf Grund dieſer Vorſchrift auch an den Antragſteller zu erfolgen hat, 
wenn die Verfügung ihrem Inhalt nach für dieſen beſtimmt iſt. Iſt ſie 
für mehrere beſtimmt, fo wird fie für jeden mit dem Zeitpunkt wirk⸗ 
ſam, zu dem ſie ihm bekannt gemacht wird. Hat alſo das Gericht 
nach $2IBGB. einem Verein den Vorſteher beſtellt, fo erlangt der 
Beſtellte dieſe Rechtsſtellung nicht ſchon mit der Bekanntmachung an 
den Antragſteller, ſondern erſt mit der Bekanntmachung an ihn ſelbſt. 
Hat er dem zuwider vor dieſem Zeitpunkt über Vereinsvermögen ver⸗ 
fügt, oder iſt eine Zuſtellung an ihn erfolgt, ſo werden dieſe Rechts⸗ 
handlungen nicht ohne weiteres dadurch wirkſam, daß ihm nachträglich 


die Beſtellungsverfügung bekannt ER wi denn der N 186 
Abſ. 2 BGB. findet nicht Anwendung auf den hier vorliegenden Fall, 
wo jemand durch eine behördliche Anordnung nachträglich eine Ver⸗ 
fügungsmacht erwirbt, die ihm zur Zeit der Vornahme der Rechl⸗ 
handlung abging. Nur durch nachträgliche Genehmigung ſeitens dez 
Beſtellten kann die Verfügung (und zwar rückwirkend, § 184) wirt 
ſam werden; beim Vorhandenſein * Vorſteher müſſten ſämtliche 
dieſe Genehmigung erklären. 

2. Eine Vorſchrift, wonach die Wirksamkeit einer Verfügung da⸗ 
von abhängt, daß ſie ſämtlichen Perſonen, für die ſie ihrem Inhalt 
nach beſtimmt ift, bekannt gemacht ift, beſteht nicht; nach § 16 Abf. 1 
wird folglich eine Verfügung im gedachten Fall für jeden Beteiligten 
mit dem Zeitpunkt wirkſam, in dem ſie ihm bekannt gemacht iſt, ſo 
beſonders, wenn zwar eine einheitliche Verfügung vorliegt, in ihr aber 
die Verhältniſſe mehrerer Perſonen geregelt find. Dieſer Grundſaz 


kommt aber nicht zur Anwendung, wenn die Verfügung ihrem Inhalt | 


nach einen einheitlichen Zeitpunkt der Wirkſamkeit erfordert, ein 
Wirkſamwerden zu verſchiedenen Zeiten für die verſchiedenen Beteilig⸗ 


ien nach dem Inhalt der Verfügung alſo ausgeſchloſſen iſt. Daher 


wird die Verfügung, durch die das Amtsgericht im Fall des 9 29 
BGB. dem Verein einen Vorſteher beſtellt, mit der Bekanntmachung 
an dieſen wirkſam auch für den bisherigen (behinderten, fehlenden) 
Vorſteher. Denn indem das Geſetz dem neubeſtellten Vorſteher die 
Verfügungsbefugnis einräumt, entzieht es fie inſoweit dem bisherigen; 
das Geſetz kann unmöglich ein Nebeneinanderbeſtehen der Befugniſſe 
des neu beſtellten und des bisherigen Vertreters gewollt haben. Gut 
gläubigen Dritten gegenüber gilt indes nach §8 68 Satz 1 BGB. 
die Vertretungsbefugnis des bisherigen Vorſtehers als fortbeſtehend. 
3. Da die Beſtellung des Vorſtandes grundſätzlich der Mitglieder⸗ 


verſammlung zuſteht, fo beeinträchtigt die gerichtliche Beſtellung das 
dem einzelnen Vereinsmitglied zuſtehende Recht, und ſteht ihm daher 


gegen jene gerichtliche Verfügung die Beſchwerde zu. Auch wenn dieſe 
Erfolg hat, bleiben die vom beſtellten Vorſteher erfolgten Rechtshand⸗ 
lungen nach $ 32 FGG wirkſam, mit Ausnahme jedoch des Falls, 
daß dieſer in Vorausſicht des Erfolges der Beſchwerde in argliſtigem 
Einverſtändnis mit einem Dritten zu deſſen Gunſten über Vereins⸗ 
vermögen verfügt hat. „ 

4. Durch die Bekanntmachung der Beftellungsoerfügung erlangt 
der Beſtellte das Amt als Vorſteher nur, wenn er vor der Beſtellung 
ſich zur Annahme des Amts bereit erklärt hat oder nachträglich zur 
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Annahme bereit iſt, welch letzteres ſich auch durch ſchlüſſige Hand⸗ 
lungen äußern kann. 

5. Der § 119 BGB. betrifft nur privatrechtliche (Willens-)Er⸗ 
flärungen und kommt daher nicht unmittelbar zur Anwendung, wenn 
bei Bekanntmachung einer Verfügung des Gerichts der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit das Gericht über den Inhalt der Verfügung im Irr⸗ 
tum war, wenn es z. B. bei Beſtellung des Vorſtehers für einen Verein 
($ 29 BGB.) dieſen unrichtig bezeichnet hat. Aber die Rechtsein⸗ 
richtung der Analogie muß ganz beſonders zur Ergänzung der lücken⸗ 
haften Vorſchriften des öffentlichen Rechts dienen; daher führt eine 
ſinngemäße Anwendung des § 119 auf behördliche Anordnungen zu 
dem Ergebnis, daß die Anordnung nicht nichtig iſt, ſondern gültig 
bleibt, bis das Gericht den Irrtum durch erneute Bekanntmachung 
an den Beteiligten berichtigt, und daß für das Gericht hierbei nicht 
die in $ 121 BGB. vorgeſchriebene Pflicht zur unverzüglichen Richtig⸗ 
ſtellung des Irrtums beſteht. 
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Jahlen der Geſchäfte des Oberlandesgerichts Jena 
| 1885 —1916. 


Die Zeit nach dem Krieg wird es dringend fordern, endlich 
einmal bitter Ernſt zu machen mit der Vereinfachung der Staatsver⸗ 
waltung, über die ewigen Erwägungen zur Tat zu kommen. Dabei 
muß man auch die richterliche Tätigkeit auf ihre Wirtſchaftlichkeit und 
ihre Leiſtungen fürs Volksganze „durchrechnen“. Alle Kräfte müſſen 

ausgenutzt, jede muß an die richtige Stelle geſetzt, keine darf mehr 
unnütz vergeudet werden. Einen Anhalt für die Ausnutzung der 
Kräfte bei den Gerichten geben die Zahlen der Sachen. Natürlich 
ſind dieſe nicht allein maßgebend, es kommt auch auf die Schwierig⸗ 
keit der einzelnen Sachen ſelbſt an, auf die Arbeit, die ſie erfordern. 
Einfache Unterhaltsſachen, Entſcheidungen, ob ein Schmerzensgeld für 
einen Hundebiß auf 300 oder 500 M. feſtgeſetzt wird, erfordern. 
wahrhaftig nicht 5 Richter und 2 Anwälte. Wertvoll wäre es einmal 
für einige Zeit zu erfaſſen, um welche Dinge es ſich bei den Be⸗ 
rufungen am Oberlandesgericht handelt. Aber auch die hier gebotenen 
Zahlen über die Anzahl der Sachen ohne Rückſicht auf ihre Bedeutung 
werden wertvolle Fingerzeige dem geben, der zwiſchen den Zeilen zu 
leſen verſteht. (Siehe folgende Tabelle). 
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Bürgerliche Rechtsſt reitigkeiten | Strafſachen 
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1885 | 18 
1890 | 18 
1895 | 18 
1896 t 17 
1897 I „ 
1898 18 
1899 | „ 
1900 | „ 
1901 „ 
1902 | „ 
1903 | „ 
1904 | 19 
1905 | „ 
1906 | „ 
1907 | „ 
1908 „ 
1909 | „ 
1910 „ 
1911| „ 
1912 „ 
193 | „ 
1914!) 
19150 
1916') 


| Entſcheidungen. 


Aus der Rechtsprechung der Thüringiſchen Gerichte. 
Entſcheidungen des Oberlandesgerichts in Jena. 
1.. Bürgerliches Recht und Verfahren. 


4. Die Anwaltskammer kann nach $ 48 Nr. 2 RG. 
beſchließen, von allen ihren Mitgliedern Beiträge | 
zur Leipziger Hilfskaſſe für Deutſche Rechtsan⸗ 
wälte zu erheben. * 
Der Rechtsanwalt W. in R. hatte beantragt, den Beſchluß der 
Anwaltskammer im Oberlandesgerichtsbezirk Jena vom 5. November 
1916 über eine Erhöhung der Mitgliederbeiträge aufzuheben. Der 


Senat hat den Antrag abgelehnt: 


3j ² A 2 =” 
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Nach Angabe des Antragſtellers hat die Verſammlung der Anwalts⸗ 


kammer am 5. November 1916 beſchloſſen, die Beiträge zur Hilfskaſſe 
flüͤr Deutſche Rechtsanwälte in Leipzig für ſämtliche Mitglieder der 
Kammer auf deren Kaſſe zu übernehmen und deshalb den Kammer⸗ 
beitrag um 20 M. auf 40 M. zu erhöhen. Der Antragſteller ficht den 


Beſchluß an und beantragt nach § 59 Abſ. 2 R AO., ihn als geſetzwidrig 


aufzuheben, da die Anwaltskammer nicht berechtigt ſei, ihre Mitglieder 
m Beiträgen an die private Genoſſenſchaft der Hilfskaſſe zu zwingen. 


Der Antrag iſt unbegründet. 
Nach § 59 Abſ. 2 können geſetzwidrige Beſchlüſſe der Kammer 


vom Oberlandesgericht aufgehoben werden. Dabei hat es nicht den 


ſachlichen Inhalt des angefochtenen Beſchluſſes, ſondern nur ſeine 
formelle Geſetzmäßigkeit, alſo die Frage zu prüfen, ob ſich die Organe 
der Rechtsanwaltſchaft in den Grenzen der ihnen zugewieſenen Tätig⸗ 
keit gehalten haben (OLG. Jena in JW. 1883 S. 81 f.; Fried⸗ 


länder, RAD. § 59 Anm. 11, 12). 


Das iſt zu bejahen. Denn nach § 48 Nr. 2 RAD. liegt der 
Kammer ob, die Mittel für den Aufwand zu bewilligen, den die ge⸗ 
meinſchaftlichen Angelegenheiten erfordern, und den Mitgliederbeitrag 
zu beſtimmen. Durch dieſe Vorſchrift wird der Beſchluß der Anwalts⸗ 


kammer gedeckt. Denn die Hilfskaſſe für Deutſche Rechtsanwälte 


bezweckt, hilfsbedürftige Anwälte und notleidende Hinterbliebene von 
Anwälten zu unterſtützen. Dieſe Unterſtützung aber iſt eine gemein⸗ 


ſchaftliche Angelegenheit, für die die Kammer nach § 48 Nr. 2 aus 


Beiträgen ihrer Mitglieder Mittel bewilligen kann, denn mag auch 


die Unterſtützung materiell nur einzelnen Perſonen und vielleicht nur 
einem beſchränkten Kreis der Kammermitglieder ſelbſt zugute kommen, 
ſo handelt es ſich doch um eine gemeinſchaftliche ideelle Angelegen⸗ 
heit, nämlich um die Wahrung gemeinſamer Standesintereſſen. Auch 
dieſe fallen unter 8 48 Nr. 2, da im Geſetz ſelbſt keine Schranke 
gezogen iſt. Dabei iſt unerheblich, ob die Kammer beſchließt, Hilfs⸗ 
bedürftige ſelbſt zu unterſtützen oder deswegen mit einer Kaſſe in 
Verbindung zu treten (Friedländer, a. a. O. § 48 Anm. 13 c). 

Danach hat ſich der Beſchluß der Anwaltskammer im Bereich 
ihrer Zuſtändigkeit gehalten und iſt daher nicht geſetzwidrig im Sinne 
des 8 59 Abi. 2. | 

Aus denſelben Gründen hat das OLG. Frankfurt a. M. am 
3. Februar 1916 einen Beſchluß der dortigen Anwaltskammer beſtätigt, 
wonach für jedes Kammermitglied ein beſtimmter Beitrag der Leip⸗ 
ziger Hilfskaſſe überwieſen worden iſt (JW. 1916 S. 516 f.). Da⸗ 


„ 


| bei ſcheidet hier die Frage aus, die dort 715 behandelt wodel it, 
ob durch Beſchluß der Anwaltskammer eine Zwangsmitglied⸗ 


ſchaft bei der Hilfskaſſe begründet werden kann; denn nach den 


eignen Ausführungen des Antragſtellers ſoll der Beſchluß der hieſigen. 


Anwaltskammer ſelbſt nicht eine Zwangsmitgliedſchaft ſämtlicher An 


wälte ihres Bezirks im Auge gehabt haben. Daher iſt dieſe Frage 


nicht Beſchwerdegegenſtand. | 
Die Entſcheidung des OLG. Frankfurt ift in der JW. 1916 


S. 898, 899 von den Rechtsanwälten Dr. Caspari in Wiesbaden 5 


und Dr. Friedländer in München bekämpft worden, aber nur in der 


Frage der Zwangsmitgliedſchaft, dagegen wird auch dort anerkannt, 
daß die Anwaltskammer formell berechtigt ſei, der Leipziger Hilfs⸗ 
kaſſe Beiträge ihrer Mitglieder zu überweiſen. | 

an ee 3. Zivilſenats vom 2. e 1917 XVI 1/56. 


5. Wird nur die Sitzverlegung einer Attiengeſell⸗ 2 


(haft eingetragen im Handelsregiſter, fo wird 
nach dem WGK. nicht die „Gebühr für Eintragung 
der Geſellſchaft“ nach § 75 Nr. 3a dem Kapital ger 


mäß berechnet, ſondern die Gebühr nach 9 75 Nr. dc. 


In der Generalverſammlung der bisher im HR. des AG. Berlin | 


Mitte eingetragenen AG. Jenaer Elektrizitätswerke vom 11. Auguſt 
1916 iſt beſchloſſen worden, den Sitz der Geſellſchaft von Berlin nach 
Jena zu verlegen. Am 24. Auguſt 1916 hat der Vorſtand die er 
folgte Sitzverlegung beim Amtsgericht in Jena zur Eintragung ins HR. 
angemeldet. Für die Eintragung hat das Amtsgericht Jena nach 8 75 

Nr. 3a WGKG. vom 29. 8. 1909 nach dem Grundkapital von 


1500000 M. 640 M. Gebühr berechnet, das 2G. iſt ihm beigetreten. 


Die AG. beſchwert ſich, weil es ſich nicht um die Eintragung einer 
neuen Geſellſchaft, ſondern um die Sitzverlegung einer bereits beſtehen⸗ 
den Geſellſchaft gehandelt habe, und deshalb nicht Nr. 3 a, fondern 
Nr. 36 des § 75 anzuwenden fei, die Gebühr mithin mit Rückſicht 
auf ihren 20000 M. überſteigenden Jahresertrag nach Nr. 30 in 
Verb. mit Nr. 1a. des § 75 nur mit 200 M. u berechnen fei. 

Die Sitzverlegung, die beim Amtsgericht in Jena eingetragen 
worden iſt, gilt nicht als „Eintragung der Geſellſchaft“ im Sinne 
von Nr. 3a, ſondern als „fonftige Eintragung“ im Sinne von Nr. 30 


des WGK G. Die Beſtimmungen des § 195 HGB., die die Ein. 


tragung einer Aktiengeſellſchaft ins HR. regeln, treffen erſichtlich nur 


auf die erſte Eintragung der ann zu. Nachdem einmal 
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die gehörig errichtete Attiengeſelſſcaft durch Eintragung ins OR. 
Rechts beſtand erlangt hat, iſt für eine nochmalige Anmeldung der Ge⸗ 
ſellſchaft nach § 195 und für eine darauf beruhende Eintragung kein 
Raum mehr. Wenn eine AG. wegen Verlegung ihres Sitzes in ein 
anderes HR. eingetragen wird, beſchränkt ſich die Prüfung des neuen 
Regiſtergerichts auf die Sitzverlegung, alſo auf die Aenderung der auf 
den Sitz bezüglichen Beſtimmungen des bereits eingetragen geweſenen 


Geſellſchaftsvertrags. Es wird dann eine Eintragung vorgenommen, 


welche im HGB. nicht beſonders geregelt iſt. 

Wenn § 75 GKG. die Eintragung einer Aktiengeſellſchaft mit 
einem beſonders hohen Satz verſteuert, ſo hat es dabei nur im Auge 
den im HG. eingehend geregelten Fall der auf Neugründung beruhen⸗ 
den Eintragung, die mit einer erheblichen Mühewaltung des Richters 
verknüpft iſt, nicht aber den vom HGB. übergangenen Fall der 
durch eine Sitzverlegung veranlaßten Eintragung, die ſachlich auf eine 
Aenderung des Geſellſchaftsvertrags hinausläuft. 

In dieſem Sinn hat auch das Kammergericht über die Be⸗ 
deutung der entſprechenden Beſtimmungen (§ 74) des PrGKG. v. 
25. 6. 1895 entſchieden, vgl. . des KG. vom 24. Mai 1897, 
Jahrbuch 166 f. 
| Darauf iſt deshalb Wert zu legen, weil ſich das Weimariſche 
GKG. an die entſprechenden Beſtimmungen des pr. Gef. anlehnt und 
auf fie ſowohl in der Begründung zum Entwurf (vgl. Nr. 14 zu 27 
S. 552 der Verh. des XXXI. Ltgs.) als auch in dem Bericht des 
A. f. REG. (S. 894 daf.) Bezug genommen wird. 

Dabei kann es keinen Unterſchied machen, ob die erſte Eintragung 
der Geſellſchaft im Deutſchen Reich außerhalb des Großherzogtums 
oder in einem weimariſchen Handelsregiſter erfolgt war. | 

Vgl. Verf. des Pr. JM. v. 31. 10. 1909, bei Mügel, Die 
Preußischen Koſtengeſetze, 7. Aufl., S. 621. 
Beſchluß des 1. Zivil. v. 21. Febr. 1917 1 al (nach — 


2. Strafrecht und Strafverfahren. 


2. Bundes ratsverordnung gegen übermäßige Preis⸗ 
ſteigerung. Ausnahmsweiſe zuläffig, daß die Ge⸗ 
ſtehungskoſten (Einkauf und Unkoſten), durch⸗ 
ſchnittlich betrachtet werden. — Entſcheidend iſt 
Marktlage, nicht ein Marktpreis, der durch die 
Marktlage nicht gerechtfertigt . 

dauer für Rechtspflege LXIV. N. 8. XLIV. | 10 
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Der Yngettagte it von den n Borinfangen wegen n Bergehend h gene 
23. Juli 19 
23. Min 196 | 

zu Strafe verurteilt: er habe im September und Ottober 1916 beim 
Großhandel mit Zwetſchen, alſo Gegenſtänden des täglichen Bedafſt. 1 
5⁰⁴ Zentner an verſchiedene Abnehmer mit übermäßig hohem Gewinn 
verkauft und weiter. 100 Zentrier ebenfalls iu unerlaubt hehe 
Preiſe angeboten. * | 
| Die Reviſion greift. zunächſt die Art und Weiſe an, wie der 
ze Vorderrichter die Geſtehungskoſten der Zwetſchen und dann nach dern 
Abzug von den Verkaufspreiſen des Angeklagten deſſen Reingewinn | 
berechnet hat. Aus wirtſchaftlichen Erwägungen, die in der Recht. 
| ſprechung des Reichsgerichts (vgl. u. a. die Urteile vom 7. Juli 1916 | 
.— W. 1916 S. 1203 f. Nr. 24 — und 29. Januar 1917 - =. 
Mitteilungen für Preisprüfungsſtellen 1917 S. 87.) anerkannt 

worden ſind, iſt dabei regelmäßig zunächſt der Einkaufspreis ee 
ſtellen, dann werden die beſonderen Betriebsunkoſten des Einzelgerhäftt 
und die anteiligen allgemeinen Unkoſten des Gewerbebetriebs ermittelt 
und hinzugerechnet; der Ueberſchuß des Verkaufspreiſes über die Summit 8 
dieſer Poſten wird als Reingewinn angeſehen. Die Strafkammer | 
berückſichtigt nur den Einkaufspreis und die beſonderen Betriebsunkoſſen. 5 
Daß auf ſeine Geſchäfte in Zwetſchen auch anteilige allgemeine ie M 
koſten zu verrechnen feien, hat der Angeklagte weder in der Reviſionz⸗ 5 
begründung noch vorher geltend gemacht; daher iſt unbedenklich anjl = 
nehmen, daß ſolche bei dieſem Handelszweige nicht in Betracht kommen. | 
Dagegen rügt die Reviſion, daß das Landgericht die Geftehungd- . 
kosten durchſchnittlich berechnet hat. Wenn ihr auch zuzugeben it, 


N 5 Ziff 1 BRV. gegen übermäßige Breiöteigerung vom 


| daß in der Regel jedes Handelsgeſchäft für ſich zu behandeln iſt und 


Einkaufspreis und Unkoſten dafür beſonders feſtzuſtellen ſind, ſo 1 
doch nach den Umſtänden des Falles hier die durchſchnittliche Betech⸗ 
nung nicht zu beanſtanden. Der Angeklagte hatte aus einer großen 

Anzahl von Landorten Zwetſchen zuſammengekauft, ſie in ſeinem Ge⸗ 

höft geſammelt, dort verleſen und in trockene Körbe verpacken laſſen 

und dann in Ladungen von einer größeren Zahl Zentner weiterer ⸗ 
äußert und auf der Bahn verladen. Dabei iſt es zweifellos unduich⸗ 
führbar, für jeden einzelnen Verkaufsfall feſtzuſtellen, von welchem er 
zeuger die Früchte herſtammten, wieviel der Angeklagte dieſem bezahlt 
hatte und welche Unkoſten an Vermittlergebühren, Fuhr⸗, Lager⸗ und 
ſonſtigen Koſten ihm noch für die Ware entſtanden waren. Da große 
Beſtände e und dadurch die durch aſchedene Emma | 


t 
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erworbenen Zwetſchen unzweifelhaft vermiſcht worden waren, wußte 
bei der Ausſonderung für die Abnehmer des Angeklagten ſchwerlich 
noch ein Beteiligter, von welchem Erzeuger ſie gekauft und welche 
Aufwendungen gerade für dieſe Früchte gemacht worden waren. Wollte 
man hier die Anforderungen des Regelfalls ftellen, daß bei jedem Einzel⸗ 
geſchäft die Geſtehungskoſten für ſich zu erörtern ſind, ſo würde man 
die Strafverfolgung gerade von Großhändlern unmöglich machen, die 
ihre Ware in kleinen Poſten zuſammenkaufen. Das aber hat der 
Geſetzgeber gewiß nicht gewollt. Die Strafkammer hat alſo mit Recht 
die Geſtehungskoſten nach den Preiſen, die der Angeklagte im Durch⸗ 
ſchnitt beim Einkauf der Zwetſchen angelegt hatte, und nach den Be⸗ 
trägen berechnet, die ihm im allgemeinen an Koſten für Vermittler, 
für die Anfuhr aus den Landorten, für das Aufſtapeln im Lager, das 
. Berlefen, das Umpacken in tockerne Körbe, die Anfuhr nach dem Bahn⸗ 
hofe und das Verladen erwachſen waren. Die Entſcheidung des Reichs⸗ 
gerichts vom 12. Februar 1917 (JW. 1917, 553 Nr. 6) ſteht dem 
nicht entgegen; ſie will nur der Annahme begegnen, daß Verluſte bei 
anderen, ſei es auch gleichen Waren die Geſtaltung der Verkaufspreiſe 
beeinfluſſen dürften (ſo auch die Anmerkung von Alsberg a. a. O. 553). 
Die Art, wie die Strafkammer die Vermittlungsgebühren in 
Rechnung geſtellt hat, wird noch deshalb beſonders angegriffen, weil 
ſie dabei zur Begründung ihrer Annahme, daß im Durchſchnitt dafür 
nur 50 Pf. auf den Zentner zu rechnen ſeien, bemerkt hat, wenn der 

Angeklagte in einzelnen Fällen eine Mark = 10 v. H. bezahlt habe, 
ſo habe er ganz unkaufmänniſch gehandelt und ſei nicht berechtigt, 
damit ſeine Abnehmer zu belaſten. Dieſe Erwägung iſt allerdings 
von Rechtsirrtum beeinflußt. Bei der Berechnung der Geſtehungs⸗ 
koſten kommt nichts darauf an, ob der Händler kaufmänniſche Fehler 
gemacht und dadurch zu teuer eingekauft hat. Die Verordnung vom 
28. Ju 1915 Au 1515 ſtellt nicht die übermäßige Preisforderung als ſolche, 
ſondern die Erzielung eines übermäßigen Gewinns unter Strafe; ſo⸗ 
nach liegt es ihr durchaus fern, für die Verkäufer eine Pflicht auf⸗ 
zuſtellen, möglichſt billig und mit möglichſt niedrigen Unkoſten ein⸗ 
zukaufen. Wer zu teuer einkauft, kann bei der Weiterveräußerung 
leicht gegen die Höchſtpreiſe verſtoßen, ſein Reingewinn, worum ſich's 
hier nur handelt, braucht aber allein deshalb noch nicht unzuläſſig 
hoch zu fein (vgl. RG. 50, 127 ff.). Wer z. B. infolge unkauf⸗ 
männiſchen Verfahrens für einen Zentner Zwetſchen 18 M. auf⸗ 
wendete und ihn dann für 20 M. verkaufte, hat, da 2 M. als zuläſſiger 
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| Be Untemeßmergeisinn zu Ahe beben, nicht gegen die Sabel 


wegen übermäßiger Gewinnziehung verſtoßen. Hier entſcheidet nur, 
wie teuer den Händler die Ware tatfächlich zu ſtehen gekommen iſt 
und wieviel mehr er ſich beim Weiterverkauf dafür hat bezahlen 

laſſen. Die rechtsirrtümliche Erwägung der Strafkammer iſt indeſſen h 


5 fi den Beſtand des Urteils unſchädlich, denn ſie wurde nur nebenher 


angeftellt: der eigentliche Grund, der ihre durchſchnittliche Bemeffung.. 
der Vermittlungsgebühren bedenkenfrei trägt, wird im folgenden Satze 
| gegeben und geht dahin, daß ſich der Angeklagte der Vermittler nut 
in geringem Umfange bedient habe, ſo daß der e Aufſchlag f 
| von 50 Pf. reichlich hoch bemeſſen fi: N 
u Derfelbe Rechtsirrtum tritt noch an einer andern Stelle des 
rteils zutage, wo die Strafkammer erwägt, dem Angeklagten ſei 
nicht zu geſtatten, „übermäßig hohe Proviſion ſowie Arbeits- und 
Fuhrlöhne zu zahlen, bloß um das Geſchäft machen zu können, dieſe 
Speſen dann auf den Käufer abzuwälzen und den Unternehmer⸗ 
gewinn ſodann von den ſchuldhaft vergrößerten Geſamtgeſtehungs⸗ 
koſten zu berechnen“. Aber auch dieſe Bemerkungen hat der Vorder⸗ 
richter nur nebenbei einfließen laſſen; bei der eigentlichen Feſtſtellung % 
der durchſchnittlichen Geſtehungskoſten, die ſchon vorher erörtert wurde. 1 
hat er ſich nicht durch ſolche Erwägungen leiten laſſen. u 
Die Reviſion rügt weiter, das Landgericht habe die damalige B 
Marktlage für Zwetſchen trotz der ausdrücklichen Vorſchrift im 85 
Ziff. 1 BRV. nicht beachtet. Der Marktpreis für den Zentner Zwetſchen 
ſei 16,50 M. geweſen, da ſo viel die Reichsobſtverwertungsſtelle in 
Berlin den Händlern, auch dem Angeklagten, durch Rundſchreiben 1 
geboten habe, und fo viel habe er bei feinen Verkäufen kaum jemals * 
überſchritten. Hierbei unterläßt die Reviſion, zu ſcheiden zwiſchen a 
Marktlage und Marktpreis (vgl. RG. 49, 398; 50, 127 f., RG. 
vom 8. Mai 1916 in JW. 1917 S. 492 u. vom 29. Januar 1917 7; 
in den Mitteilungen für Preisprüfungsftellen 1917 S. 88; Lobe, 
Uebermäßiger Gewinn, Leipzig 1916, S. 22 ff.). Die beiden Be⸗ 
griffe decken ſich keineswegs, vielmehr iſt der erſte der weitere, der 
zweite der engere. Es iſt ſehr wohl möglich, daß ſich ein Marktpreis E 
bildet, der durch die Marktlage nicht gerechtfertigt iſt. Die Markt ⸗ 
lage in Thüringen im Herbſt 1916 hat die Strafkammer bei der = 
Berechnung der Geftehungdfoften des Angeklagten einwandfrei erörtert 
und damit tatſächlich feſtgeſtellt, daß dieſe nur einen Verkaufspreis 


| von höchſtens 14 M. für den Zentner Zwetſchen zuließ. Sie hat 


weiter ohne N feſtgeſell, daß das hohe Ager der Reich . 
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obſtverwertungsſtelle unter dem Drucke einer Notlage zuſtande ge⸗ 
kommen war, indem trotz überreicher Zwetſchenernte in faſt ganz 
Deutſchland unverhältnismäßig hohe Preiſe gefordert und bezahlt 
wurden und die Reichsſtelle infolgedeſſen außerſtande war, die für 
ſie nötigen Mengen zu einem angemeſſenen und der vorhandenen 
Ernte entſprechenden Preiſe hereinzubekommen. Wenn alſo auch die 
von ihr gebotenen 16,50 M. für den Zentner als Marktpreis in den 
beteiligten Händlerkreiſen gegolten haben ſollten, ſo wäre darin ein 
kunſtliches Gebilde zu ſehen, auf das Rückſicht zu nehmen, § 5 Ziff. 1 
BRV. den Richter nicht verpflichtet. Endlich hat die Strafkammer 

(Bl. 110 RI.) tatſächlich feſtgeſtellt, daß der Angeklagte durch fein 
Geſchäftsgebaren ſelbſt mitgewirkt hat, den Marktpreis für Zwetſchen 
auf eine ungeſunde Höhe hinaufzutreiben. Darin iſt kein Rechts⸗ 
verſtoß zu ſehen; indes hätten dabei auch die Preisforderungen, derent⸗ 
wegen der Angeklagte verurteilt iſt, mitverwertet werden können. 
Unzweifelhaft kann er ſich auf die durch ſein Tun mitverurſachte Höhe 
des angeblichen Marktpreiſes nicht zu ſeiner Entlaſtung berufen (vgl. 
RG. vom 8. Mai 1916, JW. 1917, 492). 

Im beſonderen rügt die Reviſion noch die Würdigung der Ge⸗ 
ſchäftsbeziehungen zwiſchen dem Angeklagten und dem Händler, inſo⸗ 
weit ſie der Vorderrichter bei der Feſtſtellung ſeiner Mitwirkung zum 
Hinauftreiben der Preiſe ſowie der Höhe feiner Geſtehungskoſten gegen 
den Angeklagten verwertet hat. Dazu iſt zu ſagen: Die Weiter⸗ 
veräußerungen der Zwetſchen, die der Angeklagte von Eb. meiſt für 
16 M., teilweiſe auch für 14 M. den Zentner bezogen hatte, mit 
nur ½ bis 2 M. Gewinn am Zentner hatte ſchon das Schöffen⸗ 
gericht von den zur Anklage gebrachten Fällen ausgeſchieden, und die 
Strafkammer iſt ihm darin gefolgt, wie ein Vergleich der Aufſtellung 
der Geſchäfte des Angeklagten, wegen deren ſie ihn verurteilt, mit 
den Ausführungen des Schöffengerichts ergibt. Allerdings laſſen 
einzelne Bemerkungen über die Ankäufe von Eb. im angefochtenen 
Urteil vermuten, daß ſich die Strafkammer dieſer Ausſcheidung nicht 
allenthalben bewußt geweſen iſt. Das tut aber dem keinen Eintrag, 
daß die Geſchäfte mit Eb. und die Weiterveräußerungen der von 
ihm bezogenen Ware von ihr im Anſchluß an das rechtlich nicht zu 
beanſtandende Vorgehen des Schöffengerichts bei den Erwägungen, 
die eigentlich die Verurteilung tragen, außer Betracht gelaſſen wurden. 
Deshalb brauchten dieſe Käufe auch bei der Berechnung der durch⸗ 
ſchnittlichen Geſtehungskoſten nicht mitberückſichtigt zu werden. Da 
die Geſchäfte mit den von Eb. verſandfertig in erheblichen Mengen 
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| auf einmal geieferten Zwetſcen in e Wee age wide r our, 


als die mit der ſonſt in kleineren Poſten angekauften, im Gehöſte 
= des Angeklagten geſammelten, verleſenen und neu verpackten Ware, 
| durften jene bei der Berechnung unbeachtet gelaffen werden: 


Dagegen war es der Strafkammer nicht verwehrt, das Geſchäflz⸗ 
gebaren zwiſchen dem Angeklagten und Eb. zur Darlegung ſeiner 
Mitſchuld an den Preistreibereien heranzuziehen. Hier war kein Grund 


vorhanden, dieſen Teil der gewerblichen Betätigung des Angeklagten von 
der Erörterung auszuſchließen. vielmehr mußte ſein Treiben im ganzen 


gewürdigt werden. In dieſem Zuſammenhange durfte ihm auch Ketten. 


handel mit Zwetſchen vorgeworfen werden, obgleich ein ſolcher nicht 


zur Anklage ſtand und auch nicht ſtrafrechtlich feftgeftellt werden ſollte 


Die Reviſion rügt weiter, daß die hohen Kaufpreiſe von 13 bis 


16 M. für den Zentner, die der Angeklagte an den Kaufmann G. C. 
in Uhlſtädt bezahlt hat, bei der Berechnung des Durchſchnitts der 
| Geſtehungskoſten nicht berückſichtigt worden ſeien. Das mußte allei⸗ 
dings geſchehen. Da aber die Strafkammer bei der Erörterung der 
Bezugsquellen des Angeklagten auch die Käufe von C. erwähnt, 


iſt anzunehmen, daß ſie dieſe bei der bald darauf folgenden Feſt⸗ 


ſtellung ded Grundpreiſes für den Zentner Zwetſchen auf 10 M. 


mit in Rechnung gezogen hat. Darauf deutet der Zuſatz hin, die 
Feſtſtellung werde getroffen, „obwohl anzunehmen iſt, daß der Au⸗ 
geklagte einen Teil der oben unter 1—3 bezeichneten — zu über | 


mäßigen Preifen verkauften — Mengen billiger erſtanden hat“. 


Endlich macht die Revifion dem Urteil zum Vorwurfe, daß e? 
durch Rechtsirrtum zur Bejahung des inneren Tatbeſtandes gelangt 


ur ſei. Es hat indes tatfächlich feſtgeſtellt: der Angeklagte kannte Zweck 
und Bedeutung der Beſtimmungen gegen den Kriegswucher, er wußte 


namentlich. „daß Zwetſchen überreichlich angeboten wurden und dem⸗ 


nach ein den Betrag von 14 M. überſteigender Preis, auch wenn 
er zum Marktpreis geworden fein ſollte, nicht auf geſunder Preis⸗ 


bildung, ſondern auf anderen Umſtänden, insbeſondere offenbaret 


Gewinnſucht beruhte“, und er war ſchon nach oberflächlicher Ber 


rechnung, die er ſicher angeſtellt hat, auch darüber belehrt, daß mit 


einem Unternehmergewinn von 20 v. H. vom Erſtehungspreiſe febt 


gut auszukommen war. Das genügt zur Annahme, daß der innert 


Ä no erfüllt iſt. 


| naaa 


u. * 


Urteil des 1. Staſſenats vom 6. Jul 1917, 8 1271 (mi | 
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3. ueber den Begriff „myſtiſches Verfahren“ im 
nn Sinne des § 3 Nr. 2 der Verordnung des ſtellver⸗ 
| 5 1 tretenden kommandierenden Generals des 11. Armee⸗ 
es korps zur Bekämpfung des Kurpfuſchertums vom 

21. Auguſt 1916. 

Der Angeklagte hat ohne wiſſenſchaftliche Vorbildung und ohne 
| Aoatiige Anerkennung das Heilgewerbe ausgeübt, und zwar durch 
längeres Auflegen der Hand auf den leidenden Teil des Kranken, 
um angeblich magnetiſche Kräfte aus ſeinem eigenen Körper über⸗ 
zuleiten. Dadurch ſoll er gegen 8 3 Nr. 2 BO. des ſtellv. komm. 
Generals des 11. Armeekorps zur Bekämpfung des Kurpfuſchertums 
v. 21. 8. 16 (KKBOBl. v. 26. 8. 16) verſtoßen haben, wonach 
Kranke durch myſtiſche Verfahren zu behandeln, den Perſonen ver⸗ 
boten wird, die ſich gewerbsmäßig mit der Behandlung von Kranken, 
Leiden oder Körperſchäden an Menſchen befaſſen, ohne die entſprechende 
ſtaatliche Anerkennung zu beſitzen. 

5 Der ſtellv. komm. General war zu dieſer Verordnung befugt, da 
er nach § 9b des Belagerungszuſtandsgeſetzes Verbote im Intereſſe 
der öffentlichen Sicherheit erlaſſen kann und dieſer Begriff nicht nur 
die militäriſche und politiſche Sicherheit, ſondern den Schutz des 
Publikums vor Gefahren jeder Art, auch im Geſundheitsweſen, um⸗ 

faßt (vgl. z. B. RGSt. 49, 91; Recht 1916 Sp. 2967 )). 

Das Landgencht verſteht unter „myſtiſchem Verfahren“ im Rechts⸗ 
finne jede Verfahrensart, bei der Heilwirkungen durch Mittel erzielt 
| werden ſollen, die man fih mit Hilfe der ſtreng wiſſenſchaftlichen 
Forſchung nicht erklären kann, bei der vielmehr geheimnisvolle, von 
Perſon zu Perſon wirkende oder übernatürliche Kräfte die eigentliche 
Wirkung ausüben ſollen. | | 
Mit Recht ſieht dieſe Begriffsbeſtimmung das Weſen der Myſtik 
in einer geheimnisvollen Verbindung mit der Welt des Ueberſinnlichen, 
in, dem Glauben oder Aberglauben an wundertätige Kräfte. Dabei 
genügt nicht, daß die Heilwirkung unerklärt iſt, ſondern ſie muß 
unerklärlich ſein, über unſerer Erfahrung, außerhalb der gegen⸗ 
wärtigen Grenzen menſchlicher Erkenntnis liegen. Den Maßſtab 
dafür kann nicht die wiſſenſchaftliche Ueberzeugung einzelner, ſondern 
nur die überwiegende Meinung weiterer Fachkreiſe bilden. Danach 
it, ohne daß auf die Geſchichte der Heilkunde von ihren Anfängen 
und die Anpaſſung der Erfahrung an bloße Vorſtellungen eingegangen 
zu werden. braucht, ein Verfahren ſchon dann myſtiſch, wenn es nach 
dem gegenwärtigen Stand der Wiſſenſchaft noch nicht genügend be⸗ 
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| währt iſt und die Heilwirkung nicht auf einer in elteren Kreisen | 
anerkannten Erfahrung beruht. Ließe die Verordnung Verfahren oh ne 
dieſe herrſchende Anerkennung zu, ſo entſpräche ſie nicht der Forderung 
der Rechtsſicherheit und verfehlte auch ihren Zweck, Schädigungen der 
Volksgeſundheit, durch ſcheinbar wiſſenſchaftlich begründete, in Wahrheit 
aber ſchwindelhafte und ſchädliche Verfahren zu verhüten. Auch erfordert 
der Begriff des myſtiſchen Verfahrens nicht, daß eine Heilwirkung aus⸗ 
geſchloſſen iſt; mag auch ein Verfahren dann und wann heil⸗ 
kräftig ſein, ſo kann es doch nicht deshalb allein aus dem Kreis der 
myſtiſchen Verfahren ausſcheiden, da dann die Tragweite der Ver⸗ 
| ordnung zweckwidrig eingeengt und die Rechtsſicherheit gefährdet würde. 

Die geheimnisvolle Verbindung mit dem Reich des Ueberſinne 
lichen, des Glaubens oder Aberglaubens an eine wunderbare Kraft 
iſt dem Handauflegen ebenfo eigen wie dem Beſprechen, Geſundbeten 
und ähnlichen Verrichtungen. Dieſe Auffaſſung iſt auch im Geſetz⸗ N 
entwurf gegen Mißſtände im Heilgewerbe vom Jahre 1910 vertreten 
worden. Nach § 3 Nr. 2 des Entwurfs (vgl. RTVerh., 12. Tagung, 
2. Abſchn., Bd. 277 Nr. 535 S. 2) ſollte Perſonen ohne ent⸗ 
ſprechende ſtaatliche Anerkennung ebenfalls die Behandlung durch 
myſtiſche Verfahren verboten werden, und in der Begründung dazu 
heißt es (S. 27): „Das Verbot der Nr. 2 will die Behandlung 
mit allerlei myſtiſchem Schwindel treffen, bei der faſt ſtets betrügeriſche 
Zwecke verfolgt werden, und ... verhüten, daß bei der Behandlung 
gewerbsmäßig angeblich übernatürliche Kräfte verwertet werden. Es 
iſt darunter zu verſtehen die Gebetheilung, der Heilmagnetismus, 
die Behandlung durch Handauflegen, duſch e und Ahn⸗ 
liche abergläubiſche Manipulationen. . 
Dieſe Aeußerung iſt ein bedeutſames Zeichen für den jetzigen | 
Stand der Erkenntnis und die Meinung für die Geſetzgebung maß⸗ 
gebender Kreiſe und daher auch beſonders wertvoll für die Auslegung 
der Kriegsverordnung. Zu dieſer Auslegung kommt das Gericht von 
| ih aus und braucht keine weitere Auskunft einzuholen. 

Von dieſen Erwägungen und Abgrenzungen des myſtiſchen Ber- 
fahrens iſt das Landgericht bei ſeinen tatſächlichen Feſtſtellungen und 
rechtlichen Ausführungen klar und bewußt ausgegangen und hat in 
dem Handauflegen, wie es der Angeklagte beſchrieben hat, ein myſtiſches 
Berfahren im Sinne der Verordnung geſeben. 

Urteil des 1. Strafſenats vom 8. Juni 1917, 8 15/17 (mad 
Gotha). | 
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** dem Felde der Ehre find von nücingirnen ; Iurifen. 
gefallen | 


1. aus dem Großherzogtum Sachſen: 


Referendar Dr. Goetz aus Jena (RPr. 18./12. 09. 
Syndikus Rudolf Däumler aus Jena, zuletzt in Peine (RPr. 16.11. 07: 
„GAPr. 24./11. 11). 


2. aus dem Herzogtum Meiningen: 


| Reſerendar Karl Thalmann aus Pößneck (RPr. 14./6. 12). 
Referendar Fritz Körner aus Schaala b. Saalfeld (RPr. 12./7. 12 in sin) 


3. aus dem Fürſtentum Schwarzburg⸗Rudolſtadt: 
ä wühelm Kayſer aus Rudolſtadt (RPr. 1./8. 14). 


4. and dem Königreich Preußen: 


: aer Geh. Juſtizrat Ernſt Deichmann (OL GRat in Jena 
16./9. 07; Geh. Juſtizrat 23./12. 16; LR. in Stendal 19.3. 01; GA Pr. 
25.16. 96). Bo; 


Amtsrichter Dr. Streuber (AR. in Biegen 2.2.11; GAſſ. 12.2. 05h 


gücherbeſprechungen. 


10. Deutſches Privatrecht von Otto von Gierke. 3, Band, | 
Schuldrecht. CXXIV u. 1036 S. München u. Leipzig (Duncker u. Humblot) 
1917. Geh. 30, geb. 35 M. | 


Das wer monumentale Lehr⸗ und Handbuch des Deutid en 
ae as Altmeiſter v. Gierkes kundige Hand dem deutſchen 
Juriſtengeſchlecht beſchertf hat, nähert ſich mit vorliegender Abteilung 
ſeinem Abſch luß. Vor mehr als 2 Jahrzehnten im Jahre 1895 erſchien 
der 1., a allgemeinen Zeil und das Perſonenrecht umfaſſende Band 
ein gutes Jahrzehnt fpäter der 2., das geſamte Sachenrecht ber 9. 5a 
des Lehnsrechts behandelnde Band, und nunmehr liegt auch d 

er Recht der Schuldverhältniſſe zur Darſtellung bringende Band vor. 

Powohl gerade in dieſem Teil unſeres e Stoff fan Rechts die romaniſtiſche 
Begriffswelt und der römiſch⸗ rechtliche Stoff ſtark überwiegt, jo gibt es 
doch wie ſelbſt der geſchulte beleſene Juriſt erſt ſo recht eindringlich beim 
Studium des Gierkeſchen Werkes merkt, kaum ein einziges Rechtsin 50 f 
das nicht einen ſtarken germaniſtiſchen Einſchlag aufzuweiſen hätte. So i 
es denn zu erklären, daß Gierke nicht nur die in ihrem Urſprunge aus⸗ 
geſprochenen deutſ rechtlichen Rechtsgebilde in den Kreis ſeiner Darſtellung 
die 11 N auch über den geſamten im 2. Buch des ee geregelten 
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Rechtsſtoff einen wohlgeordneten, ſyſtematiſchen Ueberblick uns darbietet. 
Naturgemäß werden hierbei die deutſchrechtlichen Schöpfungen beſonders 
eingehend behandelt, die landesrechtlichen Vorbehaltsgebiete werden allent⸗ 
halben liebevoll berückſichtigt, die durch beſondere Reichsgeſetze abſchließend 
geregelten Sondergebiete, wie das geſamte Handels⸗, Gewerbe⸗, See- und Ver⸗ 
en srecht werden dagegen nur ganz kurz, ſoweit es zum beſſeren 
Verſtändnis des Ganzen der e unbedingt erfordert, geſtreift. 
So ergibt ſich naturgemäß ein ungleicher Ausbau der verſchiedenen Teile 
des Werkes, der aber „ irgend ſtörend auffällt. 800 aer | 
pitel, wie das über das Geſinderecht (S. 641—682) und der § 205 über 
den Verlagsvertrag (S. 746—767) ſind wahrlich kleine wiſſenſchaftſiche 
Monographien geworden. An tiefer wiſſenſchaftlicher e des 
Stoffes und Klarheit der Darſtellung übertrifft das rähtige ert alle 
feine einſchlägigen Vorgänger bei weitem, für das Studium einer jeden 
en Rechtsfrage iſt die Benutzung einfach unerläßlich, dem viel ⸗ 
eſchäftigten Praktiker aber bietet es einen ganz vortrefflichen, nicht „öl 
umfangreichen und in alle Einzelheiten ſich hilflos verirrenden ſyſte⸗ 
matiſchen Ueberblick über den poſitiven Rechtsſtoff des 2. Buchs unſeres 
BGB. Beſonders wohltuend berührt den Praktiker das außerordentlich 
feine Verſtändnis des Verfaſſers für die realen Lebensnotwendigkeiten, bei 
allen zweifelhaften Fragen iſt für ihn die Billigkeit und Gerechtigkeit der 
Entſcheidung der oberſte Maßſtab des Urteils, den Verkehrsanſchauungen 
und den Verkehrsbedürfniſſen hat dieſes vor allem Rechnung zu tragen. 
Die Praktikabilitätder Entſcheidung im Iheringſchen Sinne wird ſtets vor⸗ 
angeſtellt. Die echt deutſche markige und wu und dabei doch echt vor⸗ 
nehme Sprache macht die Lektüre des Werkes zu einem hohen Genuß. In 
Einzelheiten einzugehen, verbietet ſich hier aus räumlichen Gründen. Eine 
einzige poſitive Unrichtigkeit iſt dem Referenten beim Studium ee 
Die Grenze für die Abtretbarkeit und Pfändbarkeit von Lohn⸗ und Gehalts⸗ 
forderungen beträgt heute — zufolge der Bekanntmachung des Bundesrats 
vom 17. Mai 1915 (RGBl. S. 285) — nicht mehr 1500, ſondern 2000 Mark. 
Die grundſätzliche Nichtberückſichtigung der bereits ſchier unüberſehbaren 
Fülle der Kriegsverordnungen mag dieſen lapsus calami erklären. Das 
ganz hervorragende Werk iſt ſonſt ſchlechthin über alle Kritik . 
deutſche Rechtswiſſenſchaft und ihre Jünger ſchulden dem Altmeiſter innigen 
Dank für dieſe prächtige Gabe, mit der er ſie bedacht hat, er ſelber hat 
ſich mit feinem vorausſichtlich 5 ſtarke Bände umfaſſenden Handbuch ein 
monumentum aere perennius geſetzt! Möchte fein endgültiger Abſchluß 
nicht mehr zu lange auf ſich warten laſſen, wir haben noch die Darſtellung 
des Familien⸗ und Erbrechts zu erwarten. | — 


11. Nationalch arakter und Strafprozeß. Erfahrungen und 
Lehren aus den Charaktereigenſchaften der kriegführenden Völker für die 

Strafprozeßreform, von Dr. Leo Haber, Wien. Leipzig⸗Wien (Hartmann⸗ 
Breitenſtein) 1916. 278 S. Geh. 5 MM. 
In dieſem von einer erſtaunlichen wiſſenſchaftlichen Beherrſchung des 
Stoffes und Vertiefung der Darſtellung wie von echter nationaler deutſcher 
Begeifterung zugleich zeugenden Schrift weiſt der u zahl einwandsfrei 
auf serie: geſchichtlicher Grundlage an Hand äußerſt zahlreicher Quellen 
nach, daß die nationalen Eigentümlichkeiten der mit uns kriegführenden 
Völter, der Engländer und der Franzoſen, ſich auch in der Geſtaltung ihres 
Strafverfahrens allenthalben bemerkbar machen. Die hauptſä 8 die 
Augen ſpringenden Eigenſchaften der Franzoſen find: Wandelbarkeit des 
Geiſtes, Neuerungsſucht, erhöhte gemütliche 5 der Hang zur 
Grauſamkeit, Pomp und Eitelkeit („Gloire“ S. 268). Die vorzüglichſten 
engliſchen Charaktereigenſchaften aber ſind: „Brutalität, Grauſamkeit, 
gro zentum, Vulgarität Oberflächlichkeit, Realismus, platte und ſeit te 
Nützlichkeitskultur (S. 269). Dieſe Eigenſchaften ſpiegeln ſich auch 1180 
in den Strafverfahren. Die Staatsanwaltſchaft und die gerichtliche Polizei 
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in Frankreich ſind die | ausgeſprochenſten Eigenſchaften eines verſteckten 
5 . Die Unterordnung des Unterſuchungsrichters in Frankreich 


engliſche Recht, der Präjudizienkult des engliſchen Richters, das 


unter dem Staatsanwalt iſt der deutſchen enſßſahr vom Recht und von 
der Stellung des Richters weltenfernt. Ebenſoſehr aber widerstrebt dem 
deutſchen Volkscharakter die engliſche Oberflächlichkeit, der Mangel an 
wiſſenſchaftlicher Ergründung, die Denkträgheit und das Anpaſſen an die 
jeweiligen praktiſchen Bedürfniſſe auf das äußerſte. Das a8 Erfordernis 
rfordern 


der Einſtimmigkeit der Jury in England genügen ſchon allein für ſich, um 


das engliſche Recht für uns unanwendbar zu machen. Ein ſchwerer, ja 


verhängnisvoller Fehler war die kritikloſe Rezeption des franzöſiſch⸗engliſchen 


Strafverfahrens Ausgang der 40er Jahre des verfloſſenen Jahrhunderts. 
Auf völlig anderem nationalen Boden erwachſen, paſſen dieſe engliſch⸗ 


franzöſiſchen Rechtseinrichtungen für den deutſchen und öſterreichiſchen 


Volkscharakter in keiner Weiſe. Denn ſeine Grundzüge ſind: Wahrhaftigkeit, 
Innerlichkeitskultur, Idealismus, Treue, Glaube an das Recht, Rechts⸗ 


dewußtſein, Freude an der Gerechtigkeit, Ehrgefühl, Rechtichaffenheit, Ge⸗ 


wiſſenhaftigkeit, Liebe zum Guten, Pflichtbewußtſein, Gemeinſinn“ (S. 270). 
Völlig weſensfremd find daher unſerem nationalen Chgrakter: die Staats⸗ 
anwaltſchaft und das in ihren . ruhende, doch mehr oder weniger 
ſtets nur oberflächliche Ermittelungsverfahren ſowie ferner die Schwur⸗ 
gedichte In beſonders eindrucksvoller Weile legt Haber überzeugend dar, 
aß: nur der ſelbſtändige Unterſuchungsrichter Herr und Träger des ge⸗ 


ſamten Ermittelungsverfahrens (der Vorunterſuchung) ſein kann. Der 


nterſuchungsrichter hat die Aufgabe eines wiſſenſchaftlichen Forſchers, 


unbeirrt und unbeeinflußt hat er lediglich die Wahrheit zu erforſchen. „Unſer 
Rechtsgefühl a keiner Wächter des Geſetzes“ (des Staatsanwalts, wie 
in Frankreich) (S. 247). Die Schwurgerichte üben nur eine „Zufallsjuſtiz“ 


aus, die Moral und Recht gleich ſehr ſchädigt. „Die Hauptverhandlung vor 
den Geſchworenen ſinkt vielfach zu einer Komödie herab“ (S. 263). Die 
Aufnahme der Schwurgerichte in Deutſchland iſt weiter nichts als eine 
Volksehan vor der engliſch⸗franzöſiſchen Kultur. Sie ſind als dem deutſchen 
olkscharakter weſensfremd ſo bald als möglich reſtlos zu beſeitigen. Die 


5 Da Rechtſprechung hat allein durch Fachrichter zu erfolgen, alle die f 


ſein 


ründe, die gegen die Geſchworenen ſprechen, reden auch zwingend gegen 
die Schöffen. In dieſer völligen Gleichſtellung der Schöffen mit den Ge⸗ 
ſchworenen geht nun der Verfaſſer unſeres Erachtens doch etwas zu weit. 
Unter dem tz einer gefeſtigten und überragenden Perſönlichkeit als 
Schöffenrichter haben vielmehr die Schöffengerichte in Deutſchland wenigſtens 
ſich durchaus bewährt. Hiervon abgeſehen vermögen wir den prächtigen Aus⸗ 
führungen des Verfaſſers nur reſtlos beizupflichten. „ aus echt 

N Geiſt geborenes Werk bedeutet geradezu eine nationale Tat. Möchte 
ſei eckruf zur deutſch⸗völkiſchen Selbſtbeſinnung nicht ungehört verhallen 
und endlich die blinde kritikloſe Verherrlichung ausländiſchen Rechtsweſens, 
das für uns Deutſche ganz und gar ungeeignet iſt, endlich verſchwinden. Das 


e Frucht des Weltkrieges! Wir wünſchen dem äußerſt an⸗ 


regenden und gehaltvollen Werke Habers die weiteſte Verbreitung und einen 
Ehrenplatz in der Bücherei eines jeden deutſch empfindenden Juriſten. Nicht 
nur dem Juriſten, auch dem gebildeten Laien bietet das Buch viel Anregung. 
5 „ Landrichter Dr. jur. et phil. Bovenſiepen, Kiel. 


112. Die gemeinnützige Rechtsauskunft, Zeitſchrift des Ver⸗ 
bandes der deutſchen gemeinnützigen und unparteiijchen Rechtsauskunftſtellen, 
Schriftleitung: Rat Dr. Link, Lübeck, erſcheint am 15. jedes Monats. 


Die Zeitſchrift behandelt die Rechtsauskunft und die damit zuſammen⸗ 
hängenden Gebiete. Auch der Zivil⸗ und Strafjuriſt wird aus ihrer Be⸗ 
nutzung Einſichten, Anregungen und Willenstriebe gewinnen können. In 
den Rechtsauskunftſtellen kommen zuerſt die allgemein typiſchen Fälle zur 
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Sprache, dort wird unverfälſcht erkannt, wo wirklich allgemeine Spannungen 
im Rechtsleben vorhanden ſind und nach Löſung drängen. Ein beſonders 

erwähnenswertes Gebiet iſt der Kampf gegen die Schwindelfirmen. Nur 
wer ſich mit dieſem Unweſen befaßt hat, wird auch in den Prozeſſen die 
Bedeutung und Würdigung der einzelnen Vorgänge richtig anfaſſen können. 
Das Recht iſt eine Lebensform, nicht bloß eine Denkform, es hat ſich mit den 
Nöten und Krankheiten des wirtſchaftlichen und ſeeliſchen Lebens zu befaſſen. 


13. Sammlung rechtsbelehrender Schriften. Heraus⸗ 
gegeben im Auftrag des Verbandes der deutſchen gemeinnützigen und un⸗ 
parteiiſchen Rechtsauskunftſtellen von Rat Dr. H. Link in Lübeck. Heft 1. 
Die Stellung der gemeinnützigen Rechtsauskunft in der Rechtspflege, von 
Oberverwaltungsgerichtsrat Schiffer, Berlin. Der Schutz der Unbe⸗ 
mittelten in der Rechtspflege. Heft 2. Anſprüche der Kriegsbeſchädigten 
und der Hinterbliebenen von Kriegsteilnehmern, von Magiſtratsrat Lange, 
Neukölln. Heft 3. Das Teſtament (Errichtung, Anfechtung, Eröffnung), von 
Landrichter Dr. Ukermarck, Lübeck. Preis des einzelnen Heftes 25 Pf. 

Zu einem Teil gehen die Prozeſſe hervor aus Rechtsunkenntnis. Da 
kann der Gedanke manches helfen, Rechtskenntniſſe zu verbreiten, und dazu 
ſind die Schriften in ihrer volkstümlichen, dabei doch nie verflachenden 
Darſtellung ſehr geeignet. Nur muß man ſich klar ſein, daß meiſt die 
Nöte des Rechtsweſens nicht hervorgehen aus mangelhaftem Wiſſen, ſondern 
aus den Gebieten des Gefühls und des Willens, der Laune, des Ehrgeizes, 
der Gewinnſucht, des Eigenſinns, der Unbelehrbarkeit, der Bosheit uſw. 
Die Hauptſache iſt, die Menſchen aus kindiſcher Launenhaftigkeit zu erziehen 
zu beſonnener Lebensführung und richtiger Einfchätzung der moraliſchen 
Einflüſſe ihrer Umgebung, zu Unterordnung und Einordnung. 5 


14. Luſtig, Syndikus und Bilanzſachverſtändiger, Häufige Bilanz⸗ 
fehler bei der A.⸗G. und G. m. b. H. ein Beitrag zur Bilanz⸗ 
wahrheit und Bilanzverſchleierung. Geiſa (Kaufmänniſcher Ver⸗ 
lag) 1914. 2 M. g 

Das Werkchen enthält eine überſichtliche und ſorgfältige Darſtellung 
des Bilanzweſens und muß auch dem Juriſten empfohlen werden, der es 


ebenſo notwendig braucht, wie der Geſchäftsmann, der mit der Buchführung 
der A.⸗G. und G. m. b. H. zu tun hat. 


15. Roſenthal, Dr. Alfred Rechtsanwalt in Hamburg, Ue ber⸗ 
mäßiger Gewinn im Sinne der Preisſteigerungsverordnung v. 
23. Juli 15./16. März 1916. München (Schweitzer Verlag). 19 S. 80 Pf. 


Die Abhandlung wendet ſich gegen die Rechtſprechung des Reichs⸗ 
erichts und weiſt nach, daß ſie zu wenig oder gar nicht berückſichtigt die 
Intereſſen des Handels und die im Krieg eingetretene Verteuerung der 
Lebensführung. g 


16. Fuchs, Dr. Eugen, Rechtsanwalt in Berlin, Grundlagen 
des Sachenrechts. Berlin (Möſer). 3,50 M. 


Der Formalismus, der dem Sachenrecht noch vom 1. Entwurf her 
anklebt, darf nicht noch übertrumpft werden durch den Formalismus des 
Worts, ſondern der lebenskräftige Inhalt muß entwickelt werden. Nicht 
Syſtem und Terminologie ſind das Entſcheidende, ſondern der materielle 
Inhalt der Rechtsnormen, und beim Widerſtreit zwiſchen Form und Inhalt, 
der oft im BGB. zutage tritt, darf man der Form nicht zuviel Gewicht 
beilegen. Das ſind geſunde Leitſätze, die dem Verfaſſer die Richtung geben 
bei ſeinen Ausführungen. A 


de aus Rechtſprechung und Schrifttum hervorholen. 
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17. Zeiler, A., I. Staatsanwalt in Zweibrücken, Geſetzliche Zu⸗ 
lagen für jeden Haushalt. Stuttgart (J. Heß). 1,20 M. 

Immer klarer und u wird die Erkenntnis: Unſere Zukunft 
ruht auf einem reichlichen Nachwuchs, das Fortſchreiten des Geburtenrück⸗ 
gangs bedroht unſere Zukunft, Abhilfe tut dringend not. Immer klarer 
auch haben wir erkannt, daß eine Haupturſache der Geburtenbeſchränkung 
auf wirtſchaftlichem Boden liegt, und daß wir uns darum — neben 
mancherlei anderen wichtigen Maßnahmen — zur wirtſchaftlichen För⸗ 
derung der Familiengründung und der Kinderaufzucht entſchließen müſſen. 
So ertönt immer häufiger der Ruf nach Familienbeihilfen. 

Aber das Ziel iſt noch ſelten klar erfaßt, oder gar die geforderte 
Maßnahme ins einzelne unterſucht worden auf ihre Wirkungen. 
Der Verfaſſer hat nun auf Grund eines guten Zahlenſtoffes aus de 
Leben den Verſuch unternommen, eine Beihilfenordnung auszuarbeiten, un 
bietet in ſeiner Schrift die Ergebniſſe ſeiner Berechnungen in Begründung, 
Zahlentafeln und Zeichnungen dar. | 

Mag dieſes oder jenes an der vorgeſchlagenen Ausgeſtaltung auf 


Bedenken ſtoßen, ſo wird doch niemand, der ſich über die Frage der wirt⸗ 


ſchaftlichen Bekämpfungsweiſe des Geburtenrückgangs klar werden will, die 
Ausführungen und Berechnungen des Verfaſſers ohne Nutzen leſen. Sein 
Zahlenſtoff mag aber auch für weitere Arbeiten eine willkommene Unter⸗ 
lage bilden, und ſo wird zum mindeſten die Behandlung der ganzen Frage 
durch die Arbeit des Verfaſſers über die Stufe hinausgehoben, auf der ſie 
heute faſt durchweg ſteht: die Stufe unklarer, mitunter abenteuerlicher 
Vorſtellungen darüber, in welcher Art und Höhe die Beihilfen gewährt 
werden müßten, und welche finanziellen Ergebniſſe ihre Gewährung für 
den Haushalt des Einzelnen und für die Staatswirtſchaft haben würde. 
Für die Beamten⸗ und Arbeiterverbände iſt die Arbeit noch nach 
einer weiteren Richtung von Bedeutung; ſie zeigt einen Weg zur Löſung 
der heute ſchon vielfach aufgeworfenen le wie die feſte Beſoldung und 
der Arbeitslohn geregelt werden müßten, um die beiden Forderungen zu⸗ 
Nane zu erfüllen: ein angemeſſenes Entgelt für die Dienſt⸗ oder Arbeits⸗ 
eiſtung nach e . Beſonderheit zu bilden und hre dem Familienvater 
nach dem Maße ſeiner Familie die Mittel zu ihrer Beſtreitung zu bieten. 
Die vorgeſchlagene Beihilfenordnung ſucht hier zwiſchen den Kinderreichen, 
den Kinderarmen und den Kinderloſen eine geſellſchaftlich gerechte Ver⸗ 
teilung der Laſten zu ſchgffen. 


ö 18. Zweigert, Landrichter, Hilfsarbeiter im Reichsjuſtizamt, Die 
Bundesratsverordnungen über die Geltendmachung von 
Hypotheken, Grundſchulden und Rentenſchulden vom 
8. Juni 1916. Berlin (Vahlen). | | 

Enthält eine praktiſche Zuſammenſtellung und Erläuterung der auf 


dem Gebiete des Immobiliarweſens ergangenen Kriegsverordnungen. 


19. Waſſermann und Erlanger, Die Kriegsgeſetze privat⸗ 
rechtlichen Inhalts. 3. Aufl. München (Schweitzer Verlag). Geb. 11 M. 
Aus dem kleinen Werkchen der 1. Auflage iſt ein umfangreicher Band 
erste Er gewährt eine zuverläſſige Ueberſicht über die geſamten 
e auf privatrechtlichem Gebiete, gibt verſtändliche über⸗ 
iche Erläuterungen, die mit Auswahl und Tre i das Weſent⸗ 

er Ziviljuriſt wird 

gerade dies Werk mit Vorteil benutzen. | 
20. Warneyers Jahrbuch der Entſcheidungen. A. Zivil-, 
Handels-, Prozeßrecht. 15. Jahrgang. B. Strafrecht und Straf⸗ 
prozeß. 11. Jahrgang. Leipzig (Roßbergſche Verlagsbuchhandlung) 1917. 
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1 geſetzen, beide ſind alſo ſehr reichhaltig. Mit Vorſicht angewandt, können die 
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1 ent rl S riſttum und Re t bach vom oft 15 bis e Hebt 3 
Ä % 35 | 0 78 0 ng, 2 und 100 andern 
1er Reichsgeſetzen, ſowie zu 118 Venbesgeſe gen 5 Er die zu Sts B., St 0. j 
Bewd,, Met., MStGdO. ſowie 45 anderen Reichsgeſetzen und 28 Lang = 


vielen Präjudizienbücher natürlich Nutzen ſtiften, ſie können aber auch je aden. 3 
. Will denn niemand den Anfang machen, die einzelnen Präzudizien⸗ 
| bücher in eine nützliche Se nne, u bringen? Die Unterſchi de ſind do 


nicht ſo bedeutend, daß das eine oder andere eingehen könnte, die üb 


bleibenden würden viel mehr dem Nutzen dienen. 1 e 
organiſationstüchtige Verleger macht den Anfang? = 


21. Geſe tz über einen Barenumfapfiempel. Bon: Geh. ER 


juſtizrat Lit ndemann, vortr. Rat im ur uch en ee 5 


z Berlin (Guttentag, Verlagsbuchhandlung) 1916. 


1 mungen: und Auslegungagrumbfäge des Bundesrats Der ne . ; 
| 2 


ne Gerade da iſt ein Führer notwendig. 


egg 22. Gebührentabellen nach Bar neuen. Baufäfägen 1 188 Es 
1 den wichtigſten für das gerichtliche Verfahren in Betracht: kommenden 
5 Kriegsgeſetzen. Von J. Domke, Bureauvorſteher. Zugleich Ergän⸗ 5 
Ken zungsheft für 1917 zum Kalender für Rechtsanwalts⸗ imb Rotariatsbiitenn- er 
an beamte. Berlin (Trowitzſch & Sohn). 1,20 M. . ad 
| | Das handliche Heft enthält für alle Inſtanzen die Tabellen zu den ar 
Geri tskoſten, den deutſchen Gebühren, ſowie den preußiſchen Anda . 
und otariatsgebühren, dazu die zugehörigen Erläuterungen und die 
TE Aenderung des Invalidenverſicherungsgeſetzes. Eine Ueberſicht der gericht 
lichen n geſetze und Verordnungen umfaßt 129 Poſitionen in alpha- 


betiſcher O 
Kriegsteilnehmer und Zivi perſonen, darunter die neue Bekanntmachung 
über die Geſchäftsaufſicht. Das praktiſche Büchlein wird den Anwalts- 
= bureaus und ö zur ſehr willkommenen Handreichung dienen. e 


dnung. Es folgen die 13 wichtigſten dieſer Kriegsgeſetze für 


23. Plancks Kommentar zum- Bürgerlichen Geſeßbuch, * 


ä bisher herausgegeben von Strohal. 3. Band, 2. Lieferung. Sachenrecht. | 


1 0 10121112. Völlig neu bearbeitete Auflage. Berlin Guttentag) | 1916 u 


Wieder eine Fortſetzung des bewährten Kommentars. 


I 24. Krauſe, Regierungsrat, Gera, Kommentar zum Rapital- g 
abfinbungsgefeg. Stuttgart (Heß). Geh. 2,50 M. ; | 


Enthält eine allgemeine Ueberſicht über Zweck des Gefehes: und deſſen . 


„Durchführung im einzelnen, den Geſetzestext, die Augrüßriungebeftinimungen 
und den Geſetzestext mit Erläuterungen. nn a 


25. Hermann, Polizeiſekretär in Neukölln, Das Recht der ge 


| werblichen Kinderarbeit. Stuttgart (Heß) 1916. 80 Pf. „ 


Enthält: Geſchichtliches, Begriff, Anzeigepflicht, Arbeitskarte und ber, 
fondete polizeiliche we Unzu äfige und zu üffige wesäftigung: * Re 


Kinder. Aufficht. | 
286. Beiträge zum Wieberaufbau der bees 


| nach dem aan ei . . aus „ se u, 


1,50 M. 
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Inhalt: Ein Mahnruf von Dr. H. Sinzheimer, Frankfurt a. M. 
Das Recht des zum Kriegsdienſte eingezogenen Angeſtellten auf die Arbeits⸗ 
telle von Dr. H. Potthoff, Duſſeldorf⸗ Die Arbeitsbeſchaffung und öffent⸗ 
liche Arbeiterfürſorge nach dem Kriege von Paul Umbreit, Arbeiter⸗ 
ſekretär, Berlin. Die Konkurrenzklauſel des Kriegsteilnehmers von Dr. H. 
Sinzheimer, Frankfurt a. M. Die Erſchng der Männer⸗ durch 
Frauenarbeit von Dr. Eliſabeth Altmann⸗Gottheiner, Mannheim 
Rechtſprechung und Rechtsverwaltung in Arbeitsſachen der Kriegsteil⸗ 
nehmer von Dr. H. Sinzheimer, Frankfurt a. M. N 


27. Bekämpfung des Wuchers mit Lebensmitteln und 
Gegenſtänden des täglichen Bedarfs auf Grund der $ 302 e RStGB., 
§ 138 BGB. und der VO. des Bundesrats und der militärischen Kommando⸗ 
behörden, herausgegeben und erläutert von V. Szezesny, Regierungsrat 
u. D., Berlin- Halenſee, und Dr. Heinrich Neumann, Rechtsanwalt, 
Berlin. Mit einer volkswirtſchaftlichen Einleitung von Dr. H. Potthoff. 
Düſſeldorf. Geh. 3 M., geb. 4 M. _c 

Die Texte, wie die Erläuterungen mußten an manchen Stellen ein- 
ſchneidende Aenderungen und Ergänzungen, namentlich auch unter Berück⸗ 
dchtigung der neueſten Rechtſprechung, erfahren. Außerdem ſind in die 

. Auflage aufgenommen die neuen Verordnungen über äußere Kenn⸗ 
zeichnung von Waren, gegen irreführende Bezeichnung von Nahrungs⸗ 
und Genußmitteln und über den Handel mit Lebens⸗ und Futtermitteln 
und zur Bekämpfung des Kettenhandels. f e 
| Letztere Verordnung vom 24. Juni 1916 enthält jo einſchneidende Ver⸗ 
waltungsbeſtimmungen in bezug auf Aufſicht, Erlaubniserteilung und 
Strafen, daß Kreis⸗ wie Gemeindebehörden und namentlich auch Polizei⸗ 

und Strafbehörden nicht umhin können, ſich mit den neuen Beſtimmungen 
ſehr eingehend zu befaſſen, ebenſo die Lebensmittelverſorgungsanſtalten und 
Lebensmittelhändler. ö R. D. 


28. Lehmann, Heinrich, Profeſſor und Oberlandesgerichtsrat in Jena, 
Wucher und Wucherbekämpfung im Krieg und Frieden. Leipzig 
(A. Deichertſche Verlagsbuchhandlung Werner Scholl). 68 S., 1l M. 


Der Verfaſſer hat ſich eine eigene Art der Sachbehandlung aufgebaut 


und arbeitet mit Erfolg weiter an ihr. Schon die Stoffwahl zeigt den 


Juriſten, der drin ſteht im Strom der Zeit und daher ſeine Gedanken 


ſchöpft. Diesmal hat er ſich den Wucher erwählt, die Begleiterſcheinung 
des Kriegs, wie aller andern Nöte im Menſchenleben. Als ſolche behandelt 
er ihn, kulturgeſchichtlich, ſo wie ſich der Wucher in den einander ab⸗ 
wechſelnden Zeitaltern geltend gemacht hat, den auf die Einzelperſönlichkeit 
geſtellten, ungebundenen, und den gebundenen, gemeinwirtſchaftlichen. Der 
Verfaſſer gibt deshalb den Gebildeten aller Stände Gedanken, die zum 
Nachdenken anreizen. Er weiß juriſtiſche Fragen volkstümlich zu behandeln, 
daß der Laie, der ſich unterrichten will, nicht gleich abgeſtoßen wird von 
einer Kommentarweisheit, die nur der Eingeweihte verſteht, ſondern daß 
er, gepackt, immer weiter 18 Aber auch der Juriſt findet reiche Ernte für 
ſeinen Tagesbedarf und für ſeine allgemeine Schulung. Die Rechtſprechung 
wird mit kritiſchem Blick eingehend behandelt, und große Linien der Ent⸗ 
wicklung werden in unſerer Geſetzgebung aufgezeichnet. Keine Begriffs⸗ 
klauberei, ſondern Ueberſchau des lebendigen Werdens und lebendiges 
wachſendes Zuſammenfaſſen, Ordnung im ſcheinbar verwirrenden Vielerlei. 
Aber nicht bloße Ordnungsbegriffe, ſondern Arbeits⸗ und Lebensbegriffe. 
Möchten doch derartige Bücher mehr herauskommen und Verbreitun 
finden, ſie ſind wertvoller als die ſchnellfertigen Kommentare, die glei 
nach Erlaß eines Geſetzes die Druckpreſſe verlaſſen, nur damit die Geſchäftig⸗ 
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keit und das Geſchäft blühen. Hier gibt ſich kund die werdende Rechtskunſt, 
Entwicklung, Fortſchritt, die anerkennen, daß, was früher gu und aus⸗ 
reichend geweſen ſein mag, mit Wahrſcheinlichkeit jetzt nicht ehe een gt. 


29. Eheberg, Karl Theodor von, Die Kriegsfinanzen. Kriegs⸗ 
koſten, Kriegsſchulden, Kriegsſteuern. 2. Aufl. Leipzig (A. Dei⸗ 
chertſche Verlagsbuchhandlung Werner Scholl) 1917. VIII, 216 S. 5 M. 

Die 1. Auflage war der erſte Verſuch, das weite Gebiet der Kriegs⸗ 
Hamer alſo der Kriegskoſten, Kriegsſchulden und Kriegsſteuern, nk 

rängter Weiſe überſichtlich darzuſtellen, die 2. Auflage, die in weſentlich 
erweiterter Form erſcheint, bietet dem Leſer eingehendere Belehrung. 

Es iſt dem Verfaſſer ſeit dem Erſcheinen der 1. Auflage ein großes 
Material an engliſchen, franzöſiſchen, ruſſiſchen und italie⸗ 
niſchen Zeitſchriften und Tageszeitungen zur Verfügung geſtellt worden, 
das es ihm ermöglicht hat, die Angaben der 1. Auflage über die Höhe der 
Kredite und Anleihen, über die Arten der Schulden, über die Entwicklung 
der Staatshaushalte in der Kriegszeit und über die Steuermaßnahmen der 
einzelnen Staaten ſorgfältig zu prüfen und zu verbeſſern und die Darſtellung 
bis zum Tage des Erſcheinens der neuen Auflage fortzuführen. Das 
Buch wird jedem, der ſich leicht und zuverläſſig über die 
Kriegsfinanzen unterrichten will, die beiten Dienſte tun. 


30. Die Bundesrats verordnung über die Geſchäfts au g 
ſicht zur Abwendung des Konkurſes. Vom 14. Dezember 1916. 
Erläutert von Erich Zweigert, Landrichter, Hilfsarbeiter im Reichs⸗ 
Juſtizamt. Berlin (F. Vahlen). Geb. 3Z M. 99 

Die Geſchäftsaufſicht nach der neuen Verordnung führt zum erſten 
Male den Zwangsvergleich außerhalb des Konkurſes, dieſe ſeit Jahren er⸗ 
17 Erleichterung des Schickſals anſtändiger Schuldner, in unſer Rechts⸗ 
eben ein. Die rechtlichen Schwierigkeiten der neuen Vorſchriften unter 
dieſem Geſichtspunkt zu löſen, iſt das Ziel der Erläuterungen. Eingehende 
Berückſichtigung von Vorgeſchichte, Rechtſprechung und Schrifttum ſetzt 
Gerichte und Rechtsanwälte ſowie die unmittelbar beteiligten Kreiſe der 
Gläubiger und Schuldner in die Lage, ſich über die zahlreichen Einzelfragen 
aus dem Gebiete des Geſchäftsaufſichtsrechts ſchnell und zuverläſſig zu unter⸗ 
richten. Angefügt iſt der Wortlaut der amtlichen Begründung zur Ver⸗ 
ordnung. Von beſonderem Werte iſt ferner die Aufnahme der in den größten 
Bundesſtaaten ergangenen Ausführungsbeſtimmungen, die für die praktiſche 
Handhabung der Vorſchriften unentbehrlich ſind. d ine. 


31. Levy, Leopold, Amtsgerichtsrat, Die Geſchäftsaufſicht und 
der Zwangs vergleich zur Abwendung des Konkurſes. 2. ver⸗ 
änderte Aufl. Berlin (F. Vahlen) 1917. 3,40 M. 4 

Enthält eine ſyſtematiſche Darſtellung des Rechts der Bundesrats⸗ 
verordnung vom 14. Dezember 1916 und hebt ſich aus den übrigen Ber 
arbeitungen heraus durch die vielen anſchaulichen Beiſpiele und Muſter. 
Sie wendet ſich an Nichtjuriſten, ſei es, daß ſie als Aufſichtsperſonen beſtellt 
oder als Gläubiger oder Schuldner beteiligt ſind. | 7 5 
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Die Vereinigung der Fürſtentümer Schwarzburg⸗ 

Rudolſtadt und Schwarzburg⸗Sondershauſen und 

deren Einfluß auf ihre Vertretung im Bundesrat). 
Von Dr. Roth, Dresden⸗Blaſewitz. 


I. Einleitung. 


Durch die Tageszeitungen ging Anfang 1916 die Nachricht, daß 
die Landtage in Rudolſtadt am 19. Februar 1916 und in Sonders⸗ 
hauſen am 9. März 1916 auf Antrag der Regierung aus ihrer 
Mitte je einen Ausſchuß von 6 Mitgliedern gewählt hätten, der 
unter dem Vorſitze des gemeinſchaftlichen Staatsminiſters Freiherrn v. d. 
Recke in Vorbereitungen darüber eintreten ſollte, auf welche Weiſe die 
Vereinigung der beiden Fürſtentümer Schwarzburg zu einem Staate 
oder wenigſtens eine teilweiſe Vereinigung der Miniſterien zu gemein⸗ 
ſamer Behörde und eine gleichmäßige Fortentwicklung der Geſetzgebung 
in den ſchwarzburgiſchen Landen geſchaffen werden könne. 

Abgeſehen von der weiter erfolgten Zeitungsmeldung ), daß 
dieſer Ausſchuß eine Verſtändigung über die Zweckmäßigkeit und 
Durchführbarkeit des Zuſammenſchluſſes erzielt habe und überzeugt 
ſei, daß die einheitliche Verwaltung beider Staaten organiſatoriſche, 
finanzielle und andere Vorteile mit ſich bringen würde, ſowie daß 
Sitz der Regierung Arnſtadt ſein ſolle, ſind bisher, ſoviel uns be⸗ 
kannt, keine weiteren Nachrichten an die Oeffentlichkeit gelangt. Doch 
es iſt anzunehmen, daß die Arbeiten der Ausſchüſſe auch während 
der unruhigen Zeit des Krieges ihren ſteten Fortgang genommen haben. 


1) Schrifttum: 
I. Profeſſor Dr. Conrad Bornhak, Berlin: 
a) Grundriß des deutſchen Staatsrechts, Leipzig 1907; 
b) „Die Vereinigung der beiden lien Bundesftanten a in 
„Dein und Recht“ Heft 11 v. 1. März 1916, S. 2 

Geheimer und i Dr. 185 . Bois bein: „Die 
Vereinigung der Fürſtentümer Schwarzburg⸗Sondershauſen nd at 
burg⸗Rudolſtadt“ in „Grenzboten“ Heft 20 v. 17. Mai 1916, S. 199 ff. 
und Heft 21 v. 24. ai 1916, S 229 

2) Dresdner Anzeiger v. 6. Juli 1916. 
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Von welcher Bedeutung, aber auch von welchem großen Um⸗ 
fange dieſe Ausſchußarbeiten ſind, dies zu ermeſſen eröffnet beſonders 
die angeführte Langbeinſche Abhandlung eine klare Anſchauung. Aus 
dieſer Arbeit iſt auch zu erkennen, wie zwei Staaten, die aus einem 
Staate hervorgegangen ſind und ſich durch ihre geographiſche Lage 
und ihre ſonſtigen ſtaatlichen Lebensbedingungen im allgemeinen 
gleichkommen, doch im Laufe der Jahrhunderte in weſentlichen Be⸗ 
ziehungen eine durchaus verſchiedenartige Entwicklung nahmen und 
nicht ohne Mühe wieder vereinheitlicht oder doch unter eine einheitliche 
Behördenorganiſation gebracht werden können. Die ſchwierigſte Auf⸗ 
gabe iſt hierbei eine gemeinſame Ausgeſtaltung des Wahlrechts, das 
in Schwarzburg⸗Rudolſtadt eine mehr liberale, in Schwarzburg⸗ 
Sondershauſen eine mehr konſervative Tendenz zeigt?). Aber auch 
ſonſt beſtehen erhebliche Schwierigkeiten, die in der Geſtaltung des 
finanziellen Ausgleichs“) mit allen feinen Ausſtrahlungen (Steuer⸗ 
gebarung, Beamtenbeſoldung, Kammergut uſw.) ihren Höhepunkt 
und Schwerpunkt erreichen. Zu hoffen iſt, daß dieſe unverkennbar 
beſtehenden Hinderniſſe einer reſtloſen Vereinigung durch Entgegen⸗ 
kommen der maßgebenden Faktoren beider Fürſtentümer in dieſer 
großen, zum Faſſen großzügiger Entſchlüſſe und zur Milderung und 
Ueberbrückung von Gegenſätzen beſonders geeigneten Zeit überwunden 
werden. | hs 
Es kann ſchlechterdings nicht bezweifelt werden, daß die Ver⸗ 
einigung der beiden Fürſtentümer Schwarzburg dieſen Staaten ſelbſt 
und damit auch dem weiteren Vaterlande große Vorteile bringen 
würde. Denn eine Vereinigung der ſeit 1909 durch Erbvertrag 


3) Schwarzburg⸗Rudolſtadt hat nach der Verfaſſung vom 
21. März 1854, geändert am 16. November 1871, einen Landtag von 16 
in geheimer Abſtimmung auf 3 Jahre gewählten Abgeordneten, die teils 
von den en gewählt, teils aus allgemeinen Wahlen hervor⸗ 
gegangen ſind. ahlberechtigung und Wählbarkeit mit 25 Lebensjahren. 

C hat nach der Verfaſſung v. 8. Juli 
1857, zuletzt geändert am 5. 755 1912, einen N von 18 Mitgliedern, 

von denen 6 vom Fürſten auf Lebenszeit ernannt, 6 durch die Höchſtbe⸗ 
ſteuerten, 6 durch allgemeine geheime indirekte Wahl auf 4 Jahre gewählt 
werden. Wahlberechtigung mit 25, Wählbarkeit mit 30 Lebensjahren. 

4) Schwarzburg⸗Rudolſtadt: Jährliche Einnahmen und Aus⸗ 
gaben (1912 —15): je 3377 718 M.; Schuld (31. Dezember 1913): 4 520 556 M.; 
verfügbarer Geldbeſtand (31. Dezember 1913): 1788960 M.; Ueberweiſung 
der Reichskaſſe (1915): 300900 M; Matrikularbeitrag (1915): 390600 M. 
CCT Jährliche Einnahmen, bezw. Aus⸗ 
8 en (1912—15): je 3417748 M.; Schuld (1913): 6124400 M. einſchließ⸗ 
ich 2300000 M. Eiſenbahnanleihe, der 2240000 M. Guthaben gegenüber- 
tehen; Ueberweiſung der Reichskaſſe (1915): 268 700 M.; Matrikularbeitrag 
1912): 344 100 M. ö 


X. 


a 


wieder unter einem Fürſten vereinigten Fürſtentümer würde nicht nur 
eine erhebliche Arbeitsvereinfachung durch Erſparung doppelter Aus⸗ 
führung der Reichsgeſetze und Verordnungen, ſowie der zweifachen 
Anweiſung des Bundesratsbevollmächtigten bedeuten. Sie würde auch 
durch Vereinheitlichung der Verwaltungen der beiden Staaten größere 
Richtlinien ſchaffen und große Erſparnis der Verwaltungskoſten mit 


ſich bringen. Daß auch in unſerer jetzigen großen Zeit mit ihren 


weitgehenden umfaſſenden Aufgaben und Zielen das innerpolitiſche 
Leben der Staaten nicht ſtillſteht, ſondern raſtlos weiterſchreitet und 
Verbeſſerung und Vervollkommnung erſtrebt, iſt hocherfreulich und legt 
Zeugnis ab für die unſerem Volke innewohnende ungeſchwächte 
u und tank 


II. vorhandene Anſüßze zur vereinigung der Schwarzburger 
J Lande. 


Anſätze zu einer Vereinheitlichung der beiden Schwarzburger 


Fürſtentümer ſind bereits vorhanden. Schon 1912 wurde mit der 


Schaffung eines gemeinſchaftlichen Oberverſicherungsamtes, ſowie 


eines Erbſchaftsamtes und Zuwachsſteueramtes, mit der Einführung 


von Gemeinſchaften im Eichweſen und in der Gewerbeaufſicht ein 
bedeutungsvoller Anfang gemacht. Auch mag hervorgehoben werden, 
daß die Fürſtentümer Schwarzburg⸗Rudolſtadt und Schwarzburg⸗ 
Sondershauſen Wappen (alter deutſcher Reichsadler in Gold, Zeichen 
der Landesteile: goldener Löwe in Blau bei Schwarzburg⸗Rudol⸗ 
ſtadt; Schildfuß des Wappens golden bei Schwarzburg⸗Sonders⸗ 


hauſen), Orden (das am 20. Mai 1853 von Fürſt Friedrich Günther 


von Schwarzburg⸗Rudolſtadt geſtiftete, 1857 auch von Schwarzburg⸗ 
Sondershauſen übernommene Schwarzburgiſche Ehrenkreuz) und 
Landes farben (Blau⸗Weiß) als ſichtbares Zeichen ihrer früheren Zu⸗ 
ſammengehörigkeit gemeinſam hatten und — bis auf kleine Unter⸗ 
ſchiede — haben. Aber daß ſchon äußerlich erhebliche Widerſtände 
zu überwinden ſind, zeigt bereits ein Blick auf die Landkarte: Die 
beiden Fürſtentümer ſind keine in ſich geſchloſſenen Staaten. Jedes 
von ihnen hat Gebiet mitten in Thüringen einerſeits und von der 
preußiſchen Provinz Sachſen umſchloſſene Enklaven in der goldenen 
Aue andexerſeits: Schwarzburg⸗Rudolſtadt dort Rudolſtadt, hier 
Frankenhauſen, Schwarzburg⸗Sondershauſen dort Arnſtadt, hier 
Sondershauſen. Das hat zu weitgehender Verſchiedenheit der Ver— 
waltung dieſer Gebiete und zu einer Anlehnung an die Nachbar⸗ 
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ſtaaten geführt. Welche Schwierigkeiten ſich den Regierungen beider 
Fürſtentümer hierbei boten, iſt beſonders aus folgendem zu erkennen: 

Bisher umfaßte das gemeinſchaftliche Landgericht in Rudolſtadt 
außer dem Fürſtentum Schwarzburg⸗Rudolſtadt noch den Meininger 
Kreis Saalfeld und den preußiſchen Kreis Ziegenrück und unterſtand 
dem gemeinſchaftlichen Thüringiſchen Oberlandesgerichte zu Jena, 
während die fünf Amtsgerichte von Schwarzburg-Sondershauſen 
(Sondershauſen, Ebeleben, Greußen, Arnſtadt, Gehren) der Gerichts⸗ 
barkeit des Landgerichts in Erfurt und des Oberlandesgerichts in 
Naumburg a. d. Saale unterſtellt waren. Bezüglich des Steuer- 
weſens gehörte das Fürſtentum Schwarzburg⸗Sondershauſen bisher 
teils zum Bezirk der Generalinſpektion des Thüringiſchen Zoll- und 
Handelsvereins in Erfurt, teils zur Provinzialſteuerdirektion zu Magde⸗ 
burg. Die Beantwortung der Frage, ob und inwieweit auch hier 
die ſicher wünſchenswerte Schaffung gemeinſchaftlicher, auf den Be⸗ 
zirk der beiden Fürſtentümer beſchränkter Zentralbehörden möglich iſt, 
muß als eine beſonders dankenswerte Aufgabe für die zur Beratung 
der Vereinheitlichung berufenen Organe beurteilt werden. Denn wie 
die Ermöglichung einheitlicher Geſetze und Verordnungen für ein ge 
meinſchaftlich regiertes Land als faſt ſelbſtverſtändliches Erfordernis 
erſcheint, fo iſt auch die Schaffung einheitlicher, zur Aus- und Durch⸗ 
führung dieſer geſetzlichen Maßnahmen berufener Landesbehörden von 
hervorragendem Einfluß, von weitgehender Bedeutung für die Zus 
ſammenſchweißung des ſtaatlichen Lebens. Schon ein Blick auf die Land⸗ 
karte lehrt, daß die Vereinigung der beiden Oberherrſchaften Rudol⸗ 
ſtatt (733 qkm) und Arnſtadt (343 qkm) und der beiden Unter⸗ 
herrſchaften Frankenhauſen (208 qkm) und Sondershauſen (519 qkm) 
durch Schaffung zweier zuſammenhängender Komplexe von 1076 qkm 
und 727 qkm eine weſentliche Erleichterung in der Verwaltung be⸗ 
deutet. Zuſammenfaſſung der Kräfte bedeutet aber Erhöhung und 
Steigerung der Leiſtungen wie im Leben des Einzelnen, ſo auch im 
Betriebe jeder ſtaatlichen Organiſation. 

Von Einfluß könnte übrigens eine Vereinheitlichung der beiden 
Fürſtentümer auch auf ihre militäriſche Belegung ſein. Zurzeit 
liegt in Rudolſtadt das 3. Bataillon des zur 38. Diviſion (11. Armee⸗ 
korps) gehörigen 7. (Thür.) Infant.⸗Regiments Nr. 96, in Sonders⸗ 
hauſen das 1. Bataillon des zur 38. Diviſion gehörigen (3. Thür.) 
Infant.⸗Regiments Nr. 71. Im Falle einer Vereinigung der Fürſten⸗ 
tümer würde der Wunſch naheliegen, die Beſtimmungen der Heeres⸗ 
ordnung ($ 2 Ziff. 6 unter e und d), wonach ſich das 2. und 3. 
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Bataillon des 7. Thür. Infant.⸗Regiments Nr. 96 aus den Fürſten⸗ 
tümern Schwarzburg⸗Rudolſtadt, Reuß ält. und j. L. rekrutiert und 
wonach die Rekruten aus den Fürſtentümern Schwarzburg⸗Sonders⸗ 
hauſen, Lippe, Waldeck und Pyrmont, Schaumburg⸗Lippe und aus 
den Hanſaſtädten gleichfalls möglichſt innerhalb ihres Heimatslandes 
zur Einſtellung zu bringen ſind, dahin abzuändern, daß die bisherigen 
Reſidenzen Schwarzburg und Sondershauſen und der für die Zukunft 
in Ausſicht genommene Regierungsſitz Arnſtadt 5) je ein Bataillon 
desſelben Regiments als Garniſon erhalten. Ob dies in militäriſcher 
Hinſicht wünſchenswert und möglich iſt, muß der ſachverſtändigen 
Prüfung der Militärverwaltung überlaſſen bleiben. 


III. Reſtloſe Vereinigung allgemeiner Wunſch. 


In den maßgebenden Schwarzburger Kreiſen ſteuert die Ent⸗ 
wicklung entſchieden in der Richtung einer reſtloſen Vereinigung der 
beiden Schwarzburger Fürſtentümer. Dieſe reſtloſe Vereinigung ent⸗ 
ſpricht zunächſt ſchon dem Grundſatze des wichtigſten Hausgeſetzes der 
Fürſten zu Schwarzburg, des zwiſchen Chriſtian Wilhelm I., Anton 
Günther II. und Ludwig Friedrich I. geſchloſſenen Erb⸗ und Suk⸗ 
zeſſionsvertrags vom 7. September 17139, nach deſſen Art. IV 
„Lande und Leuthe unzerriſſen und unzertrennt ſamt und ſonders bei 
einander bleiben ſollen“, während nach Art. V „in jeder von beiden. 
Linien mehr nicht als ein regierender Herr ſein ſoll und zwar alle⸗ 
zeit der Erſtgeborene“, und in Art. XII. beſtimmt iſt: „Wenn von 
beiden in Zukunft regierenden Linien die eine in ihrem Fürſtlichen 
Mannesſtamme gänzlich exſtirpieren ſollte, ſo iſt auf ſolchen Fall ver⸗ 
glichen und verabredet worden, damit der Splendeur und das An⸗ 
ſehen des Hauſes umſoviel conſiderabler werde, daß ſodann die ge⸗ 
ſamte Lande der ausgehenden Sondershauſiſchen oder Rudolſtädtiſchen 
Linie als Fideikommißgüter dem zu ſelbiger Zeit regierenden Landes⸗ 
fürſten der anderen Linie allein anheimfallen und dabei zu ewigen 
Zeiten gelaſſen werden ſollen, dergeſtalt, daß gedachte Lande wieder⸗ 


5) Nach einer Meldung der Schwarzburg⸗Rudolſtädter Landeszeitung 
vom 4. März 1917 hat Staatsminiſter Freiherr v. d. Recke in der Landtags⸗ 
verhandlung des Schwarzburg⸗Sondershauſener Landtags vom 3. März 
1917 bei ſeiner Begründung der Regierungsvorlage erklärt, daß die Stadt 
Sondershauſen wohl den Sitz der Regierung verlieren würbe, daß ſie aber 
der Sitz der Reſidenz für immer bleibe. | 

6) Hermann Schulze, Die Hausgeſetze der regierenden deutſchen 
Fürſtenhäuſer Bd. 3 S. 320 f.; Junghans, Geſchichte der Schwarz⸗ 
burgiſchen Regenten 225 f. 
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um unter einem regierenden Herrn koaleszieren und alſo forderſt un⸗ 
zertrennt und ungetheilt ewig beiſammen bleiben mögen.“ Dieſer 
Hausvertrag vom 7. September 1713 wurde durch eine von ſämt⸗ 
lichen Agnaten des Schwarzburgiſchen Geſamthauſes vollzogene und 
durch Geſetz von beiden Landtagen (Schwarzburg⸗Sondershauſen: 
14. Auguſt 1896, Schwarzburg⸗Rudolſtadt: 1. Juni 1896) genehmigte 
Vereinbarung ergänzt. Laut dieſer Ergänzung ſoll nach dem Er⸗ 
löſchen des Mannesſtammes im Fürſtlichen Hauſe Schwarzburg⸗ 
Sondershauſen der regierende Fürſt zu Schwarzburg⸗Rudolſtadt und 
die durch rechtmäßige Geburt aus ebenbürtiger Ehe hervorgegangene 
männliche Deſzendenz zur Regierungsnachfolge im Fürſtentume Schwarz⸗ 
burg⸗Sondershauſen berufen ſein. Sollte der regierende Fürſt Günther 
zu Schwarzburg⸗Rudolſtadt“) ohne Hinterlaſſung männlicher Deſ⸗ 
zendenz aus ebenbürtiger Ehe ableben, ſo wurde Prinz Sizzo zu 
Schwarzburg ), Sohn des Fürſten Friedrich Günther zu Schwarz⸗ 
burg⸗Rudolſtadt und deſſen Gemahlin, Helene Gräfin von Reina, 
Prinzeſſin zu Anhalt, ſowie deſſen durch rechtmäßige Geburt aus 
ebenbürtiger Ehe hervorgegangene männliche Deſzendenz zur Re⸗ 
gierungsnachfolge im Fürſtentum Schwarzburg⸗Sondershauſen wie 
Schwarzburg⸗ Rudolſtadt berufen. 

In einer unterm 14. Februar 1916 in Nr. 38 der Schwarz⸗ 
burg⸗Rudolſtädtiſchen Landeszeitung vom 15. Februar 1916 erſchienenen, 
„Geplante Vereinigung der beiden Schwarzburger Fürſtentümer“ über⸗ 
ſchriebenen offiziöſen Mitteilung heißt es: 

„Auf Einladung der beiden Präſidenten der Landtage von Schwarz⸗ 
burg⸗Rudolſtadt und Schwarzburg⸗Sondershauſen fand am 13. Fe⸗ 
bruar eine vertrauliche Beſprechung von Abgeordneten aller Partei⸗ 
richtungen über die Anbahnung eines engeren Zuſammenſchluſſes 
in den Schwarzburger Fürſtentümern ſtatt. Es wurde von allen 
Anweſenden der Ueberzeugung Ausdruck verliehen, daß die gegen⸗ 
wärtige große Zeit mit ihren großen Aufgaben auch die Vereinigung 
unſerer Schwarzburger Lande zu einem Staate fordere.“ 

In dem in der Sitzung des Landtags des Fürſtentums Schwarz⸗ 
burg⸗Rudolſtadt vom 19. Februar 1916 verlefenen Miniſterialdekret 
vom 12. Februar 1916 (Landtagsbeilage der Schwarzburg⸗Rudol⸗ 
ſtädtiſchen Landeszeitung Nr. 44 vom 22. Februar 1916) wird erklärt: 

7) * 21. Auguſt 1852 in Rudolſtadt, vermählt ſeit 9. Dezember 1891 
mit Anna Prinzeſſin von Schönburg⸗ Waldenburg (* 19, Februar 1871). 
8) * 3. Juni 1860 in Rudolſtadt, vermählt ſeit 25. Januar 1897 mit 


Prinzeſſin Alexandra von Anhalt, durch Allerhöchſten Beſchluß vom 2. Au⸗ 
guſt 0 Oberstleutnant à la suite der Kgl. Sa M Armee. 


N 


— 167 — 


„Der verehrliche Landtag wolle aus ſeiner Mitte einen Ausſchuß von 
ſechs Mitgliedern wählen und ihn beauftragen, mit einem in gleicher 
Weiſe von dem anderen Landtage gewählten Ausſchuſſe unter dem Vor⸗ 
ſitze des gemeinſchaftlichen Staatsminiſters zu Vorbereitungen darüber 
zuſammenzutreten, auf welche Weiſe die Vereinigung der beiden 

ürſtentümer zu einem Staate oder wenigſtens eine keilweiſe Ver⸗ 
einigung der Miniſterien zu gemeinſamer Behörde und eine gleichmäßige 

Fortentwicklung der Geſetzgebung in den Schwarzburgiſchen Landen ge⸗ 
ſchaffen werden kann“. 


Und in dem an gleicher Stelle veröffentlichen Rechtsgutachten 
des Rechtsausſchuſſes des Landtages wird ausgeführt: 


„Den Plan der Fürſtlichen Staatsregierung, die beiden Schwarz⸗ 
el Fürſtentümer zu einem Staate zu vereinigen oder wenigſtens 
deren 1 111 zu einer gemeinſamen Behörde zu verſchmelzen und 
die Geſetzgebung beider Länder möglichſt Sehr fortzuentwickeln, 
Dee die en Abgeordneten des warzburg⸗Rudolſtädtiſchen 

andtags bei ihrer heutigen gemeinſamen Beratung mit der größten 
Freude begrüßt. Sie ſind einſtimmig der Ueberzeugung, daß die 
Vereinigung der Länder für beide die erheblichſten Vorteile bringen 
würde und daß ſie daher als die 1 u erſtreben iſt. Sie 
fühlen auch, daß die jetzige große Zeit ganz beſonders geeignet er⸗ 

eint, Verhandlungen darüber mit dem Schwarzburg⸗Sonders⸗ 

uſiſchen Landtage anzubahnen, aus deſſen Mitte anerkennenswerter 

eiſe die Anregung dazu gegeben worden iſt. Da die dazu erforder⸗ 
lichen Vorberatungen bei der verſchiedenartigen Geſtaltung der Ver⸗ 
faſſungen und der ganzen Geſetzgebung ſehr umfangreich ſind, ſo 
werden ſie am zweckmäßigſten von einem Ausſchuſſe geführt, der aus 
der Mitte der beiden Landtage in gleich großer Anzahl gewählt wird 
und das zu erſtrebende Ziel vorzubereiten hat. Sollten ſich dabei wider 
Erwarten vorerſt nicht zu überbrückende Schwierigkeiten ergeben, ſo iſt 
wenigſtens auf möglichſte Vereinigung der beiden Miniſterien und 
ſonſtigen gemeinſamen Einrichtungen und auf eine gleichmäßige Geſetz⸗ 
gebun A er Der Rechtsausſchuß empfiehlt deshalb dem Land⸗ 
tage, dem Antrage der Fürſtlichen Staatsregierung vom 12. d. M. ent⸗ 
ſprechend aus ſeiner Mitte ſechs Abgeordnete zu wählen und ſie zu 
beauftragen, mit einem gleich großen Ausſchuſſe des Schwarzburg⸗ 
Sondershäuſiſchen Landtags unter dem Vorſitze des gemeinſamen 
Staatsminiſters über die Herbeiführung der in dem Antrage angeregten 
Ziele nach beſten Kräften zu verhandeln.“ 


In der darauffolgenden Ausſprache führte Staatsminiſter Frei⸗ 
herr v. d. Recke aus, daß es auch der Wunſch der maßgebendſten Stelle, 
„des jetzigen Durchlauchtigſten Fürſten Günther ſelbſt, von vornherein 
war, die beiden Schwarzburger Fürſtentümer wieder zu einem Lande 
vereinigt zu ſehen, wie es auch der Erbrezeß von 1713 vorſieht“. 
Und der Staatsminiſter fuhr u. a. fort: „Es iſt unzweifelhaft in der 
Wahl und in der gemeinſamen Arbeit der Ausſchüſſe der beiden 
Landtage die Ausſicht auf eine wirkliche dauernde Vereinigung der 
beiden Fürſtentümer erſchloſſen“ und endete: „Wenn unſere Ausſchüſſe 
in richtigem Sinne vorgehen, dann kann der alte Wunſch in erfüll⸗ 
en Nähe gebracht werden: die Vereinigung unſerer Schwarzburger 

ande!“ 


Te 
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Klar bringt a der Abgeordnete Eiche: feine Anſicht zum 
Ausdruck: 
„Wenn etwas gemacht wird, ſo laßt uns etwas Ganzes er⸗ 
reichen, nämlich in erſter Linie eine vollkommene Vereinigung der 
beiden Schwarzburger Staaten. Erſt wenn unüberwindliche 
Schwierigkeiten eintreten ſollten, dann wollen wir die an zweiter 
Stelle ins Auge gefaßten Annäherungsverſuche ergreifen. 


und Langbein o) hält nicht nur ſelbſt eine völlige Verſchmelzung 
der beiden Fürſtentümer für das allein Erſtrebenswerte, ſondern nach 
ihm ſcheint auch der allgemeine Wunſch der Bevölkerung dahin zu 
gehen, ganze Arbeit zu leiſten, nicht auf halbem Wege ſtehenzu⸗ 
bleiben und nicht etwa außer den beiden Sonderlandtagen einen 
durch ihre Zuſammenlegung gebildeten gemeinſchaftlichen Landtag für 
die alsdann n ſelbſtändig bleibenden zwei W 
einzuſetzen. | | 


IV. Analogien teilweiſer Vereinigung anderer Sundesſtaaten. 


Eine bloße Annäherung zwiſchen den beiden geſetzgebenden 
Faktoren von Schwarzburg⸗Rudolſtadt und Schwarzburg⸗Sonders⸗ 
hauſen oder, wie ſie im Eventualantrag der Regierungsvorlage be⸗ 
zeichnet wird, eine teilweiſe Vereinigung wäre in verſchiedener 
Weiſe denkbar. Beiſpiele hierfür bieten die Verfaſſungen zweier anderer 
deutſcher Bundesſtaaten: von Sachſen⸗Coburg⸗Gotha und von den 
beiden Mecklenburg. | 

Die Landtage der Herzogtümer Coburg (11 Abgeordnete) und 
Gotha (19 Abgeordnete) gehen aus indirekten Wahlen auf die 
Dauer von 4 Jahren hervor. Für gemeinſchaftliche Angelegenheiten 
beider Herzogtümer (Reichsangelegenheiten, Militärweſen, Zoll⸗ und 
Steuerſachen, Juſtiz, Strafanſtalt, Statiſtik) treten beide Landtage zu 
einem gemeinſchaftlichen Landtag beider Herzogtümer abwechſelnd in 
Coburg und in Gotha zuſammen. Der gemeinſchaftliche Landtag, 
wie auch jeder Sonderlandtag hat ein beſonderes Direktorium. 

In den beiden Mecklenburg werden in Gemäßheit des landes⸗ 
grundgeſetzlichen Erbvergleichs vom 18. April 1755 die bereits ſeit 
der Union von 1523 eine für beide Mecklenburg gemeinſchaftliche 
Körperſchaft bildenden Landſtände jährlich im Herbſt abwechſelnd nach 
Malchin und Sternberg zum Landtag einberufen. Die Stände gliedern 


9) a. a. O. S. 236. 
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ſich einesteils nach den beiden früheren Herzogtümern Schwerin und 
Güſtrow, andernteils nach drei Kreiſen, von denen der mecklenburgiſche 
das Herzogtum Schwerin, der wendiſche und der ſtargardiſche (Mecklen⸗ 
burg⸗Strelitz) das Herzogtum Güſtrow umfaßt, und ſetzen ſich zu⸗ 
ſammen aus Ritterſchaft und Landſchaft. Erſtere bilden die Beſitzer 
der landtagsfähigen Güter, letztere die Obrigkeiten von Roſtock, Wis⸗ 
mar und den Landftädten. 

Inwieweit ſich in Schwarzburg die Vereinigung nur auf die 
Behördenorganiſation oder ob ſie ſich auch und gegebenenfalls in 
welchem Umfange auf die Verſchmelzung der Landtage und der 
Finanzgebarung erſtrecken oder ob ſie eine unbeſchränkte ſein wird, 
läßt ſich, wie bereits betont, zurzeit nicht vorausſehen. Doch kann 
es keinem Zweifel unterliegen, daß zwar einerſeits die Schwierigkeiten 
der Ermöglichung eines völligen Ineinanderaufgehens erheblich ſind, 
daß aber andererſeits demgegenüber auch entſprechend großer Nutzen 
das Ergebnis einer völligen Verſchmelzung ſein würde. 

Uebrigens bieten in beſonderem Maße eine Analogie zu den Ver⸗ 
hältniſſen in den beiden Fürſtentümern Schwarzburg auch die beiden 
Fürſtentümer Reuß. In Reuß j. L. regiert Fürſt Heinrich XXVII. 10) 
ſeit 1893 im Namen und Auftrag des Fürſten Heinrich XIV. als 
Regent, ſeit 2. April 1910 als Erbprinzregent. Gleichzeitig iſt Fürſt 
Heinrich XXVII. von Reuß j. L. aber auch für den durch un⸗ 
heilbare Krankheit dauernd an der Regierung verhinderten Fürſten 
Heinrich XXIV. 11) von Reuß ä. L. Regent. Es beſteht alſo zur⸗ 
zeit in den Reußiſchen wie in den Schwarzburger Fürſtentümern 
Perſonalunion 1). Ebenſo wie die beiden Schwarzburg führen die 
beiden Fürſtentümer Reuß als Zeichen der früheren engen Verbindung 
dieſelben Wappen (das von einem Fürſtenhut bedeckte Wappen 
beider Fürſtentümer iſt quadriert: erſtes und viertes Feld goldener 
gekrönter Löwe in Schwarz, zweites und drittes Feld goldener Kranich 


10) * 10. November 1858 in Gera, vermählt mit Eliſe Prinzeſſin zu 
Hohenlohe⸗Langenburg ( 4. September 1864). 

11) * 20, März 1878 in Greiz. 

12) In Reuß ä. L. beſteht nach der Verfaſſung v. 28. März 1867 
ein Landtag von 15 Abgeordneten, darunter 3 vom Fürſten ernannte, die 
erſten Bürgermeiſter von Greiz und Zeulenroda, 1 aus der Mitte der Ge⸗ 
meindevorſteher des platten Landes, 2 von den Großgrundbeſitzern, 2 von 
655 55 wählt 1 von Zeulenroda, 4 von den Landgemeinden direkt auf 

ahre gewählt. 

Reuß j. L. hat nach der Verfaſſung v. 14. April 1852, ergänzt 
20. Juni 1856, einen Landtag von 21 Abgeordneten (fürſtliche Beſitzer des 
Reuß⸗Köſtritzer Paragiums und 20 Abgeordnete, die — 3 von den Höchſt⸗ 
beſteuerten, 17 nach Pluralwahlrecht — auf 4 Jahre gewählt werden. 


>= 70 


in Silber), dieſelben Orden (das am 24. Mai 1869 von Fürft 
Heinrich XIV. von Reuß j. L. geſtiftete, am 3. Oktober 1902 auch 
von Reuß ä. L. übernommene Ehrenkreuz „Für treue Dienſte“) 
und dieſelben Landesfarben (Schwarz⸗Rot⸗Gelb). Ob und inwieweit 
in den beiden reußiſchen Landen bei Regierung und Volk das Be⸗ 
dürfnis nach einer über die Perſonalunion hinausgehenden Annähe⸗ 
rung, womöglich zu einer völligen Vereinigung der beiden beteiligten 
Staaten vorhanden iſt, kann von uns nicht ohne weiteres beurteilt 
werden, mag auch zunächſt dahingeſtellt bleiben. Immerhin iſt es 
wahrſcheinlich, daß ſich auch in den beiden Fürſtentümern Reuß früher 
oder ſpäter eine auf engere Verbindung n Bewegung geltend 
machen wird. | 

Schon äußerlich zeigt auch hier wieder ein Blick auf die Land⸗ 
karte, daß die Vereinigung der beiden Fürſtentümer Reuß ſtatt der 
einander abwechſelnd ſperrenden Herrſchaften Greiz, Zeulenroda, Schleiz, 
Burgk, Ebersdorf, Lobenſtein ein einheitliches in ſich verbundenes 
Gebiet zwiſchen dem Frankenwald und dem Königreich Sachſen. 
ſchaffen und daß dann nur die Herrſchaft Gera von dieſem getrennt 
ſein würde. Die Tatſache, daß jetzt zu gleicher Zeit vier deutſche 
Bundesſtaaten durch zwei Regenten regiert werden, iſt aber höchſt 
bemerkenswert und verdient weitgehende Beachtung. 

Wie wir eben ſahen, beſteht bereits eine Duplizität der Fälle. 
Es iſt recht wohl denkbar, daß ſich dieſe weiter häufen. Um ſo mehr 
gewinnt aber auch die Tatſache, in welcher Form die betroffenen 
Staaten in Zukunft weiterbeſtehen werden — ob lediglich Perſonal⸗ 
union, ob Annäherung durch teilweiſe Vereinigung oder Verſchmelzung, 
ob reſtloſes Ineinanderaufgehen — eine über die Grenzen der un⸗ 
mittelbar Beteiligten weit hinausgehende Bedeutung. 


V. Preſſeſtimmen. 


Ein helles Schlaglicht werfen auf die Bedeutung Ae Fragen 

folgende Notizen der Tagespreſſe: 

„„Der Plan der Vereinigung von Schwarzburg⸗Rudolſtadt und 
Schwarzburg⸗Sondershauſen bringt zum erſten Male ſeit Gründung 
des deutſchen Reiches die Vereinigung zweier Bundesſtaaten zu 
einem mit ſich. Intereſſant dürfte die Frage der Regelung der 
Stimmen der beiden Fürſtentümer für den Bundesrat ſein. Werden 
die beiden Fürſtentümer vereinigt, ſo fehlt eine verfaſſungsmäßige 
Beſtimmung für das Stimmrecht. Die Folge wäre eine Aenderung 
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-Der Reichsverfaſſung, die für den neuen Zuſtand auch neues Recht 
ſchaffen muß. Das wäre eine Pflicht der Gerechtigkeit gegenüber 
größeren Bundesſtaaten, die nur über eine Stimme im Bundes⸗ 
rate verfügen“ 19. 
„Nachdem der Ausſchuß der beiden Schwarzburgifchen Landtage, 
der unter dem Vorſitze des Staatsminiſters Freiherrn v. d. Recke 
tagte, ſich für den Zuſammenſchluß der beiden Fürſtentümer zu 
einem Staate ausgeſprochen hat, dürften die beiden Landtage dem⸗ 
nächſt über eine Geſetzesvorlage zu beſchließen haben, deren An⸗ 
nahme geſichert erſcheint. Damit wird dann die Frage der Ver⸗ 
einigung zu einer Angelegenheit des Reiches, deſſen geſetzgebende 
Faktoren, Bundesrat und Reichstag, ſich mit ihr beſchäftigen müſſen, 
weil eine Abänderung der Reichsverfaſſung erforderlich wird. Im 
Artikel 6 der Reichsverfaſſung iſt die Verteilung der Stimmen der 
Bundesſtaaten geregelt, nach der Schwarzburg⸗Rudolſtadt und 
Schwarzburg⸗Sondershauſen je eine Stimme beſitzen. Die beiden 
Stimmen werden ſeit Eintritt der Perſonalunion in den beiden 
Fürſtentümern gemeinſam vom Fürſten Günther zu Schwarzburg⸗ 
Rudolſtadt ausgeübt. Tritt aber an die Stelle der Perſonalunion 
die Vereinigung der beiden Fürſtentümer zu einem Staate, jo be- 
darf die Vertretung im Bundesrat einer reichsgeſetzlichen Regelung, 
da Artikel 6 der Reichsverfaſſung geändert werden muß. Eine 
Zuſammenzählung der beiden Stimmen kann nicht in Frage kommen, 
da hierdurch der neue Bundesſtaat eine ſtärkere Vertretung im Bundes⸗ 
rat erhalten würde, als ihm nach hiſtoriſchem Rechte zuſteht. Die 
Verteilung der Bundesratsſtimmen beruht bekanntlich nicht auf 
dem territorialen Umfang der einzelnen Bundesſtaaten, ſondern 
auf hiſtoriſchen und politiſchen Gründen. Soll aber eine der beiden 
ſchwarzburgiſchen Stimmen wegfallen, ſo iſt eine Aenderung der 
Reichsverfaſſung unumgänglich, weil die bisherige Stimmenanzahl 
einen weſentlichen Teil der Verfaſſung bildet. Die beiden Fürſten⸗ 
tümer ſind alſo wohl in der Lage, alle Einzelheiten ihrer Ver⸗ 
einigung zu einem Staate ſelbſtändig zu regeln. Sie vermögen 
jedoch nicht dadurch einen Zuſtand herbeizuführen, der eine Be⸗ 
ſtimmung der Reichsverfaſſung abändert“ 10. 
Im folgenden ſoll unterſucht werden, ob die in den vorſtehenden 
Zeitungsnotizen vertretene Anſicht, daß eine Vereinigung der beiden 
Fürſtentümer eine Aenderung der Reichs verfaſſung — Wegfall einer 


13) Vgl. Dresdner Anzeiger vom 19. Februar 1916. 
14) Vgl. Dresdner Anzeiger vom 18. Mai 1916. 
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der beiden Bundesratsſtimmen, bzw. Zuſammenſchmelzung der beiden 
Stimmen in eine — nach ſich ziehe, gerechtfertigt erſcheint. 


VI. Staatsrechtliche Beurteilung der Vereinigung im allgemeinen. | 


In ſtaatsrechtlicher Beziehung iſt zunächſt hervorzuheben, daß 
nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen beim Zuſammentreffen von bisher 
zwei verſchiedenen Berechtigten zuſtehenden Rechten in einer Perſon 
die nunmehr zuſammentreffenden Befugniſſe keinerlei Einſchränkungen 
erfahren, ſondern in demſelben Umfange wie bisher weiter beſtehen 
bleiben. Nun ſtehen ſich aber im Deutſchen Reiche alle 25 Bundes⸗ 
ſtaaten als Rechtsträger dem Umfange ihrer Rechte nach einander 
durchaus gleich gegenüber: alle Staaten ſind in bezug auf ihre ſtaats⸗ 
rechtlichen Grundrechte gleichberechtigt. Wenn ſich eine Scheidung 
in ſolche Staaten, die für ſich, bzw. für ihr Oberhaupt königliche 
Ehren in Anſpruch nehmen können (Königreiche, Großherzogtümer), 
und ſolche, die dieſer Rechte entbehren, herausgebildet hat, ſo iſt dies 
lediglich eine Scheidung dem Range nach. Im übrigen iſt die in 
einem Staat beſtehende Gebietshoheit normalerweiſe nach innen und 
außen unbeſchränkt. Wie dieſe Staatshoheit alle innerhalb des 
Gebietes befindlichen Perſonen, Sachen und Rechte umfaßt, ſo beſteht 
für die Staatsgewalt auch Ausſchließlichkeit in dem Sinne, daß 
ihre Rechte gegenüber anderen Staaten durch Aenderungen inner⸗ 
halb. der Grenzen ihrer territorialen Staatsgewalt nicht beeinflußt 
werden. Die Perſönlichkeit eines Staates, die Land und Leute aus 
eigener Machtvollkommenheit beherrſchende Staatsſouveränität, bleibt 
daher auch dieſelbe, und ſeine Rechte und Verbindlichkeiten dauern 
fort, ſelbſt wenn ſeine Regierungen wechſeln oder ſeine Verfaſſung 
umgeſtaltet wird. Die Perſönlichkeit eines Staates erleidet ferner 
dadurch keine Veränderung, daß einzelne Gebietsteile hinzukommen 
oder losgetrennt werden. Und wird ein bisher ſelbſtändiger Staat 
einem anderen einverleibt, ſo gehen die Rechte und Verbindlichkeiten 
des erſteren auf den letzteren über. 

Wenn ſich alſo zwei Einzelſtaaten, die ſich, wie es beim Deutſchen 
Reiche geſchehen iſt, mit mehreren anderen Einzelſtaaten verfaſſungs⸗ 
mäßig ſtaatsrechtlich zu einem Geſamtſtaate (Bundesſtaat) verbunden 
haben, vereinigen, ſo geht folgerichtig von den in der Staatsſouveränität 
der beiden Einzelſtaaten begründeten Rechten keines durch die Ver⸗ 
einigung verloren, ſondern ſie bleiben in der den vereinigten Staats⸗ 
körper beherrſchenden Staatsſouveränität unverſehrt erhalten. 
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Auf den Fall der beiden Fürſtentümer Schwarzburg angewendet, 

erſcheint es hiernach ſchon aus allgemeinen ſtaatsrechtlichen Gründen 
nicht gerechtfertigt, „für den neuen Zuſtand auch ein neues Recht zu 
ſchaffen“. Vielmehr bewegen ſich die in den obigen Zeitungs notizen 
vertretenen Rechtsanſchauungen in einem eirculus vitiosus. Ihre 
Behauptung, daß die Reichsverfaſſung geändert werden müſſe, ent⸗ 
behrt jeglicher Begründung. Schon aus den eben getroffenen Feſt⸗ 
ſtellungen folgt, daß die beiden Bundesratsſtimmen der Schwarzburger 
Fürſtentümer auch bei ihrer Vereinigung fortzubeſtehen haben. 
Es iſt aber auch in Art. 78 Abſ. 2 RV. ausdrücklich beſtimmt, 
daß diejenigen Vorſchriften der Reichsverfaſſung, durch welche be⸗ 
ſtimmte Rechte einzelner Bundesſtaaten in deren Verhältnis zur Ge⸗ 
ſamtheit feſtgeſtellt ſind, nur mit Zuſtimmung des berechtigten Bundes⸗ 
ſtaates abgeändert werden können. Hierbei iſt nicht nur an die ſo⸗ 
genannten Sonderrechte Bayerns (Art. 4, 10, 35, 38, 46, 52, Schluß⸗ 
beſtimmungen zu Abſchnitt XI, XII), Württembergs (Art. 4, 8, 35, 
38, 52, Schlußbeſtimmung zu Abſchnitt XI), Badens (Art. 35—38), 
Sachſens (Art. 8), ſowie von Hamburg und Bremen (Art. 34) zu 
denken, ſondern insbeſondere auch an den die Zuſammenſetzung des 
Bundesrates feſtſetzenden Art. 6, in dem die Stimmenzahl der 
einzelnen Bundesmitglieder im Bundesrate, alſo das Maß ihrer Teil⸗ 
nahme an der Staatsſouveränität des Deutſchen Reiches feſtgelegt 
if. „Die Reichsverfaſſung beruht auf der föderativen Grundlage, 
die ſie durch die Bundesverträge erhalten hat, und kann nicht ohne 
Vertragsbruch verletzt werden. Die Rechte eines jeden Landesfürſten 
bilden einen unlöslichen Teil der Reichsverfaſſung und beruhen daher 
auf denſelben ſicheren Rechtsgrundlagen, wie alle Inſtitutionen des 
Reiches“ 15), Daß dem durch Verſchmelzung aus Schwarzburg⸗Rudol⸗ 
ſtadt und Schwarzburg⸗Sondershauſen entſtandenen vereinigten Fürſten⸗ 
tum Schwarzburg aus abgeleiteten Rechten die den beiden bisher 
getrennten Fürſtentümern zuſtehenden Bundesratsſtimmen als Anteil 
an der Staatsſouveränität zufallen müſſen, kann nach dem oben Aus⸗ 
geführten nicht bezweifelt werden. 


VII. Auslegung der Reichsverfaſſung. 


In welcher Weiſe die Bundesſtaaten ihre inneren Verfaſſungs⸗ 
fragen regeln, iſt lediglich ihnen ſelbſt überlaſſen. Zu irgendwelchen 
15) 88 10 v. Bismarck, Gedanken und Erinnerungen, Stuttgart und 


Berlin J. C. Cotta, 1905, Bb. 1 S. 386 im Brief an König Ludwig von 
Bayern, d. d. Kiſſingen, 10. Auguſt 1874. 


Eingriffen fehlt es, äbgeſehen von den Fällen des Artikels 76 der 
Reichsverfaſſung, ſowohl dem Bundedrate wie auch dem Reichstage 
an jedem Mittel, an jedem Recht. Wie ſchon die römiſchen Juriſten 
den Rechtsſatz prägten: culpa est, sese inmiscere in res alienas, 
ſo haben auch im Bundesrate die verſchiedenen Anläufe, von Reichs. 
wegen auf die Aenderung bundesſtaatlicher Verfaſſungen zu drücken, 
ſtets entſchiedene Ablehnung erfahren. Wie die hierüber geführten 
Verhandlungen jedesmal zu der Feſtſtellung geführt haben, daß dem 
Reiche die Kompetenz zum Eingreifen in die einzelſtaatlichen Ver⸗ 
faſſungen fehlt, ſo darf auch als ausgeſchloſſen gelten, daß ſich im 
Bundesrat eine Mehrheit finden wird, die den Einzelſtaaten Hoheits⸗ 
rechte entziehen wollte. Handelt es ſich doch hierbei um die wichtigſten 
bundesſtaatlichen Sonderrechte, um die Hauptgrundlagen unſerer 
bundesſtaatlichen Verfaſſung. 

Allerdings iſt die Möglichkeit gegeben, im Bundesrate die uns 
hier beſchäftigende Frage aufzurollen. In wiederholt betätigter Praxis 
hat nämlich der Bundesrat für ſich das Recht in Anſpruch genommen, 
jeden Monarchen eines Bundesſtaates gewiſſermaßen erſt anzuerkennen, 
ehe ihm die Regierungsgewalt in feinem Staate zugeſtanden wird. 
So erklärte in der braunſchweigiſchen Thronfolgefrage der Bundesrat 
unterm 2. Juli 1885, daß „ein auf eine Provinz des führenden 
deutſchen Staates Anſpruch erhebender Fürſt unmöglich Herzog von 
Braunſchweig werden könne“. Dieſer Beſchluß wurde dem Herzog 
Ernſt Auguſt von Cumberland, einem Sohne des 1866 entthronten 
und am 12. Juni 1878 im Exil geſtorbenen vormaligen Königs 
Georg V. von Hannover, als er nach dem am 18. Oktober 1884 
erfolgten Tode des Herzogs Wilhelm von Braunſchweig unverzüglich 
feinen Regierungsantritt in Braunſchweig erklärte, mitgeteilt. Das 
Herzogtum ſelbſt aber wurde, wie ſchon bis dahin, auch weiter als 
Reichsland regiert. Unterm 28. Februar 1907 wurde der Beichluß 
wiederholt und ſeine Wirkung auf jedes Mitglied des vormaligen 
hannoverſchen Königshauſes ausgedehnt. Braunſchweig blieb weiter 
Reichsland. Als aber am 24. Oktober 1913 Herzog Ernſt Heinrich 
den Anſpruch förmlich auf ſeinen am 17. November 1887 geborenen 
gleichnamigen Sohn übertrug, wurde ſchon drei Tage darauf der 
Bundesratsbeſchluß außer Kraft geſetzt. Am 1. November 1913 
erklärte der neue Herzog ſeinen Regierungsantritt. ö 

Aehnlich wurde auch in der Frage der Thronfolge in Lippe⸗ 
Detmold, insbeſondere aber in Coburg⸗Gotha verfahren. Vgl. Reichs⸗ 
tagsſitzungsbericht vom 5. Februar 1894 S. 1000 C— D: „Es iſt 
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nach Landes⸗ und Fürſtenrecht zunächſt zu entſcheiden, ob die Thron⸗ 


folge in einem einzelnen deutſchen Lande in dieſer oder jener Weiſe 


zu regeln iſt. Iſt ſie dann geregelt, ſo präſentiert das Land oder 


ſein neuer Souverän einen Bevollmächtigten zum Bundesrat, und 
es iſt Sache des Bundesrates, zu entſcheiden, ob dieſer präſentierte 
Bevollmächtigte de jure in der Lage iſt, das Land zu vertreten“ 10. 
Hiernach würde der Bundesrat auch zur Prüfung der Frage berechtigt 
ſein, in welchem Umfange der Bundesratsbevollmächtigte ſein Recht 
ausüben, wieviel Bundesratsſtimmen der Vertreter der vereinigten 
Fürſtentümer abgeben darf. Es iſt aber ſchlechterdings nicht einzu⸗ 
ſehen, warum der Einfluß der beiden Fürſtentümer Schwarzburg im 
Bundesrate — und in ähnliche Lage können ſich nach dem oben 
Geſagten bald auch die Verhältniſſe in den Fürſtentümern Reuß zu⸗ 
ſpitzen — von der Art und dem Umfang ihrer Vereinigung abhängig 
ſein ſoll. Denn es kann keinem Zweifel unterliegen, daß den beiden 


Fürſtentümern Schwarzburg, wie den beiden Fürſtentümern Reuß 


im Falle einer Perſonalunion, wie ſie jetzt beſteht, ihre zwei Bundes⸗ 
ratsſtimmen erhalten bleiben. Dann iſt aber nicht einzuſehen, warum 
ihre Vereinigung, die nach dem oben Geſagten als eine Verſtärkung 
ihrer Kräfte, als eine Erhöhung der Machtmittel ihrer Staats⸗ 
hoheit zu beurteilen iſt, eine Verminderung ihres Einfluſſes im Bundes⸗ 
rate zur Folge haben ſoll. | Ä 

Wenn nach Art. 1 RV. die Ausdehnung des Bundesgebietes 
feſtgelegt iſt, ſo wird inſoweit durch die Verſchmelzung der beiden 
Fürſtentümer zu einem Staate keine Aenderung der Verfaſſung nötig. 
Denn es handelt ſich bei einer Vereinigung der beiden Staaten um 
keine Veränderung des Bundesgebietes, die allerdings — wie die 
Vereinigung von Helgoland mit dem Deutſchen Reiche und mit 
Preußen 17) — nach Art. 78 Abf. 1 RV. nur im Wege der Geſetz⸗ 
gebung erfolgen könnte. 

Auch der Einwand, daß in Art. 1 und 6 RV. zwei Staaten 
aufgeführt ſind und daß ſtatt deſſen nach deren Verſchmelzung ein 
neuer Staat zur Entſtehung gekommen ſei, würde nicht die Not⸗ 
wendigkeit einer Verfaſſungsänderung begründen. Mit Recht führt 
Bornhak 1) als klaſſiſches Beiſpiel hierfür die Tatſache an, daß die 
Reichsverfaſſung in Art. 1 noch heute Preußen mit Lauenburg auf⸗ 


16) Vgl. Julius Hatſchek im Tag Nr. 109 v. 11. Mai 1917. 


17) Vgl. Reichsgeſetz, betr. die Vereinigung von Helgoland mit dem 


Deutſchen Reiche, v. 15. Dezember 1890, und preuß. Geſ. betr. die Vereinigung 
der Inſel Helgoland mit der preuß. Monarchie, v. 18. Februar 1891. 
18) Geſetz und Recht a. a. O. S. 255. | | 
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führe, während das Herzogtum Lauenburg ſeit 13. September 1856 
mit der Krone Preußen durch Perſonalunion vereinigt und durch das 
preußiſche Geſetz vom 23. Juni 1876 mit Preußen dauernd verbunden, 
alſo durch Einverleibung in Preußen als Staat untergegangen iſt. Daß 
Lauenburg keine beſondere Stimme im Bundesrate führte, iſt in dieſem 
Zuſammenhang nicht von Belang. Tatſache iſt jedenfalls, daß die er⸗ 
wähnte Veränderung keine Redaktion der Reichsverfaſſung nach ſich zog. 

Ebenſowenig bedarf es im Falle der Vereinigung der Schwarz⸗ 
burger Fürſtentümer zu einem Staate einer Aenderung der Reichs⸗ 
verfaſſung. Denn vom Standpunkte der Reichsverfaſſung aus iſt 
hierbei ſtaatsrechtlich überhaupt keine das Stimmrecht des Bundes⸗ 
rates beeinfluſſende Veränderung geſchehen. 
| Wie Bornhak zutreffend feſtſtellt 1%), hat allerdings die geſamte 
deutſche Entwicklung bezüglich des Fortbeſtehens oder Erlöſchens der 
Stimmen bei Verſchmelzung mehrerer Staaten in einen geſchwankt. 
| Im alten Reiche waren feit 1853 die Reichstagsſtimmen auf 
das Gebiet feſtgelegt. Im Falle der Vereinigung mehrerer Gebiete 
durch einen Landesherrn führte dieſer die bisher den Einzelſtaaten 
zuſtehenden Stimmen auf dem Reichstage weiter. Im Kurfürſten⸗ 
kollegium hatte hiernach Preußen für die Mark Brandenburg eine 
Stimme, außerdem aber weitere Stimmen für Magdeburg, Halber⸗ 
ſtadt, Minden uſw. im Reichsfürſtenrate. 

Anders im alten deutſchen Bunde, wo gerade die entgegengeſezte 
Gepflogenheit Rechtens war. 

Während der alte deutſche Bund urſprünglich aus 41 Mitgliedern 
beſtand 20), minderten ſich dieſe durch Erbgang und durch Uebergang 
beider Hohenzollern an Preußen auf 33 herab: 

a) Die vier ſächſiſchen Herzogtümer Gotha, Coburg, Meiningen, 
Hildburghauſen wandelten ſich durch Erbteilungs vertrag vom 12. No⸗ 
vember 1826 in drei: Sachſen⸗Meiningen⸗Hildburghauſen, Sachſen⸗ 
Altenburg, Sachſen⸗Coburg⸗Gotha (—1). 

b) 1824 erloſch Reuß⸗Lobenſtein, | 

1848 trat der letzte Fürſt von Reuß⸗Ebersdorf die Regierung 
| ſeines Landes an Schleiz ab (—2). 

c) 1847 ſtarb Anhalt⸗Cöthen, 

1863 Anhalt⸗Bernburg aus. 
Anhalt wurde ein a (2). 


19) a. a. O. S 
20) 38 den eben 40 Mitgliedern trat 1817 noch Heſſen⸗Hom⸗ 
burg hinzu. ö 
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dh) 1849 fielen beide Hohenzollern an Preußen (—2). 
e) 1866 erloſch Heſſen⸗ Homburg und 
fiel an Heſſen (—1). 
Allein der deutſche Bund war nur ein Bund der Souveräne 
zur Verſicherung ihrer Souveränität, ein durch Vertrag ſeiner Glied⸗ 


ſtaaten geſchaffener Staatenverein, deſſen Grundgeſetze mit ſeiner Auf⸗ 


löſung ihre Kraft verloren. Denn als im Frühjahre 1866 Preußen 
ſeine Reformvorſchläge innerhalb des deutſchen Bundes machte und 
als ſchließlich nach Verſchärfung der Lage durch die ſchleswig⸗hol⸗ 
ſteiniſche Frage Oeſterreich mit Erfolg die Mobiliſierung der außer⸗ 
preußiſchen Bundesarmeekorps beantragte, wurde der alte Bund durch 
Preußen für gebrochen erklärt. Und die Auflöſung des alten 
Bundes wurde von den den Krieg überdauernden Staaten in den 
Friedensverträgen ausdrücklich anerkannt. Da hiernach der deutſche 


Bund keinerlei Rechtsnachfolger hatte, ſo iſt die Verfaſſung des 


Deutſchen Reiches vom 16. April 1871, die lediglich aus derjenigen 
des Norddeutſchen Bundes hervorgegangen iſt, nur aus ſich ſelbſt 
heraus zu interpretieren. 

Wenn nun hiernach das Deutſche Reich der Gegenwart ſeit 1867 
zwar keinen rechtlichen Zuſammenhang mit den früheren 
Perioden deutſcher Geſamtſtaatsbildung beſitzt, ſo iſt doch eine ge⸗ 
ſchichtliche Kontinuität nicht zu verkennen. So knüpft die 
Reichsverfaſſung auch für die Stimmenverteilung im Bundesrate an 
die des alten Bundestages an. Aber gerade der einzige Präzedenz⸗ 
fall, in dem die Stimmen von untergegangenen, mit Bundesſtaaten 
verſchmolzenen Staaten des alten deutſchen Bundes in der Reichs⸗ 
verfaſſung erwähnt werden, ſpricht dafür, daß die Rechtsentwicklung 
ſich in den Bahnen des alten Reiches weiterbewegt, daß alſo die 
Bundesratsſtimmen auf das Gebiet feſtgelegt ſind, daß die Bundesrats⸗ 
ſtimmen der einzelnen Bundesſtaaten auch im Falle deren Verſchmelzung 
in gleicher Zahl erhalten bleiben. Denn in Art. 6 RV. wird aus⸗ 
ausdrücklich hervorgehoben, daß Preußen, das im Plenum des deutſchen 
Bundes — wie Oeſterreich und die anderen Königreiche — nur 4 
Stimmen hatte, „mit den ehemaligen Stimmen von Hannover, Kur⸗ 
heſſen, Holſtein, Naſſau und Frankfurt“ 17 Stimmen führt. Nach 
alledem würde alſo eine Aenderung der Reichsverfaſſung in dem 
Sinne, daß bei einer Vereinigung der beiden Schwarzburg — und 
analog bei einer Verſchmelzung der beiden Reuß — zu einem Staate 
der neue nunmehr vereinigte Staat 2 Stimmen zu führen habe, 


nur eine deklaratoriſche, keine konſtitutive Wirkung beſitzen. 
Blätter für Rechtspflege LXIV. N. F. XLIV. 12 


S a 
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VIII. Statififche Unterſuchungen. 


Wenn ſchließlich in den oben angeführten Zeitungsſtimmen ge⸗ 
ſagt wurde, daß Art. 6 RV. geändert werden müſſe, weil „dies eine 
Pflicht der Gerechtigkeit gegenüber den größeren, nur eine Stimme 
im Bundesrate beſitzenden Bundesſtaaten wäre“, ſo kann auch das 
nicht anerkannt werden. 

Nach Art. 6 RV. haben Stimmen im Bundesrate: 

| Preußen 17 
Bayern 6 
Sachſen 
Württemberg 
Baden 
Heſſen 5 
Mecklenburg⸗Schwerin 
Braunſchweig 
Sachſen⸗Weimar 
Mecklenburg⸗Strelitz 
Oldenburg | 
Sachſen⸗Meiningen 

„ Altenburg 
⸗Coburg⸗Gotha 


Anhalt 
Schwarzburg⸗Rudolſtadt 
25 ⸗Sondershauſen 

Waldeck | 

Reuß ält. Linie 

„ Jüngere Linie 

Schaumburg⸗Lippe 

Lippe 
Lübeck 

Bremen 

Hamburg 

dazu: Elſaß⸗Lothringen 2) 


ee 


21) i gilt nach Art. I RG. vom 31. Mai 1911 als Bundes⸗ 
ſtaat und führt im Bundesrate 3 Stimmen, die bei der Beſchlußfaſſung 
über Aenderungen der Verfaſſung und dann nicht gezählt werden, wenn 
die Präſidialſtimme nur durch den Hinzutritt dieſer Stimmen die Mehrheit 
für ſich erlangen oder im Sinne des Art. 7 Abſ. 3 Satz 3 RV. den Aus⸗ 
ſchlag geben würde. | Ä 
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Nun kann man ſicherlich überhaupt nicht im Zweifel fein, daß 
die Bedeutung eines Bundesſtaates, fein Einfluß auf die äußere und 
innere Reichspolitik, fein tatſächlicher Anteil an der im Bundesrate 
verkörperten Staatsſouveränität des Deutſchen Reiches nicht mathe⸗ 
matiſch, nicht in Ziffern dargeſtellt werden kann. Denn bei derartigen 
ſtatiſtiſchen, zahlenmäßigen Zuſammenſtellungen und Vergleichungen 
würden viele Kräfte und Einflüſſe unberückſichtigt bleiben, viele Im⸗ 
ponderabilien nicht mit in Erwägung gezogen werden können, die in 
der Politik gerade eine große, oft ausſchlaggebende Rolle ſpielen. 
Immerhin dürfte es aber des Intereſſes nicht entbehren und auch 
unſere in dieſer Abhandlung vorgetragenen Anſichten ſtützen, wenn 
im folgenden der Verſuch gemacht wird, das Verhältnis der Bundes⸗ 
ſtaaten zueinander nach der Zahl ihrer Stimmen im Bundesrate, ſowie 
nach ihrer Größe und Einwohnerzahl rein zahlenmäßig darzuſtellen. 

Es beträgt zunächſt, was die Zahl der Bundesratsſtimmen an⸗ 
belangt, nach Hundertteilen berechnet, der Anteil von: 


a) Preußen | 2781 % 
[Bayern | 954 „ 
Sachſen 684 „ 
| Württemberg 6814 „ 
b) ; Baden = | 56 „ 
| Heſſen 5 484 „ 
Mecklenburg⸗Schwerin 311 „„ 
(Braunſchweig f 381 „ 
Sachſen⸗Weimar | 
Mecklenburg⸗Strelitz 
Didenburg 
Sachſen⸗Meiningen 
Sachſen⸗Altenburg 
Sachſen⸗Coburg⸗Gotha 
Anhalt 


| Schwarzburg⸗Rudolſtadt 
c) J Schwarzburg⸗Sondershauſen (je 13122784 % 
Waldeck 
Reuß ält. Linie 
Reuß jüngere Linie 
Schaumburg⸗Lippe 
Lippe 
Lübeck 
Bremen 
Hamburg 
b) Elſaß⸗Lothringen 484 % 
= 12* 
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Es ſind alſo drei Gruppen vorhanden, deren eine (a) durch 
Preußen, die andere (c) durch die 17 je eine Stimme führenden 
Bundesſtaaten, die dritte (b) durch die mehr als eine Stimme füh⸗ 
renden anderen Bundesſtaaten gebildet wird. Während die erſten 
beiden Gruppen je 17 Stimmen verkörpern, beſitzt die dritte Gruppe 
mit Elſaß⸗Lothringen 27, ohne Elſaß⸗Lothringen 24 Stimmen. 

Was die Einwohnerzahl anbelangt, ſo beträgt ſie für Deutſch⸗ 
land 64 925 993 22), Davon entfallen auf: 


1. Preußen 40 165 219 Einw., d. ſ. rund 61.5 % 
2. Bayern 6887291 , „„ „ 10,6 „ 
3. Sachſen 4806661 „, „„ „ 7,4 „ 
4. Württemberg 2437574 „ „„ „ 3,8 „ 
5. Baden 8 2 142833 „ „„ „ 3,3 „ 
6. Elſaß⸗Lothringen 1894014 „, „„ „ 3,0 „ 
7. Heſſen 1282051 „, „„ „ 20 „ 
8. Hamburg 1103152 „ „, „ 1,7 „ 
9. Mecklenburg⸗Schwerin 639 958 „ „„, „ 10 „ 
10. Braunſchweig 494339 „ un „ O0, 75 „ 
11. Oldenburg 483042 „ „„ „ O, 74 „ 
12. Sachſen⸗Weimar ö 417557 „ „„ „ 0,64 „ 
13. Anhalt N 331128 „ „„ „ 051 „ 
14. Bremen | 32400 „ „„, „ 095 „ 
15. Sachſen⸗Meiningen 278 762 „ „„, „ 0,43 „ 
16. Sachſen⸗Coburg⸗Gotha 257177 „ „„ „ O, 4 „ 
17. Sachſen⸗Altenburg 216128 „ „„ „ 033 „ 
18. Reuß jüngere Linie 152 762 „ „„ „ 024 „ 
19. Lippe 150937 „„ „„ „ 023 „ 
20. Lübeck 116 599 „ „„ „ 018 „ 
21. Mecklenburg⸗Strelitz 106 442 „ „„ „ 016 „ 
22. Schwarzburg⸗Rudolſtadt 160 702 „ „„ „ 015 „ 
23. 5 -Sonderdhaufen 89917 „ „„, „ O, 14 „ 
24. Reuß ält. Linie 172769 „ „„ „ 0112, 
25. Waldeck 61707 „ „„ „ 0.09 „ 
26. Schaumburg⸗Lippe 46652 „ „„ „ 0.07 „ 


Dieſe Aufſtellung würde durch eine Vereinigung der Fürſten⸗ 


tümer Schwarzburg, wie folgt, verändert, wobei der Vollſtändigkeit 


22) Den Einwohnerzahlen iſt nach Kürſchners Jahrbuch 1917 das 


Jiaahr 1910 zugrunde gelegt, bei Bremen 1. Juni 1914, bei Hamburg 1913. 
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wegen auch die Verhältniszahlen, die ſich bei einer Verſchmelzung der 


Fürſtentümer Reuß ergeben würden, berückſichtigt werden ſollen: 


„ Zn 257 177 Einw., d. |. rund 0,4 % 
17. Reuß 225581 „ „„ „ 085 , 
18. Altenburg 216128 „ „ „ „ 0,33, 
19. Schwarzburg 190619 „ „„, „ 0,29, 
20. Lippe 150937 „ „„ „ 0,23 „ 
21. Lübeck 116599 „ „„, „ 0,18, 
22. Mecklenburg⸗Strelitz 106 442 „ „ „ „ 016, 
23. Waldeck 61707 „ „„ „ 009, 
24. Schaumburg⸗Lippe 46 602 „ „ „ „ 0,07 „ 


5 An Flächeninhalt beſitzt Deutſchland — ohne Nord⸗ und Oſt⸗ 
ſeeküſtengewäſſer und ö — 540 858 qkm. Davon ent⸗ 


fallen auf: 
1. Preußen 348 702 qkm = 64,0 % 
2. Bayern 75859 „ = 14.0 „ 
3. Württemberg 19507 „ = 34 „ 
4. Baden 15070 „ = 278 „ 
5. Sachſen 14993 „ A 216 „ 
6. Mecklenburg- Schwerin 13127 „ = 243 „ 
7. Heſſen 7688 „ = 1,42 „ 
8. Oldenburg 6429 „ A 119, 
9. Braunſchweig 3672 „= O,68 „ 
10. Sachſen⸗Weimar 3610 „ = 0,66 „ 
11. Mecklenburg⸗Strelitz 2929 „ = 05 „ 
12. Sachſen⸗Meiningen 2468 „ = 0,46 „ 
13. Anhalt | 2299 „ = 043 „ 
14. Sachſen⸗Coburg⸗Gotha 1977 „ = 037, 
15. Sachſen⸗Altenburg 1323 „ = 02 „ 
16. Lippe 1215 „ = 023 „ 
17. Waldeck 1121 „ = 0207, 
18. Schwarzburg⸗Rudolſtadt 941 „ = O0, 17 „ 
19. Schwarzburg⸗Sondershauſen 862 „ = 016 „ 
20. Reuß jüngere Linie 826 „ = 015 „ 
21. Hamburg | 45 „ = 007, 
22. Schaumburg⸗Lippe 340 „ = 062, 
23. Reuß ält. Linie 316 „ = 058 „ 
24. Lübeck 298 „ = 055 „ 
25. Bremen 256 „ = O0, 47 „ 
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Bei Annahme einer Verſchmelzung der Fürſtentümer Schwarzburg 
— und der bereits oben zum Vergleich mitherangezogenen Fürſten⸗ 
tümer Reuß — würde ſich dieſe Aae in folgender Weiſe 
ändern: 


14. Sachſen⸗Coburg⸗Gotha | 1977 qkm = 0,37 % 
15. Schwarzburg 1803 „ = 0,33 „ 
16. Sachſen⸗Altenburg 1323 „ = 0,24 „ 
17. Lippe 1215 „ = 0,23 „ 
18. Reuß 1142 „ = 0,208 „ 
19. Waldeck 1121 „, = 0,207 „ 
20. Hamburg 415 „ =007 „ 
21. Schaumburg⸗Lippe 340 „ = 0,062 „ 
22. Lübeck | 298 „ = 0055 „ 
23. Bremen 256 „ = 0,047 „ 


Danach würden hinſichtlich der Einwohnerzahl bei einer Ver⸗ 
ſchmelzung der Fürſtentümer Schwarzburg hinter Vereinigt Schwarz⸗ 
burg das Großherzogtum Mecklenburg⸗Strelitz, die Fürſtentümer Lippe, 
Waldeck, Schaumburg-Lippe und die Hanſaſtadt Lübeck, bei einer Ver⸗ 
ſchmelzung der. Fürſtentümer Reuß aber hinter Vereinigt Reuß das 
Großherzogtum Mecklenburg⸗-Strelitz, das Herzogtum Altenburg, die 
Fürſtentümer Vereinigt Schwarzburg, Lippe, Waldeck, Schaumburg⸗ 
Lippe und die Hanſaſtadt Lübeck zurücktreten. 

Hinſichtlich der Flächengröße würden hinter Vereinigt Schwarz⸗ 
burg das Herzogtum Altenburg, die Fürſtentümer Lippe, Vereinigt 
Reuß, Waldeck und Schaumburg-Lippe, ſowie die drei Hanſa⸗Städte 
Hamburg, Lübeck, Bremen, hinter Vereinigt Reuß die Fürſtentümer 
Waldeck und Schaumburg-Lippe, ſowie die Hanſa⸗Städte Hamburg. 
Lübeck und Bremen zurücktreten. 


IX. Ausſchlaggebender Einfluß der hiſtoriſchen Tradition. 


Aus dieſen ſtatiſtiſchen Feſtſtellungen und Gegenüberſtellungen 
geht — und darin liegt ihr nicht gering anzuſchlagender Wert — 
augenſcheinlich hervor, daß bei der Bemeſſung der Bundesratsſtimmen 
ebenſowenig die Einwohnerzahl wie die Bodenflächengröße der Bundes⸗ 
ſtaaten maßgebend, zum mindeſten nicht irgendwie ausſchlaggebend 
geweſen iſt. 

Ausſchlaggebend für die Stimmenverteilung war vielmehr neben 
dem Grundſatze, daß jeder ſelbſtändige Bundesſtaat mindeſtens eine 
Stimme erhalten ſolle, die geſchichtliche Ueberlieferung, deren Kraft 
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und Bedeutung. Stärke und Berechtigung ſich bei keinem anderen 
Organe des Reiches ſtärker ausprägt als gerade beim Bundesrate. 
Hat doch Preußen, wie oben bereits betont wurde, zur Rechtfertigung 
ſeiner 17 Stimmen diejenige der einverleibten Staaten von Hannover, 
Kurheſſen, Holſtein, Naſſau und Frankfurt als übernommen aus⸗ 
drücklich hervorzuheben für nötig erachtet, dagegen für Oſt⸗ und Weſt⸗ 
preußen, Poſen und Schleswig keine neuen Stimmen geſchaffen. Und 
wenn Bayern ſtatt der ihm in Art. VI der Bundesakte vom 8. Juni 
1815 zugebilligten 4 Stimmen jetzt deren 6 führt, ſo iſt dies darauf 
zurückzuführen, daß es ſchon in dem rekonſtruierten Zollverein den 
Stimmenzuwachs als Erſatz des freien Veto erhielt. Dagegen iſt 
im übrigen alles unverändert verblieben: wie im alten Bunde erhielten 
Sachſen und Württemberg je 4, Baden und Heſſen je 3, Mecklen⸗ 
burg⸗Schwerin und Braunſchweig je 2, alle übrigen Bundesſtaaten 
je 1 Stimme. 

Sowohl die Fürſtentümer Schwarzburg als auch die Fürſten⸗ 
tümer Reuß ſind beide Beiſpiele alter glänzender geſchichtlicher Ueber⸗ 
lieferungen, Beiſpiele für engſtes Verwachſenſein von Herrſcherhaus 
und Untertanen, von Land und Volk ſeit alters her. 

Das ſouveräne deutſche Fürſtenhaus Schwarzburg, deſſen ununter⸗ 
brochene Stammreihe mit Sizzo Grafen von Schwarzburg und von 
Käfernburg (F 1160) beginnt, erſcheint als gräflich um die Mitte 
des 12. Jahrhunderts und teilte ſich 1552 in mehrere Linien. Von 
der alten Bedeutung der Schwarzburger legt Zeugnis die Tatſache 
ab, daß nach Ludwigs IV. von Bayern (13131347) Tode feine 
Anhänger den Grafen Günther von Schwarzburg als deutſchen König 
wählten 28), 

Als Ahne des Hauſes Reuß gilt Heinrich der Fromme von 
Weida (um 1200), deſſen Enkel Heinrich II. von Plauen ſich durch 
feine Waffentaten gegen die Polen (weſtlichen Ruſſen)d um 1247 den 
auf den ganzen Stamm übergegangenen Beinamen Ruzze (Reuße, 
Ruthene) erwarb 2). | 

Wollte man im Deutſchen Reiche jetzt andere Geſichtspunkte als 
die hiſtoriſchen gelten laſſen, ſo würde man ins Uferloſe geraten. 
Andernfalls könnte, um nur aus vielen Beiſpielen ein beſonders 
draſtiſches herauszugreifen, DENE nach Einwohnerzahl wie nach 


23) Vgl. Apfelſtedt (1856); Sigismund (1862). 

24) Vgl. Limmer (Gejchichte, 1829); Brückner (Landes⸗ und Volks⸗ 
kunde des Fürſtentums Reuß j. L.), 2. Aufl., 1870); Mauka, Heimatskunde, 
3. Aufl., 1877; Gaul, Landeskunde, 1900. 
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Bodenflächengröße ſtatt 17 Stimmen deren etwa 40 beanſpruchen. 
Während Heſſen und Hamburg annähernd gleich viel Einwohner 
aufweiſen, beſitzt dieſes eine, jenes 3 Bundedratsſtimmen. Und die 
kleinſten Bundesſtaaten verfügen meiſt nur über kleine Bruchteile der 
Einwohner⸗ und Bodenflächenquoten der großen und mittleren. Ein 
gerechter Maßſtab würde inſoweit als Grundlage einer Vergleichung 
ſchlechterdings nicht zu finden ſein. 


X. Abſtufung des Gewichts der Bundesratsſtimmen. 


Der Bundesrat beſchließt grundſätzlich mit Stimmenmehrheit. 
Nur bei Stimmengleichheit gibt die Präſidialſtimme den Ausſchlag 
Art. 7 Abſ. 3 RV.). Doch gelten nach Art. 78 Abſ. 1 RV. Ver⸗ 
faſſungsänderungen als abgelehnt, wenn fie im Bundesrate 14 Stim⸗ 
men gegen ſich haben. Damit hat das Reich die ſogenannte Kompetenz⸗ 
Kompetenz, das heißt die Befugnis, verfaſſungsmäßig ſeine Zuſtändig⸗ 
keit präjudizierlich für den Einzelſtaat zu beſtimmen. Doch trotz dieſer 
Kompetenz⸗Kompetenz des Reiches gibt es Kautelen gegen die Mög⸗ 
lichkeit einer Aufſaugung der Einzelſtaaten. Zunächſt iſt dem Präſidial⸗ 
ſtaate Preußen, der über 17 Stimmen verfügt, ein abſolutes Veto 
eingeräumt. Aehnlich gibt bei Geſetzesvorſchlägen über Militärweſen, 
Kriegsmarine, Zölle und indirekte Abgaben von Tabak, Bier, Brannt⸗ 


wein, Salz und Rübenzucker bei Meinungsverſchiedenheit innerhalb 


des Bundesrates die Stimme Preußens, falls es ſich für die Auf⸗ 
rechterhaltung der beſtehenden Einrichtungen ausſpricht, den Ausſchlag 
(Art. 5 Abſ. 2, Art. 35 RV.). Daß die Rechte einzelner Bundes⸗ 
ſtaaten in ihrem Verhältnis zur Geſamtheit nur mit Zuſtimmung 
des betreffenden Bundesſtaates abgeändert werden können, wobei die 
Mehrheit die Frage des Vorliegens eines Reſervatrechtes zu entſcheiden 
hat (Art. 5, 7, 78 RV.), iſt bereits oben hervorgehoben worden 
(VI letzter Abſatz). Aber ſelbſt wenn und ſoweit ein einzelner Staat 
kein Vetorecht hat, können wenigſtens mehrere, deren Intereſſen ſich 
begegnen, eine Verfaſſungsänderung hindern. So kann gegen den 

Widerſpruch der drei Königreiche Bayern, Sachſen, Württemberg oder 
den der ſüddeutſchen Staaten keine Verfaſſungsänderung ſtattfinden. 
Auch das Königreich Sachſen und Württemberg können im Verein mit 
den thüringiſchen Staaten und den ſonſtigen mitteldeutſchen Bundes⸗ 
ſtaaten eine ſolche verhindern 25). Nach alledem iſt eine gewiſſe Ab⸗ 


1975 25) Vgl. Frh. v. Zedlitz und Neukirch im Tag Nr. 92 v. 2), April 
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ſtufung des Stimmengewichts innerhalb des Bundesrates nicht zu 
verkennen. Für den Bundesrat ſind durch die weitſchauenden Be⸗ 
ſtimmungen der Reichsverfaſſung ſowohl gegen eine Vergewaltigung 
der kleinen Staaten durch die größeren als auch gegen eine Unter⸗ 
bindung des gerechtfertigten Einfluſſes des bedeutendſten und der be⸗ 
deutenderen Bundesſtaaten in weiſer Form Sicherheitsventile gefchaffen, 
die die Gefahr einer Ueberhitzung gänzlich ausgeſchloſſen erſcheinen 
laſſen. 

Zur Illuſtration des eben Geſagten diene ein Zeitungsbericht 26), 
wonach in den Ausſchuß zur Beratung der Antwort auf die päpſt⸗ 
liche Friedensnote folgende Bundesratsmitglieder berufen wurden: 
„die Vertreter der drei Königreiche: von Bayern Graf Lerchenfeld, 
von. Sachſen Herr v. Noſtitz⸗Drzewiezki, von Württemberg Dr. Frei⸗ 
herr v. Varnbueler. Ferner werden, und zwar in der Reihenfolge, 
wie ſie hier genannt werden, miteinander abwechſeln: die Vertreter 
von Mecklenburg (Freiherr v. Brandenſtein) mit Baden (Dr. Rieſer), 
Heſſen (Dr. Freiherr v. Biegeleben) mit Oldenburg (Dr. v. Olten⸗ 
Attenhauſen); ferner der Thüringiſchen Staaten (Dr. Paulſen) mit 
Braunſchweig (Boden) und endlich der Hanſa⸗Städte (Dr. Sieveking) 
mit Elſaß⸗Lothringen (Dr. Nobis). Den Vorſitz führt der Reichskanzler, 
der in ſeiner Perſon auch Preußen vertritt. Dieſe Geſandten und 
Bevollmächtigten zum Bundesrat nehmen nicht als Vertreter 
ihrer Staaten, ſondern als Staatsmänner, die in politiſchen 
Geſchäften erfahren ſind, an den Beratungen teil.“ 

In Zuſammenhalt hiermit ſollen die folgenden ſcharfſinnigen Aus⸗ 
führungen Labands hier angeführt werden 2): 

„Das Mittel, welches die Reichsverfaſſung den Einzelſtaaten zur 
Verfügung ſtellt, um ihren Anteil an der Staatsgewalt auszuüben, 
iſt ihre Abſtimmung im Bundedrat und nur dieſe. Allein von 
Anfang an war der Bundesrat von einem Netz umſponnen, welches 
in der Reichsverfaſſung nicht ſichtbar gemacht iſt. Aus der Zeit 
des deutſchen Bundes iſt nämlich eine Einrichtung überkommen, 
welche dem Weſen einer bundesſtaatlichen Vereinigung der deutſchen 
Staaten zu widerſprechen ſcheint und wohl in keinem andern Bundes⸗ 
ſtaat ſich wiederfindet, nämlich die Geſandtſchaften, welche die deutſchen 
Regierungen beieinander haben. Preußen hat bei ſämtlichen deutſchen 
Höfen und den Senaten der drei freien Städte Geſandte akkreditiert, 
und dieſe vice versa beim Könige von Preußen. Daß innerhalb 


26) Breslauer Morgenzeitung Nr. 235 v. 28. Auguſt 1917. 
27) Deutſche Juriſtenzeitung 1911 Sp. 1 ff. 
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des Bundesſtaates, in welchem die deutſchen Staaten zu Gliedern 
eines einheitlichen Staatsweſens vereinigt ſind, zwiſchenſtaatliche 
Geſandtſchaften beſtehen geblieben ſind, hängt damit zuſammen, 
daß das Deutſche Reich der einzige Bundesſtaat iſt, deſſen Glieder, 
abgeſehen von den Hanfa-Städten — und Elſaß⸗Lothringen — 
Monarchien find, daß das Geſandtſchaftsrecht zu den ſeit langer 
Zeit hergebrachten Ehrenrechten der Landesherren gehört und daß 
die gegenſeitigen Geſandtſchaften der deutſchen Staaten der Wahr⸗ 
nehmung der höfiſchen Intereſſen und der vielfachen e 
beziehungen unter den deutſchen Dynaſtien dienen. 

Dieſe Geſandtſchaften ſind, wie ſchon Bismarck erklärte, ein un⸗ 
abweisbares Bedürfnis. Denn ſie haben, abgeſehen von den obigen 
Zwecken (Angelegenheiten des Hofes uſw.), ganz beſonders die 
Aufgabe, in Reichs angelegenheiten tätig zu fein. Sie bilden 
daher eine Einrichtung, welche neben der verfaſſungsmäßigen Or⸗ 
ganiſation hergeht. Der Reichskanzler hat bei allen deutſchen 
Staaten Geſandtſchaften zur Verfügung, durch welche er außerhalb 
des Bundesrates mit den Regierungen über Geſetzesvorſchläge, 
Finanzmaßregeln und andere Angelegenheiten verhandelt. Der 
Schwerpunkt dieſer Einrichtung liegt darin, daß dieſe Verhand⸗ 
lungen geführt und zum Abſchluß gebracht werden, bevor die An- 
gelegenheit im Bundesrat zur Beratung kommt. Bei der Beſchluß⸗ 
faſſung des Bundesrates ſoll ſo viel wie möglich eine Majoriſierung 
vermieden werden, ſowohl Preußens durch eine ſeinen Vorſchlag 
ablehnende Koalition von Mittel- und Kleinſtaaten, als der letzteren 
durch die Stimmen Preußens und der zu ſeiner Verfügung ſtehenden 
Stimmen von Kleinſtaaten. | 

Wenn hiernach unter den Regierungen durch zwiſchenſtaatliche 
Verhandlungen über einen Geſetzesvorſchlag oder eine Maßregel 
Uebereinſtimmung erzielt worden iſt, ſo iſt der Beſchluß des Bundes⸗ 
rates eine Form, welche zwar nach der Reichsverfaſſung weſentlich 
iſt, aber ſachlich keine ſelbſtändige Bedeutung hat. Sie iſt der 
Ratifikation eines bereits definitiv vereinbarten Staatsvertrags ver⸗ 
gleichbar. Die Bevollmächtigten zum Bundesrat können ja nicht 
anders ſtimmen, als ihnen von ihren Regierungen befohlen worden 
iſt. Ihre Abſtimmung ſteht im voraus feſt. Da die Verhand— 
lungen mit den Regierungen der Bundesſtaaten diplomatiſche ſind, 
ſo ſind ſie mit dem Schleier des Geheimniſſes umgeben, und nur 
gelegentlich kommen Mitteilungen darüber an die Oeffentlichkeit.“ 
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Doch die Verhältniſſe können ſich auch zuſpitzen, die Umſtände 
können ſich auch ſo geſtalten, daß tatſächlich eine Abſtimmung nicht 
zu umgehen iſt. Dann iſt aber der Fall recht wohl denkbar, daß 
eine Stimme den Ausſchlag gibt. Denn der Bundedrat beichließt, 
wie bereits feſtgeſtellt wurde, grundſätzlich mit Stimmenmehrheit, und 
nach Art. 78 Abſ. 1 RV. gelten Verfaſſungsänderungen als abge⸗ 
lehnt, wenn ſie 14 Stimmen gegen ſich haben. 

Würden alſo bei der Verſchmelzung der Bundesſtaaten Schwarz⸗ 
burg⸗Rudolſtadt und Schwarzburg⸗Sondershauſen in einen Staat 
auch ihre beiden Bundesratsſtimmen in nur eine verſchmolzen werden, 
ſo würde, zunächſt vielleicht in unmerklicher Weiſe, das Gleichgewicht 
der Kräfte innerhalb des Bundesrates verſchoben werden. Das mehr- 
fach angeführte Beiſpiel der beiden Fürſtentümer Reuß, wo die Ver⸗ 
hältniſſe ähnlich liegen, zeigt aber, daß die Möglichkeit weiterer Ver⸗ 
ſchiebungen bedenklich naheliegt. ö 


XI. Schlußbelrachlung. 


Aus alledem geht nur allzu deutlich hervor, daß die Stimmen⸗ 
verteilung innerhalb des Bundesrates überhaupt nicht, wenigſtens 
nicht bis zu den letzten Folgerungen, der Bedeutung der Bundes⸗ 
ſtaaten im einzelnen entſpricht. Es könnte danach im Falle einer 
Vereinigung der Fürſtentümer Schwarzburg und ebenſo der Fürſten⸗ 
tümer Reuß allenfalls wohl noch ein Verzicht dieſer Staaten auf 
eine Bundesratsſtimme in Betracht kommen 28). Ob dies aber im 
Intereſſe der Wohlfahrt des Reiches nötig oder auch nur ratſam 
wäre, muß im Hinblick auf unſere Ausführungen füglicherweiſe be⸗ 
zweifelt werden 2e). Denn im Gegenſatze zum Reichstage mit feinen 
wechſelnden Einflüſſen iſt der Bundesrat der ruhende Pol in der 
Erſcheinungen Flucht, der rocher de bronze im brandenden Meere 
des politiſchen Lebens. Neben dem Kaiſer iſt der Bundesrat Träge 
der Regierungsgewalt des Reiches. „Er repräſentiert die Regierungs⸗ 
gewalt der Geſamtſouveränität von Deutſchland, dabei etwa dem 
Staatsrate unter anderen Verhältniſſen entſprechend“ 3%. Von dieſem 
Geſichtspunkt aus iſt aber die Entſcheidung unſerer Frage von ganz 


f 28) Vgl. hierzu Langbein, a. a. O. S. 200, der anſcheinend unſeren 
Standpunkt teilt. 

29) Vgl. hierzu Bornhak, a. a. O. S. 253. 

30) Fürſt v. Bismarck, Gedanken und Erinnerungen Bd. 2 S. 218 
im Brief an den Grafen Botho Eulenburg, d. d. Kiſſingen, 15. Auguſt 1878. 
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erheblicher, weittragender Bedeutung. Denn es handelt ſich hier um 
die erſtmalige Stellungnahme in einer die Reichsverfaſſung, die Grund⸗ 
lage des Reiches betreffenden Angelegenheit. Soll an den ſtarken 
Fundamenten, an den ſturmerprobten Grundmauern unſerer Reichs⸗ 
verfaſſung, des großen Wurfs des größten Staatsmannes des 19. Jahr⸗ 
hunderts, ohne erſichtlichen Grund herumgeändert werden? Nein! 
Die Reichsverfaſſung ſollte und wollte nach der ausdrücklichen Be⸗ 
zeugung Bismarcks kein theoretiſches Ideal einer Bundesverfaſſung 
ſein, vielmehr den beſonderen Verhältniſſen und Bedürfniffen des 
deutſchen Volkes und ſeiner völkiſchen Eigenart anf den Leib zuge⸗ 
ſchnitten werden. In genialer Weiſe hatte Bismarck erkannt, daß 
die Kraft der deutſchen Reichsverfaſſung nicht zum wenigſten in den 
geſchichtlich gewordenen Eigentümlichkeiten der einzelnen Bundesſtaaten 
wurzelt und daß nur die liebevolle Bedachtnahme auf dieſe die lebendige 
Kraft des Reiches zu erhalten und fortzuentwickeln vermag. Und ſie 
hat die Belaſtungsprobe einer Uebung von nahezu einem halben Jahr⸗ 
hundert reſtlos beſtanden, hat ſich insbeſondere nach den Erfahrungen 
des Weltkrieges glänzend bewährt. Unter ibrer Herrſchaft iſt das 
Deutſche Volk in Vaterlandsliebe zu der Einigkeit zuſammengeſchweißt 
worden, die ihm die Kraft gab, gegen eine Welt von Feinden ſieg⸗ 
reich zu beſtehen. Darum möge, darum muß auch hier der Grund⸗ 
fat gelten: Quieta non movere! Auch hier heißt es: Principiis 
obsta! | 3 f 


Der Rechtsfrieden im Neuen Ceſtament. 
Ein Beitrag zum Güteverfahren. 
Von Profeſſor Dr. Hans Fehr in Heidelberg. 


=> 

Der Gedanke iſt uralt: Streite nicht mit deinem Gegner, ſondern 
ſuche dich mit ihm zu verſöhnen. Bringe den Handel nicht vor den 
Richter, der Urteile fällt, ſondern vor den Schiedsmann, der auf 
Schlichtung drängt. Kein Wunder, daß uns dieſe Vorſtellungen im 
chriſtlichen Ideenkreiſe ſchon frühe begegnen. Juriſtiſch faßbar finde ich 
ſie zum erſten Male im Matthäus⸗Evangelium und im Korintherbrief. 
In Matthäus 18, 15 - 18 ſagt Chriſtus zu den Jüngern, 

daß ein Chriſt, der ſich vergangen habe, zunächſt nicht vor die Ge⸗ 
meinde als Richterin gebracht werden ſolle. Vielmehr ſei er zurecht⸗ 
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zuweiſen „unter vier Augen“. Die Streitenden ſollen alſo die Ver⸗ 
ſöhnung verſuchen, ohne in die Oeffentlichkeit zu dringen. Private 
Schlichtung privater Händel. Nimmt der Bruder den Ausgleich nicht 


an, ſo ſollen zwei oder drei Zeugen herbeigerufen werden. Wieder 


wird privat verhandelt. 


Die Zeugen haben eine doppelte Funktion. Einmal bilden ſie ein 
Friedensgerichty. Der, der im Unrecht iſt, ſoll auf fie „hören“, 
ſoll ſich vor ihnen mit dem Gegner ausgleichen. Ferner beſitzen ſie 
eigentliche Zeugenfunktion. Kommt es ſpäter zur gerichtlichen 
Verhandlung, jo ſoll der gemachte Verſuch des Ausgleiches durch 
die Zeugen feſtgeſtellt werden können, wahrſcheinlich nicht nur in 
ſeiner Tendenz, ſondern in ſeinem Wortlaut. 


„Hört er nicht auf ſie (auf dieſe Friedensrichter), ſo ſage es der 
Gemeinde.“ Jetzt erſt, bei abermals mißlungenem Schlichtungsverſuch, 
wird der Handel dem eigentlichen Gericht, der Gemeinde vorgelegt. 
Jetzt wird öffentlich verhandelt. Jetzt kommt es zum gerichtlichen 
Verfahren. Die Gemeinde fällt ihren Spruch. Bleibt der Gegner 
trotzdem unverſöhnlich, ſo iſt allerdings eine Vollſtreckung des Urteils 
auch hier nicht Rechtens. Die chriſtliche Gemeinde beſitzt keine Voll⸗ 
ſtreckungsgewalt. Sie kann aber den Mann, der das Urteil ver⸗ 
achtet, ausſchließen aus ihrer Gemeinſchaft. Sie achtet ihn fortan 
wie einen „Heiden oder Zöllner“. Der Rechtsverweigerer genießt 
nicht mehr Schutz und Frieden der Gemeinde. Er gilt als Nichtchriſt. 
Er hat die Mitgliedſchaftsrechte eingebüßt. 


2. 


Im erſten Korintherbrief (6, 1—11) verlangt Paulus 
von den Chriſten, daß ſie keine Streitſache vor das heidniſche Gericht 
ziehen ſollen. Vor dem heidniſchen Forum ſoll nicht prozeſſiert werden. 
„Ich ſage es zu eurer Beſchämung: ſoll denn kein weiſer Mann 
unter euch fein, auch nicht einer, der feinem Bruder gegen⸗ 
über ſchlichten) kann? Sondern Bruder muß gegen Bruder Streit 
führen und das bei Ungläubigen? Es heißt in allewege für euch 
ſchon: herunterkommen, daß ihr Klagen untereinander habt.“ 


1) Johannes Weiß, Die Schriften des 1 Teſtaments I, 1906, 
©. 326 verkennt dieſe Friedensfunktion der Zeu 

2) Auch im a ift hier von Schlichten, nicht von Richten 
die Rede. Weiß a. a. O. Bd. 2 S. 81 ſpricht auch vom Schlichten eines 
Streitfalles. 
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Der Gedankengang des großen Apoſtels iſt hier folgender: Wenn 
ein Streit unter den Gemeindegliedern ausgebrochen iſt, fo follen ſie 
ihn durch ſelbſtgewählte Schiedsleute ſchlichten laſſen. Die Gewohn⸗ 
heit muß beſeitigt werden, daß Richter angerufen werden „die in der 
Gemeinde für nichts geachtet ſind“. An den heidniſchen Richter darf 
man fortan nicht mehr gelangen. Paulus ſieht eben in dem Auf— 
ſuchen ſolcher Gerichte eine Verkennung der Hoheit der chriſtlichen 
Gemeinde, wie v. Dobſchützy mit Recht bemerkt. Die Chriſten 
bezeugen ihre echt chriſtliche Geſinnung dadurch, daß ſie überhaupt 
nicht an den Richter, ſondern nur an den Schlichter gelangen. Auf 
dem Wege des Vergleiches, auf dem Wege gegenſeitigen Nachgebens 
ſoll aller Streit zwiſchen Chriſten aus der Welt geſchafft werden. 
Prozeſſe im eigentlichen Sinne zu führen, iſt eines 
Chriſten unwürdig. Ja, und nun geht Paulus ſo weit, wie 
ein Juriſt niemals gehen kann. Er ſagt: Warum laſſet ihr euch 
nicht lieber Unrecht un? Warum euch nicht lieber berauben? Der 
Apoſtel knüpft hier wohl bewußt an die Gedanken der Bergpredigt an: 
„Wer dich ſchlägt auf die rechte Wange, dem biete auch die andere. 
Und wer mit dir rechten und den Rock nehmen will, dem laß auch 
den Mantel. Wer dich zu laufen nötigt eine Meile, mit dem gehe 
zwei“ (Matth. 5, 39 ff.). Das bedeutet aber im Grunde nichts 
anderes als eine Preisgabe des Rechts. Um der chriſtlichen Liebe 
willen ſoll Jeder auf ſeinen Anſpruch verzichten. Jedenfalls iſt es 
beſſer fein Recht untergehen zu laſſen, als e8s im Wege des pro⸗ 
zeſſualen Kampfes mit ſeinem Bruder zu erſtreiten. 

Dieſe Auffaſſung iſt vor allem hiſtoriſch zu begreifen. Paulus 
kam es darauf an, ſeine Gemeinde innerlich zu feſtigen. Einen 
wichtigen Weg zu dieſer Feſtigung ſah er im Verbot, das ſtaatliche, 
das heidniſche Gericht anzugehen. Da nun aber die chriſtliche Ge⸗ 
meinde Korinths eigene, ſtaatliche Gerichtsbarkeit nicht beſaß, ſo blieb 
für die Rechtshändel der Chriſten nur ein Ausgleichsgericht, ein 
Friedensgericht übrig. Kam es darin zu keiner Verſöhnung zwiſchen 
den Parteien, ſo konnte der Handel nur beigelegt werden, wenn eine 
Partei eben ſchlechterdings auf ihren Anſpruch verzichtete. Darum 
iſt es beſſer, Unrecht zu dulden, beſſer ſowohl für den Einzelnen, beſſer 
auch für die Gemeinde, als eine in ſich geſchloſſene, Friede heiſchende 
Gemeinſchaft. 


1) Die urchriſtlichen Gemeinden, 1902, S. 29 f. v. Dobf chütz machte 
mich auch auf die beiden Stellen des Neuen Teſtaments aufmerkſam. 
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Dieſen letzten Schritt machen wir Freunde des Güteverfahrens 
natürlich nicht mit. Kein Menſch ſoll zum Verzicht auf ſein Recht 
gezwungen werden. Ein Zwang wird nur verlangt in der Richtung 
eines Ausgleichverſuches. Dieſer ſoll obligatoriſch fein. Mißglückt 
er, ſo muß jederzeit die Möglichkeit offen ſtehen, im Wege des pro⸗ 
zeſſualen Kampfes zum Recht zu gelangen. 

Aber gewaltig ſtehen die Gedanken des Evangeliums doch vor 
uns. Sie ſollen und müſſen und Wegweiſer ſein in das Land 
des Rechtsfriedens. Sie ſollen und müſſen uns beſtimmen in der 
Auffaſſung: Vermeide den Prozeß, ſolange du kannſt. Betrachte 
auch deinen Gegner als Bruder, mit dem du nicht Streit, ſondern 
Verſöhnung ſuchſt. Du handelſt chriſtlich, wenn du alles tuſt, um 
auf friedlichem Wege einen Ausgleich herbeizuführen. Greifſt du 
aber ſofort zur Waffe des rechtlichen Kampfes, freuſt du dich an 
Zank und Hader, ſo verdienſt du nicht, ein Chriſt, ſondern ein Heide 
genannt zu werden. 


Die Amts-(Sammel-) vormundſchaft in Eiſenberg, S.-A. 
Ein Beitrag aus der Praxis). 
Von Oberſtadtſekretär Strunz in Eiſenberg. 


Die Amtsvormundſchaft beim Stadtrat zu Eiſenberg S.⸗A. 
in Geſtalt der Sammelvormundſchaft beſteht ſeit 1. Oktober 1913. 
Sie iſt auf Grund folgender Vereinbarungen mit dem Herzogl. 
Miniſterium, Abteilung für Juſtizangelegenheiten, in Altenburg ins 
Leben getreten: 

1. Die Stadtverwaltung ſtellt vom 1. Oktober 1913 ab den 
jeweiligen Stadtſekretär, im Bedarfsfalle auch deſſen Stellvertreter, 
unentgeltlich als Sammelvormund, wenn erforderlich, auch als Pfleger, 
zur Verfügung für alle unehelichen Kinder, die im Stadtbezirk vom 
1. Oktober 1913 ab geboren werden oder dahin verziehen, ſoweit 
das Anitsgericht Eiſenberg als Vormundſchaftsgericht zuſtändig iſt. 
Der Sammelvormund ſoll mit ſeiner Zuſtimmung als Vormund 


1) Für Löſung der Aufgaben, die auf dem Gebiete der Bevölkerungs- 
politik und Jugendfürſorge der Gegenwart geſtellt ſind, iſt ein hervor⸗ 
ragendes Mittel die Berufsvormundſchaft. N 

Möge der Aufſatz Beachtung erfahren und zur Einführung und 
Ausgeſtaltung der Berufsvormundſchaft überall anſpornen. Die Erfolge 
liegen vor und mahnen zur Nacheiferung. R. D. 
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oder Pfleger auch ſonſt beſtellt werden, wo ein finanzielles ober 
ſonſtiges allgemeines Intereſſe an der PN oder Pfleg⸗ 
ſchaft beſteht. 

2. Der Sammelvormund kann jederzeit, ſohald es beſondere 
Gründe im Intereſſe des Kindes wünſchenswert erſcheinen laſſen und 
ſich ein geeigneter Einzelvormund findet, beantragen, daß an ſeiner 
Stelle ein anderer Vormund beſtellt wird. Derartige Anträge be⸗ 
dürfen der Zuſtimmung des Stadtratsvorſitzenden. | 

3 Stadtgemeinde und Staat behalten ſich das Recht vor, unter 
Einhaltung einer angemeſſenen Friſt die Sammelvormundſchaft wieder 
aufzuheben. Von der Wiederaufhebung ab darf der Stadtſekretär für 
neu zu bevormundende Mündel als Sammelvormund nicht mehr 
beſtellt werden, er hat aber die bereits übernommenen Vormund⸗ 
ſchaften und Pflegſchaften bis zur Beſtellung eines anderen Vormundes 
oder Pflegers, jedoch nicht länger als ein Jahr, weiterzuführen. 

4. Alle Vordrucke und Stempel, die zur Erleichterung der Ge⸗ 
ſchäftsführung für den Sammelvormund und für feinen Verkehr mit 
den Gerichten erforderlich werden, werden auf Koſten des amtsgericht⸗ 
lichen Bureau⸗ und Jurisdiktionsaufwands hergeſtellt, ſofern dad 
Herzogl. Amtsgericht ih mit der Herſtellung oder Anſchaffung ein⸗ 
verſtanden erklärt hat. In den Vordrucken und auch ſonſt führt die 
Sammelvormundſchaft die Bezeichnung R (Sammel⸗ 
vormundſchaft) . 

5. Das Amtsgericht wird darauf Bedacht lt daß zur Ver⸗ 
meidung unnötiger Zeitverſäumnis für den Sammelvormund ſeinen 
Wünſchen tunlichſt entgegengekommen wird; es wird zu erwägen ſein, 
ob es ſich nicht empfiehlt, im voraus beſtimmte Termine, die dem 
Sammelvormund paſſen, feſtzulegen und in ihnen möglichſt alle auf 
die Sammelvormundſchaft bezüglichen Geſchäfte zu erledigen. 

6. Der Sammelvormund darf ſich nach näherer Anordnung des 
Stadtratsvorſitzenden der ſtädtiſchen Einrichtungen bedienen und unter 
ſeiner Verantwortung andere ſtädtiſche Beamte ſowie die Stadtſchweſter 
zu ſeiner Unterſtützung heranziehen. 

7. Soweit nach $ 1835 BGB. für Aufwendungen zum Zwecke 
der Führung der Vormundſchaft oder Pflegſchaft der Sammelvormund 
Vorſchuß oder Erſatz verlangen kann, iſt er verpflichtet, ſeine Anſprüche 
zur Geltendmachung gegen vermögende Mündel an die Stadtgemeinde 
abzutreten. 

Das Herzogl. Miniſterium, Abteilung des Innern, in Alten⸗ 
burg hat in einem an die Stadträte gerichteten Rundſchreiben vom 


FTC 
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7. Auguſt 1913 erklärt, daß es in Würdigung der Zweckmäßigkeit 
der Führung der Vormundſchaft über arme“ Minderjährige durch 
geeignete Gemeindeorgane die Einführung der Sammelvormundſchaft 
nach Möglichkeit auch finanziell fördern werde. Inſoweit lan d arme 
Bevormundete in Frage kommen, werde eine Unterſtützung aus Kapitel 
XAla — „Landarmenweſen“ — nach Lage des Einzel⸗ 
falles für zuläſſig erachtet. Inſoweit orts arme Bevormundete 
in. Frage kommen, könne bei Bemeſſung der nach Kapitel XA2 
— „hſonſtige Zuſchüſſe, insbeſondere zur allgemeinen Armenlaſt der 
Gemeinden“ — den Gemeinden zur allgemeinen Armenlaſt zu gee 
währenden Zuſchüſſe auf den Nachweis der Tätigkeit der Gemeinde⸗ 
behörden auf dem Gebiete der Sammelvormundſchaft Rückſicht ge⸗ 
nommen werden. 

Bisher ſind noch keine Beihilfen von Staats wegen geleiſtet worden. 
Mit der Zuſicherung, daß für landarme Bevormundete je nach 
Lage des Einzelfalles, für ort sarme beſondere Zuſchüſſe zur allge⸗ 
meinen Armenlaſt gewährt werden ſollen, iſt nicht viel anzufangen, 
da der Unterſtützungswohnſitz der Kinder, der ſich nach dem Aufent⸗ 
halt der Kindesmutter richtet, häufig wechſelt und alljährlich vor 
Begründung des Beihilfeanſpruchs für die zahlreichen Mündel feſt⸗ 
geſtellt, ſchließlich auch erſt Armenunterſtützung gewährt werden müßte, 
ehe man von landarmen und ortsarmen Bevormundeten ſprechen 
kann. Die Amtsvormundſchaft iſt aber vorbeugende Armenpflege 
und ſoll gerade verhindern, daß die Mündel der Armenpflege zur 
Laſt fallen. Der Stadtrat bat deshalb, einen beſtimmten Beitrag 
für Kopf und Jahr der von der Gemeindebehörde geführten Vor⸗ 
mundſchaften zuzuſichern. Das Herzogl. Miniſterium erklärte aber in 
jenem Rundſchreiben vom 7. Auguſt 1913: „Einen beſtimmten Betrag 
für Kopf und Jahr der von der Gemeindebehörde geführten Vor⸗ 
mundſchaften zuzuſichern, dürfte jetzt, wo ſich der Umfang der Tätig⸗ 
keit und des Erfolges noch nicht überſehen läßt, nicht zweckmäßig 
ſein. Der von Kahla vorgeſchlagene Betrag von 2 M. würde aber 
vorbehaltlich weiterer Prüfung ohne weiteres annehmbar erſcheinen.“ 
Das Herzogl. Miniſterium iſt alſo nicht grundſätzlich abgeneigt, je nach 
der Zahl der Mündel eine laufende Beihilfe zu den Koſten der 
Sammelvormundſchaft zu gewähren. Da nach den Erfahrungen der 
Praxis — vgl. Referat des Stadtrats Twiſtel, gehalten auf der 
III. Mitgliederverſammlung des Reichsverbands deutſcher Städte vom 
11. Oktober 1912, abgedruckt in Nr. 15/1913 der Kommunalen Rund⸗ 


ſchau — der durchſchnittliche Aufwand an perſönlichen . . 
Blätter für Rechtspflege LXIV. N. F. XLIV. 
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Koſten der Berufsvormundſchaft auf 10 M. für Mündel und Jahr 
zu rechnen iſt, dürfte jedoch eine Beihilfe von 2 M. zu niedrig 
bemeſſen ſein. 

Nach den gemachten Erfahrungen reichen die fer 1—7 oben 
erwähnten, mit dem Juſtizminiſterium vereinbarten Grundlagen der 
Amtsvormundſchaft im allgemeinen zu einer erfolgreichen Geſchäfts⸗ 
führung aus, wenn auch nicht wie bei der geſetzlichen Vormundſchaft 
nach Leipziger Muſter der geſetzliche Vertreter der Kinder ſchon mit 
der Geburt, ſondern erſt mit der ſpäter möglichen vormundſchafts⸗ 
gerichtlichen Beſtellung in jedem Einzelfalle Vertretungsbefugnis erlangt. 
Der Amtsvormund tritt, wenn er nicht ſchon vor der Geburt des 
Kindes auf Grund von 8 1716 BGB. Maßnahmen ergriffen hat, 
ohne Rückſicht auf die gerichtliche Beſtellung ſchon in Tätigkeit, ſobald 
ihm die Geburt des Kindes vom Standedamte oder der Hebamme 
angezeigt wird. Er läßt mit größter Beſchleunigung durch Vermittlung 
der Hebamme von der Kindesmutter den üblichen Fragebogen aus⸗ 
füllen, zieht die Erklärung des Großvaters bei, daß er mit feiner 
Uebergehung einverſtanden iſt — 88 1776 Ziff. 4, 1778 BGB. —, 
übergibt die Unterlagen dem Gemeindewaiſenrat zum Vorſchlag des 
Amtsvormunds, vernimmt den benannten unehelichen Vater, erſucht 
das Amtsgericht um Entgegennahme einer vollſtreckbaren Urkunde oder 
erhebt im Weigerungsfalle, ohne den Eingang der Beſtallung abzu⸗ 
warten, die Klage. Bisher iſt es ſtets gelungen, im erſten Verhand⸗ 
lungstermine die Beſtallung vorzulegen. Der Erfolg der Amtsvormund⸗ 
ſchaft liegt in der Schnelligkeit. Die Gefahr, daß der Amtsvormund 
in einem Prozeſſe einmal nicht rechtzeitig ausgewieſen iſt, ift fo gering, 
daß er fie ruhig auf fih nehmen kann. 

Das Vormundſchaftsgericht hat den Amtsvormund und ſeinen 
Stellvertreter mittels Handſchlags an Eidesſtatt allgemein für alle 
Fälle zu treuer und gewiſſenhafter Führung der Vormundſchaft ver⸗ 
pflichtet, für die ihm die Beſtallung zugefertigt wird. Gegen dieſe 
allgemeine Verpflichtung dürften keine rechtlichen Bedenken beſtehen 
vgl. Dernburg, Familienrecht, 1903, $ 110 IV, S. 348, Er⸗ 
läuterung zu § 1789 BGB. Das Verfahren entſpricht dem Be⸗ 
dürfnis, ſchützt den Amtsvormund vor unnötiger Zeitverſäumnis und 
beſchleunigt den Ausweis des Vormunds durch Ausfertigung der 
Beſtallung. Mit der Beſtallung ſchickt das Vormundſchaftsgericht dem 
Amtsvormund zur Vervollſtändigung ſeiner Akten vereinbarungsgemaͤß 
eine Abſchrift des von der Mündelmutter ausgefüllten Fragebogens. 


— 195 — 


Wegen Erteilung und Zuſtellung der vollſtreckbaren Ausfertigung en 
beſtehen mit dem hieſigen Vormundſchaftsgericht und dem hieſigen 
Prozeßgericht allgemeine Vereinbarungen, ſo daß es nicht erſt eines 
beſonderen Antrags in jedem einzelnen Falle bedarf. Es iſt ein für 
allemal verabredet, daß von jeder vollſtreckbaren Urkunde eine voll⸗ 
ſtreckbare Ausfertigung zu erteilen und die Zuſtellung durch den 
Gerichtsſchreiber zu vermitteln iſt. 

Mit dem Vormundſchaftsgericht iſt weiter allgemein vereinbart, 

1) daß in jedem einzelnen Falle das erſte Mal Rechnung gelegt 
werden ſoll am Schluſſe des Jahres, in dem dem Mündel Vermögen 
— auch Unterhaltsrente — anfällt, dann alle drei Jahre (die Rech⸗ 
nungslegung wird gleichzeitig mit dem Vermögensverzeichnis im Sinne 
von $ 1802 BGB. verbunden); 

2) daß das Mündelgeld in der Regel bei der Städtiſchen Spar- 
kaſſe hier verzinslich angelegt wird, und zwar nur Beträge von 300 M. 
und mehr in jedem Einzelfalle mit der Beſtimmung, daß zur Erhebung 
des Geldes die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts erforderlich 
iſt (geringere Beträge gelten als zur Verfügung bereite Mittel im 
Sinne von $ 1806 BGB.). 

Sparbücher mit Einlagen unter 300 M. werden zugunſten des 
Amtsvormundes geſperrt, um eine durch Zufall mögliche Verfügung 
- Unbefugter zu verhindern. 

Die verſchiedenen Geſchäftsvereinfachungen werden aufgefüh rt 
weil vielfach von den Berufsvormündern über den zeitraubenden, die 
Tätigkeit des Vormundes hemmenden Verkehr mit dem Vormund⸗ 
ſchaftsgericht geklagt wird. Gewiß iſt eine erſprießliche Arbeit für die 
Mündel nur denkbar, wenn ſie durch Entgegenkommen auf beiden 
Seiten gefördert wird. 

Die Unterhaltsgelder dürfen nur an den Amtsvormund oder 
deſſen Organe, nicht vom unehelichen Vater gleich an die Kindes⸗ 
mutter oder Pflegemutter gezahlt werden. Nur ſo iſt es möglich, 
den Zahlungsverkehr ordnungsmäßig zu überwachen. Das Amtsgericht 
Eiſenberg erkennt jetzt in ſtändiger Praxis auf eine Unterhaltsrente im 
Mindeſtbetrage von vierteljährlich 65 M. bis zur Vollendung des 16. 
Lebensjahres des Kindes. Da nach § 1708 BGB. dieſe Unterhalts- 
rente den geſamten Lebensbedarf, namentlich alſo auch etwaige Koſten 
eines Heilverfahrens ſowie die Koſten der Erziehung und Vorbildung 
zu einem Berufe umfaſſen ſoll, werden von den eingehenden Beträgen 
regelmäßige Rücklagen gemacht — etwa 50 Pf. bis 1 M. von je 
5—6 M. Die Kindesmütter ſträuben ſich nicht gegen dieſe Maß⸗ 
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nahme, fie erkennen den guten Zweck der Rüdlagen an, ja vermehren 
ſogar häufig noch aus eignen Mitteln die Erſparniſſe. Nichts dient 
beſſer der Zukunft des Kindes als eine den Verhältniſſen entſprechende 
Anſammlung von Vermögen. Heiratet doch die Kindesmutter in 
mindeſtens 50 Proz. aller Fälle nicht den unehelichen Vater, ſondern 
einen anderen Mann. Die Lage des unehelichen Kindes der Frau 
in dieſer Ehe beſſert ſich ſofort, wenn das Kind nicht ganz mittellos iſt. 

Die Kaſſenführung beſorgt die Kämmerei auf Grund von Zahlungs⸗ 
anweiſungen des Amtsvormundes. Für die Rechnungsführung dient 
als Geſchäftsjahr das Kalenderjahr. An Büchern werden geführt: 

ein Tagebuch, in das alle Einnahmen und Ausgaben für ſämt⸗ 
liche Mündel der Zeitfolge nach eingetragen werden, und für jedes 
Mündel ein loſes Konto in ABC-Ordnung. 


Der Abſchluß im loſen Konto geſchieht jeweils am Jahresſchluſſe, 


dabei wird auch der Vermögensbeſtand feſtgeſtellt. Das loſe Konto 


enthält die Quittungen der Kindesmutter oder Pflegemutter uͤber die 


ausgezahlten Unterhaltsbeiträge. Es dient bei Beendigung der Vor⸗ 
mundſchaft als Schlußrechnung im Sinne von § 1890 BGB. und 
wird zu den Akten des Vormundſchaftsgerichts abgegeben. 

Die Einnahmen an Unterhaltsgeldern uſw. betrugen im Jahre 
1917 bereits 16 865,22 M., die Rücklagen am Jahresſchluſſe bereits 
7665,51 M. (3400 M. in Kriegsanleihe, 4265,51 M. auf 44 Spar⸗ 
büchern). Bei der Abfaſſung des Berichts iſt das Vermögen bereits 
auf über 10000 M. angewachſen. 

Rechtskräftig entſchieden ſind bisher 20 Prozeſſe. Sie ſind 
ſämtlich gewonnen worden. In allen Fällen wurde die Mehrverkehrs⸗ 
einrede ohne Erfolg vorgebracht. Vollſtreckbare Urkunden im Sinne 
von § 795 3.5 300. wurden bis zum Schluſſe des Jahres 1917 
39 erwirkt. 

Bevormundet wurden ſeit Einführung der Amtsvormundſchaft 

95 uneheliche Kinder, 
3 eheliche Kinder, 
2 Geiſteskranke, 

1 Trunkſüchtiger, 
1 Taubſtumme. 


0 


Am Schluſſe des Jahres 1917 waren noch 61 Sachen anhängig. 


In mehreren Fällen konnten Rückzahlungen von Armenunterſtützungen 
erfolgen, die ohne die Amtsvormundſchaft ausgeſchloſſen geweſen wären. 
Entlaſtet wurden auf dieſe Weiſe ſowohl der Landarmenverband als 
auch der Ortsarmenverband. 


he SEE a . . . EEE BE 
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Die Ueberwachung der Pflege der Kinder erfolgt durch vier 
ehrenamtliche, in der Kinderpflege und Armenpflege erfahrene Helfe⸗ 
rinnen. Ihre Dienſtanweiſung lautet: 

„Anweiſung für Helferinnen des Berufsvormunds. 

1. Die Helferinnen des Berufsvormunds haben die Aufſicht über 
die im Kindesalter ſtehenden Mündel und Pfleglinge und die dem 
Kindesalter entwachſenen weiblichen Mündel und Pfleglinge zu führen. 
Die einzelnen, ihrer Aufſicht unterſtehenden Mündel und Pfleglinge 
werden den Helferinnen vom Berufsvormund durch Ueberſendung 
eines „Kontrollblattes“ zugeteilt. 

2. Die Helferinnen haben darüber zu wachen, daß die Kinder 
ordnungsmäßig ernährt, gepflegt und erzogen werden. Den erwachſenen 
weiblichen Mündeln haben ſie in ſittlicher Not mit Rat beizuſtehen. 

3. Jedes im Kindesalter ſtehende Mündel iſt mindeſtens einmal 
im Sommer und mindeſtens einmal im Winter zu beſuchen. Der 
Tag des Beſuches und der Befund ſind in den vorgeſehenen Spalten 
des Kontrollblattes zu vermerken. Im übrigen iſt die Anzahl der 
jährlichen Beſuche dem pflihtmäßigen Ermeſſen der Helferinnen über⸗ 
laſſen. 

4. Stößt die Helferin bei ihren Beſuchen auf Mängel irgend 
welcher Art, die ſie nicht ſelbſt durch perſönliche Einwirkung auf die 
Beteiligten zu beſeitigen vermag, fo hat fie dem Berufsvormund 
unter Benutzung des Vordruckes für „Verpflegberichte“ kurz ſchriftlich 
Bericht zu erſtatten. Vorſchläge zur Abänderung des e ſind 
in dieſem Berichte erwünſcht. 

5. Verzieht das Mündel aus Eiſenberg, ſo iſt das Kontrollblatt 
dem Berufsvormund zurückzureichen, möglichſt unter Angabe der neuen 
Wohnung. Das Kontrollblatt iſt auch zurückzureichen, | 

wenn ein Mündel ftirbt, 
wenn ein männliches Mündel das 14. und ein weibliches 
Mündel das 21. Lebensjahr vollendet hat.“ 

Die Pflege der Kinder iſt nach den Beobachtungen der Helferinnen 
im allgemeinen hier eine gute. In den Jahren 1914 —1917 betrug 
die Sterblichkeit der unter der Amtsvormundſchaft ſtehenden Kinder 
im 1. Lebensjahre im Durchſchnitt jährlich nur 14 Proz., während die 
der ehelichen, nicht unter Vormundſchaft ſtehenden Kinder in demſelben 
Zeitraum 18 Proz. betrug ). (S. Anmerkung auf Seite 198). 

Die Amtsvormundſchaft muß mindeſtens folgende Vordrucke zur 
Erleichterung der Geſchäftsführung vorrätig halten: | 
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„Anzeige über eine uneheliche Geburt durch die Hebamme. 
. Mündelverzeichnis, das gleichzeitig als Aktenverzeichnis dient. 
. Alphabetiſches Kartenblatt zum Mündelverzeichnis — Kartei —. 
„ Aktenvordruck, enthaltend Namen und Wohnung des Mündels 
und ſeiner Familienangehörigen ſowie die Vermögens verhältniſſe. 
5. Antrag auf Erlaß einer einſtweiligen Verfügung im Sinne 
von § 1716 BGB. 
6. Vollmacht. 
7. Fragebogen für die Kindesmutter, verbunden mit Vorſchlag 
des Gemeindewaiſenrats. 
8. Verzicht des Großvaters. 
9. Kontrollblatt für die Helferin. 
10. Verpflegbericht. 
11. Erſuchen an das Amtsgericht um Entgegennahme einer voll⸗ 
ſtreckbaren Urkunde. 
1 „ der ehelichen und unehelichen Kinder im 1. Lebens⸗ 
jahre in Eiſenberg: 
Eheliche Geſtorben Une eliche Geſtorben 
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Jahr Geburten ml. 1 Proz. Geburten im. b Proz. 
jahre 

1910 290 78 27 45 16 35 
1911 271 77 28 32 10 31 
1912 312 76 24 43 15 35 
1913 272 44 16 41 8 19 
1914 274 44 16 44 8 18 
1915 171 45 26 26 8 30 
1916 128 19 13 19 7 36 
1917 107 20 18 11 2 18 
Data an 1913—1917 17 e 1913—1917 24 
1914—1917 18 1914—1917 3 


Sterblichkeit der unter amtsbormundſchaft ſtehenden 
unehelichen Kinder im 1. Lebensjahre in Eiſenberg: 


Geſtorben 
Jahr i im 1. Lebens- Proz. 


jahre 
1913 10 0 0 
1914 32 5 15 
1915 25 3 12 
1916 15 1 7 
1917 9 2 22 


Durchſchnitt 1913—1917 11 
„ 1914—1917 14 


Sterblichkeit der ehelichen und N Kinder im 1. Lebens 
jahre in Preußen (nach der „Stat. Korr.“) 


Geſtorben 


Geſtorben 
Eheliche a Uneheliche 5 
* Geburten im 1. 77 0 Proz. Geburten nn 1 Proz. 


1067 408 164 401 15 99 172 26 999 27 
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12. Unterhaltsklage mit Geſuch um Bewilligung des Armenrechts 
13. Kartenanfrage zur Aufenthaltsermittlung des unehelichen Vaters. 

14. Pfändungs⸗ und Ueberweiſungsbeſchluß und zwar der gericht⸗ 

liche Vordruck. Derſelbe wird ausgefüllt und mit einem kurzen 
Antrag verſehen: „Wir bitten um Erlaß und Zuſtellungs⸗ 
vermittlung des nachſtehend entworfenen Beſchluſſes. Der un⸗ 
eheliche Vater verdient wöchentlich ... M. und hat nur für 
ſich zu ſorgen.“ | 
15. Ladung zur Leiſtung des Offenbarungseids. | 
16. Poſtkartenerſuchen um Aufforderung nach § 361 Z. 10 StGB. 
17. Zahlungsanweiſung für die Stadtkaſſe. 
18. Das loſe Konto zur Rechnungsführung für jedes einzelne 
Mündel. 

Je ausgedehnter der Geſchäftsverkehr iſt, deſto mehr Vordrucke 

müſſen angeſchafft werden. Im Buchhandel find folgende Samm⸗ 
lungen erſchienen: 

odd) die Ergenzingerſchen Formulare für „Berufs⸗ und Sammel⸗ 

vormünder“, Buchdruckerei Geſchw. Schröer, Elberfeld, 44 Stück, 

b) die Nieſtrojſchen Formulare für „amtliche Berufs⸗ und General⸗ 

vormünder“, Verlag von Guſtav Ziemſen, Berlin SW. 29, 

64 Stück. 

Die Vordrucke müſſen mit Vorſicht gebraucht werden, da die 
Geſetzgebung ſich fortgeſetzt ändert und dieſe Aenderung häufig eine 
Aenderung der Vordrucke nach ſich zieht. 

In der geſchilderten Form ließe ſich die Berufsvormundſchaft 
ohne Aenderung der geſetzlichen Grundlagen in ganz Thüringen ein⸗ 
führen und zwar nicht nur in den Städten, ſondern auch für das 
platte Land, für dies im Anſchluß an die Landratsämter. Als Berufs⸗ 
vormund muß eine Perſönlichkeit gewonnen werden, die vor allen 
Dingen die nötigen Rechtskenntniſſe beſitzt. Im Verkehr mit den 
Gerichten muß ſie ſachgemäße Anträge ſtellen können. Vom öffent⸗ 
lichen Recht muß fie die ſoziale Geſetzgebung und die Wohlfahrts⸗ 
geſetzgebung — Reichsverſicherungsordnung, Angeſtelltenverſicherungs⸗ 
geſetz, Kriegshinterbliebenenfürſorge⸗Geſetzgebung, Unterſtützungswohn⸗ 
ſitzgeſetz — beherrſchen. 

Der Berufsvormund muß kraft ſeiner Fachkenntniſſe die Seele 
der Jugendfürſorge fein. Er iſt das wichtigſte Mitglied des Aus⸗ 
ſchuſſes für Jugendpflege ſeines Wirkungskreiſes. 


— 200 — 


Erntſcheidungen. 
Aus der Rechtſprechung der Thüringiſchen Gerichte. 
Entſcheidungen des Oberlandesgerichts in Jena. 
1.x Bürgerliches Recht und Verfahren. 


6. Anſpruch des Gläubigers gegen den Schuldner 
auf Erſatz der Zinſen, die ihm für eine Summe 
entgehen, durch die er Sicherheit zur Herbei⸗ 

führung vorläufiger Vollſtreckbarkeit eines Ur- 

teils leiſtet. 98 249, 254, 284, 285, 286 BGB. 

Der Beklagte hat ſich im Jahre 1913 für eine Schuld des 
Kaufmanns D. in Berlin an die Klägerin dieſer gegenüber ſelbſt⸗ 
ſchuldneriſch verbürgt, die Klägerin hat ihn daraus in Anſpruch ge⸗ 
nommen, und er war durch Urteil des Landgerichts zur Zahlung der 
Klagſumme verurteilt worden. Das Urteil war gegen Hinterlegung 
einer Sicherheit von 30000 M. für vorläufig vollſtreckbar erklärt. 
Die Klägerin, die ein Bankgeſchäft betreibt, hat die Sicherheit in 
bar am 29. Oktober 1915 hinterlegt und ſie erſt am 28. April 
1916 von der Hinterlegungsſtelle zurückerhalten, nachdem der Be⸗ 
klagte feine Berufung am 29.31. März 1916 zurückgenommen hatte. 
Nach den Beſtimmungen der Weimariſchen Hinterlegungsordnung vom 
29. November 1899 (§ 6 Abſ. 3) und der Ausführungsverordnung 
dazu vom 12. Dezember 1899 (Art. 5) ſind der Klägerin nur 250 M. 
Zinſen zu 2 v. H. auf 5 Monate vergütet worden. Sie verlangt 
vom Beklagten, da ſie in ihrem Handelsgewerbe mit dem hinter⸗ 
legten Gelde 6 v. H. Zinſen habe erzielen können, den 31 iſenunter⸗ 
ſchied von zuſammen 650 M. 

Das Landgericht hat den Klaganſpruch nur ſo weit für begründet 
anerkannt, als der Beklagte durch die verzögerte Rücknahme der Be⸗ 
rufung den Eintritt der Rechtskraft des Urteils und damit die Rück⸗ 
gabe der Sicherheit ſchuldhaft verzögert habe. Es nimmt eine ſolche 
ſchuldhafte Verzögerung um 3 Monate an und erklärt den Beklagten 
für verpflichtet, für dieſe 3 Monate der Klägerin 4 v. H. Zins⸗ 
unterſchied mit 300 M. zu erſtatten. | 

Die Klägerin beantragt, das Urteil des Landgerichts abzuändern 
und den Beklagten zu verurteilen, an ſie weitere 350 M. zu zahlen. 
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Der Beklagte widerſpricht. Er weiſt darauf hin, daß der Klägerin 
im Vorprozeß bereits 8 v. H. Zinſen zugeſprochen worden ſeien mit 
Rückſicht auf ihren Schaden aus ſeinem angeblichen Verzug, einen 
weiteren Verzugsſchaden könne ſie jetzt nicht mehr geltend machen. 
Er habe keine Verpflichtung gehabt, vor Rechtskraft des Urteils zu 
zahlen; vorher ſei er nicht in Verzug genommen, weil er ſich nicht 
aus der Bürgſchaft für verpflichtet gehalten habe, das ergebe ſeine 
Verteidigung im Vorprozeß, der ſowohl in tatſächlicher, als auch recht- 
licher Beziehung außerordentlich verwickelt geweſen ſei. Die Zahlung 
der Bürgſchaftsſchuld ſei alſo infolge eines Umſtands unterblieben, 
den fr nicht zu vertreten habe. | 

| Bei der Entſtehung des Schadens habe aber auch eigenes Ver⸗ 
ſchulden der Klägerin mitgewirkt. Das Weitere ergibt ſich aus den 
ren. 


In der Erklärung des Beklagten, daß er — vor Rechtskraft des 
Urteils — nur dann zahle, wenn die Klägerin die verlangte Sicherheit 
leiſſe, liegt nicht zugleich ein Verſprechen, ihr für allen Schaden auf- 
„ fommen, der ihr durch die Hinterlegung entſtehe. Er weiſt damit 
die Klägerin nur darauf hin, auf welchem Wege ſie noch vor 
Rechtskraft des Urteils zu ihrem Gelde kommen könne. Dagegen iſt - 
der Beklagte unter dem Geſichtspunkt des Verzugs an ſich verpflichtet, 
der Klägerin den Schaden zu erſetzen, der ihr durch die Hinterlegung 
erwachſen iſt. 


Nach § 284 BGB. kommt der Schuldner durch die Erhebung 
der Klage ohne weiteres in Verzug und nach § 286 hat er dem 
Gläubiger den Verzugsſchaden zu erſetzen. Nur dann kommt der 
Schuldner nach § 285 nicht in Verzug, wenn die Leiſtung infolge 
eines Umſtands unterbleibt, den er nicht zu vertreten hat. Geht man 
davon aus, daß die Sach- und Rechtslage im Vorprozeß verwickelt 
war, und daß der Beklagte deshalb, bis er von ſeiner Verurteilung 
Kenntnis erhielt, im Zweifel über ſeine Zahlungspflicht ſein konnte, 
fo unterließ er doch die Befriedigung der Klägerin über den Yeit- 
punkt ſeiner Verurteilung hinaus, obwohl er nunmehr die Gründe 
kannte, die ihn zur Zahlung verpflichteten. Fortan alſo unterblieb 
die Zahlung nicht mehr infolge eines Umſtands, den er nicht zu ver⸗ 
treten hatte. Dafür, daß dies dennoch der Fall geweſen ſei, war 
der Beklagte behauptungs⸗ und beweispflichtig. Er hat aber weder 
gegen die Feſtſtellungen des Landgerichts, noch gegen deſſen Gründe 
irgend etwas vorgebracht, was in ihm hätte Zweifel erregen können, 
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daß er zu Recht zur Zahlung verurteilt worden ſei. Der Fall des 
§ 285 BGB. liegt alſo ſicher ſeit dem Erlaß des Urteils im Vor⸗ 
prozeß nicht mehr vor. Der Schaden der Klägerin iſt auch mit durch 
den Verzug des Beklagten verurſacht. Die Vollſtreckung des Urteils 
und die Hinterlegung, die der Klägerin erſt die Vollſtreckung ermög⸗ 
lichte, war für ſie ein prozeſſuales Recht ihrem Schuldner gegenüber. 
Wenn ſie von dieſem Recht Gebrauch machte, ſo waren die dadurch 
entſtandenen Koſten und die ſonſtigen Einbußen, die ſie dadurch er⸗ 
litt, eine urſächliche Folge des Verzugs des Beklagten und beruhten 
nicht auf einem freien, dieſen enen unterbrechenden Ent⸗ 
ſchluß der Klägerin. | 

Gleichwohl kann dieſe ihren Schaden, ſoweit er im zweiten 
Rechtsgang noch ſtreitig iſt, nicht im vollen Umfang erſetzt verlangen, 
weil bei der Entſtehung des Schadens ihr eigenes Verſchulden mit⸗ 
gewirt hat. Mit Recht weiſt der Beklagte darauf hin, daß zum mindeſten 
ein weſentlich geringerer Schaden für die Klägerin entſtanden wäre, wenn 
ſie nicht bares Geld, ſondern Wertpapiere hinterlegt hätte, was ihr nach 
8 232 BGB., § 550. freiſtand. Daß ihr als einer Bankfirma genügend 
Wertpapiere für die Hinterlegung zur Verfügung ſtanden, iſt mit Sicher⸗ 
heit auzunehmen, um ſomehr, als ſie das Gegenteil gar nicht behauptet 
hat. Daß ſie deshalb kein Verſchulden treffe, weil ſie nicht gewußt habe, 
daß die Verzinſung hinterlegten Geldes im Großherzogtum ſo gering ſei, 
iſt nicht anzuerkennen. Auch in Preußen iſt die Verzinſung hinter⸗ 
legten Geldes im weſentlichen die gleiche, und es war für die Klä⸗ 
gerin ein leichtes, durch Nachfrage bei ihrem Prozeßvertreter das Er⸗ 
forderliche zu erfahren. Da eine ſo hohe Summe in Frage ſtand, 
mußte ſie ſich danach erkundigen. Daß die Klägerin darüber hinaus ein 
Verſchulden auch deswegen treffe, weil ſie es unterlaſſen habe, den 
Beklagten auf die Gefahr des ungewöhnlich hohen Schadens auf— 
merkſam zu machen, iſt nicht zutreffend. Will man überhaupt hier 
von einem ungewöhnlich hohen Schaden ſprechen, ſo bedurfte es 
eines beſonderen Hinweiſes auf die geringe Verzinſung der hinterlegten 
Summe durch den Staat deshalb nicht, weil die Klägerin mit Sicher⸗ 
heit annehmen konnte, daß ihm die betreffenden Beſtimmungen be⸗ 
kannt ſein würden, oder daß er ſich doch durch Befragung ſeines 
Prozeß bevollmächtigten genügend unterrichten werde. 

Der entſtandene Schaden iſt demnach von beiden Teilen je zur 
Hälfte zu vertreten. 


Urteil vom 28. Februar 1917, 1 U 107/16 (nach Weimar). 
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5 Das Gutsinventar iſt auch im Herzogtum. Gotha 
ans 

Im Januar 1915 erſtand der Verklagte in der Zwangsver⸗ 
ſteigerung „ein halbes Bauerngut“ in Kahlenberg, das der Witwe 
Qu. und den Klägern, ihren Kindern, gehörte. Im März 1915 
verkaufte ihm die Witwe Qu. Gutsinventar für 867,80 M. Die 
Kläger verlangen als Erben der Witwe Qu. den Kaufpreis, ferner 
Werterſatz für anderes Gutsinventar (Kalk, Pflaſterſteine und Kompoſt⸗ 
haufen), das ebenfalls ſchon bei der Verſteigerung im Gut gelagert 
hatte und das ſich der Verklagte unbefugt angeeignet haben ſoll. 
Dieſer weigert ſich, zu zahlen, da er alle dieſe Gegenſtände als Zu⸗ 
behör des Bauerngutes miterſtanden, ſie alſo ſchon im Januar 1915 
zu Eigentum erworben habe. Die Kläger beſtreiten die Zubehör⸗ 
eigenſchaft, da Gutsinventar im Herzogtum Sachſen⸗Gotha nach der 
Verkehrsanſchauung nicht als Zubehör angeſehen werde. 

Das Landgericht hat dieſe Anſicht geteilt und den Klaganſpruch 
für begründet erklärt. 

Der Anſicht des Landgerichts kann nicht beigetreten werden. 

An ſich ſind glle eingeklagten Gegenſtände Zubehör im Sinne 
der 85 97 Abſ. 1 S. 1, 98 Nr. 2 BGB., da es ſich um Gerät 
und Einrichtungsgegenſtände handelt, die dauernd dem wirtſchaftlichen 
Zweck eines Landgutes dienen ſollen und in räumlicher Beziehung 
dazu ſtehen. Daher iſt nur fraglich, ob der Ausnahmefall des § 97 
Abſ. 1 S. 2 gegeben iſt, daß die Sachen im Verkehr nicht als Zu⸗ 
behör angeſehen werden. Das Landgericht bejaht das, da nach dem 
früheren Gothaer Recht Gutsinventar nicht Zubehör geweſen ſei und ſich 
dieſe Anſchauung in ländlichen Kreiſen jetzt noch erhalten habe. Tat⸗ 
ſächlich mag Gutsinventar in Sachſen⸗Gotha vor dem 1. Januar 1900 
unter der Herrſchaft des gemeinen Rechts nicht als Zubehör gegolten 
haben, da es nach der gemeinrechtlichen Auffaſſung nicht den Zwecken 
des Grundſtücks, ſondern des Eigentümers ſelbſt gedient haben ſoll. 
Dieſen Standpunkt aber hat das BGB. fürs ganze Reichsgebiet 
verlaſſen und, der deutſchrechtlichen Auffaſſung folgend, die Zubehör⸗ 
eigenſchaft grundſätzlich anerkannt. Wenn es trotzdem im § 97 Abſ. 1 
S. 2 eine abweichende Verkehrsanſchauung gelten läßt, ſo will es 
damit nicht etwa einzelſtaatliches Gewohnheitsrecht fortleben laſſen, 
denn das gefährdete die deutſche Rechtseinheit, die es ſelbſt erſtrebt 
(Staudinger, BGB. § 97 Anm. 2 zu e; Planck, BGB. $ 97 
Anm. 2 d). Vielmehr will es nur dann eine abweichende Verkehrs⸗ 
anſchauung anerkennen, wenn ſich dieſe im bewußten Gegenſatz 
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zum neuen Recht dutchgeſetzt hat, alſo nicht nur deshalb gilt, 
weil die frühere Rechtsauffaſſung ohne Rückſicht auf die neue Rechts⸗ 
ordnung weitergelebt hat. Dafür aber fehlt jeder Anhalt, daß die länd⸗ 
lichen Kreiſe des Herzogtums im bewußten Gegenſatz zum neuen Recht 
dem Gutsinventar die Zubehöreigenſchaft verſagten; vielmehr hat 
nur die alte Rechtsanſchauung weitergelebt, da die Beſtimmungen des 
neuen Geſetzes noch zu wenig ind Volksbewußtſein eingedrungen find. 
Dieſem unwillkürlichen Feſthalten an veralteten Beſtimmungen aber, 
die das neue Recht aus guten Gründen zum Segen der Landwirt⸗ 
ſchaft geändert hat, iſt mit allem Nachdruck zu begegnen und einer 
e Auffaſſung die Anerkennung zu verſagen. 

In demſelben Sinne hat der Senat ſchon im Urteil vom 1. No⸗ 
vember 1909 (Thür Bl. 58, 32 ff.) erkannt und hält auch jetzt daran 
feſt. Was dort über die Verkehrsauffaſſung ländlicher Kreiſe aus⸗ 
geführt iſt, gilt trotz der ſiebzehnjährigen Geltung des BGB. bei der 
Rechtsfremdheit des Volkes auch heute noch. 

Danach ſind alle Klaggegenſtände ſchon bei der Verſteigerung 
Zubehör des Bauernguts geweſen. Da dieſes unter den geſetzlichen 
Bedingungen verſteigert worden iſt und die Witwe Qu. nicht ihre 
Rechte nach § 37 Nr. 5 3G. geltend gemacht hat, hat der Ver⸗ 
klagte das Zubehör nach 8 55 3G. miterſtanden. Unerheblich iſt, 
ob es im Verſteigerungsverfahren mitabgeſchätzt worden iſt, und 
welche Auffaſſung überhaupt bei den Beteiligten über das Inventar 
beſtanden hat, da eben nur die geſetzlichen Bedingungen gelten. 
Auch iſt ohne Belang, ob der Verklagte das Sondereigentum der 
Witwe Qu. gekannt hat, als er das gemeinſame Gut der Familie 
Qu. erſtand, denn der Zuſchlag bewirkt die Uebereignung kraft 
der öffentlichen Gewalt des Verſteigerungsgerichts (RGZ. 67, 380; 
Jäckel⸗Güthe, 3G., 5. Aufl., § 55 Anm. 6). 

Da der Verklagte im März 1915 ſeine eigenen Sachen gekauft 
hat, iſt der Kaufvertrag nach 8 306 BGB. nichtig, und entfällt der 
Anſpruch auf den Kaufpreis. 

Auch für die übrigen Gegenſtände können die Kläger keinen 
Werterſatz beanſpruchen, da ſie dem Verklagten rechtmäßig gehören. 

Urteil des 3. Zivilſenats vom 28. September 1917, U 53/17 
(nach Gotha). 


8. Zu 813 Nr. 3 der Gebührenordnung für Rechts- 


anwälte. Bei Klagrücknahme keine Vergleichs⸗ 


gebühr. 
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Der lager hatte Anfechtungsklage erhoben und ſie nach Be⸗ 
weisaufnahme durch zugeſtellten Schriftſatz zurückgenommen. Der 
Verklagte hat in Rücknahme der Klage gewilligt, falls der Gegner 
auf den Klaganſpruch verzichte. Dieſer hat es getan und der Ver⸗ 
klagte Koſtenurteil nach §8 271 Abſ. 3 ZPO. gegen ihn erwirkt. 

In der Einigung über die Klagrücknahme ſieht der Beklagte 


einen Vergleich und will N die Vergleichsgebühr ſeines ne 
erftattet haben. 


Doch hat fie das Landgericht mit Recht geſtrichen. | 


| Für den Begriff des Vergleichs im Sinne des § 13 Nr. 3. 
NAGED. gilt §S 779 BGB. Daher erwächſt die Vergleichsgebühr 
nur dann, wenn ein Parteiſtreit durch gegenſeitiges Nachgeben ver⸗ 
traglich erledigt wird. Es mag dahinſtehen, ob ſich das Entgegen⸗ 
kommen der Parteien auf den materiellen Streitgegenſtand beziehen 
muß oder ob eine Aufgabe prozeſſualer Rechte genügt; denn auch in 
dieſem Falle fehlt es hier am beiderſeitigen Nachgeben. Zwar hat 
der Verklagte durch ſeine Zuſtimmung zur Klagrücknahme ein 
Entgegenkommen gezeigt, dagegen nicht auch der Kläger. Denn 
er hat die Klage zurückgenommen, ehe die Parteien über einen förm⸗ 
lichen Abſchluß des Rechtsſtreits verhandelt hatten. Zwar hat er 
dann im Laufe dieſer Verhandlungen noch auddrücklich auf den Klag- 
anſpruch verzichtet, doch iſt das kein Entgegenkommen, keine Aufgabe 
eines Rechts mehr geweſen, weil dieſer Verzicht ſchon ſtillſchweigend 
in der Klagrücknahme gelegen hatte. Denn da er die Klage nicht 
aus einem formellen Grunde, ſondern nach Beweisaufnahme aus 
ſachlichen Erwägungen zurückgezogen hatte, kam eine neue Klage 
ohnehin nicht mehr in Frage, und mußte ſchon die formelle Zurück⸗ 
nahme der Klage zugleich einen Verzicht auf den Klaganſpruch be⸗ 
deuten. 

Danach hebt ſich der Fall hier weſentlich von den Beiſpielen 
ab, die Stein. ZPO., 11. Aufl., § 794 Anm. II. 1 S. 550, als 
vergleichsweiſe Aufgabe prozeſſualer Befugniſſe anführt; denn während 
Stein davon ausgeht, daß dieſe im Vertragswege aufgegeben 
werden, lag hier die Aufgabe von Rechten vor Beginn der Ver⸗ 
handlungen, alſo nicht erſt in deren Rahmen. Ebenſo liegt der Fall 
anders in OLG. 6, 8; dagegen im Ergebnis übereinſtimmend, wie 
hier, OLG. Dresden in BuſchsZ. 44, 272 Nr. 17. 

Beſchluß des 3. Zivilſenats vom 16. März 1917, 3 W 18/17 
(nach Meiningen). 
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9. Ueber das Beſchwerderecht des Zwangs verwalters 
gegen Anordnungen des Amtsgerichts nach dem 
weimariſchen Geſetz über die Zwangs vollſtreckung 
ins unbewegiiche Vermögen vom 6. Dezember 1899. 
— Die Zwangsverwaltungsmaſſe als „erwerbs⸗ 
fähige Vermögensmaſſe“ im Sinne des 8 4 Nr. 4 
des Weimarer Einkommenſteuergeſetze8 vom 11. März 
1908. — Die Einkommenſteuer als Verwaltungs- 
ausgabe im Sinne des 8 167 des Weimarer Ge⸗ 
jebe8 vom 6. Dezember 1899. | | 
Das Grundſtück des Kaufmanns Guſtav S. in E. ſteht feit 

dem 17. November 1914 unter der Zwangsverwaltung. Der Zwangs⸗ 
verwalter hat in ſeiner Abrechnung vom 7. März 1916 unter die 
Ausgaben einen Einkommenſteuerbetrag von 57,60 M. eingeſtellt, 
wozu die Zwangsverwaltungsmaſſe wegen der Mieteinnahmen des 
Grundſtücks rechtskräftig veranlagt worden iſt. Das Amtsgericht hat 
nach § 165 Weim ZwVollſtrG. vom 6. 12. 1899 (Reg Bl. ©. 553 f.) 
verfügt, daß der Steuerbetrag von den Ausgaben zu ſtreichen ſei, 
da die bezahlte Einkommenſteuer weder zu den öffentlichen Laſten des 
Grundſtücks gehöre noch überhaupt geſetzlich erwachſen ſei. Es hat 
die Einwendung des Zwangsverwalters dagegen zurückgewieſen und 
das Landgericht deſſen ſofortige Beſchwerde als unzuläſſig verworfen. 
Die weitere Beſchwerde des Zwangsverwalters iſt zuläſſig, da die 
Entſcheidung des LG. einen neuen ſelbſtändigen Beſchwerdegrund 
enthält (8 568 Abſ. 2 ZPO), und auch fachlich begründet. 

Denn mit Unrecht verſagt das Landgericht dem Zwverw. ein 
Beſchwerderecht gegen die Anordnung des Amtsgerichts. Zwar lehnt 
auch die herrſchende Lehre zu §S 153 RZwVerſtG., der dem § 165 
des Weim. Landesgeſetzes entſpricht, grundſätzlich ein Beſchwerderecht 
des Zwverw. ab, da es unvereinbar ſei mit ſeiner Stellung als 
einem Vollſtreckungsorgan, das den Weiſungen des vorgeſetzten Voll⸗ 
ſtreckungsgerichts nachzukommen habe. Doch braucht der Senat zu 
dieſer ſtrittigen Frage nicht grundſätzlich Stellung zu nehmen, denn 
bei der beſonderen Lage hier iſt ſchon deshalb ein Beſchwerderecht 
des Zwverw. anzuerkennen, weil er durch die Verfügung des Amts⸗ 
gericht? nicht nur als Vollſtreckungsorgan, ſondern auch in feinen 
eigenen perſönlichen Intereſſen beſchwert wird; denn er hat die Ein⸗ 
kommenſteuer ſchon aus der Zwangszverwaltungsmaſſe bezahlt und 
müßte ſie aus ſeinem eigenen Vermögen der Maſſe wieder erſetzen, 
wenn er ſich endgültig der Anordnung des Amtsgerichts zu fügen 
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hätte, namentlich fehlt auch eine erſatzpflichtige Perſon, gegen die er 
Rückgriff nehmen könnte. Daß in einem Falle dieſer beſonderen Art 
auch ein Vollſtreckungsorgan beſchwerdeberechtigt iſt, hat das RG. 
in rechtsähnlichen Fällen ebenſo für den Gerichtsvollzieher, wie für 
andere Perſonen anerkannt, die durch die Entſcheidung des Voll- 
ſtreckungsgerichts verletzt find, während es ſonſt den Vollſtreckungs⸗ 
organen grundſätzlich ebenfalls das Beſchwerderecht verſagt (vgl. 
JW. 1884 S. 29917; 1890 S. 2756; Preuß JM Bl. 1895 S. 121). 

Ferner iſt auch in der ſteuerrechtlichen Frage, ob die Einkommen⸗ 
ſteuer überhaupt erwachſen war, der weiteren Beſchwerde beizutreten. 
Denn die Zwangsverwaltungsmaſſe iſt mit Recht zur Einkommen⸗ 
ſteuer veranlagt worden. Der Schuldner perſönlich konnte wegen 
der Mieteinnahmen nicht mehr ſteuerpflichtig ſein, da dieſe durch die 
Zwangsverwaltung ſeiner Verfügung entzogen worden ſind und ſie 
ihm nicht mehr ſelbſt zufließen, ſondern zur Befriedigung ſeiner Gläubiger 
dienen. Wie darum das Preuß OVG. für die Einnahmen einer Zwangs⸗ 
verwaltungsmaſſe verneint hat, daß fie der Steuerpflicht des perſön⸗ 
lichen Schuldners unterlägen (Entſch. in Staatsſt.ſachen 2, 464; 
dazu Fuiſting⸗Strutz, EStG., 4. Aufl., §S 6 Anm. 13), fo gilt 
dasſelbe auch fürs Steuerrecht des Großherzogtums Sachſen, da 
dieſe Erwägungen nicht auf dem ausdrücklichen Landesſteuerrechte 
ſelbſt, ſondern auf allgemeinrechtlicher Grundlage beruhen. Während 
aber in Preußen Vermögenswerte, die an die Gläubiger gelangen, 
zum Teil der Beſteuerung entzogen werden (Entſch. in Staatsſt. ſachen 
2, 466), hat das Weim. Steuerrecht dieſe Lücke dadurch geſchloſſen, 
daß es nach dem EStG. v. 10. 9. 1883 (RegBl. 1883 S. 101 f.) 
86 Nr. 3 „liegende Erbſchaften und andere erwerbsfähige 


N | 2. 6. 1897 
Vermögensſachen“ und nach dem EStG v. II. 3 1908 


(RegBl. 1897 S. 99 f., 1908 S. 45 f.) § 4 Nr. 4 „erwerbs⸗ 
fähige Vermögensmaſſen“ ſchlechthin für einkommenſteuer⸗ 
pflichtig erklärt hat. Dabei iſt dieſer Begriff ſo dehnbar, daß ihm 
ein abgeſchloſſener und ſelbſtändig verwalteter Vermögenskreis, wie 
eine Zwangsverwaltungsmaſſe, ſehr wohl unterfällt, zumal da das 
Einkommenſteuergeſetz als Finanzgeſetz eine Auslegung erfordert, die 
den finanziellen Zwecken des Geſetzes gerecht wird und alle in Frage 
kommenden Vermögenswerte durch die Einkommenſteuer möglichſt 
lückenlos erfaßt. Auch ſtehen die Regierungsvorlagen und ſonſtigen 
Vorarbeiten des Einkommenſteuerrechts der hier vertretenen Aus- 
legung nicht entgegen. 
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Iſt aber die Einkommenſteuer mit Recht erhoben worden, ſo 
war auch der Zwangsaͤverwalter verpflichtet, fie aus der Maſſe zu 
bezahlen, zwar nicht als eine öffentliche Laſt des Gtundſtücks im 
Sinne der 88 17 Nr. 3, 168 des Landesgeſetzes vom 6. 12. 1899, 
wohl aber nach §8 167, wonach aus den Nutzungen des Grund⸗ 
ſtücks die Ausgaben der Verwaltung vorweg zu beſtreiten ſind. Mag 
auch die Einkommenſteuer keine Verwaltungsausgabe im engeren 
Sinne fein (vgl. Jäckel⸗Güthe, a. a. O. §8 155 Anm. 2 —4) fo 
muß ſie doch den Verwaltungsausgaben im weiteren Sinn unter⸗ 
fallen nach Weim. Landesrecht, wonach eine Einkommenſteuerpflicht 
der Zwangsverwaltungsmaſſe beſteht. | 

Beſchluß des Ferienſenats vom 2. Auguſt 1916, 1 W 96/16 
(nach Eiſenach). N ' 


10. Ueber die Bedeutung von „Induſtrie“ als Firmen⸗ 
beſtandteil. | 
Der Kaufmann Hermann W. in U. ließ am 23. 11. 15 ind 
Handelsregiſter die Firma eintragen: „Hermann W., Reußiſche Groß⸗ 
Uhren⸗Induſtrie, U.“ Die Handelskammer in Gera meint, die Firma 
täuſche über Art und Umfang des Geſchäfts, das in Wahrheit nur 
eine Uhrenhandlung von geringem Umfang ſei, und hat beim Regiſter⸗ 
gericht beantragt, die Firma ändern zu laſſen. Dieſes hat es abge⸗ 
lehnt, das Landgericht aber der Beſchwerde der Handelskammer ſtatt⸗ 
gegeben und das AG. angewieſen, nach ihrem Antrag zu verfahren. 
Mit ſeiner weiteren Beſchwerde rügt W., das LG. habe § 18 
Abſ. 2 HGB. verletzt. Er gibt zu, fein Geſchäft habe jetzt nur einen 
geringen Umfang, begründet das aber damit, daß der Krieg überhaupt 
die Geſchäftslage ungünſtig beeinfluſſe, leugnet ferner eine Täuſchungs⸗ 
abſicht und behauptet, er ſei im Begriff, noch eine Großtiſchlerei ins 
Leben zu rufen; übrigens beziehe ſich der Firmenbeſtandteil „Groß“ 
nicht auf „Induſtrie“, ſondern auf „Uhren“ und bezeichne nur den 
Gegenſatz zu Taſche uhren; auch beſage der Ausdruck „Induſtrie“ 
nach Auffaſſung der beteiligten Lieferanten und Abnehmner noch nichts 
über Art und Größe des Unternehmens; endlich ſei die Zeit der An⸗ 
meldung nicht maßgeblich für die Frage, ob die Firma zuläſſig ſei. 
Der Senat hat die weitere Beſchwerde zurückgewieſen: Die Er⸗ 
wägungen des LG. ſind frei von Rechtsirrtum. Es ſtellt zunächſt feſt: 
W. laſſe die Holzgehäuſe von Zimmeruhren nach ſeinen eigenen 
Entwürfen bei Tiſchlern herſtellen, die Uhrgewichte und Metallteile 
bei einer Geraer Firma gießen, die Uhrwerke und Zifferblätter von 
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verſchiedenen Firmen liefern und dann dieſe einzelnen Teile in ſeiner 
Werkſtatt zuſammenſetzen; dort beſchäftige er eine oder zwei 
Arbeiterinnen; der jährliche Geſchäftsumſatz betrage etwa 25 000 M. 
und der Reingewinn 5000 M.; für 1916 aber hoffe er auf einen 
Umſatz von 45000 M. und einen Reinverdienſt von 810000 M. 

Danach nimmt das LG. mit Recht an, das Unternehmen W.8 
verdiene nicht den Namen „Groß⸗Uhren⸗Induſtrie“; denn mag ſich 
auch der Beſtandteil „Groß“ nur auf „Uhren“ beziehen, ſo täuſcht 
doch die Bezeichnung „Induſtrie“ über Art und Umfang des Ge⸗ 
ſchäfts. Darunter iſt mit dem Kammergericht die gewerbliche Her⸗ 
ſtellung, d. h. die Verarbeitung von Rohſtoffen und Halbfabrikaten, 
zu verſtehen, die nicht als kleingewerbliches Handwerk, ſondern im 
großen mit den Hilfsmitteln des Maſchinenweſens und der Arbeits⸗ 
teilung oder doch für den Abſatz auf dem großen Markt betrieben 
wird, und deren Hauptformen der Fabrikbetrieb, der große Werkſtatt⸗ 
betrieb und die Hausinduſtrie find (OLG. 12, 406). Dieſe Merk⸗ 
male aber fehlen hier. Denn nach den Feſtſtellungen des LG. be⸗ 
treibt W. nur ein kleingewerbliches Handwerk von ganz beſcheidenem 
Umfang. Dabei iſt unerheblich. mit welchen Zukunftsplänen 
er ſich trägt, denn für die Frage, welchen Umfang ein Geſchäft hat 
und ob danach die Firma geeignet iſt, über den Umfang zu täufchen, 
iſt der gegenwärtige Zeitpunkt und die jetzige Lage des Geſchäfts 
entſcheidend (vgl. das Kammergericht a. a. O.). Auch iſt ohne Belang, 
daß der Krieg die Entwicklung des Unternehmens gehindert haben 
mag, denn die Firma iſt erſt im Kriege gegründet worden und da⸗ 
her noch kein Maßſtab für die Friedenszeit gegeben. Auch iſt un⸗ 
erheblich, daß W. keine Täuſchung beabſichtigen mag, vielmehr genügt 
es, daß die Firma geeignet iſt, eine Täuſchung herbeizuführen 
(vgl. OLG. 24, 111). 

Beſchluß des 1. Zivilſenats vom 6. 9 1916, 1 Y 24/16 
(nad) eu: 


11. Wird nach der Auflöſung einer offenen Handels⸗ 
geſellſchaft ihr Grundbeſitz auf einen Geſellſchafter 
überſchrieben, fo ift die Eigentumswechſelgebühr 
des 8 57 des Gerichtskoſtengeſetzes für Reuß j. L. 
zu berechnen, und zwar nach dem Wert des ganzen | 

Grund beſitzes. 
Als Eigentümer der Grundſtücke war die off. HG. Gebr. H. ein⸗ 


getragen. Geſellſchafter waren der Techniker Th. O. H. * = Kauf⸗ 
Blätter ii Rechtspflege LXIV. F. N. XLIV. 
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mann E. H. H. Dieſer hat das ganze Handeldgefhäft übernommen 

und iſt als Alleineigentümer der Grundſtücke eingetragen worden. ö 
Dafür hat das Amtsgericht die Eigentumswechſelgebühr des 
8 57 GKG. für Reuß j. L. vom 10. Auguſt 1899 (GeſS. 23, 142) 
mit Nebengebühren an die Landesſchulkaſſe und an die Gemeinde 
berechnet, während der Koſtenſchuldner nur die Veränderungsgebühr des 
8 64 bezahlen will. Das LG. hat die Koſtenberechnung des AG. be⸗ 
ſtätigt; dagegen richtet ſich die weitere Beſchwerde des Koſtenſchuldners. 

Sie iſt unbegründet. Denn die Gebühr des § 57 erwächſt, 
wenn ein „Eigentumswechſel“ im Grundbuch verlautbart wird. Das. 
war hier der Fall; denn das geſellſchaftliche Geſamthandseigentum 
iſt in Sondereigentum eines einzelnen Geſellſchafters übergegangen. 
Das iſt ein „Eigentumswechſel“ im Sinne des GKG. Ob die Rechts⸗ 
änderung materiellrechtlich der Auflaſſung und Eintragung im Grund⸗ 
buch bedurfte, iſt für das Koſtenrecht ohne Belang; ſchon die 
ſiskaliſche Natur des GKG. ſteht einer engen Auslegung des Begriffs. 
„Eigentumswechſel“ entgegen. Auch iſt nach 858 Nr. 3 bei anderen 
Geſamthandsverhältniſſen, nämlich bei gütergemeinſchaftlichen Aus⸗ 
einanderſetzungen, ebenfalls die Eigentumswechſelgebühr zu erheben. 
Daher hat auch bei der off. HG. die Auseinanderſetzung über Grund⸗ 
ſtücke als „Eigentumswechſel“ im Sinne des Geſetzes zu gelten. 

Auch nach dem preußiſchen GKG. wäre in dieſem Falle die 
Eigentums wechſelgebühr erwachſen, felbft wenn keine Auflaſſung voran⸗ 
gegangen iſt (vgl. OLG. 17, 258; Pietſch, Die preußiſchen Koſten⸗ 
geſetze, 3. Aufl., $ 58, Anm. 3, S. 106/107). Dabei iſt das preuß. 
Koſtenrecht auch fürs reußiſche von Bedeutung, da dieſes nach dem 
Muſter des preußiſchen GKG. geſchaffen worden iſt. 

Ferner iſt die Gebühr des $ 57 vom ganzen Grundſtückswert zu 
berechnen und nicht nur vom halben, denn das Geſamthandseigentum 
hat ſich am ganzen Grundbeſitz in Sondereigentum umgewandelt. 
Ebenſo wäre auch in dieſer Frage nach dem preußiſchen Recht 
zu entſcheiden (vgl. KGJ. 27 B, 59; 38 B, 25; OLG. 17, 258; 
Mügel, Die preußiſchen Koſtengeſetze, 7. Aufl., 8 58 Nr. 3, ©. 272), 
Auch das GKG. fürs Großherzogtum Sachſen vom 25. 8. 1909 
(Reg Bl. 1909 S. 404) berechnet die Gebühr im § 123 Abſ. 2 
ausdrücklich nach dem ganzen Grundſtückswert. 

In allen dieſen Fragen hat der Senat denſelben Standpunkt, 
wie hier, ſchon im Beſchluß vom 31. Mai 1913 (1 Y 5/13; zu 
Blatt 2140 des Grundbuchs von Gera) vertreten; davon abzuweichen., 
beſteht kein Anlaß. | 


| | 2 | 
Daher ift die Koſtenberechnung des Amtsgerichts auch wegen 


der Beſitzveränderungsgebühren zu beſtätigen, die neben der Eigen⸗ 
N tumswechſelgebühr des § 57 erwachſen. 


Beſchluß des 1. Zivilſenats vom 25. Oktober 1916, 1 * e 


. (nach Gera). 


12. Anrechnung von Militärdienſteinkommen auf die 
Zivil⸗ -Pfarrerbeſoldung. — Rechtsfähigkeit der ö 
Landedpfarrkaſſe in Schwarzburg⸗Rudolſtadt. 
| Der Kläger iſt vom Fürſtlich Schwarzburg - Rudolftädtifchen - 
Miniſterium als Geiſtlicher der evangeliſch⸗lutheriſchen Gemeinde Sch. 
unwiderruflich angeſtellt. Er iſt als Musketier und Krankenträger 
zum Heeresdienſt einberufen und dann auf ſeine Meldung zum Militär⸗ 
pfarrer befördert worden. Das Miniſterium hat ihm 7¼0 der Be⸗ 
ſoldung, die er als Militärpfarrer bezieht, auf ſein Zivildienſtein⸗ 
kommen angerechnet und demgemäß von dem Teile des Zivildienſt⸗ 
einkommens innebehalten, das ihm aus der Landespfarrkaſſe gewährt 
wird. Es ſtützt ſich dabei auf 8 66 RMilG. und auf die „Grund⸗ 


ſätze“ vom 18. September 1914, die es zu ſeinen „Beſtimmungen 


vom 16. Februar 1889 zur Ausführung des 8 66 des Reichs⸗Militär⸗ 
geſetzes.“ (Rud. Geſetzſamml. 1889 S. 2) ln hat. Die „Grund⸗ 
ſätze“ lauten in Ziffer 3: 
„Die ‚Beftimmungen‘ ſollen finngemäß au auf diejenigen. Geiſt⸗ 
lichen Anwendung finden, die durch Ablegung der vorgeſchriebenen 
Prüfungen die Befähigung zur Erlangung eines geiſtlichen Amts 
erhalten haben, ...... wenn ihnen die dauernde Verwaltung 
einer Pfarrſtelle übertragen worden iſt ....“ 

Der Kläger beſtreitet die Anwendbarkeit des §8 66 RMilG. auf 
Geiſtliche und die Zuläſſigkeit der Ziffer 3 der „Grundſätze“ und klagt 
auf Auszahlung der innebehaltenen Gehaltsteile. Die Klage iſt gegen 
das Miniſterium gerichtet, die Parteivertreter ſind jetzt darüber einig, 
daß hinter dieſer Bezeichnung die durch dieſe Behörde vertretene 
Landespfarrkaſſe als verklagte Partei zu finden iſt. 

Das Landgericht hat die Klage abgewieſen. Auf ad des 
Klägers hat das Oberlandesgericht die Landespfarrkaſſe verurteilt 
ihm die innebehaltenen Beträge' auszuzahlen. 

Als verklagte Partei kann nicht das Miniſterium, eine Behörde, 
gelten, ſondern nur die von dieſer Behörde vertretene juriſtiſche Perſon 
des öffentlichen Rechts. In Frage kommt: der Staat oder eine 
ſelbſtändig rechtsfähige andere Perſon des öffentlichen Rechts. Hier 

ö 5 N 14 * 
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iſt es die Landespfarrkaſſe. Sie iſt eine ſelbſtändige rechtsfähige 
Anſtalt des öffentlichen Rechts. Geſchaffen it fie durch §8 13 des 
Geſetzes vom 20. März 1907 über die anderweite Regelung der 
Dienſteinkommens⸗ und Penſionsverhältniſſe der Geiſtlichen der Landes⸗ 
kirche (GeſS. S. 39) und die Ausführungsverordnung dazu vom 
11. Januar 1908 (S. 15). Es handelt ſich dabei nicht bloß um 
einen ſogenannten Etatsfonds (Etatkapitel) des Staatshaushaltsplans; 
ſonſt hätte man ſich begnügen können, wie in § 9 des gleichzeitigen 
Geſetzes über die Beſoldung der Volksſchullehrer (GeſS. S. 45) 
einfach zu ſagen: „Die Zahlung der Alterszulagen erfolgt aus der 
Staatskaſſe.“ Die Kaſſe iſt vielmehr mit eigenem Vermögen (V. 
v. 11. Januar 1908 S. 15 § 1) und eigenen Einnahmen ausgeſtattet 
(Gef. §§ 13, 14, V. § 2), ihr werden namentlich auch aus der Staats⸗ 
falle auf Grund des Etatsgeſetzes Zuſchüſſe geleiſtet (§ 13 Nr. 1 und 
9 15), und es find ihr eigene Zahlungspflichten auferlegt (Geſ. § 12, 
V. § 3); für ſie wird im Geſetz auch beſonders beſtimmt, wer ſie 
verwaltet ($ 13 Abſ. 2, ebenſo V. §S 2 Abi. 1). Alles dies gibt 
ihr rechtliche Selbſtändigkeit, die Eigenſchaft einer Anſtalt des Staats 
oder der Landeskirche. Daß man ſie anders hätte behandeln wollen, 
als z. B. die Penſionskaſſe für die Geiſtlichen (Geſ. v. 20. Dezember 
1881 S. 77 89, V. v. 31. Dezember 1881, 1882 S. 29 § 1), da⸗ 
für iſt kein Grund erſichtlich; dieſe aber iſt ähnlich mit Vermögen und 
Einnahmen ausgeſtattet und mit Zahlungsverbindlichkeiten belaſtet, 
wie die Pfarrkaſſe, und wird ausdrücklich als „Anſtalt“ mit den Rechten 
einer „milden Stiftung“ bezeichnet (1882 S. 29 § 1). — Der Rechts⸗ 
weg wegen des Gehaltsanſpruchs erſcheint unbedenklich zuläſſig. — 

Auf 8 66 RMilG. (Faſſung vom 6. Mai 1880 S. 106/107) 
kann der Abzug nicht gegründet werden. Das Reichsgeſetz ſpricht 
hier nur von Reichs⸗, Staats⸗ und Kommunalbeamten. Daß es 
dieſen Begriff anders verſtanden habe als das außerhalb des Militaͤr⸗ 
geſetzes beſtehende Reichs- oder Landesrecht, dafür liegt nichts vor. 
Es ſtellt im Gegenteil im unmittelbar vorhergehenden § 65 in Abſ. 2 
„die Perſonen, die ein geiſtliches Amt in einer mit Korporations⸗ 
rechten beſtehenden Religionsgeſellſchaft bekleiden“, den „Reichs-, 
Staats⸗ und Kommunalbeamten“, die es in Abſ. 1 des § 65 be⸗ 
handelt, gegenüber und erklärt die Beſtimmungen, die es für dieſe 
in Abſ. 1 getroffen hat, beſonders für anwendbar auf die Geiſtlichen 
($ 65 Abſ. 2 Satz 2). Ob ein Geiſtlicher der evangeliſchen Landes⸗ 
kirche im Fürſtentum Schwarzburg⸗Rudolſtadt Staatsbeamter iſt und 
deshalb dem $ 66 RMilG. unterfällt, beantwortet ſich daher nach 
dem Landesrecht. Der letzte Abſatz des S 66 RMilG. ermächtigt 
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die Landesregierung auch nicht etwa, allein von ſich aus, ohne die 
ſonſt zur Mitwirkung berufenen Stellen (Landesherren, Landtage, 
Synoden uſw.) für $ 66 RMilG. vom Reichs⸗ oder Landesrecht 
abweichende Beſtimmungen über den Begriff des Reichs-, Staats⸗ 
und Kommunalbtamten zu treffen. Das Millitärgeſetz verweiſt auf 
die auch ſonſt geltenden Begriffsnormen und will nur zu „näheren“ 
Beſtimmungen, nicht zu entgegenſtehenden, ermächtigen. Maßgebend 
iſt vielmehr die auch außerhalb der militäriſchen Beziehungen geltende 
Abgrenzung des Beamtenbegriffs. 

Nach rudolſtädtiſchem Landesrecht ſind nun aber die Geiſtlichen 
keine Staatsbeamten, ſondern Diener — oder auch, als Träger, kirch⸗ 
cher Aemter, „Beamte“ — der Kirche. Das allgemeine Geſetz 

über den Zivil⸗Staatsdienſt vom 1. Mai 1850 (GeſS. S. 369) 
rechnet ſie nicht zu den Beamten im Sinne dieſes Geſetzes. Während 
es für öffentliche Lehrer die Staatsbeamteneigenſchaft ausdrücklich feſt⸗ 
ſtellte (5 1 Abſ. 2, der durch § 1 des Geſetzes vom 10. Mai 1858 
S. 119 aufgehoben worden iſt), beſtimmte es in $ 3: „Die recht- 
lichen Verhältniſſe der Militär⸗Staatsdiener . ..., ebenſo wie die 
der Geiſtlichen und Kirchendiener, bleiben beſonderer Feſtſtellung vor⸗ 
behalten.“ Nun iſt es zwar denkbar, daß die Rechtsverhältniſſe be⸗ 
ſtimmter Beamtengruppen in beſonderen Geſetzen ſelbſtändig geregelt 
werden, etwa die der Militärbeamten, der Bau-, Forſt⸗ oder ſonſtigen 
techniſchen Beamten, der Richter, der Gerichtsvollzieher, Notare, Amts⸗ 
ärzte uſw., ohne daß damit ihre Eigenſchaft als Beamte und Staats⸗ 
beamte verneint wird. Eine ausdrückliche Ausſchaltung aus der all⸗ 
gemeinen Regelung des Staatsbeamtenrechts kann aber auch darauf 
beruhen, daß die ausgeſchiedenen Gruppen öffentlicher Angeſtellter 
überhaupt nicht als Staatsbeamte anerkannt werden. Eine ſolche 
ausdrückliche Ausſcheidung kann dem Geſetzgeber da gleichwohl zweck⸗ 
mäßig erſchienen ſein, wo es ſich um öffentliche Angeſtellte handelt, 
bei denen die Annahme eines Staatsbeamtenverhältniſſes naheliegend 
ſcheinen konnte. So iſt auch die Behandlung der Geiſtlichen in $ 3 
des Geſetzes von 1850 zu verſtehen; das Geſetz will nicht erklären, 
die Geiſtlichen ſeien zwar ebenfalls Staatsbeamte, ihre geſamten 
Rechtsverhältniſſe ſollten aber in einem Sondergeſetz geregelt werden, 
ſondern es will dieſe Sonderregelung vorbehalten, weil die Geiſtlichen 
keine Staatsbeamten ſind. Denn ſchon die allgemeine Begriffs⸗ 
beſtimmung des „Staatsbeamten“ in feinem § 1 trifft auf fie nicht 
zu. Es fehlt an dem Erfordernis, daß es ſich um ein „für Zwecke. 
des Staats errichtetes“ öffentliches Amt handeln muß. Zwar mögen 
die Geiſtlichen dem Begriff der „öffentlichen Beamten“ im weiteſten 
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Sinne mitunterfallen. In dieſem Sinne ſpricht ihnen auch Schwartz 
udolſt. Staatsrecht, 1909, S. 60) mit Recht die Eigenſchaft „öffent⸗ 
licher Beamter“ zu und legt ihnen, wenn auch nicht die Rechtsſtellung 
ſtaatlicher Beamter, fo doch eine den Staatsbeamten „analoge“ Rechts⸗ 
ſtellung bei. Er verweiſt dafür namentlich auf das Geiſtlichen⸗ 
Diſziplinargeſetz von 1853. Allein dieſe Rechtsähnlichkeit rechtfertigt 
noch keine ausdehnende Anwendung auch der Sondervorſchrift des 
Militärgeſetzes, und mit dem weitgefaßten Begriff „öffentlich“ iſt für 
die hier zu entſcheidende Frage noch nichts gewonnen; er bedarf noch 
der ergänzenden Beſtimmung, wie beiſpielsweiſe der Blankettbegriff 
„Öffentliche Beurkundung“ noch der näheren Ausfüllung bedarf durch 
Beſtimmung der Stellen, die zuſtändig ſind (Gerichte? Notare? Ge⸗ 
richtsſchreiber? Behörden jeder Art? jeder, der ein Siegel führt 9. 
Ein öffentlicher Beamter braucht darum noch kein Staatsbeamter zu 
ſein. Mit Recht führt daher Schoen (PreußͤKirchR. Bd. 2 [1910] 
S. 47 bei Anm. 2 und Bd. 1 [1903] S. 235 f. und S. 236 Anm. 1) 
gus, daß mit dem Worte „öffentliches Amt“ für die Rechtsſtellung 
der Geiſtlichen nicht viel geſagt iſt. Schoen betont (Bd. II S. 47), 
daß das evangeliſche geiſtliche Amt heute (in Preußen) nur Kirchen 
amt, nicht Staatsamt iſt, ſeine Träger Kirchenbeamte und nicht 
Staatsdiener find (nur die ſtaatlich angeſtellten Militär- und Anſtalts⸗ 
geiſtlichen ſind zugleich auch Staatsbeamte). Ebenſo lehrt Fried⸗ 
berg (Lehrbuch des Kirchenrechts, 1909, 8 81 IV S. 241): Der 
evangeliſche Pfarrer iſt unſtreitig Kirchen⸗ und öffentlicher Beamter: 
„als Staatsbeamte und als öffentliche Beamte im Sinne des Reichs⸗ 
Strafgeſetzbuchs ſind indeſſen nur die Militär⸗ und Anſtaltsgeiſtlichen 
anzuſehen. Er fügt zwar noch hinzu: als Staatsbeamte (indes eben⸗ 
falls nicht als öffentliche Beamte im Sinne des Strafgeſetzbuchs) ſeien 
auch noch die Pfarrer derjenigen Landeskirchen anzuſehen, welche 
noch gar nicht vom Staate losgelöſt ſeien. Für Rudolſtadt darf 
indes auch nach Friedbergs Anſicht eine Trennung von Kirche 
und Staat ſchon als eingetreten angeſehen werden, da die Verwaltung 
der inneren kirchlichen Angelegenheiten ſchon nicht mehr in der Hand 
rein ſtaatlicher Organe, ſondern eines beſonderen, dem Miniſterium 
angegliederten Kirchenrats liegt, der auch aus Kirchendienern mitzu⸗ 
ſammengeſetzt iſt (Friedberg S. 229 bei Anm. 7; V. v. 8. Juli 
1881 S. 43). Danach iſt auch im Fürſtentum Schwarzburg⸗Rudol⸗ 
ſtadt der Geiſtliche der evangeliſchen Landeskirche kein Staatsbeamter. 
Sind aber die rudolſtädtiſchen Geiſtlichen keine Staatsbeamten, 
jo iſt auch 8 66 RMilG. nicht auf ſie anwendbar. Ob ihnen ein 
Abzug von ihrem Zivildienſteinkominen gemacht werden kann, weil 
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ſie eine Militärbeſoldung erhalten, kann daher nur unter Beiſeite⸗ 
laſſung dieſer militärgeſetzlichen Beſtimmung und nur auf Grund des 
Landesrechts beantwortet werden, wie das auch für die Staats⸗ und 
Kommunalbeamten geſchehen müßte, wenn für ſie der reichs rechtliche 
8 66 nicht beſtände. Keine Anwendung kann jedenfalls § 616 BGB. 
finden. Es handelt ſich nicht um einen Privatdienſtvertrag, ſondern 
um einen öffentlichrechtlich Angeſtellten, für deſſen Rechtsverhältniſſe 
die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs über den Dienſtvertrag 
nicht gelten. Das maßgebende öffentliche Recht enthält nun freilich 
keine ausdrückliche Beſtimmung darüber, ob ein Geiſtlicher, ſolange 
er zum Millitärdienſt eingezogen und feinem geiſtlichen Amte entzogen 
iſt, einen Anſpruch auf fein (Zivil⸗)Dienſteinkommen behält. Davon 
aber hängt es ab, ob ihm das Miniſterium, die Landespfarrkaſſe 
und die Parochialkirchgemeinde einen Teil des Militäreinkommens 
auf das Zivildienſteinkommen anrechnen können. Die Frage muß 
daher nach allgemeinen Beſoldungsgrundſätzen und entſprechend der 
Behandlung ähnlicher Fälle der Verhinderung an der Dienſtleiſtung 
entſchieden werden. Dabei iſt aber davon auszugehen, daß das Ge⸗ 
halt der öffentlichen Beamten grundſätzlich nicht wie eine der wirk⸗ 
lichen jeweiligen Dienſtleiſtung entſprechende und von ihr abhängige 
Gegenleiſtung behandelt wird, kein Stunden- oder Tagelohn iſt, ſondern 
das Dienſteinkommen ſich als eine Geſamtentſchädigung (in Geſtalt 
einer Rente) für feine geſamte Amtstätigkeit darſtellt. Es wird ihm 
der ſtandesmäßige Unterhalt während und (weiterlaufend, wenn 
auch vermindert, als Wartegeld, Ruhegehalt und Hinterbliebenen⸗ 
verſorgung) auch noch nach der Amtsführung gewährt (La band, 
Staatsrecht des Deutſchen Reichs, 5. Aufl., Bd. 1 § 49, III; vgl. 
RGzZ. 37, 160). Aus dieſer Natur des Dienſteinkommens folgt, 
daß das Gehalt wie auch die Dienſtwohnung und der Genuß von 
Dienſtland auch in Krankheitsfällen und in Fällen der Beurlaubung 
— alſo auch für Zeiträume, in denen er keinen Dienſt verrichtet — 
fortgezahlt wird und nur unter beſtimmten geſetzlichen Vorausſetzungen 
entzogen werden kann. Es hat die Natur einer dem Beamten für 
die Dauer ſeines Amtes (nicht bloß ſeiner tatſächlichen Ausübung des 
Amtes) zugebilligten Rente, die grundſätzlich ſo lange fortdauert wie 
das Amt ſelbſt, ſo weit nicht geſetzliche Vorenthaltungsgründe vorliegen. 
Für Reichsbeamte iſt dieſer Grundſatz in $ 14 RBG. zum Ausdruck 
gekommen (In Krankheitsfällen, ſowie in ſolchen Abweſenheitsfällen, 
zu denen die Beamten eines Urlaubs nicht bedürfen — Reichsver⸗ 
faſſung Art. 21 — findet ein Abzug vom Gehalte nicht ſtatt. Die 
Stellvertretungskoſten fallen der Reichskaſſe zur Laſt. — Ein Be⸗ 
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amter, der fih ohne den vorſchriftsmäßigen Urlaub von feinem Amt 
entfernt hält oder den erteilten Urlaub überſchreitet, iſt, wenn ihm 
nicht beſondere Entſchuldigungsgründe zur Seite ſtehen, für die Zeit 
der unerlaubten Entfernung ſeines Dienſteinkommens verluſtig). Auf 
dieſem Standpunkt ſteht auch offenbar das rudolſtädtiſche Staats- 
beamtengeſetz von 1850, es ſieht vor, daß ein Beamter, der ein 
halbes Jahr lang an der Beſorgung ſeiner Dienſtgeſchäfte faſt gänz⸗ 
lich behindert worden iſt, mit verringertem Gehalt (Wartegeld) in 
den Warteſtand verſetzt werden kann (§ 25 b, § 27), geht alſo da⸗ 
von aus, daß er. in den 6 Monaten faſt völliger Behinderung doch 
ſein Gehalt voll weitergezahlt erhält; es läßt auch keine Abzüge 
wegen Urlaubs zu, außer wenn der Urlaub auf länger als 6 Wochen 
zu bloßen Privatzwecken ausgewirkt wird (§ 18). Einen auf die 
Dauer der Fernhaltung vom Dienſt von ſelbſt eintretenden Verluſt 
eines entſprechenden Gehaltsteils kennt es nur in dem heute (ſeit 


Geſ. v. 11. Mai 1858 S. 133) nicht mehr praktiſchen Falle des 


Wechſelarreſts (§ 18 Abſ. 2). Im übrigen ſieht es für den Fall 
der Entfernung vom Dienſte ohne Urlaub nur Difziplinarftrafen vor 


(Beſſerungsverfahren, Verweiſe, Geldſtrafen nach 88 307, 322 Abf. 2 


StGB. von 1850, ſchließlich Suspenſion mit gänzlicher oder zeit⸗ 
weiſer Entziehung des Dienſteinkommens, bei mehr als 24⸗ſtündigem 
eigenmächtigen Verlaſſen des Poſtens ohne rechtfertigende Gründe 
zum Nachteile des Dienſtes: Dienſtentlaſſung oder Zurückverſetzung 
— 88 20, 21 unter k, 45 unter e, erſetzt durch 88 8—10, § 20 
Nr. 5 des AbG. v. 10. Mai 1858 S. 119 —). Dieſe im Staats⸗ 
beamtenrecht beſtehende grundſätzliche Fortdauer des Gehaltsbezugs 
auch während der Nichtdienſtleiſtung gilt auch im rudolſtädtiſchen 
„Geiſtlichenrecht. Die Fürſtliche Verordnung vom 13. Mai 1853 
(S. 133) „in Betreff der über die Geiſtlichen der evangeliſch⸗lutheriſchen 
Landeskirche zu übenden Diſziplin“ ſpricht nirgends davon, daß ein 
Geiſtlicher ſein Dienſteinkommen verliert, wenn er ſeinen Dienſt, ſei 
es eigenmächtig, ſei es ohne ſeinen Willen, nicht verſieht. Auch bei 
eigenmächtiger Entfernung vom Amt gibt es nur Diſziplinarſtrafen 
und eine Entziehung eines Teiles des Dienſteinkommens nur als 
Verſchärfung der Suspenſion (Geiſtl. Diszip[ V. 1853 § 29), gänz⸗ 
lichen Verluſt des Dienſteinkommens aber nur als Folge der Straf⸗ 
emeritierung oder Dienſtentlaſſung ($ 30 Nr. 6, § 33, § 36 Abſ. 2). 
Von Krankheits- oder anderen Fällen unverſchuldeter / Verhinderung 
am Dienſt handelt die Verordnung nicht, nach ihrer Stellungnahme 
in den Fällen der eigenmächtigen Dienſtvernachläſſigung muß aber 
angenommen werden, daß ſie mangels Schuld des Geiſtlichen an 


* 
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ſeinem Unvermögen, den Dienſt zu verrichten, keine Verkürzung ſeines 


Dienſteinkommens eintreten laſſen will. Das iſt bei Geiſtlichen um ſo 
weniger anzunehmen, als gerade ihre Rechtsverhältniſſe ſich aus dem 


Pfründenweſen entwickelt haben, deſſen nießbrauchsähnliche Natur den 


Fortbezug des einmal mit der Pfründe Beliehenen auch bei vorüber⸗ 
gehender Verhinderung am Dienſt, ja ſogar bei dauernder Dienſt⸗ 
unfähigkeit gegenüber einem Subſtituten grundſätzlich beſtehen läßt. 
Wenn auch an die Stelle dieſes Pfründenweſen8 mehr und mehr 
ein dem heutigen Beamtenbeſoldungsweſen entſprechendes Gehalts⸗ 
ſyſtem getreten iſt, ſo ſpricht doch gerade die urſprüngliche Geſtaltung 
der Dienſteinkommensverhältniſſe der Geiſtlichen dafür, daß bei ihnen 
nicht minder wie bei den Staatsbeamten der Fortbezug des Dienſt⸗ 
einkommens durch eine vom Stelleninhaber nicht verſchuldete Ver⸗ 
hinderung am Dienſt nicht beeinträchtigt wird. Sieht doch auch die 

Verordnung über die Landespfarrkaſſe (1908 S. 15 § 3 Nr. 4) vor, 
daß die Koſten der Vertretung von Pfarrern aus der Landespfarrkaſſe 
gezahlt werden (vgl. V. v. 17. November 1907 S. 189), ohne daß 
etwa davon die Rede wäre, daß ihr umgekehrt auch Abzüge von 
dem Dienſteinkommen der Vertretenen zuflöſſen (§ 13 Nr. 2 des 
Pfarrerbeſoldungsgeſetzes von 1907 S. 39 ſpricht nur von dem Stellen⸗ 
einkommen der nicht beſetzten Pfarrſtellen). Aus der grundſätzlichen 
Geſtaltung des Beſoldungsweſens, aus dem dieſe Regelung des Falles 
der Verhinderung durch Krankheit ſich ergeben hat, folgt aber auch 
die entſprechende Behandlung des Falles der Einziehung zum Heeres⸗ 
dienſt. Der Geiſtliche hat alſo auch dann ſein Dienſteinkommen 
weiter zu beziehen. 

Gegenüber dieſem Rechtszuſtand, mag er gegenüber den Staats⸗ 
und Kommunalbeamten, für die der $ 66 RMilG. eine Anrechnung 
eines Teils des Ofſiziergehalts geſtattet, auch als unbillige Ungleich⸗ 
heit erſcheinen, iſt das Miniſterium nicht befugt, ohne Mitwirkung 
der zur Geſetzgebung berufenen Stellen abändernde Beſtimmungen 
zu erlaſſen. Der auf ſolche Beſtimmungen geſtützte Abzug vom 
Dienſteinkommen iſt daher unbegründet. 

Urteil vom 28. Januar 1918, 2 U 111/17 (nach n 
au O 62/17). 


13. Die Rechtsfähigkeit der ſogenannten Gothaiſchen 
Kaufgewerkſchaften. — Sie find keine Scheingrün⸗ 
dungen und umgehen nicht das Geſetz. — Sie können 
neben ihrem Sitz einen Verwaltungsſitz haben. 
Gothaiſches Berggeſetz vom 23. Oktober 1899 
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88 59, 107, 108, 111, 178; Nachtragsgeſet vom 
26. Januar 1909 8 153. 
Die Klägerin behauptet, eine taufendteilige Gewerkſchaft gothaiſchen 
„Rechts zu fein. Ihre Vorgeſchichte iſt folgende: 
Der Kaufmann L. in Gotha, der das Bergwerkseigentum an 
der Kupfer⸗ und Silbererzgrube „Gefunden Glück“ (in der Flur 
Elgersburg im Herzogtum Gotha) durch Kauf vom Vorbeſitzer er⸗ 
iI. Ma 1305 das Bergwerk in 25 gleiche 
Teile („Gefunden Glück“ und „Gefunden Glück 1—24“) und über⸗ 
eignete davon je ein Fünftel ſeiner Frau. In einer notariellen Ver⸗ 
handlung vom 11. Juli 1905 vereinbarten dann beide für jedes der 
25 Bergwerke die Bildung einer Gothaiſchen Gewerkſchaft — für 
„Gefunden Glück 19“ der Gewerkſchaft Hubertusglück, der Klägerin — 
und errichteten gleichzeitig die für alle übereinſtimmende Satzung, in 
deren § 1 als Sitz der Gewerkſchaften Gotha bezeichnet war. Das 
zuſtändige Bergamt in Ohrdruf genehmigte die Satzung und machte 
am 7. Auguſt 1905 die Entſtehung der Gewerkſchaft Hubertusglück 
öffentlich bekannt. Betrieben wurde das Bergwerk nicht. Am 26. Juli 
1905 vereinbarten der Verklagte und vier andere, zum Betrieb ihrer 
bei Gräfenthal (Herzogtum S.⸗Meiningen) gelegenen Schieferbrüche 
eine tauſendteilige Gewerkſchaft zu erwerben. Sie kauften dann auch 
die 1000 Kuxe der Klägerin und übereigneten ihr jene Schieferbrüche, 
der Verklagte die ſeinen durch Vertrag vom 7. Oktober 1905. Dabei 
ſoll er ſich der Klägerin verpflichtet haben, die Hypotheken von 
39000 M., die auf ſeinen Schieferbrüchen ruhten, zur Löſchung zu 
bringen, und ſoll zur Sicherung dieſer Verpflichtung 100 Kuxe der 
Klägerin bei deren Grubenvorſtand hinterlegt haben. Da er aber 
die Löſchung nicht herbeigeführt hat, verlangt dies Klägerin — die 
inzwiſchen beim Verkauf der Schieferbrüche die Hypotheken durch An⸗ 
rechnung auf den Kaufpreis beglichen haben will — mit ihrer Klage 
von ihm, daß er ihr 39000 M. und 5 v. H. Zinſen ſeit dem 
4. September 1905 — gegen Rückgabe der 100 Kuxe — zahle. 
Der Verklagte hat die Parteifähigkeit der Klägerin be⸗ 
ſtritten, weil ihre Gründung ohne den Willen, das verliehene Bergwerk 
zu betreiben, alſo nur zum Schein, erfolgt ſei und weil ſie ihren Sitz 
nachträglich von Gotha nach Gräfenthal (Herzogtum S.⸗Meiningen) ver⸗ 
legt habe. Tatſächlich iſt in der Gewerkenverſammlung vom 4. Sep⸗ 
tember 1905 eine Aenderung des § 1 der Satzung dahin beſchloſſen 
worden, daß die klagende Gewerkſchaft ihren Sitz in Gotha und einen 
Verwaltungsſitz in Gräfenthal habe. Dazu hat der Verklagte geltend 


worben hatte, teilte am 
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gemacht, die Beibehaltung des Sitzes in Gotha fei nur zum Schein 
geſchehen, die wahre Meinung der Klägerin erhelle aus dem Vermerk 
auf der Rückſeite der von ihr überreichten Satzung. wo nur der 
Geſchäftsſitz Gräfenthal angeführt ſei, und aus ihrem Firmenſtempel, 
der „Gewerkſchaft Hubertusglück — Schieferbergwerke — Gräfenthal 
in Thüringen“ laute. 

Das Landgericht hat ſich dem Standpunkt des Verklagten an⸗ 
geſchloſſen und die Klage abgewieſen. | 
Das Oberlandesgericht hat aufgehoben und zurückverwieſen. 
Die Gründe, die das Landgericht für die Scheinnatur der Ge⸗ 
werkſchaftsgründung vom 11. Juli 1905 anführt, ſind nicht ſtichhaltig. 
Allerdings hat L. ausgeſagt, daß er die Gewerkſchaft nicht gegründet 
habe, um das Bergwerk zu betreiben, ſondern um ſie als „Kauf⸗ 
gewerkſchaft“ durch Weiterveräußerung zu verwerten. Dieſe Ahſicht 
machte aber die Gewerkſchaftsgründung keineswegs nichtig. Das 
Geſetz ſetzt im Augenblick des Entſtehens der Gewerkſchaft nur den 
Beſitz des Bergwerkseigentums voraus ($ 107 des gothaiſchen Berg⸗ 
geſetzes vom 23. Oktober 1899), erklärt aber nicht, daß die Gewerk⸗ 
ſchaft nur lebens⸗ und handlungsfähig ſein ſoll, wenn ſie die 
Mineralien, auf die ihr das Bergwerkseigentum verliehen worden iſt, 
wirklich abbauen wolle und abbaue (vgl. Müller⸗Erzbach, Das 
Bergrecht Preußens, 1 235). Eine ſo enge, die Rechtsſicherheit ge⸗ 
fährdende Schranke ſtellt das gothaiſche Berggeſetz — ebenſo wie 
das preußiſche — weder ausdrücklich noch ſtillſchweigend auf (vgl. 
§§ 59, 173 des gothaiſchen Berggeſetzes). Es beſtehen auch keinerlei 
zwingende volkswirtſchaftliche Gründe, die eine ſolche Regelung nahe⸗ 
gelegt hätten. Nur auf der gekennzeichneten Rechtsgrundlage konnte 
ſich überhaupt die Bildung der ſogenannten Gothaiſchen Kaufgewerk⸗ 
ſchaften, ihre „Veräußerung“ und ihre Verwertung für bergbauliche 
Zwecke außerhalb Gothas entwickeln. Wären dieſe Gewerkſchaften 
in der Tat als Scheingründungen nichtig geweſen, ſo wäre nicht 
wohl zu erklären, daß ſie jahrzehntelang unangefochten ein rechtliches 
Daſein geführt haben und für den Betrieb nicht⸗gothaiſcher Bergwerke 
nutzbar gemacht worden ſind. In Wirklichkeit iſt auch gar nicht 
erſichtlich, welche Erklärungen bei der Gründung folder Ge⸗ 
werkſchaften zum Schein abgegeben ſeien ſollen. Nach dem Geſetz 
(SS 107 ff.) brauchen die mehreren Bergwerkseigentümer, die die 
Bildung einer Gewerkſchaft vereinbaren, gar nicht zu erklären, daß 
fie das ihnen verliehene Bergwerk betreiben wollen; fie müſſen 
nur den Gegenſtand des Unternehmens angeben ($ 108 Nr. 2 BG.). 
Bringen ſie trotzdem jene Abſicht zum Ausdruck, ſo iſt das für den 
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Gründungsakt rechtlich unerheblich, er wird ko 105 nicht dadurch 
in Frage geſtellt, daß die Abſicht nur vorgeſpiegelt iſt. In der Tat 
haben auch die Eheleute L. bei Gründung der jetzt klagenden Ge⸗ 
werkſchaft nicht mehr erklärt, als das in bezug auf den Gegen⸗ 
ſtand des Bergwerksunternehmens Erforderliche; dabei haben tie noch 
dazu dieſen Gegenſtand in weiteſtem Umfang beſtimmt (§ 2 der 
Satz., Bl. 5r, 6 der Bergamtsakten VI 4). Jedenfalls haben fie 
aber die entſcheidende Erklärung, daß ſie eine Gewerkſchaft bilden 
wollten, nicht zum Schein abgegeben. Sie wollten ja gerade eine 
bergrechtliche Körperſchaft ſchaffen, um ſie ſpekulativ zu verwerten, 
verfolgten alſo mit Gewerkſchaftsgründung durchaus reale, wirtſchaft⸗ 
liche Zwecke. Dieſe konnten ſie nur durch ernſt gemeinte und daher 
wirkſame Erklärungen erreichen, nicht dadurch, daß ſie ein bloßes 
Scheingebilde hervorbrachten. Eine andre Frage iſt es, ob ſie etwa 
einen vom Geſetz mißbilligten Erfolg auf Schleichwegen zu erreichen 
ſuchten und damit das Geſetz umgingen. Aber auch das iſt zu ver- 
neinen. Wie ſchon dargelegt iſt, enthält das Geſetz (vgl. §S 111 BG.) 
kein Verbot an die Gewerkſchaften, die ihnen gewährte Rechts⸗ und 
Handlungsfähigkeit zu andern Zwecken, als für das verliehene Berg⸗ 
werk, zu gebrauchen (vgl. RGZ. 49, 297; Zeitſchr. für Bergr. 43, 239). 
g Bei dieſer Rechtslage kann unerörtert bleiben, ob nicht auch die 

entſprechende Anwendung der vom Reichsgericht für die Aktiengeſell⸗ 
ſchaft entwickelten Grundſätze (vgl. RGZ. 54, 129 und die dort 
angezogenen Stellen) zur. Verwerfung des Scheineinwands führen 
und ob die Nichtigkeit einer zum Schein gegründeten Gewerkſchaft 
nicht erſt durch richterliches Urteil ausgeſprochen werden müßte (§ 153 a 
des gothaiſchen Nachtragsgeſetzes zum Berggeſetz vom 26. Januar 
1909 vbd. mit § 108 Nr. 2 BG.). 

Auch der zweite Grund, aus dem das Landgericht die Nich⸗ 
tigkeit und infolgedeſſen Parteiunfähigkeit der klagenden Gewerkſchaft 
herleitet, iſt nicht durchſchlagend. Nach der Rechtſprechung des Reichs⸗ 
gerichts (RGZ 88, 53 ff.; JW. 1916, 49411) verliert allerdings eine 
Gewerkſchaft gothaiſchen Rechts die Rechtsfähigkeit, wenn ſie ihren 
Sitz in einen andern Bundesſtaat verlegt. Es kann hier unentſchieden 
bleiben, ob dem unbedingt beizutreten iſt (vgl. dagegen Iſay in der 
Fußnote zu der Entſcheidung JW. 16, 494 1). Jedenfalls liegt hier 
die Vorausſetzung gar nicht vor, daß die klagende Gewerkſchaft ihren 
Sitz aus Gotha hinaus verlegt habe. Was das Landgericht dafür 
beibringt, daß ſie ihren Sitz Gotha nach der Satzungsänderung 
vom 4. September 1905 und ihrem ſonſtigen Verhalten mit Gräfen⸗ 
thal (Herzogtum S.⸗ Meiningen) vertauſcht habe, iſt nicht beweis⸗ 
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kräftig. § 1 der Satzung ſagt in ſeiner neuen Faſſung völlig ein⸗ 
deutig und unmißverſtehbar, daß die Gewerkſchaft ihren Sitz in 
Gotha und einen Verwaltungsſitz in Gräfenthal habe. Die klare 
Unterſcheidung, die hier zwiſchen Sitz und Verwaltungsſitz gemacht 
wird, iſt rechtlich durchaus zuläſſig und auch ſachlich begründet. 
Nach dem Sitz einer juriſtiſchen Perſon beſtimmt ſich ihre Staats⸗ 
zugehörigfeit und damit das bürgerliche Recht, dem fie unterworfen 
iſt. An dem Orte, wo die Verwaltung geführt wird, kann ſie ihren 
Sitz nehmen, muß es aber nicht, wie ſich ohne weiteres aus §S 24 BGB. 
und § 17 ZPO. ergibt. Der Ort, wo die Verwaltung geführt wird, 
gilt danach nur dann als ihr Sitz, wenn — in der Satzung — 
nichts anderes beſtimmt iſt. Dieſe Grundſätze ſind ebenſo, wie auf 
Vereine und Aktiengeſellſchaften (RGZ. 59, 108), auch auf Gewerk⸗ 
ſchaften anzuwenden. Auch ſie können — zwar keinen doppelten 
Sitz — aber neben ihrem eigentlichen Sitz einen bloßen Verwaltungsſitz 
haben (Urteil des RG. vom 19. Januar 1918, V 225/17). Das 
Geſetz (§ 108 Nr. 1 BG.) ſchreibt nicht vor, und es folgt auch 
nicht aus allgemeinen Rechtsgrundſätzen, daß der ſatzungsmäßige 
Sitz mit dem tatſächlichen Mittelpunkt des Geſchäftsbetriebe8 zu⸗ 

mmenfallen müſſe. Die Beſtimmung eines Verwaltungsſitzes neben 
jenem wirkt nur nach innen, nicht nach außen, ändert alſo nichts 
daran, daß der eigentliche Sitz für die Staatszugehörigkeit der Ge⸗ 
werkſchaft und das örtlich anwendbare Recht maßgebend bleibt (vgl. 
Bankarchiv 16, 422). Geht man hiervon aus, ſo werden die Gründe, 
die das Landgericht für die Verlegung des Gewerkſchaftsſitzes nach 
Gräfental anführt, ohne weiteres hinfällig. Der Firmenſtempel (auf 
dem Vorblatt des Journals) iſt lediglich dahin zu verſtehen, daß die 
Ortsbezeichnung Gräfenthal in Verbindung mit dem voranſtehenden 
Schieferbergwerk zu bringen iſt, alſo die Lage des Bergwerks an⸗ 
geben ſoll; allenfalls ſoll er den Sitz der Verwaltung bezeichnen. 
Dieſen zweiten Sinn hat unzweifelhaft der Vermerk auf der letzten 
(12.) Seite der Satzung (vor Bl. 1 d. A.); „Geſchäftsſitz: „Gräfen⸗ 
thal in Thüringen“ bedeutet hier nichts anderes, als der in § 1 der 
Satzung neben dem Sitz Gotha eingerichtete Verwaltungsſitz Gräfen⸗ 
thal. Danach iſt durch den klaren und unzweideutigen Inhalt der 
Urkunde widerlegt, daß die Gewerkſchaft Gotha als Sitz habe auf⸗ 
geben und mit Gräfenthal vertauſchen wollen und ihre anders lauten⸗ 
den Erklärungen nur zum Schein abgegeben habe. Die Zeugen, auf 
die ſich der Verklagte dafür beruft, brauchen daher nicht erſt ver⸗ 
nommen zu werden. Uebrigens käme auf den Mangel der Ernſt⸗ 
lichkeit bei denen, die die Satzungsänderung beantragt und beſchloſſen 


2 
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haben, nichts an, denn dieſe Aenderung bildet eine der Oeffentlichkeit 
gegenüber abgegebene Erklaͤrung. 

Danach iſt die prozeßhindernde Einrede der mangelnden Partei⸗ 
fähigkeit zu verwerfen und der Rechtsſtreit ans Landgericht zurückzu⸗ 
verweiſen ($ 538 Nr. 2 3 O.). 

Urteil des 2. ee vom 25. Februar 1918, 2 U 94/17 
(nach Rudolſtadt). 


2. Strafrecht und Strafverfahren. 


4. Ueber fahrläſſige Unkenntnis von Kriegs verord⸗ 
nungen bei einem Gewerbetreibenden und Pferde ⸗ 
beſitzer (zu 8 59 StGB.). 

Der ſtellv. komm. General des 11. Armeekorps hat durch Ver⸗ 
fügung vom 13. Mai 1915 auf Grund des § 9b des preußiſchen 
Geſetzes über den Belagerungszuſtand vom 4. Juni 1851 für die 
Dauer des Krieges verboten, Pferde ohne gültigen Erlaubnisſchein 
beſtimmter Behörden im Pferdegeſtellungsbezirk des 11. Korps frei⸗ 
Hände anzukaufen (Gothaer Zeitung 1915 Nr. 116). 

Im Auguſt 1915 hat die Angeklagte vom Geſchirrhalter C. in 
Gotha ein Pferd ohne Erlaubnisſchein freihändig gekauft. Trotzdem 

hat fie das LG. freigeſprochen, weil fie das Verbot des General⸗ 

kommandos (eine Verwaltungsanordnung) nicht gekannt habe. So 
weit iſt das Urteil bedenkenfrei. Das Landgericht verneint aber auch, 
daß die Unkenntnis der Angeklagten auf Fahrläſſigkeit beruht habe, 
weil der Pferdekauf für ſie, eine Milchhändlerin, nur ein gelegent⸗ 
liches Nebengeſchäft geweſen ſei, das e unmittelbar zu ihrem Ge⸗ 
werbe gehört habe. 

Dabei verkennt es rechtsirrtümlich den Begriff der Fahrläſſigkeit. 
Denn es ſtellt zu geringe Anforderungen, wenn es meint, der Ge⸗ 
werbetreibende habe ſich nur um Kriegdverordnungen zu kümmern. 
die ſeinen Beruf unmittelbar berührten; vielmehr genügt auch 
eine mittelbare Beziehung, da der ſtrengſte Maßſtab anzulegen ift, 
ſoll nicht die Wirkſamkeit der Kriegsverordnungen in Frage geſtellt 
werden. Danach wäre Fahrläſſigkeit ſchon dann zu bejahen, wenn 
die Angeklagte das Pferd für die Zwecke ihres Milchhandels 
gekauft und ſich trotzdem nicht nach Verordnungen über den Pferde⸗ 
handel erkundigt hat. Daher wird das LG. noch den Zweck des 
Pferdekaufes feſtzuſtellen haben. 
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Da die Angeklagte kurz vor dem Ankauf ſchon ein anderes 
Pferd beſeſſen haben ſoll, hatte ſie auch als Pferdebeſitzerin die 
Verpflichtung, ſich nach Verordnungen über den Pferdehandel zu 

erkundigen, zumal da Pferde zum Kriegsbedarf gehören und deshalb 

Verkehrsbeſchränkungen zu vermuten waren (vgl. Recht 1915 Sp. 621, 

Nr. 1200; Urteil des RG. vom 14. April 1916, 4 D 37/16 (nach 

Gotha). 

Da das Landgericht dieſe Geſichtspunkte verkennt, iſt die Reviſion 
begründet. 
= Urteil vom 26, Mai 1916, S 16/16 (nach Gotha). 


5. Jagdausübungsrecht der Gemeinden und Grund— 
ſtückseigentümer nach weimariſchem Recht. Ueber⸗ 
tretungen des weimariſchen Geſetzes über Schon— 
zeiten find ohne vorherige polizeiliche Straffeſt⸗ 
ſetzung verfolgbar. Jagdvergehen beim Jagen in 
der Gemeindeflur und in Gärten. Keine Hehlerei, 
wenn Wild nur unter Verletzung des Schonzeit⸗ 
geſetzes erlegt if. Wei mariſche Geſetze vom 6. Januar 
1849, 19. April 1876 und 12. April 1879; StGB. 
88 292, 293, 259. 

Die Reviſion der Staatsanwaltſchaft rügt Verletzung der 88 292, 

293 StGB. und der 88 1 Ziff. 11, 5 Ziff. 4 und 10 des Landes⸗ 
geſetzes vom 19. April 1876 über Schonzeiten. Beide Rügen ſind 
begründet. 

Das Jagdvergehen des § 292 StGB. beſteht in der Verletzung 
des Jagdausübungsrechts eines anderen. Vom Jagdausübungsrecht 
zu unterſcheiden iſt das Jagdrecht. Dieſes iſt Beſtandteil des Grund⸗ 
eigentums, berechtigt aber den Grundſtückseigentümer noch nicht zur 

Ausübung der Jagd, vielmehr üben namens der Grundeigentümer 

in der Regel die Gemeinden innerhalb ihres Flurbezirks das Jagdrecht 

aus ($ 2 des weimLandesgeſ. vom 6. Januar 1849, die Aufhebung 
des Jagdrechts auf fremdem Grund und Boden betreffend). Hatte 
alſo die Gemeinde Kl. einzelne Flurteile an die Großherzogl. Hofjagd⸗ 
verwaltung nicht mitverpachtet, ſo blieb ſie ſelbſt inſoweit jagdaus⸗ 
übungsberechtigt, und die Angeklagten verletzten, indem ſie auf ſolchen 

Flurteilen Haſen erlegten, zwar nicht das Jagdausübungsrecht der 

Großherzogl. Hofjagdverwaltung, aber doch das der Gemeinde Kl. es 

ſei denn, daß die in Frage kommenden Flurteile zu denen gehören, 

die nach § 5 des angeführten Geſetzes von der Beſtimmung des § 2 
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ausgenommen ſind. Das ſind einmal alle Grundſtücke, die mit einer 
Mauer oder einer dichten und zur Abhaltung des Wildes hinlänglich 
hohen Einzäunung und mit verſchließbaren und verſchloſſen gehaltenen 


Türen verſehen ſind, und weiter die an Gebäuden befindlichen, aber 


nicht in dieſer Weiſe umfriedigten Gärten, die ihre Eigentümer von 
der Ausübung der Jagd durch die Gemeinde haben ausſchließen 
laſſen. In dieſer Beziehung läßt das angefochtene Urteil genügende 
Feſtſtellungen vermiſſen. Es führt wohl aus, daß, mit einer einzigen 
Ausnahme, die betreffenden Gärten ringsum mit Zäunen umſchloſſen 
und auch mit verſchließbaren Türen verſehen geweſen ſeien, läßt aber 
nicht erkennen, ob die Türen auch tatſächlich ſtändig verſchloſſen 
gehalten worden ſind und die Umzäunungen ſo dicht waren, daß 
dadurch das Wild vom Eindringen abgehalten wurde. Außerdem 
fehlt es bei dem nicht vollſtändig umfriedigten Hausgarten, in dem 
der Angeklagte L. einen Haſen gefangen hat, an der Feſtſtellung, ob 
etwa ſein Eigentümer ihn von der Ausübung der Jagd durch die 
Gemeinde hat ausſchließen laſſen. Liegen dieſe Vorausſetzungen, wie 


es den Anſchein hat, nicht vor, ſo haben die Angeklagten das Jagd⸗ 


ausübungsrecht der Gemeinde verletzt und ſind daher, ihre ſtrafrecht⸗ 
liche Verantwortlichkeit nach $ 56 StGB. vorausgeſetzt, wegen Ver⸗ 
gehend gegen $$ 292, 293 StGB. zu beſtrafen (vgl. RGSt. 4, 


158 f.). Falls ſie aber doch in fremden wildgeſchützten Gärten 


gejagd haben ſollten, ſo hätten ſie in das Jagdrecht der Eigentümer 


widerrechtlich eingegriffen, es ſei denn, daß ihnen dieſe die Erlaubnis 


dazu gegeben hätten. (Vgl. noch RGSt. 4, 330.) 

Dieſer weiteren Aufklärungen bedürfte es freilich nicht, ſondern 
es hätte bei dem Freiſpruch von der Anklage wegen Jagdvergehens 
zu bleiben, wenn die Angeklagten ſich beim Erlegen der Haſen nicht 
bewußt geweſen wären, daß ſie damit fremdes Jagdrecht verletzten. 
Das aber ergibt der feſtgeſtellte Sachverhalt nicht. Das Landgericht 
ſagt zwar an einer Stelle ſeines Urteils, daß den Angeklagten jenes 
Bewußtſein gefehlt habe, ſchließt das aber daraus, daß ſich nach 8 1 
des Jagdpachtvertrags das Jagdrecht der Großherzogl. Hofjagdver⸗ 
waltung auf die Ortslage und Gärten Kl. nicht miterſtreckt habe und 
demgemäß die Angeklagten überhaupt nicht in ein fremdes Jagd⸗ 
recht hätten eingreifen können. Das aber iſt, wie geſagt, irrig; jene 


Annahme wird damit von ſelbſt hinfällig, der Fall, für den jene 


Feſtſtellung getroffen worden iſt, iſt nicht gegeben. 
Rechtsirrig iſt weiter auch, daß das Landgericht die Veſtrafung 


der Angeklagten wegen Uebertretung der 89 1 Ziff. 11 und 5 Ziff. 4 
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des Geſetzes vom 19. April 1876 über die Schonzeit des Wildes 
deshalb abgelehnt hat, weil der Gemeindevorſtand von Kl. von 
feinem Rechte der Strafanforderung nach § 10 dieſes Geſetzes noch 
keinen Gebrauch gemacht habe. Denn dieſer § 10 iſt außer Kraft 
geſetzt durch § 16 Abſ. 1 des Landesgeſetzes vom 12. April 1879 
über die polizeiliche Straffeſtſetzung, wonach alle das Strafanforderungs⸗ 
recht der Polizeibehörden als ſolcher betreffenden geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen aufgehoben ſind. Daß der Gemeindevorſtand nach dem 
Geſetz vom 19. April 1876 das Strafanforderungsrecht in ſeiner 
Eigenſchaft als Polizeibehörde auszuüben hatte, ergibt ſich ohne 
weiteres daraus, daß es ſich dabei um jagd polizeiliche Vorſchriften 
und deren Handhabung handelte. Seit dem 1. Oktober 1879, dem 
Tage des Inkrafttretens des Geſetzes vom 12. April 1879 über die 
polizeiliche Straffeſtſetzung (ſ. Min Bek. vom 5. Juli 1879, das polizei⸗ 
liche Straffeſtſetzungs verfahren betr.), ſteht dem Gemeindevorſtand 
das polizeiliche Strafverfügungsrecht gegenüber den mit Strafe be⸗ 
drohten jagdpolizeilichen Uebertretungen und ſo auch der Verletzung 
der Schonzeiten nur noch im Rahmen von § 453 StPO. zu. Das 
Landgericht wird daher gegebenenfalls auch in eine erneute Prüfung 
der Frage einzutreten haben, ob nicht die Angeklagten wenigſtens 
wegen Uebertretung des Geſetzes über die Schonzeiten des Wildes 
zu beſtrafen ſind. | 

Die Reviſion der als Hehler beſtraften Angeklagten rügt mit 
Recht Verletzung des 8 259 StGB. Das Landgericht fieht den Tat⸗ 
beſtand der Hehlerei als erfüllt an, weil, wie es feſtſtellt, beide 
Angeklagte Haſen an ſich gebracht haben, die durch eine Verletzung 
des Schonzeitgeſetzes erlangt waren. Das iſt rechtsirrig. Die bloße 
Ueberſchreitung polizeilicher Vorſchriften, ſo auch der über Schonzeiten, 
hindert nicht, daß der Jagdausübungsberechtigte an dem erlegten 
Wild das rechtmäßige Eigentum erwirbt. Eime ſo erworbene Sache 
kann aber nicht den Gegenſtand der Hehlerei abgeben. Denn deren 
Tatbeſtand ſetzt ſtets voraus, daß die Sache, die der Hehler an ſich 
bringt, mit Verletzung des Vermögendrechts eines anderen erlangt iſt, 
auf den vorliegenden Fall angewandt alſo, daß R. und L. durch das 
Erlegen der Haſen, die ſie an die beiden Angeklagten weitergegeben 
haben, in das Jagdausübungsrecht eines anderen widerrechtlich einge⸗ 
griffen haben (RGSt. 7, 81 und Olshauſen, StGB. § 259 
Anm. 17 Abſ. 2). 

Urteil des 1. Strafſenats vom 21. Januar 1918, S 2/18 (nach 
Weimar). 

Blätter für Rechtspflege LXIV. N. F. XLIV. 15 
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| Exfaden an preußiſche Gerichte in 8 Hypo- 
thekenſachen alten Rechts. 


Preußiſche Gerichte ſind für das bisherige weimariſche Hypo⸗ 
thekenrecht verpflichtet, auf Erſuchen weimariſcher Gerichte Beteiligte 
über Bewilligung beantragter Hypothekenlöſchungen zu ee 
(Beſchluß des Kammergerichts vom 9. Nov. 1916.) 

Infolge eines Antrags auf Löſchung einer im Hypotheken⸗ 
buche von Haßleben eingetragenen Hypothek hat das Großherzogl. 
Amtsgericht in Großrudeſtedt mehrere der eingetragenen Hypotheken⸗ 
gläubiger und deren Erben über die Bewilligung der Löſchung ver⸗ 
nehmen laſſen und ſchließlich das Amtsgericht Berlin-Mitte erſucht, 
einen in deſſen Bezirk wohnhaften Miterben über die Löſchungs⸗ 
bewilligung zu vernehmen. Dieſes lehnte das Erſuchen ab, da das 
erſuchende Gericht nicht in Amtstätigkeit handle. Das Kammer- 
gericht hat angeordnet, daß dem Erſuchen zu entſprechen ſei: 

Es handelt ſich um die Löſchung einer in einem nach Landes⸗ 
recht eingerichteten Hypothekenbuch eingetragenen Hypothek, alſo um 
eine Angelegenheit der freiwilligen Gerichtsbarkeit, die nicht durch 
Reichsgeſetz den Gerichten übertragen iſt ($ 1 RF GG.). Daher find 
die Rechtshilfevorſchriften des § 2 RF GG. in Verb. mit $ 158 GVG. 
nicht anwendbar. In ſolchen reichsrechtlich nicht geregelten Rechts⸗ 
hilfeangelegenheiten entſcheidet zwiſchen Gerichten desſelben Bundes⸗ 
ſtaats deſſen Landesrecht, zwiſchen Gerichten verſchiedener Bundes⸗ 
ſtaaten in erſter Linie ein beſtehender Staatsvertrag (Böhm⸗Delius“ 
S. 43 Hartmann, PrVerwBl. 31, 76; Schlegelberger, 
Anm. 52 zu § 2 RIES). Zwiſchen dem Königreich Preußen und 
dem Großherzogtum Sachſen beſteht die Uebereinkunft zur Beförderung 
der Rechtspflege vom 23./29. März 1852 (Pr. GS. S. 125), die 
in dem hier weſentlichen Punkte nicht geändert iſt durch ſpätere Ver⸗ 
einbarungen. Deren Art. 1 beſtimmt: 

„Die Gerichte beider Staaten leiſten ſich gegenſeitig alle diejenige 

Rechtshilfe, welche ſie den Gerichten des Inlandes, nach deſſen 

Geſetzen und Gerichtsverfaſſung, nicht verweigern dürfen, inſofern 

das gegenwärtige Abkommen nicht ee Einſchränkungen feſt⸗ 
ſtellt.“ 

Solche Einſchränkungen ſind hinſichtlich er „Gerichtsbarkeit in 
nicht ſtreitigen Rechtsſachen“ nicht getroffen (Art. 32—33). Nach 
dem Grundſatze dieſes Art. 1 gelten Preußen und Sachſen⸗Weimar 
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in Sachen der Rechtshilfe unter Gerichten als ein einheitliches Rechts 
gebiet, dergeſtalt, daß Rechtshilfeerſuchen der Gerichte eines der beiden 
Bundesſtaaten, gerichtet an die Gerichte des anderen Bundesſtaats, 
ſo zu behandeln ſind, als handle es ſich um einen einheitlichen Staat. 
Das erſuchte Gericht hat dem Erſuchen ebenſo und unter denſelben 
Vorausſetzungen ſtattzugeben, wie wenn das Erſuchen von einem an⸗ 
deren Gericht desſelben Staats ausginge. Für das im vorliegenden 
Fall erſuchte preußiſche Gericht kommt daher § 87 PrAusfg. z. GVG. 
in Betracht, der in Angelegenheiten, die nicht zu der ordentlichen ſtreitigen 
Gerichtsbarkeit gehören, die Rechtshilfepflicht vorſchreibt und zugleich 
die §8 158 —160 GVG. als anwendbar bezeichnet. Nach § 160 
GVG. entſcheidet über die Ablehnung eines Erſuchens das Ober— 
landesgericht, zu deſſen Bezirke das erſuchte Gericht gehört. Das iſt 
hier das Kammergericht. Die Beſtimmungen des Art. 1 haben aber 
zugleich die Tragweite, daß nicht nur die Voraus ſetzungen der 
Rechtshilfe nach dem Landesrechte des erſuchten Gerichts ſich richten, 
ſondern daß auch die Zuſtändigkeit und die Folgen einer Weige⸗ 
rung nach dieſem Recht zu beurteilen ſind, ſo daß die Anrufung des 
Kammergerichts zuläſſig iſt. 

Nach § 87 PrAusfG. z. GVG. i. Verb. mit § 159 GVG. 
durfte das Erſuchen nur dann abgelehnt werden, wenn dem Amts⸗ 
gericht Berlin⸗Mitte die örtliche Zuſtändigkeit mangelte, oder wenn 
die vorzunehmende Handlung nach dem Rechte des erſuchten Gerichts 
verboten war. Die örtliche Zuſtändigkeit iſt gegeben und wird auch 
vom erſuchten Gericht nicht in Zweifel gezogen. „Verboten“ wäre 
die erſuchte Vernehmung dann, wenn das erſuchende Gericht nicht 
befugt wäre, dieſe Amtshandlung, an deren Erledigung es 
durch weite Entfernung verhindert iſt, überhaupt vorzunehmen. Zu 
Unrecht nimmt das Amtsgericht Berlin⸗Mitte an, daß dieſer Fall 
gegeben ſei. Da es ſich, wie die Akten des erſuchenden Gerichts und 
deſſen amtliche Erklärung ausweiſen, bei Hypothekenlöſchungsangelegen⸗ 
heiten um ein Grundſtück handelt, für welches das Grundbuch noch 
nicht angelegt iſt, ſo kommen für die Prüfung der Zuläſſigkeit des Er⸗ 
ſuchens die grund buch rechtlichen Vorſchriften des Reichs und Preu⸗ 
ßens nicht in Betracht. Vielmehr entſcheiden über die Zuläſſigkeit 
der vorzunehmenden Amtshandlung die grundpfandrechtlichen Vorſchrif⸗ 
ten, die beim erſuchenden Gericht gelten. Ob es ſich dabei um preußiſches 
oder außerpreußiſches Recht handelt, macht nach 8 179 GVG. — nach 
§ 87 PrAusfG. z. GVG. in Verb. mit Art. 1 des Staatsver⸗ 
trages hier anwendbar — keinen Unterſchied. Maßgebend iſt hiernach 
| 15* 
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das Weimariſche Pfandgeſetz vom 6. Mai 1839. Nach deſſen 88 61, 
200, 211 erfolgen Eintragungen und Löſchungen im Hypothekenbuch 
durch das Gericht der belegenen Sache (Unterpfandsbehörde). Ein⸗ 
zeichnungen im Hypothekenbuch erfolgen auf Antrag ($ 219). Zur 
Beſeitigung von Anſtänden unter den Beteiligten (§ 223) hat die 
Unterpfandsbehörde das Recht, nicht nur diejenigen, welche ohne⸗ 
hin ihren Gerichtsſtand bei derſelben haben, ſondern überhaupt 
alle, welche Anträge bei ihr ſtellen oder für welche ſich Ein- 
zeichnungen im Hypothekenbuche befinden, zu münd⸗ 
lichen oder ſchriftlichen Verhandlungen und Er 
klärungen in bezug auf ſolche aufzufordern“ und den Ungehor⸗ 
ſam zu beſtrafen (§ 224). Das erſuchende Gericht war daher befugt, 
zum Zwecke der beantragten Löſchung den oder die Gläubiger oder 
deren Erben über die Löſchungsbewilligung gerichtlich zu vernehmen, 
da im übrigen die Vorausſetzungen des § 326 Abſ. 1 jenes Geſetzes 
hier nicht vorliegen. Damit erledigt ſich zugleich der Schlußſatz der 
Ablehnungsverfügung des Amtsgerichts Berlin⸗Mitte, inſofern es ſich 
nicht um eine durch Reichsgeſetz den Gerichten übertragene Angelegen⸗ 
heit der freiwilligen Gerichtsbarkeit handelt. Betraf aber das Erſuchen 
um Rechtshilfe eine zuläſſige Amtshandlung, ſo war anderſeits die 
Frage, ob ſie notwendig oder zweckmäßig iſt, oder ob die Rechtshilfe 
notwendig iſt, vom erſuchten Gericht nicht zu prüfen (RG. 67, 419; 
Schlegelberger, Anm. 28, 29 zu $ 2 RFGG.). 


Preisausſchreiben 
zur verwaltungsreform in den Chüringiſchen Staaten. 


Sparen, ſich einſchränken, wird nach dem Krieg überall die 
Loſung ſein, ſo auch bei Behördentätigkeit im Reich, Staat und 
Gemeindeverbänden. Die Not wird uns lehren, mehr als bisher 
hauszuhalten mit Menſchenkraft, Zeit und Arbeitsmitteln, wird uns 
zwingen, darauf zu ſinnen, wie ſich Behördengliederung und Be⸗ 
hördengeſchäftsgang möglichſt vereinfachen und verbilligen laſſen und 
wie dabei die vertrauensvolle Zuſammenarbeit erleichtert und die 
höchſten Leiſtungen fürs Volksganze, Volk und Staat, geſichert 
werden. Ä 

Auch für dieſe Aufgaben der Zukunft müſſen wir von vorn⸗ 
herein gerüſtet ſein. Darum gilt es, ſchon jetzt überall zu prüfen, 
ob nicht ſo manches wegfallen kann, was im Laufe der Zeit zu 
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Umſtändlichkeit und vermeidbarem Reibungsanlaß geworden iſt und 
nicht mehr entſpricht unſern Bedürfniſſen nach Wirtſchaftlichkeit und 
lebendiger, ſittlich gebundener Ordnung. 

Der Ausſchuß für rechts- und ſtaats wiſſenſchaft— 
liche Fortbildung in Thüringen hat die drei letzten Jahre 
vor dem Krieg durch ſeine Kurſe in Jena einen Sammelpunkt ge⸗ 
geben, daß neue Gedanken für unſere Länder weitergetragen wurden 
und Früchte brachten. Er hat verſucht, überall, nicht bloß unter 
Beamten, Verſtändnis und ſtaatsbürgerliche Teilnahme zu fördern 
für die gemeinſamen lebendigen Aufgaben der Gegenwart und der 
beſondern räumlichen, thüringiſchen Entwicklung. In dieſem Sinne 
will er auch als Sammelſtelle mitwirken bei Löſung der Aufgaben 
der Verwaltungsreform in den thüringiſchen Staaten, für die be⸗ 
ſondern und die gemeinſchaftlichen. 

Um die wiſſenſchaftlichen und fachlichen Unterlagen zu beſchaffen 
für eine weitere tatkräftige und erſprießliche Behandlung der Fragen 
der Um⸗ und Neugeſtaltung und auch ſeeliſch die aufnahmefähige 
Stimmung und opferbereite Geſinnung dafür ſowie den Willen zur 
Tat zu wecken und zu ſtärken, ſtellt er als Preisaufgabe: 


Mittel und Ziele zu Verwaltungsvereinfachungen in den 
thüringiſchen Staaten. 8 


Behandelt werden ſollen dabei einmal zuſammenhängend 
die Reformfragen in allen Staatszweigen, in inneret Verwaltung, 
Finanz, Juſtiz, Schule, Kirche; zu prüfen iſt ihre Löſung ſowohl 
für die einzelnen Länder, wie auch für mehrere oder alle thüringiſchen 
Staaten durch Zuſammenfaſſung oder Vereinheitlichung; zu durch⸗ 
forſchen wären namentlich Organiſation der Behörden, Selbſtver⸗ 

waltung, Amtsbereich, Inſtanzenzug, Geſchäftsformen und Geſchäfts⸗ 
betrieb ſowohl nach beſonderer Erfahrung als auch nach den großen 
Zuſammenhängen, ſowohl nach der mehr geſchäftsmäßig⸗verwaltungs⸗ 
techniſchen Seite, wie auch nach den ſeeliſchen Vorausſetzungen der 
Neugeſtaltung im ganzen wie für die einzelnen Zweige und Tätig⸗ 
keiten uſw. 

Für die beſte zuſammenhängende Bearbeitung ſetzt 
der Ausſchuß einen Preis aus von 1000 M.; Erhöhung wie auch 
Teilung in einzelne Preiſe bleibt vorbehalten. 

Neben dieſer zuſammenhängenden Bearbeitung der einſchlägigen 
Fragen erhofft der Ausſchuß noch Förderung des Gedankens da⸗ 
durch, daß Einzel⸗ und Kleinarbeit hervorgerufen wird und 
auch Einzelvorſchläge für beſtimmte Verhältniſſe gemacht werden. 
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Haben doch nicht bloß Beamte aller Stufen, ſondern auch manch 
andre ſtaatsbürgerlich denkende Volksgenoſſen manches als unbe⸗ 
friedigend oder unzulänglich empfunden und beſondere Erfahrungen 
gemacht auf dieſem oder jenem Gebiete, bei dieſem oder jenem Vor⸗ 
gang in Geſchäfts einrichtungen und Behördenbetrieb, Erfahrungen, 
die ſich ſehr wohl verwerten laſſen für allgemeine Verbeſſerungen. 
Unzweckmäßige Schwerfälligkeiten werden auch Beamte empfinden, 
die darin ſtecken im Betriebe, und ſie werden aus der ſachlichen 
Erfahrung heraus Vorſchläge zu Abhilfe machen können, wenn ſie 
ſich nur erſt in Selbſtprüfnng mit dem Gedanken vertraut gemacht 
haben, daß, was früher ein Wert, eine Kraft war, jetzt unter ver⸗ 
änderten geſchäftlichen, wirtſchaftlichen, ſeeliſchen Verhältniſſen in 
Volk und auch Beamtentum eine Hemmung und Schwäche, ein 
Nachteil ſein kann, und wenn ſie ſich ſo den Blick für Verbeſſerungs⸗ 
möglichkeiten geweitet und geſchärft haben. Männer aus Handel 


und Induſtrie und ſonſtigem erwerbstätigen Leben werden mit⸗ 


wirken können; haben ſie doch bei der immer enger werdenden Ver⸗ 
flechtung und Verwicklung des wirtſchaftlichen Lebens zu tragen 
unter ſchwerfällig umſtändlichem Behördenbetrieb, haben daraus Er⸗ 
fahrungen gezogen, können aber auch aus den Beobachtungen in 


ihren Betrieben Vorſchläge machen, was davon auf Geſchäftsformen 


in öffentlicher Tätigkeit zu übertragen überhaupt möglich und zweck⸗ 
mäßig wäre. 

Für die beſten dieſer praktiſchen eee werden 
kleinere Preiſe von 20—200 M. ausgeſetzt. 

Die Arbeiten und Vorſchläge ſind bis zum 1. Ottober 1918 


einzureichen unter der Aufſchrift: Ausf chuß für ſtaats⸗ und 


vechtswiſſenſchaftliche Fortbildung in Thüringen zu 
Jena (Oberlandesgericht). Sie müſſen ein Kennwort tragen, das 
zu wiederholen iſt auf einer verſchloſſenen Briefhülle, die den Namen 
des Verfaſſers enthält. Die Prüfung liegt ob einem Prüfungsaus⸗ 
ſchuß, der beſteht aus den Herren Oberverwaltungsgerichtspräſident 
Dr. Ebſen, Oberverwaltungsgerichtsrat Profeſſor Geh. Juſtizrat 
Dr. Niedner in Jena, Bankdirektor Miniſterialdirektor a. D. Dr. Nebe 
in Meiningen, Oberbürgermeiſter Landtagspräſident Liebetrau in 
Gotha, Staatsminiſter z. D. von Borries in Blankenburg a. H.; 
Ergänzung und Zuwahl bleibt vorbehalten. 

Wir bitten namentlich zu den kürzeren Vorſchlägen alle mit 
wirken, denen das Ziel einer freudigen Mitarbeit am Staat und im 
Staat am Herzen liegt. Gerade die Erfahrungen, die jetzt in der 


di 
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Kriegszeit Beamte außerhalb ihrer gewöhnlichen Tätigkeit und ſo 
vielfach Leute des Erwerbslebens in ſtaatlicher Arbeit machen, dürften 
— recht angewandt — der beſte Boden für nutzbare Vorſchläge ſein. 
Die Mitarbeit aller Schichten und jedes einzelnen iſt dazu nötig. 
Wir müſſen endlich einmal Ernſt machen, mit bloßen Worten iſt's 
nicht getan. Auf zu friſcher Tat! 


Jena, Anfang November 1917. 


Der Ausſchuß für ſtaats⸗ und rechtswiſſenſchaftliche Fortbildung 
in Thüringen. 


Bücherbeſprechungen. 


32. Plosz, Zwei Vorträge aus dem ungariſchen Zivil- 
prozeßrecht: 1) Der Beweis im ungariſchen Zivilprozeß; 2) Der 
Bau des Zivilprozeſſes in erſter Inſtanz nach der ungariſchen 
Zivilprozeßordnung. Berlin (Otto Liebmann) 1917. 2,50 M. 


Plosz, Juſtizminiſter a. D. und Profeſſor in Budapeſt, hat die Vor⸗ 
träge gehalten für die Beſtrebungen der waffenbrüderlichen Vereinigung 
zu Leipzig und Berlin im Oktober 1916. ö 

Wer glaubt, daß die bezeichneten Probleme von weiten Geſichtspunkten 

behandelt und in den Fluß des e geſtellt würden, kommt 
ur auf jeine Rechnung: es iſt meiſt recht techniſch juriſtiſche Kleinarbeit 
und keineswegs erfüllt von ſozialem a den wir doch fordern; die Dinge 
werden behandelt allzu wenig mit Rückſicht auf geſellſchaftspolitiſche 950 e, 
mit Rückſicht auf die Lebenszwecke, der enge Geiſt des juriſtiſchen Poſi⸗ 
tivismus macht 5 geltend, ſo daß, wer nicht ſchon an ſich den (formaliſti⸗ 
ſchen, die Wirklichkeit vernachläſſigenden) Angleichungsbeſtrebungen gewogen 
iſt, nicht ſehr für ſie gewonnen wird. 

| Immerhin erfährt man, daß es im ungariſchen Zivilprozeß eine Lügen⸗ 
ſtrafe gibt, und ſie ſoll ſich vorzüglich bewähren. Parteien oder ihre Ver⸗ 
treter, die gegen ihr beſſeres Wiſſen eine auf die Angelegenheit bezügliche 
Tatſache behan ten, die offenbar unwahr ile oder eine auf die Angelegen⸗ 

eit bezügliche Tatſache offenbar grundlos leugnen oder ſich offenbar grund⸗ 
Is auf ein Beweismittel berufen, ſind mit Geldſtrafe bis zu 600 K. zu 

eſtrafen. 

| Der Urteilseid iſt ausgeſchaltet und erſetzt durch eidliche Vernehmung 
der Parteien. 

Vernehmung von Zeugen und Vorlegung von Urkunden kann auch 
von Amts wegen angeordnet werden, wenn ſich die Beweismittel darbieten, 
namentlich wenn a Schriftſätzen oder Ergebniſſen einer andern Be⸗ 
weisaufnahme hervorgeht, daß die Beweisaufnahme zur Aufklärung des 
Sachverhalts oder zum Beweiſe ſtreitiger Tatumſtände dienen kann. 

Der Schluß des erſten Vortrags befaßt ſich ausführlich mit den Fragen 
der Beweislaſt, namentlich auch beim Handkauf. . 

Noch mehr als der erſte zeigt der zweite Vortrag, wie der Verfaſſer 
vorgefaßten Lehrmeinungen folgt und ſeln Denken noch nicht die Anpaſſung 
an die Wirklichkeit als Ziel genommen hat. n 

Erwähnenswert von der UPO. iſt, daß fie ſich frei hält von einer 
u ung der Mündlichkeit und auch eine Bezugnahme auf eee 
zuläßt. we | | R. D. 
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33. Fiſcher, Otto, Profeſſor in Breslau, Lehrbuch des deutſchen 
Zivilprozeß- und Konkursrechts. Berlin (Guttentag Verlag) Gmbh. 
1918. ö 


Das Buch iſt gewidmet: Dem Oberlandesgericht in Breslau zum Ab⸗ 
ſchied. Indes würde man ſich täuſchen, wenn man die Ergebniſſe praktiſcher 
Erfahrungen und ihre Bearbeitung in einem Syſtem darin ſuchte. Das 
Buch hat Lehrzwecke und gibt eine erſte Einführung in das Zivilprozeß 
recht, wie es üblicher und 1 Weiſe auf den Univerſitäten vor⸗ 
1 wird. Von Zweckgedanken, den wirtſchaftlichen und ethiſchen 

edürfniſſen unſeres Lebens iſt recht wenig zu ſpüren. Der Verf. hat 
das Buch herausgegeben, weil ſeine Grundanſchauungen, Einteilung und 
Lehrgang mit keinem der bisherigen Lehrbücher vollſtändig übereinſtimmten 
und er ſeine Lehrweiſe einem weitern Kreiſe unterbreiten möchte. Man 
kann bezweifeln, ob dazu ein Bedürfnis vorliegt. Ein neues Lehrbuch 
dürfte ſich nicht auf bloße Betrachtung beſchränken, dürfte ſich nicht genug 
etan haben mit äußerlicher e e ondern müßte ſich mit der 
atſächlichen Not und Plage ak ie das Leben im Prozeßweſen dar⸗ 
bietet. Bloßes äſthetiſches Genießen eines Syſtems befriedigt uns nicht 
mehr, wir wollen zum Urſprünglichen hin, zum Leben ſelbſt, nicht zum 
Gemachten und aus bloß Gedachtem Erklügelten. R. D. 


34. Die Ausgeſtaltung der Rechtspflege im Wege der 
Selbſthilfe. Von Rat Dr. Link⸗Lübeck. 1917. Sonderabdruck aus 
„Das deutſche Handwerksblatt“. 32 S. 


In dieſer zwar kleinen, aber äußerſt inhaltsreichen und ſehr wert⸗ 
vollen Schrift erörtert der verdienſtvolle Vorkämpfer der gemeinnützigen 
und unparteiiſchen Rechtsauskunftsſtellen die Frage, ob das Syſtem unſerer 
engen Zivilrechtspflege noch den Anforderungen unſerer Zeit entſpreche. 

r gelangt zu ihrer glatten Verneinung. Das Intereſſe des Einzelnen wie 
auch der Geſamtheit gehe in gleicher Weiſe dahin, die rechtlichen Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten auf dem Boden von Recht und Billigkeit zu entſcheiden 
und „den Beteiligten den Leidensweg des Zivilprozeſſes zu erſparen“. Zur 
raſchen und ee außergerichtlichen Schlichtung ſei indes nur in 
höchſt unzureichendem Maße Gelegenheit geboten. Auch das Güteverfahren 
im Rahmen der amtlichen Rechtspflege ſei unzulänglich und verſage in 
der Praxis. Da eine Abhilfe im Wege der Geſetzgebung vorausſichtlich in 
abſehbarer Zeit nicht zu erwarten ſei, ſo ſei Anrufung der Selbſthilfe un⸗ 
bedingt geboten. Nach einer Schilderung der prozeßvorbeugenden an 
der gemeinnützigen Rechtsauskunftsſtellen Deutſchlands erörtert der Ver⸗ 
faſſer die ſegensreiche Tätigkeit der in verſchiedenen Städten Deutſchlands 
beſtehenden Einigungsämter zur Einziehung von Forderungen und zur 


Prozeßverhütung, wie fie insbeſondere von einer Reihe von Handwerks⸗ 


ämtern eingerichtet find. Das Borgunweſen werde durch die Einziehungs⸗ 
ämter ſehr wirkſam bekämpft und Gläubiger wie Schuldner gleichmäßig 
zur Ordnung erzogen. Die Einziehungsämter ſeien eine praktiſch erprobte 
und bewährte Einrichtung, „deren S affung zum mindeſten für die Zeit 
nach dem Kriege überall da vorgeſehen werden ſollte, wo heute derartige 
Einrichtungen noch fehlen“. Sie ſeien auch die notwendige Grundlage für 
die ſo ſehr ſegensreichen Treuhandinſtitute. So ergebe ſch neben der amt⸗ 
lichen Rechtspflege ein Syſtem freiwilliger Rechtshilfe. Bei ſeiner zweck⸗ 
mäßigen Durchführung werde die amtliche Rechtspflege keineswegs aus⸗ 
beſtnmt ſondern nur auf den Aufgabenkreis zurückgeführt, für den ſie 

eſtimmt ſei, und es würden vor allem die Hemmungen und Schwierigkeiten 
hinwegfallen, die ſich aus den heutigen beklagenswerten Zuſtänden für den 
Mittelſtand ergäben. Gerade die nahende Uebergangszeit vom Krieg zum 
Frieden erfordere eine großzügige Selbſthilfe gebieteriſch. Bei den Gerichten 
hätten ſich derartige Berge von Akten enen daß 1 7 eine ordnungs⸗ 
mäßige Durchführung der unendlich vielen unterbrochenen Prozeſſe gar nicht 
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durchführen ließe. „Dieſe Fälle ſchreien geradezu nach einem raſchen, zweck⸗ 
mäßigen und billigen Verfahren, das auf der Grundlage des Rechts, aber 
unter Anpaſſung auch an die praktiſchen Intereſſen der Beteiligten möglichſt 
raſch Ordnung ſchafft und damit die Bahn frei macht zu riſchem, neuem 
Schaffen.“ Unter den wirtſchaftlichen und ſozialen Maßnahmen der Ueber⸗ 
gangägeit ſeien gemeinnützige Rechtsberatung und die Güte vor allem not- 
wendig. Der Mittelſtand ſei auf dem Gebiet der Rechtsfürſorge auf Selbſt⸗ 
hilfe angewieſen. Die Verwirklichung dieſer nur in ganz großen Zügen 
mitgeteilten Reformvorſchläge Links würde zu einer faſt reſtloſen Aus⸗ 
ſchaltung der ordentlichen Gerichte auf dem Gebiet einer gütlichen Bei⸗ 
legung von Rechtsſtreitigkeiten, der Bewilligung von Zahlungsfriſten und 
Einziehung von Forderungen führen. Nur zur Fällung von ſtreitigen 
Urteilen würden in Zukunft die Richter berufen ſein, ihr bisher ſo um⸗ 
faſſendes Tätigkeitsgebiet würde in ganz erheblichem Umfange eingeengt 
werden. Alle Güteeinrichtungen würden auf gänzlich außerhalb der Gerichts⸗ 
organiſationen ſtehende beſondere Friedensämter übergehen. Mit einer 
ſolchen geradezu revolutionierenden Umgeſtaltung können wir uns aus den 
bereits bei Beſprechung der Denkſchrift des Deutſchen Handwerks⸗ und 
Gewerbekammertags über die Unwirtſchaftlichkeit der Zivilrechtspflege 
(DRZ. 1916 S. 117—121) mitgeteilten Gründen nicht befreunden, wünſchen 
vielmehr alle die Obliegenheiten des beſonderen Friedensamtes: Einziehung 
von Forderungen, Stundungsbewilligung und Güteeinrichtungen den mit 
Laien zu dieſem Zweck zu beſetzenden Amtsgerichten überwieſen zu ſehen. 
Das erſchöpfende und großzügige, nicht nur für den Laien, ſondern auf 
den erſten Blick auch für den zünftigen Juriſten im hohen Grade beſtechende, 
in eindrucksvoller, beredter Sprache vorgetragene Reformprogramm Links 
beweiſt wieder einmal die vom deutſchen Richterbunde ſchon ſeit Jahren 
verfochtene Notwendigkeit einer durchgreifenden Juſtizreform. Es liegt 
in der Tat, wie Leeb und Göbel, DRZ. 1917 S. 338 f. und 346 f., ſowie 
Kroſchel ebenda S. 463 f. und 1918 S. 8 f. überzeugend dargelegt haben, 
Gefahr im Verzuge. Je länger unſere Juſtizverwaltungen noch die dringend 
gebotene wirklich großzügige Reform unſerer geſamten bürgerlichen Rechts⸗ 
pflege an Haupt und Gliedern verzögern, um ſo raſcher und um ſo mehr 
werden die beteiligten, leidtragenden Kreiſe zur durchgreifenden Selbſthilfe 
greifen. Unſer Großhandel und unſere Großinduſtrie pflegen heute ſchon 
ihre Rechtsſtreitigkeiten durch Schiedsgerichte zu erledigen, wollen wir ruhig 
warten, bis ihnen auf dem Weg der Schafiung von Einziehungs⸗ und 
Einigungsämtern der geſamte gewerbliche und kaufmänniſche Mittelſtand 
f nachfolgt? Dann wird allmählich, aber mit tödlicher Sicherheit eine voll⸗ 
| fändige Aushöhlung der ordentlichen Gerichte einſetzen, ein Gebiet nach 

em anderen werden ſie einbüßen und ſchließlich an innerer Entkräftung 
eines unrühmlichen Todes ſterben. 


35. Schriften des Verbandes der deutſchen gemeinnützigen 
und unparteiiſchen Rechtsauskunftsſtellen. Heft 1. Zur Lehre 
vom bürgerlich⸗ rechtlichen Betruge unter beſonderer Berück- 
ſichtigung der Praxis der Schwindelfirmen. Von Gerichtsaſſeſſor 
Dr. Lenz⸗Lübeck. Lübeck (Selbſtverlag des Verbandes). 1918. 66 S. Preis 
geh. 1,80 M. | 

Heft 2. Der Darlehnsſchwindel. Rechtliche Streifzüge 
auf volkswirtſchaftlichem Gebiete. Von Dr. jur. R. Bering⸗Lübeck. 
ebenda, 1918. 50 S. Preis geh. 1,50 M. 


Wie der bekannte Vorkämpfer einer großzügigen Juſtizreform an 

0 und Gliedern, der verdienſtvolle Lübecker Rat Dr. Link, in ſeiner 
inleitung zu dieſer neuen Schriftenfolge des Verbandes der gemeinnützigen 
deutſchen Rechtsauskunftsſtellen mit vollem Rechte hervorhebt, läßt sere 
Rechtspflege in manchen Punkten eine hinreichende Rückſichtnahme auf die 
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praktiſchen Verhältniſſe und Bedürfniſſe der minderbemittelten Volkskreiſe 
und auch des Mittelſtandes vermiſſen. Den Grund hierfür erblickt er zum 
Teil in unzulänglichen Geſetzesbeſtimmungen, zum Teil aber auch in einer 
unzureichenden wirtſchaftlichen und ſozialen Schulung der Organe der 
Rechtspflege. Es fehlte auch in hohem Grade, wie wir erklärend und ent⸗ 
ſchuldigend hinzuſetzen müſſen, an dem dringend erforderlichen umfang⸗ 
reichen Aufklärungsmaterial für Richter wie Staatsanwälte. Bis in die 
letzten 10 Jahre hinein beſchäftigte man ſich literariſch wenig mit der 
Rechtsnot der minderbemittelten Volksſchichten und ihrer Ausbeutung durch 
die Giftgewächſe der „Schwindelfirmen“, man verfaßte lieber dickleibige 
höchſt gelehrte Werke über ägyptiſche Papyri, altitalieniſche Palimpſeſte und 
Textinterpolationen, als daß man das Rechts⸗ und Wirtſchaftsleben der 
Gegenwart auf ſeine Auswüchſe hin kritiſch unterſuchte. Die auf dieſem unge⸗ 
heuer wichtigen Gebiete bis vor kurzem zum Schaden aller Beteiligten, nicht 
minder auch zum Schaden des Anſehens einer hier | vielfach „welt⸗ 
fremden“ Rechtspflege bahrhaft gefährliche Lücke füllen die beiden vor⸗ 
liegenden Schriften in wahrhaft glücklicher Weiſe aus. Ihre ale find 
jeit einer Reihe von Jahren leitende Vorſtandsbeamte der verdienſtvollen | 
amtlichen Zentralſtelle zur Bekämpfung der Schwindelfirmen in Lübeck. In | 
ihren Händen laufen alle Fäden zur Bekämpfung der Schwindelfirmen zu⸗ | 
ſammen, ein wahrhaft ungeheures Material hat ſich dort angehäuft, aus 
dem reichen Schatz ihrer Erfahrungen ſchöpfen ſie daher in ihren vorliegenden 
Veröffentlichungen. Ausgezeichnet verſtehen es beide elle das helfe 
Fan gemeingefährliche Treiben der Schwindelfirmen und ihrer Helfershelfer 
aufzudecken und ihr lichtſcheues Treiben reſtlos klarzulegen. Die beiden 
vortrefflichen Schriften ergänzen einander zu einem wohlgelungenen und 
erſchöpfenden Ganzen. Während Lenz in ſeiner Darſtellung mehr die 
Form der üblichen wiſſenſchaftlichen Monographie unter lückenloſer Ver⸗ 
wertung der geſamten einſchlägigen Literatur und Rechtſprechung wählt, 
freilich unter ſteter Hervorhebung der praktiſchen Fragen, die durchaus 
im Vordergrunde ſeiner Betrachtungen ſtehen, iſt die Behandlungsweiſe 
bei Bering mehr deſkriptiv⸗volkswirtſchaftlich ausgerichtet, die einzelnen 
Erſcheinungsformen des Darlehnsſchwindels erfahren die ſorgſamſte, 
bis in das Einzelnſte gehende, man iſt verſucht gu 99 5 die liebevollſte 
Darſtellung. Im weiteſten Umfang üben beide Verfaſſer an der vielfach 
den Schwindelfirmen gegenüber leider verſagenden Rechtſprechung zutreffende 
Kritik. Mit Recht bedauert es insbeſondere Lenz, „daß andauernd die 
unwahren Angaben der Vertreter der Schwindelfirmen als nicht kauſal 
für den Geſchäftsabſchluß bezeichnet werden, denn dadurch werde der Wage⸗ 
mut und ſomit das Unweſen der Schwindelfirmen in ungeheurem Maße 
gefördert“ (S. 12). Nach einer lichtvollen Auseinanderſetzung der Voraus- 
ſetzungen des Betrugs im erſten Teil erörtert Lenz im zweiten Teil „Die 
rechtlichen Folgen des Betrugs“, zunächſt die Haftung aus eigenem Betrug, 
und zwar Nichtigkeit und Anfechtbarkeit der Willenserklärung, den Betrug 
als unerlaubte Handlung, den Betrug beim Vertrag, den Betrug als Ver⸗ 
tragsbeſtandteil, die Haftung aus fremdem Betrug, alſo namentlich aus 
den le Täuſchungen der Agenten und ſonſtiger Helfershelfer der 
el firmen, und ſchließlich die Konkurrenz der Rechtsbehelfe aus dem 
etrug. | ar 
Bering ſchildert in 12 Kapiteln äußerſt 5 des Dar⸗ 
lehnsſchwindels, die unlautere Zeitungsreklame und ihre Bekämpfung, das 
Unweſen der Zutreiber, das Unweſen der Anerkennungen und Empfehlungs⸗ 
ſchreiben, deren ee und den mit ihnen getriebenen Mißbrauch, 
Vorſchuß⸗ und Nachſchußnepper, Schwindelauskunfteien, die Zeitungsnepperei, 
insbeſondere den Schwindel der pompöſen „Finanz- und Vörſenzeitungen“, 
wie „Deutſcher Kapitalmarkt“ u. dgl. Schlingpflanzen mehr, Darlehns⸗ 
U nde und § 35 RGewd., die ſtrafrechtliche Verfolgung des Darlehns⸗ 
chwindels, Darlehnsſchwindel und unlauteren Wettbewerb, Darlehnsſchwindel 
und Betrug, ſowie das Vorliegen des Wuchers ($ 302 e RStGGB.) im Dar- 
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lehnsſchwindel. In verdienſtvoller Weiſe deckt der Verfaſſer einige bedauer⸗ 

liche Lücken der heutigen Geſetzgebung in der Bekämpfung des Darlehns⸗ 
ſchwindels auf und unterbreitet der Oeffentlichkeit einige wohldurchdachte 
und ſehr ſympathiſche ie zu ihrer Ausfüllung, freudig begrüßen 
wir namentlich ſeine Vorſchläge zum Ausbau des § 35 RGewd. 

Die beiden äußerlich ſo kleinen und unſcheinbaren Hefte bedeuten 
rechts- und ſozialpolitiſch eine wahre Tat, fie legen den Finger in eine an 
unſerem deutſchen Volkskörper verhängnisvoll ſchwärende offene Wunde 
und bieten treffliches Material zu ihrer N Für jeden deutſchen 
Staatsanwalt und Spruchrichter, er ſei in Zivil⸗ oder Strafſachen tätig, iſt 
ihr Beſitz, wenn anders er wirkſam das Geſchwür des Schwindelunweſens 
bekämpfen will, einfach unerläßlich, eine jede deutſche Gerichtsbibliothek 
müßte die beiden geradezu klaſſiſchen Darſtellungen des Schwindel⸗ 
unweſens 8 und die deutſchen Juſtizverwaltungen ſollten maſſen⸗ 
weiſe zu Hunderten und Tauſenden die Auflagebeſtände zur Verteilung an 
ihre Gerichte und Staatsanwälte aufkaufen. Denn „die Zahl der Betrüger, 
auch der Schwindelfirmen, geht in die Tauſende. Das Unheil, das ſie 
anrichten, iſt unſagbar. Nichts iſt ihnen heilig. Selbſt vor der Ausbeutung 
der größten Notlage ihres Volkes ſcheuen fie nicht zurück .... Mit Taufenden 
von Prozeſſen überſchwemmen ſie die Gerichte. Hat doch allein eine einzige 
Berliner Schwindelfirma es auf über 3000 Prozeßſachen im Jahre gebracht, 
ehe ſie das Schickſal der von der Zentralſtelle zur Bekämpfung der Schwindel⸗ 
firmen erzwungenen Auflöſung erreichte .. Recht, Wirtſchaft und Wohl⸗ 
fahrt leiden in gleicher Weiſe unter dieſen ſchamloſen Ausbeutern .. (S. 63). 
Eine einheitliche und rückſichtsloſe Rechtſprechung zur ſyſtematiſchen Be⸗ 
kämpfung des Schindelunweſens tut uns dringend not. Zu ihrer Herbei⸗ 
führung ſind vorliegende Schriften, die an innerem Werte gar manchen 


hochgelehrten dickleibigen Wälzer weit übertreffen, ganz beſonders geeignet. 


36. Der Polizeigedanke des modernen Staates. Von 
Dr. Kurt Wolzendorff, a, o. Profeſſor der Rechte an der Univerſität 
Königsberg. Breslau M. & H. Marcus) 1918. VIII und 277 S. Geh. 
10 M. 


In den letzten Jahrzehnten überwiegt an den Darſtellungen des 
e Rechts, insbeſondere des Staats⸗ und des Verwaltungsrechts 
eine einſeitige rein juriſtiſche Methode, die mehr allgemeinen ſozialwiſſen⸗ 
ſchaftlichen Sc pn find gänzlich in den Hintergrund getreten. Ebenſo 
aber, wie es nach den Worten Georg Jellineks ein ſchwerer Fehler iſt, 
die Staatslehre mit der Staatsrechtslehre völlig gleichzuſtellen ſo iſt dieſe 
völlige Gleichſetzung der Verwaltungslehre mit der Verwaltungsrechtslehre 
eine verhängnisvolle Einſeitigkeit. Beide: Verwaltungslehre und Ver⸗ 
waltungsrechtslehre, ſtehen im engſten inneren Zuſammenhange mit⸗ 
einander und laſſen ſich gar nicht voneinander trennen. Sehr mit Recht 
betont der Verfaſſer in ſeiner Einleitung, daß insbeſondere ein Verſtändnis 
der Grundlagen des Polizeirechts nur zu „vermitteln iſt durch das ſozial⸗ 
wiſſenſchaftliche Verſtändnis der ſtgatlichen Zweckgedanken, aus deren ge⸗ 
ſchichtlicher Entwicklung jene entſtanden ſind“. Seit Lorenz v. Stein 
bereits haben wir eine allgemeine Verwaltungslehre überhaupt nicht mehr. 
In überaus glücklicher Weiſe füllt dieſe äußerſt empfindliche Lücke für das 
ſehr wichtige Teilgebiet des Polizeirechts das vorliegende Werk des als 
eine der erſten wiſſenſchaftlichen Autoritäten durch ſeine zahlreichen ein⸗ 
ſchlägigen Arbeiten rühmlichſt bekannten Königsberger Staatsrechtslehrers 
aus. In der Form von aneinander gereihten „Schattenriſſen“ weiſt die ver⸗ 
dienſtvolle Arbeit nach, welche treibenden Ideen die politiſche Wirklichkeit 
des Staatslebens bedingt haben. In ſechs Kapiteln entwirft der Verfaſſer 
ein äußerſt anſchauliches, man kann ruhig ſagen, farbenprächtiges Bild des 
Polizeiſtaates und ſeiner Regierungsprinzipien, der Aufklärung und ihres 
Verhältniſſes zum Polizeigedanken, des Polizeigedankens der Reſtaurations⸗ 
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zeit, der Ausbildung eines ſtaatsrechtlichen Polizeigedankens im modernen, 
konſtitutionellen Staate, ſowie der Entwicklungsmomente des heutigen all⸗ 
gemeinen Polizeigedankens, um ſich im Schlußwort kurz über das Zukunfts⸗ 
problem des Polizeigedankens auszulaſſen. Den außerordentlichen Gedanken- 
reichtum der geiſtvollen Arbeit auch nur annähernd wiederzugeben, dazu 
gebricht es hier am Raum. Nur das ſei hervorgehoben, daß Wolzen⸗ 
| 7 auf Grund eindringlichſter Quellenſtudien allenthalben aus erſter 
Hand ſchöpft und eine wahre Fülle neuer Gedanken hervorbringt. Von 
ganz beſonderem Intereſſe iſt u. a. der Nachweis, daß grundſätzlich der 
Polizeigedanke und dementſprechend die geſamte Verwaltungstätigkeit des 
„Polizeiſtaates“ von der des Staates der Aufklärungszeit nicht eben ſo 
ſehr grundverſchieden iſt, wie bisher weitgehend angenommen wurde. 
Beide Staatsperioden werden letzten Endes vom „Eudämonismus“ des 
Polizeigedankens beherrſcht, der Wohlfahrtszweck, nicht nur der Sicherheits⸗ 
a ift maßgebend. Grundlegendes Merkmal des Polizeigedankens des 
eſtaurationszeitalters iſt die „Stumpfheit“: „Ruhe iſt die erſte Bürger⸗ 
pflicht“. Der Kampf gegen den Bürgerſinn und feine politiſche Betätigung 
iſt fein A und O. Mit dem Aufkommen des Verfaſſungsſtaates macht ſich 
als völlig neues und doch wiederum uraltes altgermaniſches Element im 
Polizeigedanken die Genoſſenſchaftsidee geltend, es tritt zum primären 
Autoritätsprinzip hinzu. Aeußerſt lichtvoll wird dann weiter klargelegt, 
wie auf einer Durchdringung und gegenſeitigen Verſchmelzung dieſer beiden 
Elemente: des Autoritätsprinzips und des Genoſſenſchaftsgedankens, die 
heutige Verwaltungstätigkeit unſeres modernen deutſchen Staates nament⸗ 
lich in polizeilicher Hinſicht beruht. Noch herrſcht das Autoritätsprinzip 
heute, aber die Entwicklung geht, wie überzeugend dargetan wird, immer 
mehr zu einem ſiegreichen Vorwärtsdringen der „Genoſſenſchaftsidee“, auf 
a baut ſich insbeſondere unfer zeitgenöſſiſches „Sozial-, Gewerbe⸗ und 
erſicherungsrecht“ auf, ihm gehört die Zukunft. Die ganze Entwicklun 
drängt mit Macht zu einem vollen Ausgleich zwiſchen Staat und Volk, 
darin liegt die große Zukunftshoffnung der Herbſtage des Jahres 1914. 
Mit ganz ausgezeichneten, tiefſchürfenden Ausführungen über die ideelle 
Beſchränktheit des Polizeigedankens und das Recht der Perſönlichkeit gegen⸗ 
über den Betätigungen der Staatsgewalt, wie ſie jetzt im Zeitalter eines 
weitreichenden „Kriegsſozialismus“ beſonders angebracht ſind, die mit Fug 
das Wertmoment der Perſönlichkeit betonen, das aus dem Staate keines⸗ 
falls ausgeſchaltet werden dürfe, ſchließt das eine wahre Fülle von An⸗ 
regungen bietende Werk. Mit ihm iſt dem Verfaſſer ein großer Wurf ge⸗ 
lungen, es bildet einen äußerſt wertvollen Beitrag und mehr als das, 
Heinen Grundſtein zu dem noch zu errichtenden Gebäude einer allgemeinen 
Verwaltungslehre. Wir wünſchen dem Werke die weiteſte Verbreitung auch 
in nichtjuriſtiſchen Kreiſen. z 


* 


37. Drei Beiträge zur Neugeſtaltung des deutſchen Rechts⸗ 
weſens. Von Karl Kade, Amtsgerichtsrat, Geheimer Juſtizrat, in Berlin. 
Verlag Deutſches Recht 1918. 32 S. 1,20 M. 


.. In dieſer zwar nur kurzen aber äußerſt inhaltreichen und gedanken⸗ 
tiefen Schrift entwirft der bekannte, verdienſtvolle Vorkämpfer einer deutſchen 
Juſtizreform ein durchgreifendes Programm eines Neuaufbaus unſerer 
deutſchen Gerichte und des geſamten e vor ihnen. Der erſte 
Aufſatz, „Die Neugeſtaltung des deutſchen Rechtsweſens“, wandte ſich an 
die Jahresverſammlung der Mitglieder der Vereinigung „Deutſches Recht“, 
deren Satzung am Schluß des Heftes in einem Anhang mitgeteilt wird. 
Mit Recht geht Kade von dem Grundgedanken aus, daß „eine klare, ge⸗ 
ſunde Neugeſtaltung unſeres geſamten deutſchen Rechtsweſens eine der 
notwendigſten und damit wichtigſten Friedensaufgaben ſein werde“. Die 
Verbreitung von licht zur ſei vor allem nötig. Wer ſein Recht ver⸗ 
lange, habe die Pflicht zur Wahrheit. „Nur auf Wahrheit kann ſich das 
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Recht aufbauen“ (S. 7). Der Richter und gerade der Prozeßrichter müſſe 
freier geſtellt und von allzu engen Feſſeln des Geſetzes befreit werden. 
„Keinesfalls darf der Richter weiterhin der Untergebene der ſtreitenden 
Parteien und von deren Ermeſſen und Willen in ſeiner Tätigkeit abhängig 
fein.” Jeder wirkliche Rechtsſtreit müſſe jo weit gründlich ſchriſtlich vor⸗ 
bereitet fein, daß er in einer Hauptverhandlung ähnlich dem Straf- 
verfahren unter Erhebung ſämtlicher Beweiſe zu Ende geführt werden 
könne. Auch das Strafverfahren ſei von Grundaus in der Weiſe um⸗ 
ugeftalten, daß auf Grund möglichſt eingehender ſchriftlicher Strafanzeige, 
far deren Wahrheit der Anzeigende mit Koſtenlaſt einzuſtehen habe, mög⸗ 
lichſt bald die Hauptverhandlung ſtattzufinden habe. Die öffentliche Ver⸗ 
andlung müſſe auf Wunſch des Angeklagten ſtets unterbleiben. Das 
chwurgericht, „das mit ſeinem Frage⸗ und Antwortſpiel dem deutſchen 
Volksweſen im Grunde genommen fremd iſt, und nur ein aufgeblähtes 
Scheindaſein führt“ (S. 9), müſſe durch große Schöffengerichte erſetzt werden. 
Für jedes Urteil, auch in Strafſachen, müſſe die Berufung gegeben ſein. 
Der Grundſatz: Unkenntnis des Geſetzes ſchützt vor Strafe nicht ſei mög⸗ 
lichſt bald zu beſeitigen. Der Rechtsfriede müſſe „als blaue Blume des 
neuen Deutschlands emporwachſen“. 
Deer zweite Beitrag, „Rechtspflege und Spruchrichter“, gibt einen in 
der Verſammlung der Berliner 5 am 15. Januar 1918 
ehaltenen Vortrag wieder. Er gipfelt in dem Vorſchlag einer völligen 
rennung des Amtes eines e Sr der lediglich die ſtreitigen Rechts⸗ 
ſachen entſcheidet, von dem eines Rechtspflegerichters, der das Recht in 
allen nichtſtreitigen Sachen zur Anwendung zu bringen hat. Richter zweier 
Wertklaſſen würden hierdurch nicht geſchaffen, denn die wiſſenſchaftliche 
und praktiſche Vorbildung müſſe für beide Richterklaſſen vollkommen gleich 
ſein. Mit vollem Recht lehnt der Verfaſſer „einen Richtererſatz in Geſtalt 
von Friedensrichtern oder „ Volksrichtern“ im den Ri auf 
die außerordentliche Ding eit und Verantwortlichkeit des hohen Richter⸗ 
amtes entſchieden ab. „Nur die beſten und ee Männer von gründ- 
lichem 1 und Können dürfen Richter fein” (S. 12). Da die Aufgaben 
des Spruchrichters r Instanz ganz die gleichen ſeien, einerlei ob er in 
unterſter oder oberſter Inſtanz entſcheide, ſo müßten im Verfolg des Grund⸗ 
ſatzes: „gleiche (Spruch⸗)Richter für alle“, alle und jede Unterſchiede in 
ihrer inneren wie äußeren Stellung völlig beſeitigt werden. Sie alle müßten 
ausnahmslos Stellung und Gehalt der heutigen Reichsgerichtsräte erhalten. 
Der Schwerpunkt der Entſcheidung müſſe „zweckmäßig und nach unſer aller 
monarchiſchen Anſchauung einem Einzelrichter“ in der erſten Inſtanz 
anvertraut werden. Der zweite Rechtszug müſſe mit allen Schutzmitteln 
egen einen Mißbrauch der Streitſucht und Rechthaberei geſchützt werden. 
ür den zweiten Rechtszug müſſe unbedingt Anwaltszwang und erhebliche 
Koſtenſteigerung ſtattfinden. Beim Uebereinſtimmen zweier Inſtanzen ſei 
für einen dritten Rechtszug kein Bedürfnis. Die Auswahl der Spruchrichter 
dürfe nicht durch die Juſtizverwaltung erfolgen, ſondern ſei ähnlich wie 
im Offizierkorps durch die bereits angeſtellten Spruchrichter vorzunehmen. 
Irgendeine Verwendung in der Juſtizverwaltung müſſe für den Spruch⸗ 
richter ausgeſchloſſen ſein. Die unnatürliche Scheidung der Prozeſſe in 
ſolche vor den Amts⸗ und ſolche vor den Landgerichten müßte ganz weg⸗ 
allen. Der Spruchrichter des erſten Rechtszugs müſſe zu den kleineren 
mtsgerichten umherreiſen. Der Amtsrichter an kleinen Orten verwachſe 
heute oft allzuſehr mit ſeinen Gerichtseingeſeſſenen und ihren Intereſſen. 
Die Teilnahme an der Politik und Parteibeſtrebungen müſſe dem Spruch⸗ 
richter, damit er in keiner Weiſe parteiiſch erſcheine, verboten ſein. Der 
Anwaltszwang ſei in erſter Inſtanz ganz zu beſeitigen. Die Zuſtändigkeit 
des a ſei unbedenklich auf alle Strafkammerſachen auszu⸗ 
dehnen. Alle Klagen müßten in Zukunft beim Rechtspflegerichter 
eingereicht werden, der nach vorherigem Güteverſuch die unſtreitigen ſelber 
zu erledigen, die ſtreitigen an den Spruchrichter zu verweiſen habe. Dieſe 
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grundlegende Neuerung unſeres deutſchen Rechtsweſens werde allerdings 
eine Verminderung der Richterzahl nach ſich ziehen. Allein „wenige, aber 
gute Richter“ ſei ja ſtets die Loſung des deutſchen Richterbundes geweſen. 

Der dritte Beitrag, „Das deutſche Volk und ſeine Richter“, bringt die⸗ 
jenige Denkweiſe zum Ausdruck, von der die Neugeſtaltung ausgehen muß. 
Er wendet ſich an die Staatsbürger im allgemeinen, das Volk, um es 
ſeinen Richtern und dieſe ihm näher zu bringen und um ein beſſeres gegen⸗ 
ſeitiges Verſtändnis anzubahnen. Denn „das Volk und ſeine Richter ge⸗ 
hören insbeſondere im Frieden zueinander. .... Die Richter müſſen mehr 
und mehr ſich in die Seele des Volks und feine Denkungsweiſe nebſt den 
kleinſten und doch noch immer wichtigen Kleinigkeiten vertiefen, ſowie mit 
ſeinen Bedürfniſſen und zu behebenden Irrtümern ſich vertraut machen“ 
(S. 21). Die „weite Kluft, die leider bisher zwiſchen dem Recht der ge⸗ 
lehrten Gerichte und den Rechtsanſchauungen des Volkes in ſeiner Natür⸗ 
lichkeit beſtanden habe“, müſſe beſeitigt werden. | 

In eine kritiſche Beſprechung der grundlegenden Reformvorſchläge 
Kades einzutreten, verbietet ſich hier leider aus Raumrückſichten, dem 
1 Teil von ihnen ſtimmen wir durchaus bei. Jedenfalls find fie 

er ernſtlichſten Beachtung und der weiteſten Verbreitung durchaus wert. 


38. Soziale Rechtsein richtungen in Bielefeld. Von 
Dr. Alfred Bozi, Richter in Bielefeld. Heft 2 der Schriften der Deutſchen 
Geſellſchaft für ſoziales Recht. Stuttgart (Ferdinand Enke) 1917. 32 S. 
Geh. 1 M. i | 

Auch in unſere Rechtspflegeeinrichtungen dringt langſam zwar, aber 
doch ſtetig und unaufhaltſam der unſer ganzes öffentliches Leben be⸗ 
herrſchende Geiſt der Selbſtverwaltung ein und übt einen in jeder Weich 


erfreulichen Einfluß aus. Die bisherige wahrhaft tief betrübende Glei 


gültigkeit der breiteſten Schichten unſeres Volkes, die Kreiſe der ſogenannten 
„Intelligenz“ nicht ausgenommen, gegenüber dem Weſen und Walten des 
Rechts wird ſo e beſeitigt und ein tieferes Verſtändnis für die 
Bedeutung der Rechtsordnung ſowohl wie für die Stellung und Aufgaben des 
Richters gewonnen. Vorbildliches in der Schaffung gemeinnütziger ſozialer 
Rechtseinrichtungen hat, vornehmlich auf das Betreiben des verdienſtvollen 
Juſtizreformers Bozi hin, die Snake Stadtverwaltung geſchaffen. 
Der wirkſamen Bekämpfung von Bettel und Landftreicherei dient zunächſt 
die mit ſchriftlicher Zuſtimmung der betreffenden Verurteilten zuläſſige 
Einweiſung von Bettlern und Landſtreichern in eine — katholiſche oder 
evangeliſche — Arbeiterkolonie der Provinz. Sie erfolgt auf die Dauer 
von 2 Jahren und tritt im grundſätzlichen Einvernehmen mit des Mindener 
Regierungspräſidenten an Stelle der ſogenannten „korrektionellen Nachhaft“, 
alſo der Ueberweiſung in das Arbeitshaus. In weiteſtem Umfang hat 
ſich dieſes Verfahren bewährt, unterliegt der Pflegling der Einwirkung 
durch einen beſonderen Fürſorger. Mit Rückſicht auf die äußerſt günſtigen 
Ergebniſſe hat der preußiſche Miniſter des Innern durch einen Runderlaß 
vom 27. November 1916 das Bielefelder Verfahren ſämtlichen Regierungs⸗ 
präſidenten zur Nachahmung empfohlen und den Juſtizminiſter gebeten, 


in dieſem Sinn auf die Amtsgerichte einzuwirken. Der planmäßigen Be⸗ 


kämpfung der öffentlichen Unſittlichkeit dient ein beſonderer, vornehmlich 
aus gebildeten Frauen beſtehender Arbeitsausſchuß. Ein nur d 
Mädchen wird mit ihrer Zuſtimmung der Schutzaufſicht durch eine beſondere 
Fürſorgerin unterſtellt. Die praktiſchen Erfolge ſind die allergünſtigſten. 
Von 310 der Schutzaufſicht unterſtellten Frauen und Mädchen wurden 
nur 25 rückfällig. Der bedürftigen und vernachläſſigten Kinder und Jugend⸗ 
lichen nimmt ſich ein beſonderer ſtädtiſcher Jugendfürſorgeausſchuß an, er 
erſtattet Gutachten über die Strafeinſicht Jugendlicher, ü der Beſchränkang | 
aus und 1 75 erforderlichenfalls Anträge auf Entziehung oder Beſchränkung 

der elterlichen Gewalt, oder Einleitung der Fürſorgeerziehung. ö 
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Eine „Sühnevermittelungsſtelle“ dient mit größtem Erfolg der Bei- 
legung von Privatklagen. Das Amtsgericht gibt ihr von jeder eingehenden 
Privatklage Kenntnis. Alsdann ſetzt ſich ein von ihr hierzu jeweils be⸗ 

ſtellter „Sühnevermittler“ freiwillig mit den Parteien in ihrer Wohnung 
oder Arbeitsſtelle in Verbindung. Auf Grund der äußerſt günſtigen Er⸗ 

fahrungen mit den Sühnevermittelungsſtellen richtete die Stadt Ende 1913 
mit Unterſtützung der Handels⸗ und Handwerkskammer, ſowie der freien 
Gewerkſchaften auch ein mit einem vorgängigen Sühneverfahren verbun⸗ 
denes Schiedsgericht für bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten ein. Es beſteht 
aus dem rechtskundigen Vorſitzenden des Kaufmanns⸗ und Gewerbegerichts 
und zwei auf Vorſchlag der vorhandenen Berufsvertretungen gewählten 
en Die von a nicht nur geſchilderten, ſondern zum großen 
Teil ſelber geſchaffenen Einrichtungen verdienen reſtlos Nachahmung in 
allen größeren deutſchen Städten, fie beweiſen, daß e auch die 
| „ letztlich ein Stück Sozialpolitik iſt und nicht von ihr getrennt 
werden kann. 


39. Die Ausſchaltung unſeres Handels durch das Kriegs- 
wirtſchaftsrecht eine nationale Gefahr. Von Reichsgerichtsrat 
Dr. Ernſt Neukamp. Berlin (Otto Liebmann) 1918. 86 S. Geh. 3 M. 


Mit gewohnter Meiſterſchaft klarer Darlegungen ſtellt der Verfaſſer 
den gegenwärtig geltenden ſo außerordentlich unüberſichtlichen, man kann 
ruhig ſagen, verworrenen geltenden Rechtszuſtand in einer auch für die 
beteiligten Kreiſe von Handel und Gewerbe ſehr brauchbaren Form dar 
und deckt auf Grund eines ſehr reichhaltigen, durchaus zuverläſſigen Tat⸗ 
ſachenmaterials die vielen 3 Fehler auf, die das gegenwärtige Kriegs⸗ 
n enthält. Er gelangt zu en Ergebnis ſeiner ſtreng 
objektiven, höchſt maßvollen, die gründlichſte Kenntnis unſeres ganzen 

den Wirtſchaftslebens an den Tag legenden Unterſuchungen: Die 
lehr geſetzlicher Vie entzieht die Waren leicht völlig dem 
erkehr, begünſtigt auf dieſe Weiſe den Schleichhandel und bewirkt ſo genau 
das Gegenteil von dem, was bezweckt wurde. Sie lähmt die Initative 
und den Unternehmungsgeiſt des Kaufmanns, denn die Höchſtpreiſe werden 
zu leicht regelmäßig Mindeſtpreiſe, ſo daß die ſchlechte Ware ebenſo bezahlt 
wird wie die gute. Das gilt insbeſondere von lokalen Höchſtpreiſen, 
darum ſollten in Zukunft Höchſtpreiſe nur durch den Bundesrat mit Wirkung 
für das ganze Deutſche Reich feſtgeſetzt werden. Von ganz beſonderem 
Intereſſe iſt der einwandfrei geführte Nachweis, daß die zahlreichen landes⸗ 
eſetzlichen Ausfuhrverbote ungültig ſind, da ſie im Widerſpruch mit den 

rt. 33 und 35 der deutſchen Reichsverfaſſung ſtehen, die ein einheitliches 
Zoll⸗ und Handelsgebiet für das ganze deutſche Reich vorſchreiben. Auch 
die zahlreichen, namentlich von den bayriſchen Poſtbehörden vorgenommenen 
Verletzungen des Brief⸗ und Paketgeheimniſſes 1b rechtswidrig. Die Kriegs⸗ 
wuchergeſetzgebung iſt ſo e daß bei Berechnung des „über⸗ 
mäßigen Gewinns“ Rückſicht zu nehmen tft auf einen durch die Verteuerung 
der ganzen Lebensverhältniſſe gerechtfertigten allgemeinen Teuerungszu⸗ 
ſchlag des Kaufmanns. Die Gegenſtände des täglichen Bedarfs ſind einzeln 
aufzuſtellen. Die Vorſchriften des Kriegswirtſchaftsrechts ſind dahin aus⸗ 
ai eftalten, daß den durch Verbote oder Einſchränkungen ihrer gewerb⸗ 
ichen Betriebe betroffenen Kaufleuten nach Maßgabe der 88 20 ff. der 
Reichsgewerbeordnung ein hinlänglicher Rechtsſchutz im Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahren und bei ungerechten behördlichen Maßnahmen ein voller Schadens⸗ 
erſatzanſpruch gewährt wird. Die übermäßig große Zahl von Kriegs⸗ 
gejellichaften — am 15. März 1917 bereits einhundert und neun⸗ 
unddreißig (I!) — iſt nicht fortgeſetzt zu vermehren, wie es leider 
immer noch geſchieht, ſondern umgekehrt zu beſchränken. Nur für ſolche 
Gegenſtände ſind, ſie beizubehalten, die chen für eine zentrale Bewirtſchaftung 
eignen, alſo keineswegs für ſolche Sachen, die dem raſchen Verderben aus⸗ 
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geſetzt ſind wie Eier, Milch, Butter, Käſe, Obſt u. dgl. mehr. Niemals 


kann die Staatswirtſchaft den menſchlichen Egoismus und die Gewinnſucht, 
die en hee Triebfedern der 5 und des Fortſchritts, überhaupt 
erſetzen. Nicht billiger, ſondern teurer, als der private Großhandel arbeiten 
die Kriegsgeſellſchaften; jo waren z. B. im 3. Kriegsjahre die Kartoffel⸗ 
preiſe trotz der guten Ernte bei zentraler Bewirtſchaftung weit höher als 
in den beiden erſten Kriegsjahren bei ſchlechterer Ernte, aber privater Be⸗ 
wirtſchaftung. Mit dem Friedensſchluß oder doch kurze Zeit nach ihm 
ſind die Kriegsgeſellſchaften aufzuheben. Ein Anhang bringt den heute 


geltenden Text der wichtigſten wirtſchaftlichen Kriegsgeſetze und Kriegs⸗ 


verordnungen. 

Die Kritik Neukamps verdient die ernſteſte 1 durch alle 
in Betracht kommenden Faktoren unſeres öffentlichen Lebens. Werden 
ſeine wohldurchdachten Beſſerungsvorſchläge nicht zum guten Teile ange⸗ 
nommen, ſo beſteht die große Gefahr, daß unſere eigene handelsfeindliche 
Geſetzgebung das engliſche Kriegsziel: die Vernichtung des deutſchen Handels, 


reſtlos erreiche. . . 
Landgerichtsrat Dr. jur. und phil. Bovenſiepen, Kiel. 


40. Bamberger, Georg, Juſtizrat, Aſchersleben, Geldſtrafe ſtatt 
Gefängnis. Stuttgart (Enke). (Schriften der Deutſchen Geſellſchaft für 
ſoziales Recht), Heft 3. IM. * 

Der bekannte Verfaſſer, der ſich der Erbrechtsreform und der Aus⸗ 
dehnung der i angenommen hat, es bier den 
Erſatz der Gefängnisſtraſen durch N Er geht aus davon, daß 
jetzt in den Kriegsjahren die Straffälligkeit der Halbwüchſigen außerordent⸗ 
lich zugenommen hat, und 190 einen Blick r it daß nach dem Krieg 
die Verbrechen überhaupt zunehmen werden. Er iſt mit allen Praktikern 
des Gefängnisweſens der Meinung, daß Gefängnisſtrafen im allgemeinen, 
beſonders aber kurzfriſtige, das Uebel meiſt noch verſchlimmern, die unge⸗ 
eignetſten Mittel ſind im Dienſte der Gerechtigkeit und Volkswohlfahrt. 
Er hält es für wünſchenswert, daß die Gerichte in allen Fällen, in denen 
es möglich iſt, auf Geldſtrafe anſtatt auf Freiheitsentziehung erkennen und 
daß die Geldſtrafe beſſer ausgeſtaltet wird, um ihren Zwecken beſſer zu 
entſprechen. Bei einem Millionär z. B. könnte die Geldſtrafe auf den 
vierten Teil des Vermögens feſtgeſetzt werden. | 

Er befürwortet, daß die Juſtizminiſterien durch Anweiſungen an die 
Staatsanwaltſchaften hinwirken darauf, daß die Geldſtrafen mehr berück⸗ 
Pitch werden, und daß der Bundesrat eine Verordnung erläßt, wonach 

ie Gerichte ermächtigt werden, in allen Fällen, wo Gefängnisſtrafen bis 
58 6 Monaten erkannt werden können, anſtatt deren Geldſtrafen zu ver⸗ 
ngen. | . 
Das einfachſte Hilfsmittel wird auch hier fein, daß die Gerichte von 
den an die ihnen zu Gebote ſtehen, den rechten Gebrauch machen. 
Sie jind. zu zaghaft in der Verhängung von Geldſtrafen. Das Geſetz gibt 
ſo oft die Möglichkeit, fühlbare Geldſtrafen zu verhängen. Die Gerichte 
greifen aber meiſt zu kleinen Beträgen, die gar keinen Eindruck machen 
auf die Straffälligen. Darum möge ſich jeder Schöffenrichter und jedes 
Strafkammermitglied die Ausführungen Bambergers zu Herzen nehmen. 
| Vor allem aber gilt es, zu bedenken, wie oft die Berufungsgerichte 
den Strafzwecken entgegenarbeiten, indem ſie Geldſtrafen, die das Schöffen⸗ 
gericht erkannt hat, in kleinlicher Weiſe en Einem Angeklagten, 
der ſich einen Anwalt leiſtet, alſo erhebliche Geldmittel aufweiſen kann, 
wird die Strafe von 50 M. auf 40 e Die innere Gerechtigkeit 
wird l ein 9 nicht gefördert, ja derartige kleinliche Herabsetzung wirkt 
oft wie ein Hohn. ö | | . D. 
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Ein Verſuch zur rechtswiſſenſchaftlichen Beſtimmung der 
Begriffe Recht und Gerechtigkeit. 
Von Bruno Schuſter, Gerichtsaſſeſſor in Berlin, z. Z. im Felde. 


Alle Völker leben nach beſtimmten Regeln, die wir als Rechts⸗ 
ſätze bezeichnen. Daß dem ſo iſt, lehrt die Erfahrung, denn ſelbſt 
bei den noch auf der tiefſten Stufe der menſchlichen Entwicklung 
ſtehenden Volksſtämmen finden ſich Rechtsregeln, die, wenn auch noch 
nicht als Geſetz ausdrücklich aufgeſtellt, doch zum mindeſten durch 
das Herkommen geheiligt, allgemein im Volke anerkannt und damit 
bindend ſind. Auch haben wir, ſoweit uns die Vergangenheit des 
Menſchengeſchlechts in der Geſchichte bekannt iſt, kein Volk kennen 
gelernt, das ſolcher Regeln völlig entbehrt hätte. 

Die Summe der Rechtsſätze, nach denen ein Volk lebt, bezeichnen 
wir als das Recht dieſes Volkes. Eine Vergleichung des Rechts 
der verſchiedenen Völker ergibt, daß ſein Inhalt — auch bei Völkern, 
die ſich gegenſeitig als auf gleicher Stufe der Entwicklung ſtehend 
anerkennen — ſehr verſchieden iſt ). Ebenſo zeigt die Rechtsgeſchichte, 
daß die Rechtsſätze, wonach die einzelnen Völker leben, nicht von 
vornherein feſtſtehend geweſen, ſondern einer vielfachen Aenderung 
Und Fortentwicklung im Laufe der Zeiten unterworfen find 2). 
| Die Verſchiedenheit und Wandelbarkeit der Rechtsſätze über die⸗ 
ſelben Lebensverhältniſſe läßt die Frage entſtehen, ob die eine oder 
die andere Regelung richtiger, d. h. allen übrigen vorzuziehen iſt. 
Dieſe Frage kann nur erſchöpfend beantwortet werden, wenn die 
allgemeinen Grundſätze gefunden ſind, welche die Aufſtellung von 
Rechtsregeln zu beachten hat. Um dieſe Grundſätze zu finden, muß 
man ſich zunächſt über das Weſen des Rechts klar werden. 

Der Unterſuchung hat die Begriffsbeſtimmung des Wortes Recht 
voranzugehen. Die Römer hatten dafür das Wort jus, das von 


1) So iſt der Eigentumserwerb im franzöſiſchen und deutſchen Recht 

verſchiedenen W unterworfen. 

| 2) Man denke an die Entwicklung des römiſchen Rechts von den 
Zwölftafelgeſetzen bis zur Geſetzgebung Juſtinians. 

Blätter für Rechtspflege LXIV. F. N. XLIV. 16 
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jubere - befehlen und von jussum = der Befehl, im weiteren 
Sinne die Verordnung, der Beſchluß des Volkes herſtammt. Der 
Begriff iſt eng, er umfaßt lediglich die Summe der von der Staats⸗ 
gewalt erlaſſenen Rechtsbefehle. Davon abgeleitet iſt das Wort 
justitia (de juri stare), das wir mit Gerechtigkeit überſetzen, das 
aber ſprachlich nur die Befolgung des jus bedeutet. Unter dem Ein⸗ 
fluß der griechiſchen Weltweisheit, erfolgte dann allerdings eine Wand⸗ 
lung, die Römer, vor allen Cicero), ſahen ein, daß nicht die Ge⸗ 
rechtigkeit ſich nach dem Recht, ſondern das Recht ſich nach der Ge⸗ 
rechtigkeit, deren Ausfluß es darſtellt, zu richten habe. So ſtellen 
auch die Inſtitutionen allen ihren Ausführungen eine Begriffsbe⸗ 
ſtimmung der justitia voran 2), von einer Begriffsbeſtimmung des 
jus dagegen ſehen fie ab und begnügen ſich damit, zu jagen: „Juris 
praecepta sunt haec: honeste vivere, alterum non laedere, suum 
cuique reddere. 8 

Genauer geben den Begriff die deutſche Sprache in dem Worte 
Recht (von richten — ausrichten) und die franzöſiſche Sprache in dem 
Worte droit (von dirigere — gerade ausrichten) wieder. Die deutſche 
Sprache kennt zu Recht ſogar einen Gegenſatz, das Unrecht, und 
zu dem Hauptwort ein Eigenſchaftswort: „eine Handlung iſt recht“ 
und „eine Handlung iſt unrecht“. Ebenſo gibt es einen Gegenſatz 
zu dem Begriff Gerechtigkeit, der ſich auch bei dem dazugehörigen 


Eigenſchaftsworte findet: „die Ungerechtigkeit, gerecht und 


ungerecht“. Vergleicht man die Eigenſchaftsworte recht und 
gerecht miteinander, ſo ergibt ſich ein erheblicher Unterſchied: während 
das Wort gerecht einer Steigerung — gerechter — fähig iſt, 

kennt die Sprache eine Steigerung des Wortes recht nicht. Damit 
zeigt fie den begrifflichen Unterſchied zwiſchen Recht und Gerechtigkeit. 
Die letztere iſt ein Wollen, das mehr oder weniger ſtark (gerecht, 
gerechter) oder auch gar nicht (ungerecht) vorhanden fein kann; das 
Recht dagegen iſt ein Gegebenes, nämlich eine ſcharfe Grenze zwiſchen 
dem, was recht und was unrecht iſt. Da ſich das Recht auf das 
Verhalten der Menſchen bezieht, ſo zieht es ihrer Tätigkeit Grenzen, 
und da es ihr Verhalten zueinander regelt, ſo begrenzt es nur 
ihre Tätigkeit, foweit fie aufeinander einwirkt, d, h. das Handeln, 
nicht aber auch das Denken und Wollen des Menſchen. Recht iſt 
mithin eine Scheide zwiſchen rechten und N Handlungen, eine 


1) N De part. orat. 37. 
2) Inst., lib. I, tit. 1, pr.: Justitia est constans et perpetua voluntas- 
jus suum cuique tribuendi. | 
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Beſchränkung der menſchlichen Handlungsfreiheit oder, mit Kant), 
der menſchlichen Willkür. 

Dafür, wie dieſe Grenze zu finden iſt, gibt es zwei Möglich⸗ 
keiten. Einmal kann ſie von vornherein gegeben ſein. Dann haben 
wir ſie nur richtig zu erkennen und das Erkannte auch andern kennt⸗ 
lich zu machen. Die Grenze kann aber auch nicht von vornherein 
feſtſtehen, und dann iſt ihre Setzung Menſchenwerk, dann gibt es 
ebenſowenig ein göttliches Recht, wie ein Naturrecht im engſten 
Sinne; das Recht iſt nicht Ergebnis der Erkenntnis, ſondern Er⸗ 
gebnis des menſchlichen Wollens. n 

Das erſtere würde für den Geſetzgeber den Vorteil haben, daß 
es die von ihm aufgeftellten Rechtsregeln jeder abfälligen Beurteilung 
entzieht; er weiſt jeden Einwand damit zurück, daß es ſich um eine 
gegebene und nicht um eine geſchaffene Regel handle, die deshalb 
unverrückbar zu Recht beſtehen bleiben müſſe und jede abweichende 
Regelung desſelben Lebensverhältniſſes ausſchließe. Deshalb hat man 
ſchon in älteſter Zeit — z. B. in der jüdiſchen Geſetzgebung — das 
Recht als göttliches Gebot hinzuſtellen geſucht; deshalb haben ſich 
Volkskreiſe, die eine Aenderung des geltenden Rechts begehrten, zum 
Beweiſe für die Richtigkeit der von ihnen angeſtrebten neuen Rechts⸗ 
ſätze, oft und gern auf göttliches oder natürliches Recht berufen. Das 
zeigen die zwölf Artikel des Bauernkrieges (1525), die faſt durchweg 
mit Bibelſtellen belegt ſind, das zeigt ferner die Verkündung der 
Menſchenrechte während der franzöſiſchen Revolution (17899. 

Göttliches und natürliches Recht im engſten Sinne haben ge⸗ 
meinſam, daß ſie das Vorhandenſein eines unbedingten Rechtsſatzes 
annehmen, d. h. das Vorhandenſein eines ſolchen Rechtsſatzes, dem 
gegenüber jede andere rechtliche Regelung desſelben Lebensverhält⸗ 
niſſes unrichtig und deshalb unrecht ſein muß. Das göttliche — 
von der Gottheit geſetzte — Recht ſcheidet zunächſt für unſere Be⸗ 
trächtungen aus. Zweck der vorliegenden Erörterungen iſt, das Weſen 
des Rechts verſtandesgemäß zu erforſchen; da aber die Gottheit und 
ihr Wirken nicht verſtandesgemäß erfaßt werden können, ſo würde 
die Anerkennung eines göttlichen Rechts die Frage nach ſeinem Weſen 
mit einem ignorabimus beantworten. Auch zieht die Religion 


1) Kant, Metaphyſik der Sitten, 1. Teil, 1797: „Das Recht iſt der 
Inbegriff der Bedingungen, unter denen die Willkür des einen mit der 
Willkür des andern nach einem allgemeinen Geſetze der Freiheit zuſammen 
bereinigt werden kann.“ Die Begriffsbeſtimmung gibt nicht nur die An⸗ 
erkennung des Rechts als einer Grenze, ſondern augleich auch die Geſichts⸗ 
punkte, nach denen dieſe Grenze gezogen werden ſoll. 

i 16* 
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Grenzen für die Handlungen der Menſchen regelmäßig nicht im Ver⸗ 
hältnis des einzelnen Menſchen zum Staat, ſondern im Verhältnis 


des Menſchen zu Gott, zu feinem Gewiſſen und mithin zu feinem | 


Innenleben. Die Lehren der Religion ſind deshalb bei richtiger Auf⸗ 
faſſung als Sätze der Sittenlehre und nicht als Rechtsſätze zu ver⸗ 
ſtehen. Für die chriſtliche Lehre hat dies ſchon Luther klar erkannt 
und ausgeſprochen: „Chriſtus kümmert ſich nicht um Politie.“ 

Als Naturrecht (Jus naturale) bezeichneten die Römer ein Recht, 
„quod natura omnia animalia docuit“ 1). Als Beiſpiele werden 
angeführt: die Verbindung zwiſchen Männlichem und Weiblichem, die 
Zeugung und die Großziehung von Kindern. Die Begründung erfolgt 
lediglich aus der Erfahrung: „Videmus etenim cetera animalia 
istius juris perita censeri.“ Die Inſtitutionen wollten damit aber 
keineswegs die Lehre vom Vorhandenſein unbedingt gültiger natur⸗ 
rechtlicher Sätze aufſtellen, im Zuſammenhange mit dem übrigen Wort⸗ 
laut ſchaffen ſie vielmehr nur drei Kreiſe des Rechts: Recht, deſſen alle 
Lebeweſen kundig ſind (Jus naturale), Recht, deſſen alle Menſchen 
kundig find (us gentium), und Recht, das Sonderrecht des römiſchen 
Volkes iſt (jus civile). Das Recht des engeren Kreiſes kann dad 
des weiteren ſehr wohl ausſchließen. Allerdings heißt es in Inst., 
lib. I, tit. 2, $ 11: „Sed naturalia quidem jura quae apud 
omnes gentes peraeque servantur, divina quadam providentia 
constituta, semper firma atque immutabilia per- 
manent: ea vero quae ipsa sibi civitas constituit, saepe 
mutari solent, vel tacito consensu populi, vel alia postea lege 
lata.“ Das Recht des engeren Kreiſes kann aber das des weiteren 
ſehr wohl ausſchließen. Das römiſche Recht ſetzt ſich ſelbſt durch 
Anerkennung der Sklaverei bewußt über einen von ihm als gegeben 
angenommenen Satz des Naturrechts hinweg: „Servitus autem est 
constitutio juris gentium, qua quis dominio alieno contra 
naturam subjieitur“ 2). 

Der Wortlaut der Inſtitutionen läßt fh zur Begriffsbeſtimmung 
des Naturrechts ſehr gut heranziehen. „Jus quod natura docuit“, 
allerdings nicht alle Lebeweſen, wohl aber alle Menſchen. Natur⸗ 
recht iſt ein Recht, das ſeine Begründung in der Natur des Menſchen⸗ 
geſchlechts findet?). Das Recht bezieht ſich auf die Handlungen der 

1) Inst., lib. I, tit. 2, pr. 

2 Inst., lib. I, tit. 3, § 2. 

3) R. Stammler ſagt in „Rechts⸗ und Staatst eorien der Neuzeit“. 


asın, „Naturrecht ift ein Recht, das in ſeinem Inhalte der Natur ent- 
pri 
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Menſchen, und aus den natürlichen Geſetzen, denen dieſe unterliegen, 
müſſen deshalb die Regeln für die Ziehung der Scheide, die wir 
Recht nennen, abgeleitet werden. Dabei muß man ſich aber wohl 
hüten, Naturgeſetze mit Rechtsſätzen zu verwechſeln. Das Recht ſetzt 
als Gegenſatz ein Unrecht notwendig voraus; ein Geſetz, dem gegen⸗ 
über ein Zuwiderhandeln unmöglich iſt, ſtellt überhaupt keinen Rechts⸗ 
ſatz dar, ſondern eine Notwendigkeit. Spinoza geht deshalb fehl, 
wenn er Naturrecht und Naturgeſetz (im Sinne von Naturnotwendig⸗ 
keit) gleichſtellt und zu der Folgerung gelangt: „Unter Naturrecht 
verſtehe ich alſo die Naturgeſetze ſelbſt, oder die Regeln, nach welchen 
alles geſchieht; das heißt die Macht der Natur ſelbſt. Demgemäß 
erſtreckt ſich das natürliche Recht der geſamten Natur, und folglich 
jedes einzelnen Individuums, genau ſo weit, wie ſeine Macht. Alles 
folglich, was ein Menſch nach den Geſetzen ſeiner Natur tut, tut er 
nach dem höchſten Naturrecht, und er hat ſo viel Recht auf die Natur, 
als feine Macht reicht“ ). Aus dieſem Grunde iſt die Anſicht aller 
derer irrig, welche ein Recht des Stärkeren als Ergebnis einer natür⸗ 
lichen Regelung der menſchlichen Lebensverhältniſſe annehmen ?). Sie 
ſtellen gleichfalls Recht und Naturnotwendigkeit gleich und laſſen, 
zum mindeften für den Stärkeren, nicht die Möglichkeit eines Unrechts 
zu. Dem Recht müſſen aber alle Glieder des Staates unterliegen, 
ſind fie auch nur einer Perſon (dem Herrſcher) gegenüber rechtlos, 
d. h. iſt dieſe Perſon nur durch Naturnotwendigkeiten in ihren Hand⸗ 
lungen beſchränkt, ſo iſt die Grenze nicht völlig gezogen, und das 
Recht iſt unvollendet und unvollkommen, indem es die Handlungen 
eines Staatsmitgliedes nicht mitumfaßt. | | | 

Das römiſche Recht hat ebenfalls zwiſchen Naturnotwendigkeit 
und Rechtsſatz keine klare Unterſcheidung gemacht, und damit läßt 
ſich der ſcheinbare Widerſpruch in den oben wiedergegebenen Be⸗ 
ſtimmungen der Inſtitutionen erklären. Naturnotwendigkeiten laſſen 
kein Zuwiderhandeln zu und müſſen deshalb freilich semper firma 
atque immutabilia permanere. Soweit es ſich aber um Rechts⸗ 
ſätze handelt, für welche die Natur wohl Richtlinien gegeben hat, die 
aber ein Zuwiderhandeln geſtatten, gilt der Grundſatz: Jus gentium 


1) B. Spinoza, „Der politiſche Traktat“, 2. Kapitel, § 4, überſetzt 
von J. Stern in Reclams Univerſal⸗ Bibliothek. 

2) Eine Zuſammenſtellung der Anſichten ſ. bei Stammler a. a. O. 
12. In Betracht kommt vor allen Karl Ludwig v. Haller in feinem 
Werke: „Reſtauration der Staatswiſſenſchaft oder Theorie des natürlich⸗ 
dee ſtichen Zuſtandes der Chimäre des künſtlich⸗bürgerlichen entgegen⸗ 

eſetzt“. 
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bricht jus naturale, jus civile bricht jus gentium. Die Sätze 
des Naturrechts ſind damit nur als bedingte anerkannt. 

Aus dem dargelegten Unterſchiede zwiſchen Rechtsſatz und Natur⸗ 
notwendigkeit folgt weiter, daß es einen unbedingten naturrechtlichen 
Satz nicht geben kann. Das Recht paßt ſich notwendig den menſch⸗ 
lichen Lebensverhältniſſen an, es entwickelt ſich mit dieſen, es wird 
mit ihnen weiter und vielgeſtaltiger und bildet ein getreues Abbild 
der Entwicklung und der Lebensbedingungen eines Volkes. Indem 


die Natur dem Rechte einen ſo großen Spielraum bis an die Grenze 


der Naturnotwendigkeit läßt, will ſie ſelbſt keine Rechtsregeln auf⸗ 
ſtellen, ſondern ſoweit ſie die menſchliche Handlungsfreiheit einſchränkt, 
gebraucht ſie den unmittelbaren Zwang, ſie ſchafft keine Naturrechts⸗ 
ſätze, ſondern Naturnotwendigkeiten. Das ſoll an einem Beiſpiel 

gezeigt werden. Wenn ein Rechtsſatz Anſpruch darauf hat, als unbe⸗ 
dingt gültiges Naturrecht anerkannt zu werden, ſo iſt es das Recht des 
Säuglings gegen die Mutter auf Wartung und Ernährung. Denn 
die natürlichen Einrichtungen fordern bei der Hilfloſigkeit des kleinen 
Kindes gebieteriſch deſſen Pflege, ſie geben der Mutter die Organe 


zu ſeiner zweckmäßigſten Ernährung und legen ihr damit auch die 


Pflicht auf, den beſtimmungsgemäßen Gebrauch davon zu machen. 
Und doch, wir haben die Rechtsordnung eines Volkes kennen gelernt, 
die ſich dazu in Widerſpruch ſetzte und die als unrecht zu bezeich⸗ 


nen, nicht wohl angeht. In ſeiner „Reiſe um die Welt mit der | 


Romanzoffiſchen Entdeckungs⸗Expedition“ berichtet Chamiſſo von der 
Inſel Radack folgendes: „Wir erwähnen zögernd und mit Schaudern 
eines Geſetzes, deſſen Grund uns Kadu lein Eingeborener) in dem 
dringenden Mangel und der Unfruchtbarkeit der ſtiefmütterlichen Erde 
angegeben hat. Jede Mutter darf nur drei Kinder erziehen; das 
vierte, das ſie gebiert, und jedes darauf folgende ſoll ſie lebendig 
begraben. Dieſem Greuel ſind die Familien der Häuptlinge nicht 
unterworfen. . . .. Ein eingepflanzter Stab mit ringförmigen Ein- 
ſchnitten bezeichnet das Grab der Kinder, die nicht leben durften.“ 
Chamiſſo hat dieſe Art Gräber ſelbſt geſehen. Es iſt bezeichnend, 
wie hier die Lebensverhältniſſe den noch fo gut begründeten natur⸗ 
rechtlichen Satz zwingend durchbrechen. Das Kind kann nicht leben, 
weil das Volk leben will und weil es bei zu großem Anwachſen 
dem Untergange durch Nahrungsmangel geweiht fein würde. 

Ein Naturrecht im engſten, d. h. im Sinne eines von der Natur 
ſelbſt geſchaffenen Rechts gibt es ſomit nicht; die Natur hat eine 
rechtliche Scheidelinie zwiſchen den einzelnen Handlungen der 
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Menſchen nicht gezogen. Alles Recht, nach dem die Menſchen leben, 


at ein Ergebnis menſchlichen Wollens, etwas von Menſchen Ge⸗ 
ſchaffenes, nicht etwas von vornherein Gegebenes, nur durch menſch⸗ 
liche Einſicht Erkanntes. Der menſchliche Wille, der auf die Setzung 
der Rechtsgrenze gerichtet iſt, heißt die Gerechtigkeit, ſofern er auf⸗ 
richtig iſt, d. h. ſich ehrlich bemüht, das Richtige zu ſchaffen. Deshalb 
beſtimmen wir den Begriff der Gerechtigkeit als das aufrichtige 
rechtſchaffende Wollen, im Anſchluß an die Begriffsbeſtimmung 
Dder Römer: Justitia est constans et perpetua voluntas jus 
suum cuique tribuendi. Die weitere Unterſuchung hat fi) ſomit 
darauf zu richten, ob die Natur für das rechtſchaffende Wollen des 
Menſchen Richtlinien gibt. 

Wie das Recht, das ſie anſtrebt, bezieht ſich auch die Gerechtig⸗ 
keit auf die Abgrenzung der Handlungen der Menſchen. Die Natur 
kann deshalb zur Erforſchung des Weſens der Gerechtigkeit nur inſo⸗ 
weit herangezogen werden, als ſie die Handlungen der Menſchen 
beeinflußt. Dies tut ſie durch die dem Menſchen innewohnenden 
natürlichen Triebe. So ſind denn auch alle Lehrer der naturrecht⸗ 
lichen Schule auf ſolche dem Menſchen gegebenen Naturtriebe zur 


Begründung der von ihnen dargelegten Rechtsanſchauungen zurück⸗ 


gegangen. Hugo Grotius beruft ſich auf den appetitus societatis, 
den Trieb des Menſchen nach einem ruhigen und nach ſeiner Einſicht 
geordneten Zuſammenleben mit ſeinesgleichen, Thomas Hobbes 


ſieht den Grundzug der menſchlichen Natur in der Furcht vor den 


Mitmenſchen, Samuel Pufendorf legt den Erhaltungdtrieb, das 
se ipsum conservare zugrunde, und ähnlich Chriſtian Thomaſius 
den Trieb aller Menſchen, möglichſt lange und glücklich zu leben — 
die Furcht vor dem Tode ). 

Wenn man den erfahrungsgemäß im Menſchen vorhandenen 
Trieben nachgeht, ſo treten drei hervor, der Trieb zur Selbſterhaltung, 
der Trieb zur Erhaltung der eigenen Art durch Ausbreitung und 
Vermehrung und der Trieb zu geſelligem Zuſammenleben. Die beiden 


erſtgenannten Triebe finden ſich bei jedem Lebeweſen bis herab zu 


den niederſten, den Bakterien, Pilzen und Algen. Der letzte Trieb 
findet ſich auch vielfach in der Natur, es mag dabei an den Staat 
der Bienen und Ameiſen erinnert werden. Er iſt allerdings keines⸗ 
wegs allgemein vorhanden und wird für den Menſchen von Hobbes 
beſtritten. Es mag deshalb dahingeſtellt bleiben, ob dieſer Trieb von 


15 er Zuſammenſtellung der Anſichten findet fich bei Stammler 
a. O. 8 4. | 
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Urbeginn an im Menſchen gelegen oder ſich erſt nachträglich ent⸗ 
wickelt hat, jedenfalls iſt er in der Gegenwart und in der uns über⸗ 
lieferten Vergangenheit bei allen. Menſchen vorhanden geweſen, und 
wir haben deshalb bei unſerer Unterſuchung mit ihm als mit etwas 
Gegebenem zu rechnen. Dieſen Trieb nun unterſcheidet von den beiden 
erſten, dem zur Selbſterhaltung und dem zur Erhaltung der Art, 
weſentlich, daß er ihnen zu dienen beſtimmt iſt, ebenſo wie dies auch 
bei den Bienen und Ameiſen der Fall iſt. Während dieſe Tiere 
ihrem Triebe aber gleich einem Naturgeſetz folgen, hat die Natur dem 
Menſchen die Möglichkeit des Zuwiderhandelns gegeben; die Staats⸗ 
verfaſſung, die im Bienen⸗ und Ameiſenſtaat Naturnotwendigkeit iſt, 
wird beim Menſchen ein Ergebnis feines Willens. Daraus ergibt 
ſich zwar manches Uebel: Zweifel und Streit, Verbrechen, Krieg und 
Bürgerkrieg, aber auch die Möglichkeit zur Vervollkommnung, zur 
Weiterbildung, zum Aufſtieg. Die Natur mußte der Menſchheit dieſe 
Möglichkeit geben, ebenſo wie ſie ihr die Möglichkeit gab, durch ihr 
Zuſammenarbeiten zu beſſeren Lebensbedingungen, zu höheren ſittlichen 
Anſchauungen, zu tieferer Erkenntnis und damit zu einer höheren 
Stufe der Vollkommenheit zu gelangen. 

Das Recht iſt die Grenze, durch die der Menſch ſeine Hand⸗ 
lungen in zuläſſige (rechte) und unzuläſſige (unrechte) ſcheidet, um 
ein Zuſammenleben zu ermöglichen. Da das Zuſammenleben einer⸗ 
ſeits der Selbſterhaltung und andererſeits der Erhaltung der Art zu 
dienen beſtimmt iſt, der Trieb zur Selbſterhaltung aber gar oft mit 
dem Triebe zur Erhaltung der Art in Widerſpruch gerät, ſo iſt das 
Recht beſtimmt, einen billigen Ausgleich zwiſchen dieſen beiden Trieben 
zu ſchaffen. Das Recht iſt ſomit di Grenze, durch die der 
Menſch feine Handlungen in zuläffige (rechte) und un⸗ 
zuläſſige (unrechte) ſcheidet, um einen billigen Aus⸗ 
gleich zwiſchen dem Triebe zur & 
dem Triebe zur Erhaltung der ArN im Rahmen eines 
geſelligen Zuſammenlebens zu gewährleiſten. Die Ge⸗ 
rechtigkeit iſt das aufrichtige Wollen, dieſen dilligen Ausgleich zu 
ſchaffen. Trieb zur Selbſterhaltung und zur Erhaltung der Art ſind 
hier im weiteſten Umfange zu verſtehen, ſie umfaſſen nicht nur den 
Trieb zur Erhaltung, zum Beſtehenbleiben ſchlechthin, ſondern auch 
die Sicherung des Beſtehenbleibens durch Verbeſſerung der Lebens⸗ 
bedingungen, nicht nur für ſich ſelbſt, ſondern auch für die Art, durch 
Erwerb eines möglichſt großen Anteils an den Lebensgütern, Schaffung 
der Luſt und Meidung der Unluſt — ſelbſt künſtleriſche und wiſſen⸗ 
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ſchaftliche Beſtrebungen laſſen ſich dieſen beiden Naturtrieben unter⸗ 
ordnen. Nicht jede Handlung des Einzelnen iſt durch den Selbſt⸗ 
erhaltungstrieb verurſacht, denn in jedem Menſchen finden ſich regelmäßig 
beide Triebe vereinigt von. Wenn es Menſchen gibt, die unter Hintan⸗ 
ſetzung der eigenen Perſönlichkeit Großes für die Allgemeinheit ſchaffen, 
ſo folgen ſie dem Triebe auf Erhaltung der Art mehr als dem Selbſt⸗ 
erhaltungstriebe. Der Forſcher, der dem Gebiete des menſchlichen 
Wiſſens neue Wahrheiten hinzufügt, der Künſtler, deſſen Werk der 
Mitwelt und den ſpäteren Generationen eine Quelle der Erbauung 
und Erhebung wird, ſie ſchaffen bleibende Werte, die nicht nur idealer 
Natur ſind. Wer nach einem Tage mühevoller Berufsarbeit etwa in 
einem Muſikwerke Ablenkung und Erholung vom zermürbenden Einerlei 
fand oder wer der Lehre eines Weltweiſen Troſt im Unglück oder 
dort gar feſte Grundſätze für feine Lebensführung entnahm, der weiß. 
daß es Werte gibt, die, auch ohne ſich in klingende Münze umwechſeln 
zu laſſen, ſehr real ſind. Und läge ihre Bedeutung nur darin, daß 
ſie anderen eine Quelle der Erholung und Freude ſind, ſo erhöhen 
fie doch den Anteil der Allgemeinheit an den Lebensgütern, verbeſſern 
ihre Lebensbedingungen und tragen damit unmittelbar zur Erhaltung 
der Art bei. Der ſchaffende Menſch handelt entweder für ſich, dann 
folgt er dem reinen Selbſterhaltungstriebe, oder er ſchafft für andere, 
dann folgt er dem Triebe auf Erhaltung der Art, mag es ſich nun 
um ſeine Familie, ſeine Freunde, ſein Gemeinweſen, ſein Volk oder 
gar um einen noch größeren Perſonenkreis handeln bis zur geſamten 
Menſchheit. 

Damit iſt ſchon ein gewaltiger Schritt weiter für die Erkenntnis 
des Weſens von Recht und Gerechtigkeit getan, wir haben eine feſte 
Richtlinie für die Beurteilung der Richtigkeit oder Unrichtigkeit eines 
Rechtsſatzes gewonnen, wenn auch dieſe noch gewaltig viel Spielraum 
für die freie rechtſchaffende Erwägung übrig läßt. Andererſeits iſt 
aber auch alles, was uns die Natur über das Weſen von Recht und 
Gerechtigkeit ſagen kann, damit erſchöpft, und weitere Geſichtspunkte 
müſſen außerhalb ihres Kreiſes geſucht werden. | 

Eine menjhlihe Handlung kann rein triebhaft fein, mit dem 
bloßen Triebe kann ſich aber noch ein Weiteres vereinen, die Ueber⸗ 
legung. Eine überlegte Handlung will etwas erreichen, ſie verfolgt 
einen Zweck. Es iſt durchaus möglich, ja wahrſcheinlich, daß auch 
die Natur, indem ſie die oben dargelegten Triebe in den Menſchen 
pflanzte, damit einen höheren Zweck verfolgt, zu dem das Menſchen⸗ 
geſchlecht beſtimmt iſt. Sofern dies der Fall iſt, erübrigt es ſich aber 
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für den Menſchen, auf dieſen Zweck einzugehen und ſeine Erreichung 
durch überlegtes Wollen und Tun noch beſonders zu fördern; es 
genügt, wenn er ſich von den Naturtrieben leiten läßt, die dann ja 
ſchon ohne fein Zutun zu dem von der Natur gewollten Ziele führen 
müſſen. Suchen wir deshalb Leitſätze für das beſſere Verſtändnis 
von Recht und Gerechtigkeit aus den Zwecken, zu denen das Menſchen⸗ 
geſchlecht beſtimmt iſt, herzuleiten, fo müſſen wir uns über zweierlei 
klar ſein. Entweder wir können den Zweck aus der Natur beweiſen, 
dann kommen für den Beweis immer wieder nur die Naturtriebe 
in Frage, und wir können bei dieſen ſtehen bleiben, ohne auf den 
Zweck, der ja ohnehin durch ſie erreicht wird, näher einzugehen. 
Oder aber wir können den Zweck, den wir für unſere Begründung 
annehmen, nicht beweiſen, dann verlieren wir uns in das Gebiet des 
Unbeweisbaren, beſtenfalls Wahrſcheinlichen; wir ſtellen ein Syſtem 
auf, das als unbewieſen und unbeweisbar ebenſo beſtritten ſein wird, 
wie die einzelnen Rechtsſätze ſelbſt, etwa der Satz von der Aner⸗ 
kennung des Privateigentums. Gewiß mag dieſe Art, das Weſen 
des Rechts zu ergründen, die idealere ſein, zu feſten, unſtreitigen Er⸗ 
gebniſſen führt ſie aber nicht und kann deshalb wohl Gegenſtand 
einer philoſophiſchen Richtung, nicht aber Gegenſtand ſtrenger Rechts⸗ 
wiſſenſchaft ſein. Es handelt ſich dabei mehr um politiſche Ueber⸗ 
zeugungen, und ſchon Bismarck ſagt in ſeinen „Gedanken und Er⸗ 
innerungen“, daß über ſolche zu ſtreiten ebenſo fruchtlos ſei, wie über 
religiöfe Anſichten. Deshalb find alle Lehren über das Weſen des 
Rechts, die ihre Begründung aus einem angenommenen Zweck des 
Menſchengeſchlechts oder der menſchlichen Entwicklung herleiten, zu 
verwerfen. Dahin gehören Chriſtian Wolf, der dem Menſchen 
als einem moraliſchen Weſen die Aufgabe der Vervollkommnung zu⸗ 
weiſt, Mandeville, der den Erwerb von Reichtum und Macht 
als den Endzweck des Staates hinſtellt, und der ſoziale Eudämonis⸗ 
mus des Jeremias Bentham. Allenfalls könnte man verſucht ſein, 
einen angenommenen, wahrſcheinlichen Endzweck des Menſchengeſchlechts 
und damit auch des einzelnen Staatsweſens zur Grundlage ſeiner 
Erörterung zu machen, wenn es unmöglich wäre, auf dem Boden 
des Beweisbaren zu hinlänglich befriedigenden Ergebniſſen zu ge 
langen. 6 | | 
Das ift aber auf dem gezeigten Wege der Fall. Denn zu den 

uns von der Natur gegebenen Richtlinien tritt die Vernunft, d. h. 
das Vermögen des Menſchen, den gegebenen Stoff nach beſtimmten 
Grundſätzen zu bearbeiten und ſo unter den ſich innerhalb dieſer 
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Richtlinien bietenden Möglichkeiten die richtige Wahl zu treffen. Nun 
läßt ſich das Recht nach ſeiner Entſtehung einteilen in ſolches, das 
vom Geſetzgeber aufgeſtellt iſt, und ſolches, das ſich im Wege des 
Rechtsgebrauchs entwickelt hat. Im erſten Falle wird die Grenze 
durch eine bewußte Handlung abſichtlich gezogen, während ſie ſich 
im zweiten, gewiſſermaßen unbewußt, allmählich herausbildet. Aber 


— 


auch im letzten Falle kann die Mitwirkung vernünftiger Ueberlegung 


bei der Rechtsbildung keineswegs überſehen werden. Denn die Ver⸗ 
bindlichkeit eines gewohnheitsrechtlichen Satzes beruht auf ſeiner all⸗ 
gemeinen Anerkennung, auf der Ueberzeugung des Volkes, daß der 


Rechtsſatz eine zweckmäßige Abgrenzung darſtelle. Dieſe allgemeine 


Anerkennung kann nur das Ergebnis einer vernünftigen Ueberlegung 
fein, denn liefe der Rechtsſatz der Vernunft zuwider, fo wäre feine 
Durchſetzung unmöglich. | 

Unter mehreren vorhandenen Möglichkeiten über die Schaffung 
der Rechtsgrenze gebietet die Vernunft, diejenige zu wählen, welche 
die Erhaltung der Art unter tunlich geringſter Beſchränkung der 
Handlungsfreiheit des Einzelnen gewährleiſtet. Denn die Handlungs⸗ 


freiheit ſtellt ein von der Natur verliehenes Gut dar, deſſen Ver⸗ 


kürzung ohne zwingende Gründe nicht gerechtfertigt iſt. Damit ſoll 
keineswegs einer übertrieben freiheitlichen Rechtsauffaſſung das Wort 
geredet werden. Der Einzelne hat hinter der Rückſicht auf das All⸗ 
gemeinwohl zurückzuſtehen und muß ſich dem allgemeinen Beſten 


fügen. Verwerflich iſt aber die unnötige, übertriebene Geſetzmacherei, 


die den Einzelnen verbittert, Anlaß zur Unzufriedenheit gibt und da⸗ 
mit dem Allgemeinwohl — einem der weſentlichſten Mittel zur Er⸗ 
haltung der Art — mehr ſchadet als nützt. Jedes neue Geſetz iſt 
an ſich ein Nachteil, und es iſt deshalb vor ſeinem Erlaß ſorgfältig 
zu prüfen, ob ſeine Vorteile für das Allgemeinwohl des Staates 


dieſen Nachteil nicht nur ausgleichen, ſondern übertreffen. Iſt dies 


der Fall, ſo muß es erlaſſen werden, mag es für den Einzelnen auch 
noch ſo drückend ſein; iſt es nicht der Fall, ſo muß das Geſetz unter 
allen Umſtänden als ſchädlich unterbleiben. Dieſes billige Abwägen 
zwiſchen dem Selbſterhaltungstrieb und der Notwendigkeit der Er⸗ 
haltung der Art nennen wir Gerechtigkeit: aufrichtiges rechtſchaffendes 
Wollen. Die Gerechtigkeit iſt eine Richtung des Willens, ſie iſt des⸗ 

halb ſtets eine perſönliche Eigenſchaft. Eine ſachliche Gerechtigkeit, 

die ſich etwa danach beſtimmt, ob der in gutem Glauben Abwägende 
nun auch richtig gewählt hat, gibt es nicht. Es iſt mithin falſch, zu 
ſagen, ein Geſetz oder eine Verordnung ſeien ungerecht; es muß 
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heißen: ein Geſetz oder eine Verordnung ſind unzweckmäßig. Un⸗ 
zweckmäßig iſt ein Rechtsſatz, der dem Einzelnen nur Beſchränkungen 
ſeiner Handlungsfreiheit auferlegt, ohne daß dieſen ein entſprechendes 
Maß an Vorteilen für das Allgemeinwohl gegenüberſteht. | 

Die vorſtehenden Geſichtspunkte laſſen ſich auf alles Recht an⸗ 
wenden, öffentliches, wie privates; ſie treffen für die Tätigkeit des 
Geſetzgebers ebenſo zu, wie für die des Richters und des Verwaltungs⸗ 
beamten. Nur darf ihre Anwendung niemals dazu führen, ſich über 
beſtehendes Recht hinwegzuſetzen. Mögen die Grundſätze für die 
Rechtſchaffung dabei im Einzelfalle auch noch ſo gut gewahrt ſein, 
jeder Rechtsbruch enthält doch eine ſo ſchwere Gefahr für die All⸗ 
gemeinheit, wie für den Einzelnen, für die Selbſterhaltung, wie für 
die Erhaltung der Art, daß dagegen alle augenblicklich, vielleicht in 
beſter Abſicht gewonnenen Vorteile in Nichts zerfallen. Eine feſte 
Rechtsordnung iſt die Grundlage menſchlichen, geſelligen Zuſammen⸗ 
lebens, ſie muß unverbrüchlich gehalten werden, damit der Einzelne, 
wie die Geſamtheit geſchützt ſind. Mag auch bei hoher und uneigen⸗ 
nütziger Berufsauffaſſung derer, die das Recht ſchaffen und anwenden, 
die Gefahr der perſönlich bewußten Ungerechtigkeit noch fo ſehr be- 
ſchränkt ſein, Irren bleibt nun einmal menſchlich, auch bei beſter 
Ausbildung der Rechtsgelehrten, und damit die große Gefahr, daß 
ſtatt des erſtrebten Rechts tatſächlich Unrecht geſchaffen wird. Damit 
entfallen alle Auswüchſe der ſogenannten freirechtlichen Schule. Es 
kann bei der Regelung vieler Lebensverhältniſſe zweckmäßig ſein, den 
mit der Anwendung des Geſetzes Betrauten einen gewiſſen Spiel⸗ 
raum zu laſſen, und die Geſetzgeber müſſen ſich darüber klar ſein, 
wieweit ſie einen ſolchen Spielraum verantworten können. Ueber 
das Geſetz hinwegſetzen darf ſich aber niemand, weder Richter, noch 
Geſetzgeber, noch Verwaltungsbeamter. Sonſt überſchreitet er die 
Grenze des Rechts und handelt damit perſönlich ungerecht und ſach⸗ 
lich unrecht. | | | : 

Die dargelegten Grundſätze über die Rechtſchaffung enthalten 
auch eine Anerkennung des geſchichtlich Gewordenen und werden in⸗ 
ſofern der hiſtoriſchen Rechtsſchule eines Savigny und Puchta 
in ihren begründeten Anſchauungen gerecht. Denn wenn jeder geſetz⸗ 
geberiſche Eingriff einen Nachteil bedeutet und nur durch überwiegende 
Vorteile für das Allgemeinwohl zu rechtfertigen iſt, ſo wird ſich der 
Geſetzgeber hüten, in Rechtsgebräuche und im Entſtehen begriffene 
Gewohnheitsrechte des Volkes einzugreifen; er wird ſie vielmehr ſorg⸗ 
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fältig beachten und zum Geſetze erheben, ſoweit fie irgend zur Er⸗ 
reichung des Geſetzeszweckes geeignet ſind. 

. Zwei einander entgegengeſetzte Rechtslehren find nach dem Vor⸗ 
ſtehenden abzulehnen. Einmal die Freiheits- oder Mancheſterlehre 
(Adam Smith), durch Wilhelm v. Humboldt iin feiner Schrift: 
„Ideen zu einem Verſuche, die Grenzen der Wirkſamkeit des Staates 
zu beſtimmen“ erweitert zur Freiheitslehre. Hier kommt das Allge⸗ 
meinwohl zu kurz. Auch iſt es abwegig, ſo allgemeine Grundſätze, 
wie das: „Laisser faire, laisser aller“ für das rechtſchaffende Wollen 
aufzuſtellen; die oben gezeigte billige Abwägung zwiſchen Selbft- 
erhaltung und Erhaltung der Art hat vielmehr in jedem einzelnen 
Falle bei der Regelung jedes einzelnen Lebensverhältniſſes zu erfolgen. 
Sodann der moderne Sozialismus, der von vornherein der Allge⸗ 
meinheit zu große Zugeſtändniſſe auf Koſten des Einzelnen macht, 
wenigſtens für unſere jetzigen Lebend verhältniſſe. Allerdings find — 
die heutige Kriegswirtſchaft lehrt es — auch Lebendverhältniſſe denk⸗ 
bar, die dem Sozialismus eine größere Berechtigung verſchaffen, und 
die bereits dazu geführt haben, manche der von ihm erſtrebten Maß⸗ 
nahmen zu treffen. Es bleibt aber immer ungerechtfertigt, eine ſo 
umwälzende Neuordnung des wirtſchaftlichen Lebens ohne zwingende 
Gründe anzuſtreben, und eine dahin gehende Bewegung muß, jo ſehr 
fie der Allgemeinheit auch auf Koſten des Einzelnen Vorteile zu⸗ 
wenden will, doch als für beide Teile ſchädlich und deshalb in ihrer 
grundſätzlichen Allgemeinheit als verwerflich angeſehen werden. 

Alles Recht iſt danach von Menſchen geſchaffenes Menſchenwerk 
und als ſolches vergänglich; ein ewiges Recht, das „mit uns geboren 
wird“ oder „in den Sternen geſchrieben ſteht“, gibt es nicht. Es iſt 
Menſchenwerk, geſchaffen aus dem Naturtriebe auf Erhaltung, wie 
der Trieb der Erhaltung den Menſchen nötigte, ſich gegen die Un⸗ 
bilden der Witterung zu ſchützen, indem er Häuſer baute oder die 
Kleidung erfand. Der Vergleich mit dem Bauwerk läßt ſich auch 
noch weiter ziehen; wie dieſes hat das Recht ſich aus einfachen An⸗ 
fängen zum ſtolzen Bau der Neuzeit entwickelt; es hat mit der Menſch⸗ 
heit einen ſtändigen, weiteren Fortſchritt erfahren. Jedes Volk hat 
die feiner Eigenart und feinen Lebensverhältniſſen entſprechenden Bau⸗ 
formen gefunden, die leichte Bauart des Südens iſt an ihrem Orte 
ebenſo berechtigt, wie die ſchweren Bauformen nordiſcher Völker, und 
von ihren untereinander verſchiedenen Rechtsſätzen gilt das gleiche. 
Wie ein Haus über einem quadratiſchen Grundriß ebenſo zweckmäßig 
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ſein kann, wie über einem rechteckigen, ſo kann auch ein und das⸗ 
ſelbe Lebensverhältnis auf verſchiedene Weiſe rechtlich geregelt werden, 
ohne daß geſagt werden kann, welche Art der Regelung der anderen 
unbedingt vorzuziehen iſt. Beide werden ihre Vorteile und Nachteile 
haben. Aber, wie das Gebäude ſeinen Zweck erfüllen muß, ſo muß 
es auch das Recht, es muß den billigen Ausgleich ſchaffen zwiſchen 
dem Triebe der Selbſterhaltung und der Notwendigkeit der Erhaltung 
der Art. Unbillig iſt der Ausgleich dann, wenn über das Gebot 
hinaus in die Handlungsfreiheit des Einzelnen eingegriffen wird; ſo 
handelt auch der Baumeiſter unrichtig, der überflüſſige und unzweck⸗ 
mäßige Gebäudeteile ſchafft. 

Iſt damit nun die rechtſchaffende Tätigkeit der des Maurermeiſters 
und Schneidermeiſters gleichgeſtellt? In gewiſſem Sinne in ihren 
unterſten Formen ), ja, fie tritt zugleich aber auch neben die Geiſtes⸗ 
arbeit jenes Erwin, der das Straßburger Münſter erſann. Stets 
bleibt ſie in höchſtem Maße Vertrauensſache, nur Männer mit reiner 
und zuverläſſiger Geſinnung dürfen die Grenze ziehen, die das Recht 
bildet, ſie in großen Linien als Geſetzgeber ſchaffen und im Kleinen 
als Richter und Verwaltungsbeamte in allen ihren Bogen und Eckchen 
ausgeſtalten. Alle dieſe Männer arbeiten am Heiligtum des Volkes, 
und von ihrer Redlichkeit und Treue hängt ſein Wohl und ſeine 


Entwicklung ab. Die Römer hatten deshalb nicht unrecht, wenn fie 


den Stand der Rechtsgelehrten dem Prieſterſtande gleichſetzten. 
Nachdem ſo das Weſen des Rechts dargelegt iſt, bleibt nur 
noch an einzelnen Beiſpielen aus den verſchiedenen Rechtsgebieten zu 
zeigen, daß die Anwendung der gefundenen Grundſätze zu geſunden 
Ergebniſſen führt. Denn den beiten Beweis für die Richtigkeit eines 
Lehrſatzes bildet ſeine erfolgreiche Anwendung in der Praxis. Dabei 
wird ſich ergeben, daß, vielleicht mit einer einzigen Ausnahme, die 
neuzeitliche Rechtsentwicklung den dargelegten Geſichtspunkten, 29 
denen die Rechtsſchaffung zu erfolgen hat, gerecht wird. 
| Da ift zunächſt der Rechtsſatz über die Freiheit ded Gewiſſens 
in Religionsſachen, der Satz Friedrichs des Großen, daß jeder nach 
feiner Fagon ſelig werden könne, deſſen Durchſetzung dem deutſchen 
Reiche ſo viel Kämpfe und ſo viel Blut gekoſtet hat. Daß der Glauben 
überhaupt nicht der rechtlichen Regelung unterliegen kann, haben wir 
geſehen, denn nicht Denken und Wollen, ſondern nur das Handeln iſt 
Gegenſtand der rechtlichen Abgrenzung. Darunter fällt die Lehre 


1) 3. B. Anordnungen unterer een, (untere Polizei⸗ 
beamte, Gerichtsvollzieher). 
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und die Ausübung der Religion. Die Lehre ſetzt ſich in Widerſpruch 
mit dem Recht, ſobald ſie zu Handlungen auffordert, die dem Staats⸗ 
wohl ſchaden, d. h. die Erhaltung der Art beeinträchtigen. Ebenſo 
können ſolche Handlungen in Ausübung religiöſer Gebräuche begangen 
werden. Man denke an die Arbeitsverweigerung der Adventiſten an 
beſtimmten Tagen und an die ſich daraus ergebenden Schwierigkeiten 
bei ihrer Verwendung im Militärdienſt, ferner an die Vielehe der 
Mormonen ). Hier hat der Staat einzugreifen, aber auch nur hier. 
Tatſächlich beſteht denn auch die weitgehendſte Freiheit, die ſo groß 
iſt, daß man ſogar den Angehörigen beſtimmter Religionsgeſellſchaften 
die Ableiſtung des Eides erlaſſen und an deſſen Stelle den Gebrauch 
anderweiter Beteuerungsformeln geſtellt hat ($ 484 ZPO.). 

Zu guten Ergebniſſen führt die Anwendung der gefundenen 
Grundſätze im Strafrecht. Gerade hier wird der Geſetzgeber wie 
der Richter in jedem Falle gezwungen ſein, den Ausgleich zwiſchen 
dem berechtigten Erhaltungstrieb des Verbrechers und der Notwendig⸗ 
keit des Schutzes der Allgemeinheit gegen Rechtsbrecher (Erhaltung 
der Art) vorzunehmen. Gerade unter dieſem Geſichtspunkte erhält 
das Strafrecht eine menſchlich ſchöne und befriedigende Aufgabe, denn 
nicht die Sühne der Straftat iſt das Ziel, ſondern ein viel höheres. 
Nicht zerſtören ſoll das Strafrecht, ſondern aufbauen. Dem Triebe 
auf Selbſterhaltung wie dem Triebe auf Erhaltung der Art wird am 
beſten Genüge getan durch Rückführung des gebeſſerten Verbrecher 
in die menſchliche Geſellſchaft als deren nützliches Mitglied. Freilich 
iſt zu erwägen, ob der Verſuch ſich mit dem notwendigen Schutze 
der Allgemeinheit vereinigen läßt, und ſo ſind ſelbſt harte, weſentlich 
der Abſchreckung dienende Strafarten, wie die Todesſtrafe, beſonders 
ſchweren Verbrechen gegenüber auch vom Standpunkte der hier ver⸗ 

1) Es kann im erſten Augenblick ſcheinen, als ob das Verbot der 
Vielweiberei nicht gegen die hier vertretene Anſicht über die Ablungs ert 
11 85 der Rechtsgrenze verſtieße. Die Beſchränkung der Handlungsfrei⸗ 
eit des Einzelnen ſoll nur ſo weit gerechtfertigt ſein, wie die Notwendig⸗ 
eit der Erhaltung der Art es erfordert. Nun kann eingewendet werden, 
daß gerade in der Vielehe die Erhaltung der Art beſſer gewahrt ſei als 
in der Einehe. Das würde nur dann zutreffen, wenn die Erhaltung der 
Art bereits durch die Geburt einer a groben Anzahl von Kindern 
fichergeftellt wäre. Mit der Geburt des Kindes iſt es aber allein nicht 
getan, vielmehr muß 1 roßgezogen und vor allen Dingen erzogen 
werden, damit das Vol ſich ee: in den kommenden Generationen im 
Aufſtiege erhält und nicht im Wettbewerbe von anderen Völkern überholt 
wird. Dazu iſt ein geſundes Familienleben notwendig, wie es die Einehe 
allein gewährleiſtet. Die Vielehe iſt deshalb, auch wenn von allen ſitt⸗ 


lichen und religiöſen Bedenken abgeſehen wird, der Erhaltung der Art 


e und deshalb ebenfalls vom rein rechtlichen Standpunkte aus zu 
verwerfen. 5 Ä | 
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tretenen Lehre aus als gerechtfertigt anzuerkennen. Gerade die neu⸗ 
zeitliche Entwicklung des Strafrechts folgt den dargelegten Anſichten. 
Der im Jahre 1909 veröffentlichte, bisher nicht Geſetz gewordene 
„Vorentwurf zu einem deutſchen Strafgeſetzbuch“ ſchlug folgende Neue⸗ 
rungen vor: die Einführung der bedingten Verurteilung (bedingter 
Strafaufſchub) und der Rehabilitation (Wiedereinſetzung), die Ver⸗ 
wahrung gemeingefährlicher vermindert zurechnungsfähiger oder geiſtes⸗ 
kranker Verbrecher ), die Aufſtellung eines beſonderen Jugendſtrafrechts 
unter faſt vollſtändiger Ausſchaltung des Vergeltungsgedankens, die 
erweiterte Anwendung des Arbeitshauſes und die Einweiſung in eine 
Trinkerheilanſtalt, die allgemeine Rückfallſchärfung und eine beſondere 
„Sicherungsſtrafe“ gegen wiederholt vorbeſtrafte, gewerbs⸗ und ge⸗ 
wohnheitsmäßige Verbrecher, die Zulaſſung des Verweiſes auch den 
Erwachſenen gegenüber und endlich ein außerordentliches, an keine 
geſetzlichen Schranken geknüpftes Milderungsrecht des Richters in be⸗ 
ſonders leichten Fällen ). In allen dieſen Vorſchlägen zeigt ſich 
das Beſtreben nach Erhaltung auf Grund der Erkenntnis, daß nicht 
das Zerſtören, nicht die Zufügung eines Uebels als einer Bere 
geltung der Straftat das Endziel neuzeitlicher Rechtspflege ſein 
kann, ſondern der Aufbau, die Rettung und Neuſchaffung der durch 
die Straftat” zuſammengebrochenen Werte. Niemals darf die Zer⸗ 
ſtörung, wenn ſie überhaupt in Frage kommt, Endziel ſein, ſondern 
nur ein ſchweres, aber für die Erhaltung der Art notwendiges Opfer. 
Wie die dargelegten Grundſätze nicht nur auf die Art der 
Beſtrafung, ſondern auch auf die Auswahl der unter Strafe zu 
ſtellenden Handlungen Anwendung finden, zeigt folgendes Beiſpiel: 
1) Der Fall des geiſteskranken Verbrechers zeigt deutlich, wie nur 
Handlungen Gegenſtand der rechtlichen Abgrenzung ſind, denn dem 
Geiſteskranken fehlt Einſicht und überlegter Wille. Damit ſteht nicht in 
Widerſpruch, daß bei der Beſtrafung auf den Willen des Handelnden 
dar ig gegangen wird. Dabei handelt es ſich nicht mehr um die Ziehung 
er Grenze, ſondern um die Frage, ob eine Sicherung dieſer Grenze gegen⸗ 
über dem, der ſie überſchritten hat, überhaupt notwendig erſcheint, und, 
ſofern dies der Fall iſt, durch welche Maßnahmen ſie am beſten erreicht 
wird. Deshalb wird z. B. der Verſuch erſt dann De, wenn der ber- 
brecheriſche Wille durch Handlungen ann ift, welche einen Anfang 
der Ausführung der Straftat enthalten (8 43 StGB.). Deshalb iſt die 
Strafe, trotz Ueberſchreitung der Grenze des Strafrechts, als zwecklos 
aus eee wenn die freie Willensbeſtimmung des Täters zur Zeit 
der Begehung der Straftat nicht vorhanden war (8 51 StGB.), tft der 
Nichtzurechnungsfähige aber gemeingefährlich, ſo kann nach dem Vorent⸗ 
wurf ſeine Verwahrung angeordnet werden. Maßgebend bleibt ſtets der 
Zweck: Sicherung der Rechtsgrenze gegen fie überſchreitende Handl un 8 en, 
dadurch Schutz der Allgemeinheit und damit wieder letzten Endes Erhaltung 


der Art. 
2) S. v. Liszt, Lehrbuch des deutſchen Strafrechts $ 13, III. 
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das Geſetz läßt den Seibſtmord ſtraffrei, beſtraft dagegen die Ab⸗ 
treibung und die Selbſtverſtümmelung des Heereddienſtpflichtigen. 
Im erſten Falle hat die Art wohl nur ſelten Intereſſe an der 
Erhaltung deſſen, der mit ſeinem Leben abſchließen will, jedenfalls 
iſt eine Strafandrohung nicht notwendig und auch nicht zweck⸗ 
mäßig, da die Rückſicht darauf wohl kaum jemand vom Selbſtmorde 
abhalten wird. Hier iſt deshalb die gegen den eigenen Körper 
gerichtete Handlung ſtraffrei gelaſſen. Anders in den beiden letzten 
Fällen. Das Kind iſt das für die Erhaltung der Art Weſentlichſte, 
es muß deshalb ſchon im Mutterleibe, noch bevor es eine ſelbſtändige 
Perſon geworden iſt, geſchützt werden, zu wie großen Härten auch 
die Anwendung der Strafbeſtimmungen im einzelnen Falle führen 
mag. Der wehrfähige Mann hat Pflichten gegen den Staat, denen 
er ſich nicht entziehen darf, denn die Art kann nur erhalten werden, 
wenn ſie ſich feindlichen Angriffen gegenüber verteidigungsfähig hält. 

Ebenſo, wie die Strafgeſetzgebung, muß ſich die ſoziale Geſetz⸗ 
gebung den angegebenen Geſichtspunkten unterordnen, und tatſächlich 
läßt ſie ſich auch durch dieſe beſtimmen. Alte Einrichtungen, wie Erb⸗ 
untertänigkeit und Zunftverfaſſung, die im Mittelalter unter anderen 
wirtſchaftlichen Verhältniſſen ihre Berechtigung hatten, zeigten ſich als der 
neuzeitlichen Entwicklung des Wirtſchaftslebens nicht entſprechend. Sie 
wurden unzweckmäßig: die Vorteile für die Geſamtheit, die Erhaltung 
der Art, ſchwanden dahin, und die Nachteile durch Beſchränkung der 
perſönlichen Handlungsfreiheit blieben beſtehen und überwogen ſchließ⸗ 
lich immer mehr. So entſchloß ſich denn der preußiſche Staat, wie 
es in der Denkſchrift des Miniſters Hardenberg von 1807 heißt: 
„mit Aufrechterhaltung von Moralität und Religion die Ziele der 
Revolution anzueignen, demokratiſche Grundſätze in einer monarchiſchen 
Regierung zu verwirklichen.“ Der Nutzen der preußiſchen Agrarreform 
für die Erhaltung der Art blieb nicht aus. Sie ermöglichte den Ueber⸗ 
gang zu intenſiveren, den Reinertrag von der gleichen Bodenfläche 
ſteigernden Landwirtſchaftsſyſtemen und ſetzte dadurch die bis dahin noch 
ſehr dünn beſiedelten Gebiete des deutſchen Oſtens in den Stand, 
Raum und Nahrung für eine viel größere Bevölkerung zu bieten, 
als fie bisher ernähren konnten ). Und als ſich in der ſpäteren 
Entwicklung nicht, wie hier, die übergroße Verkürzung der menſchlichen 
Handlungsfreiheit, ſondern vielmehr der ihr gelaſſene übergroße Spiel⸗ 


S. L. Babies a Entwicklung des deutſchen Wirtſchaftslebens 
im 19 0 Jahrhundert“ 3 
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raum als ſchädlich für die Erhaltung der Art erwies, da griff die 
Geſetzgebung gleichfalls ordnend und ausgleichend ein. Die kapitaliſtiſche 
Entwicklung unſeres Wirtſchaftsſyſtems ſchuf einen lebenslänglichen 
freien beſitzloſen Arbeiterſtand, das Proletariat, und mit ihm die ge⸗ 
werbliche Arbeiterfrage. Die zu Beginn dieſer neuzeitlichen Wirt⸗ 
ſchaftsentwicklung herrſchende Freiheitslehre, die, ausgehend von der im 
18. Jahrhundert in Frankreich und England gelehrten Philoſophie 
einen ſogenannten ordre naturel annahm und danach das Beſtehen 
einer beſonderen Arbeiterfrage überhaupt leugnete, erwies ſich in der 
Praxis als falſch. Die Auswüchſe, die ſich herausgebildet hatten, ver⸗ 
langten ein Einſchreiten, einen Ausgleich zwiſchen der ungehemmten Be⸗ 
tätigung der Handlungsfreiheit des Einzelnen und der Notwendigkeit 
der Erhaltung der Art, mit der das Herabſinken ganzer Volksſchichten 
in unerträgliche Lebens verhältniſſe nicht vereinbar war. Die Arbeiter- 
ſchutzgeſetzgebung ſchuf dieſen Ausgleich und iſt ſtändig weiter bemüht, 
die Abgrenzung zwiſchen der wirtſchaftlichen Handlungsfreiheit und 
dem notwendigen Schutz des Schwächeren zweckmäßiger auszugeſtalten. 

Schwieriger ſchon iſt die Anwendung der Lehre auf die Verfaſſung 
eines Staates. Ob Republik oder Monarchie, ob überhaupt irgend⸗ 
eine Staatsform der anderen vorzuziehen ſei, ſoll nicht weiter unter⸗ 
ſucht werden; die Frage iſt müßig, denn bei verſtändigem Ausbau 
kann die eine ihrem Zwecke ebenſogut gerecht werden, wie die andere. 
Zu prüfen iſt aber, wie nach dieſen Grundſätzen die Macht zwifchen 
Regierung und Volk zu verteilen iſt, und hier wird ſich das Gefundene 
mit den herrſchenden Auffaſſungen nicht immer decken. Wir hatten 
geſagt, das Recht ſei eine Grenze, durch die der Menſch ſeine Hand⸗ 
lungen in zuläſſige und unzuläſſige ſcheide, um einen billigen Ausgleich 
zwiſchen dem Triebe zur Selbſterhaltung und der Notwendigkeit der Er⸗ 
haltung der Art in Rahmen eines geſelligen Zuſammenlebens zu gewähr⸗ 
leiſten. Wir hatten weiter geſagt, daß unter mehreren Möglichkeiten, 
dieſe Grenze zu ziehen, diejenige vorzuziehen ſei, durch welche die Hand⸗ 
lungsfreiheit des Einzelnen im geringſten Maße beſchränkt werde. Die 
herrſchende Richtung geht zurzeit dahin, die Macht der Volksvertretung 
auf Koſten der Regierung zu vergrößern und deren Handlungsfreiheit 
dadurch möglichſt zu verkürzen (Parlamentarismus). Das iſt unrichtig. 
Wie die Verteilung der Macht im Staate ſich im einzelnen Falle ge⸗ 
ſchichtlich gebildet hat, braucht nicht weiter unterſucht zu werden; die 
Rechtsgrenze ſoll für die Gegenwart und Zukunft gezogen werden, 
und ſo muß mit den Verhältniſſen gerechnet werden, wie ſie in der 
Gegenwart vorliegen, und die Vergangenheit kann ausſcheiden. Die 
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geſchichtlich gewordene und tatſächlich vorhandene Macht der Regierung 
iſt ein Teil der ihr oder vielmehr ihren Vertretern zuſtehenden Handlungs⸗ 
freiheit, und dieſe Handlungsfreiheit wird durch die Volksvertretung 
beſchränkt, die ihr gegenüber den mutmaßlich überwiegenden Willen 
der Staatsbürger zum Ausdruck bringt. Da aber jede unnötige 
Verkürzung der Handlungsfreiheit nach dem oben Dargelegten als 
überflüſſig zu verwerfen iſt, ſo iſt diejenige Staatsform die beſte, in 
der die Regierung inſoweit der Aufſicht der Volksvertretung unterſteht, 
als es die Rückſicht auf die Erhaltung der Art, d. h. die Rückſicht 
auf das allgemeine Wohl erfordert, aber auch nicht weiter. Deshalb 
iſt ein uferloſer Parlamentarismus mit all ſeinen unerfreulichen Be⸗ 
gleiterſcheinungen zum mindeſten ebenſo unzweckmäßig, wie eine 
Regierung, die jeder Beaufſichtigung und Beeinfluſſung durch das 
Volk entzogen iſt. In jedem Falle iſt es beſſer, daß Fachleute die 
Staatsgeſchäfte beeinfluſſen und erledigen, als eine ſtets uneinige und 
vielfach für ihre Tätigkeit mangelhaft vorgebildete Schar von Volks⸗ 
vertretern. Das Regieren eines Staates iſt ein Beruf, der eine lange 
Vorbildung und Schulung erfordert, ebenſo wie der des Richters. 
Wie man in der Rechtſprechung bei den Schöffengerichten Laien mit 
Erfolg zur Unterſtützung des Berufsrichters herangezogen, bei ihrer 
ausſchließlichen Berufung zum Richteramt als Geſchworene aber ſehr 
viel weniger gute Ergebniſſe zu verzeichnen hat, ſo muß auch in der 
Regierung der Staaten der Einfluß des Fachmannes der überwiegende 
bleiben. Endlich erfordert jede politiſche Betätigung des Volkes ein 
gewiſſes Maß an Einſicht, und gerade Halbbildung oder gar Unbildung 
können auf dieſem Gebiete die unerfreulichſten Erſcheinungen zeitigen. 
Das Maß an Einfluß, das dem einzelnen Staatsbürger auf den 
Gang der Regierungsgeſchäfte einzuräumen iſt, richtet ſich in erſter 
Linie nach dem Maße an Bildung, über das der Durchſchnitt der 
Staatsbürger verfügt. Es iſt ein Unding, einer Menge von An⸗ 
alphabeten plötzlich alle politiſchen Rechte in die Hand zu geben; 
dem Volke wird dadurch nicht genützt, ſondern nur ein freies Be⸗ 
tätigungsfeld für die Ausbeutung ſeiner Unwiſſenheit durch gewiſſen⸗ 
loſe Agitatoren geſchaffen. Deshalb iſt die Frage nach erweiterter 
Teilnahme des Staatsbürgers an den Regierungsgeſchäften vor allem 
eine Frage nach ſeinem durchſchnittlichen Bildungsſtande, nach den 
Leiſtungen der Schule. Da ſich der durchſchnittliche Bildungsſtand 
aber nur allmählich fortſchreitend entwickelt, ſo müſſen ſich die Aende⸗ 
rungen im Verfaſſungsleben der Völker dem anpaſſen. Die Geſchichte 
lehrt denn auch, daß alle ſprunghaften Uebergänge der Geſamtheit 
17* 
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in den ſeltenſten Fällen zum Segen gereichen. So, aber auch nur 
ſo, iſt der Grundſatz vom Ausgleich des Selbſterhaltungstriebes mit 
der Notwendigkeit der Erhaltung der Art auf das Verfaſſungsleben 
anzuwenden. Damit werden zwei Lehren über die Staatsverfaſſung 
hinfällig, einmal die Lehre des Macchiavelli von der Staatsraiſon, 
die der Regierung Rechte einräumt, die mit der Erhaltung der Art 
unvereinbar ſind, und ſodann die Lehre Rouſſeaus vom contrat 
social, welche die Freiheit der Regierung unnötig und unbillig be⸗ 
ſchränkt, indem ſie in völliger Demokratie mit geſetzgebenden Volks⸗ 
verſammlungen die würdigſte Staatsform erblickt.. 

Nicht ganz ſo deutlich, wie im öffentlichen Recht, zeigt ſich das 
Gegenüberſtehen der Handlungsfreiheit des Einzelnen und des Intereſſes 
der Geſamtheit im Privatrecht. Denn dieſes dient dem Schutze des 
Einzelnen und mithin unmittelbar nur der Selbſterhaltung; es iſt ein 
Recht, quod ad utilitatem singulorum spectat i). Das Privatrecht 
zieht deshalb eine Grenze, die beſtimmt iſt, zwiſchen den auf dem Selbſt⸗ 
erhaltungstriebe der Einzelnen beruhenden, einander widerſtreitenden 
Handlungen den nötigen Ausgleich zu ſchaffen. Dieſer Ausgleich 
zwiſchen dem einander widerſtreitenden Selbſterhaltungstriebe der 
Einzelnen wird aber nur inſoweit herbeigeführt, wie es für das Beſtehen 
und die Entwicklung der Geſamtheit erforderlich iſt. Wenn deshalb das 
Privatrecht auch unmittelbar nur ad utilitatem singulorum spectat, 
ſo dient es doch wieder mittelbar der Erhaltung der Art, indem es 
die ſich ſonſt notwendig ergebenden Reibungen zwiſchen den Hand⸗ 
lungen der einzelnen Staatsbürger zu verhindern ſucht. So ermöͤg⸗ 
licht es überhaupt erſt das geſellige Zuſammenleben der Menſchheit 
im Staate und iſt deshalb eine Notwendigkeit für die Erhaltung der 
Art, wie dieſes Zuſammenleben ſelbſt. Ohne Selbſterhaltung kann 
auch die Art nicht erhalten werden, aber die Erhaltung der Art 
verlangt nicht die Erhaltung eines Einzelnen auf Koſten anderer, 
ſondern die Erhaltung aller ihrer brauchbaren Mitglieder nebeneinander, 
und daher muß jeder Einzelne geſchützt werden. Alle oben aufge⸗ 
ſtellten Grundſätze laſſen ſich deshalb auf das Privatrecht ebenſo 
anwenden, wie auf das öffentliche Recht, vor allem auch der Grund⸗ 
ſatz, daß das Recht die Handlungsfreiheit des Einzelnen nur inſoweit 
beſchränken ſoll, als die Notwendigkeit der Erhaltung der Art es 
erfordert. Je weiter die Entwicklung des Privatrechts fortgeſchritten 
iſt, deſto mehr hat ſich dieſer Grundſatz durchgeſetzt, und ſo iſt dem 


1) Inst., lib. I tit. 1 8 4. 
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Menſchen durch die heutige Rechtsordnung in ſehr weitem Umfange 
die Macht gegeben, feine Rechtsverhältniſſe durch den eigenen Willen 
zu geſtalten und dadurch mit ſeinen Bedürfniſſen und Neigungen in 
Einklang zu bringen. Man denke an das römiſche Recht mit feinem 
ſtrengen Formalismus und an die freie Rechtsauffaſſung zur Zeit 
Juſtinians; man vergleiche ferner das Preußiſche Allgemeine Landrecht 
mit dem Bürgerlichen Geſetzbuch. Je mehr eine rechtliche Regelung 
den hier gefundenen Grundſätzen entſpricht, als deſto zweckmäßiger 
und befriedigender wird ſie erſcheinen. Ein gutes Beiſpiel hierfür 
bietet die Entwicklung der geſetzlichen Zinsbeſchränkungen. Die Wucher⸗ 
geſetzgebung iſt ein im Intereſſe der Erhaltung der Art notwendiger 
Schutz des Einzelnen, denn die Geſamtheit kann die rückſichtsloſe 
Ausbeutung des wirtſchaftlich Schwachen durch einen kapitalkräftigen 
Gegner nicht dulden. Die Zwölftafelgeſetzgebung beſchränkt ſich noch 
ſtreng auf ein zuläſſiges Höchſtmaß von Zinſen, das foenus unciarium, 
d. h. von jedem as ſollte höchſtens eine Unze jährlich, mithin 712 
des Kapitals 8%, Proz. genommen werden dürfen. Auch die Geſetz⸗ 
gebung Juſtinians bleibt noch bei der Feſtſetzung einer feſten, zahlen⸗ 
mäßig beſtimmten Grenze für den Zinsfuß ſtehen und bemißt dieſe 
auf 6 Proz. jährlich. Sie erkennt aber ſchon, daß unter den einzelnen 
Kreditgeſchäften je nach der Gefahr, die der Geldgeber läuft, zu unter» 
ſcheiden iſt, und fo ſchafft fie Ausnahmebeſtimmungen. So ſollten 
beim Seedarlehn, dem foenus nauticum, 12 Proz. zuläſſig ſein, 
Kaufleute ſollten 8 Proz., dagegen die ſogenannten personae illustres 
4 Proz. nehmen dürfen. Nach den Zinsgeboten des kanoniſchen Rechts 
und dem dadurch geſchaffenen Wucherprivileg der Juden wurde dann 
nach Einführung der Reformation das Ausbedingen von Zinſen 
partikularrechtlich wieder zugelaſſen und der höchſte zuläſſige Zinsſatz 
auf 5 oder 6 Proz. beſtimmt. Dies wurde im Jüngſten Reichsabſchiede 
von 1654 reichsrechtlich beſtätigt. Aber das Reichsgeſetz enthält ſchon 
kein ſtarres Höchſtmaß für den Zinsfuß mehr, ſondern es erklärt Zins⸗ 
verſprechen bis zu 5 Proz. für unbedingt gültig und klagbar, Zins⸗ 
verſprechen über 6 Proz. dagegen als wucheriſch. Die Behandlung 
des ſogenannten ſechſten Zinstalers aber überläßt es der Landes⸗ 
geſetzgebung und erkennt damit bereits die Notwendigkeit eines gewiſſen 

pielraums an. So ſtrebt die Entwicklung immer mehr dahin, die 
ſtarren Zinsſchranken zu beſeitigen. Das Preußiſche Allgemeine Land⸗ 
recht ſetzte allerdings noch als höchſtes Zinsmaß regelmäßig 5 Proz., 
für nicht eingetragene Kaufleute 6 Proz. und für nicht der Rechte 
chriſtlicher Kaufleute teilhaftige Juden 8 Proz. feſt. Die feſten Zins⸗ 
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beſchränkungen erwieſen ſich immer mehr als Kredithindernis, ſie 
mußten bei verſchiedenen Handelskriſen (1809 — 1810, 1857) ſuspendiert 
werden und wurden endlich bei der durch den drohenden preußiſch⸗ 
öſterreichiſchen Krieg herbeigeführten Verkehrsſtockung — zunächſt im 
Wege der Notſtandsverordnung — endgültig beſeitigt. Durch das 
Bundesgeſetz über die vertragsmäßigen Zinſen vom 14. November 
1867 wurde dann die Höhe der Zinſen freier Vereinbarung überlaſſen. 
Doch ſtand dem mehr als 6 Proz. jährlich zahlenden Schuldner ein 
vertraglich nicht auszuſchließendes ſechsmonatiges Kündigungsrecht nach 
Ablauf des erſten halben Jahres zu. Dieſe Grundſätze hat das 
Bürgerliche Geſetzbuch übernommen, es verhindert aber die Ausbeutung 
des in Not befindlichen, leichtſinnigen oder unerfahrenen Schuldners 
durch die Beſtimmung des § 138, wonach ein Rechtsgeſchäft nichtig 
iſt, durch das jemand unter Ausbeutung der Notlage, des Leichtſinns 
oder der Unerfahrenheit eines anderen ſich oder einem Dritten für 
eine Leiſtung Vermögensvorteile verſprechen oder gewähren läßt, welche 
den Wert der Leiſtung dergeſtalt überſteigen, daß den Umſtänden nach 
die Vermögensvorteile in auffälligem Mißverhältniſſe zu der Leiſtung 
ſtehen. Aus der römiſchen Rechts⸗ und Wirtſchaftsgeſchichte ſehen 
wit, wie die Ausbeutung der wirtſchaftlich Schwachen einen ganzen 
Volkskreis, den der Plebejer, in unerträgliche Lebensverhältniſſe brachte. 
Ueber diefe Verhältniſſe ſagt Karlowa in feiner römiſchen Rechtsge⸗ 
ſchichte, Bd. 1, S. 98: „Dazu kam nun noch, daß das römiſche Schuld—⸗ 


und Kreditrecht in einer dem Intereſſe des Kapitaliften zwar ent⸗ 


ſprechenden, aber eine geldarme grundbeſitzende Bevölkerung auf die 
Dauer ruinierenden Weiſe ausgebildet war. Ein eigentliches Realkredit⸗ 
ſyſtem, eine auf die Intereſſen der grundbeſitzenden Bevölkerung Rück⸗ 
ſicht nehmende Sicherheitsleiſtung durch Beſtellung von Pfandrechten 


gab es urſprünglich eigentlich garnicht (die Verpfändung durch fiducia 


war ein kümmerlicher Notbehelf), der Zinsfuß war in der damaligen 
Zeit ein rechtlich ganz unbeſchränkter und faktiſch ſehr hoher: rück⸗ 
ſtändige Zinſen vermehrten das Kapital, der Prozeß war, wenn das 
Darlehn in der damals gebräuchlichen Form des Nexum eingegangen 
war, ein ſehr ſummariſcher und raſch zur Exekution führender. Vor 


dem Recht gab es noch keinen Unterſchied verſchuldeter und unver⸗ 


ſchuldeter Inſolvenz, jede Inſolvenz erſchien als eine Perfidie gegen⸗ 
über dem Gläubiger, welche ſtrenge Strafe verdiene; das Exekutions⸗ 
verfahren hatte vorwiegend einen pönalen Charakter und führte in 
ſeiner äußerſten Konſequenz nach mildeſter Auslegung der darauf 
bezüglichen Vorſchriften zu einer Vernichtung der ökonomiſchen Exiſtenz 
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des Schuldners, oder machte den Schuldner, wenn der Gläubiger 
nicht von ſeinem äußerſten Recht Gebrauch machte, doch von dieſem 
gänzlich abhängig.“ Die ſteigende Schuldennot der Plebejer brachte 
bei der abweiſenden Haltung des Senats ſchließlich die Empörung 
zum Ausbruch. Im Jahre 494 zogen nach glücklich beendetem Kriege 
gegen die Volsker die noch nicht entlaſſenen Legionen auf die Nach⸗ 
richt, daß die Vorſchläge des Diktators M. Valerius auf Erleichterung 
der Lage der Verſchuldeten abgelehnt ſeien, unter Führung der plebejiſchen 
Kriegstribunen in militäriſcher Ordnung auf den Heiligen Berg in 
der Nähe von Cruſtumeria und machten Miene, eine neue Stadt zu 
gründen. Dieſer Schritt zwang den Senat zum Nachgeben. Der 
notwendige Schutz des wirtſchaftlich Schwachen wurde geſchaffen, 
weil die Privatintereſſen der herrſchenden Klaſſe hinter der Notwendig⸗ 
keit der Erhaltung des Ganzen zurückſtehen mußten. In der ſpäteren 
Entwicklung des Wirtſchaftslebens zeigt ſich dann aber, daß die 
Wuchergeſetzgebung durch Setzen einer feſten Höchſtgrenze für den 
Zinsfuß weiter in die Handlungsfreiheit des Einzelnen eingreift, als 
für die Erhaltung der Art notwendig, ja ihr dienlich iſt. Die 
Vertragsfreiheit wird wieder erweitert, eine beliebige Zins vereinbarung 
zugelaſſen, und an Stelle der alten unbedingten Schutzbeſtimmung 
tritt jetzt eine bedingte, die ſich den jeweiligen Lebens⸗ und Wirtſchafts⸗ 
verhältniſſen anpaßt. Die Entſcheidung darüber, ob eine Vereinbarung 
als wucheriſch nichtig iſt, trifft für jeden Einzelfall der Richter, der 
innerhalb der ihm durch das Geſetz gegebenen Richtlinien zu erwägen 
hat, inwieweit ſich die Vertragsfreiheit hinſichtlich der Zinſen mit 
dem in Rückſicht auf das Allgemeinwohl gebotenen Schuldnerſchutz 
verträgt. Dadurch ſchafft das Geſetz den billigen Ausgleich zwiſchen 
dem Triebe zur Selbſterhaltung und der Notwendigkeit der Erhaltung 
der Art, ohne daß die Handlungsfreiheit des Einzelnen über das 
unbedingte erforderliche Maß hinaus beeinträchtigt wird. 
ö Endlich gibt es noch ein Rechtsgebiet, auf welches ſich die ge⸗ 
fundenen Grundſätze nur mit erheblicher Einſchränkung anwenden 


laſſen, das iſt das Völkerrecht. Es iſt ſchwer, Geſichtspunkte zu finden, 


von denen bei der Ergründung dieſes Rechts auszugehen iſt. Scheint 
es doch gerade in der jetzigen Zeit, als ob alle völkerrechtlichen Rechts⸗ 
ſätze müßiges Spiel der Gelehrten und hohle, gehaltloſe Schöpfungen 
internationaler Konferenzen ſeien, die ihre Unbeſtändigkeit der erſten 
ernſten Probe gegenüber dartun. Das Völkerrecht nimmt eine Sonder⸗ 
ſtellung unter allen Rechtsgebieten ein, weil ihm der Rechtszwang 
fehlt. Es iſt wohl eine Grenze, durch welche die Handlungen der 
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Staaten in zuläffige und unzuläſſige geſchieden werden, die Grenze ift 
aber nicht geſichert ). Während auf den übrigen Rechtsgebieten an 
dieſer Grenze dem Einzelnen die Geſamtheit, dargeſtellt durch den 
ihm übergeordneten Staat, entgegentritt, ſind im Völkerrecht nur 
gleichgeordnete Geſamtheiten von Menſchen, dargeſtellt durch die eine 
ander gleichgeordneten Staaten, vorhanden. Der Grund dieſer Er⸗ 
ſcheinung läßt ſich darin finden, daß den Geſamtheiten der Menſchen 
als ſolchen nicht die gleichen Naturtriebe innewohnen, wie den einzelnen 
Menſchen. Der Trieb zur Selbſterhaltung und der Trieb zur Er⸗ 
haltung der Art fallen zuſammen, ſie können deshalb füglich als Selbſt⸗ 
erhaltungstrieb des Volkes bezeichnet werden. Der Trieb zum Zu⸗ 
ſammenſchluß der einzelnen Völker fehlt ganz. Gerade in den Anfängen 
ihrer Entwicklung ſind alle Völker geneigt geweſen, den Fremden nicht 
als gleichberechtigt anzuſehen und ſich gegen ihn abzuſchließen. Die 
Anfänge der römiſchen Rechtsentwicklung, die ſcharfe fremdenfeindliche 
Richtung des jüdiſchen Volkes, das nur ſich als auserwähltes Volk 
anerkannte, zeigen dies deutlich genug. Bezeichneten doch die Römer 
den Fremden als hostis (ſpäter als hospes) und betrachteten ihn 
ſomit als Feind. Allmählich ſchuf der Handelsverkehr, der für jeden 


der Beteiligten vorteilhafte Warenaustauſch, nähere Beziehungen. Aber 


erſt im Weſtfäliſchen Frieden von 1648 wurde die Gleichberechtigung 
der chriſtlichen Staaten Europas anerkannt, und auch nur dieſe wurden 
als Mitglieder des völkerrechtlichen Verbandes angeſehen. Allmählich 


1) Es wird vielfach die Anſicht vertreten, daß auch im Völkerrecht 
eine vollziehende Gewalt vorhanden ſei oder doch zum mindeſten geſchaffen 
werden könne in der Geſamtheit der Kulturſtaaten. Dieſe Gewalt könnte 
auf Konferenzen oder durch Schiedsgerichte äußerlich hervortreten. Dabei 
iſt aber überſehen, daß eine ſolche Gewalt nur dann Wert hat, wenn ſie 
von allen beteiligten Staaten bedingungslos anerkannt wird. Ein Völker⸗ 
recht kann nur auf der Grundlage gegenſeitiger Anerkennung geſchaffen 
werden; wird es einem Staate . aufgezwungen, ſo handelt es 
ſich um einen reinen Gewaltakt, bei dem nur die Macht, nicht auch das 
Recht zu Worte kommt. Kein Staat wird ſich aber, außer in Angelegen⸗ 
heiten von untergeordneter Bedeutung, einer ſolchen Macht vorbehaltslos 
unterwerfen, denn dem von der Geſamtheit der Staaten gebildeten Gericht 
fehlt notwendig eine, die Grundlage jeder Rechtſprechung bildende Eigen⸗ 
chaft, die unbedingte Sachlichkeit. In allen wichtigen Fragen werden die 

ertreter eines jeden Staates nicht das Recht, d. h. eine billige Abgrenzung 
ſuchen, ſondern den Vorteil des von ihnen vertretenen Staates. Ein Staat 
kann ſich deshalb wohl dem eigenen Gericht unterwerfen, niemals aber 
dem fremden, außerhalb ſeines Machtkreiſes ſtehenden. Gewiß mögen Ein⸗ 
richtungen, wie etwa internationale Strom e oder das Bureau 
international des administrations télégraphiques und das Bureau des Welt⸗ 
poſtvereins in Bern ee earbeitet haben. Alle ſolche Einrichtungen 
konnten aber nur deshal be leben, weil ſie den beteiligten Staaten über⸗ 
wiegende Vorteile brachten, denen gegenüber der Nachteil eines gelegent⸗ 
lichen Nachgebens nicht ins Gewicht fiel. 
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wurden auch außereuropäiſche Staaten, z. B. diejenigen Amerikas, in 
den Verband aufgenommen, und ſchließlich ſah man auch von dem 
Erfordernis des chriſtlichen Staates ab. Der Anfang dazu wurde 
1856 durch Anerkennung der Türkei auf dem Pariſer Kongreß gemacht. 
Bis in die Neuzeit hinein laſſen ſich die Abſonderungsbeſtrebungen der 

Völker verfolgen, man denke an China und indbefondere an Tibet. 
Volk in dieſem Sinne iſt keineswegs gleichbedeutend mit Staat. 
Dies würde nur dann der Fall ſein, wenn die ſtaatlichen Gemeinſchaften 
ſtets nur aus Menſchen derſelben Gattung zuſammengeſetzt wären, mit 
anderen Worten, wenn das Nationalitätsprinzip bei der Staatenbildung 
reſtlos zur Durchführung gelangt wäre. Bekanntlich iſt dies keineswegs 
ſo geweſen, vielmehr hat ein Volk das andere unterworfen, ſich Teile 
der von ihm bewohnten Gebiete mit der darin befindlichen Bevölkerung 
zugeeignet und dieſe beherrſcht. Auch ohne kriegeriſche Eroberung kann 
eine ſolche Verſchiebung der Staatsgrenzen gegenüber den Nationalitäts⸗ 
grenzen durch Erbgang innerhalb der Dynaſtien oder durch Eindringen 
eines fremden Volkes in das Staatsgebiet im Wege friedlicher Beſiede⸗ 
lung eintreten. Regelmäßig wird aber ein herrſchendes und ſich ſeiner 
Rechte als ſolches bewußtes Volk vorhanden ſein, meiſt wohl dasjenige, 
das die betreffende Staatsgemeinſchaft urſprünglich gebildet hat. Er⸗ 
kennt es dann das mit ihm im gleichen Staatsverbande lebende als 
gleichwertig an, räumt es ihm, vielleicht in allmählich fortſchreitender 
Entwicklung, die gleichen Rechte mit den eignen Staatsbürgern ein, ſo 
befindet ſich dieſes Volk vielfach in dem fremden Staatsweſen wohl, 
ſieht ſeine Entwicklungsmöglichkeit dabei aufs beſte gewahrt und 
macht die Intereſſen des ſtammesfremden Volkes zu ſeinen eigenen. 
Es kann deshalb ſehr wohl ſeine Sprache und einen Teil ſeiner nationalen 
Eigenart beibehalten, ein Beiſpiel hierfür bieten die Reſte des wendiſchen 
Volksſtammes im Spreewald. Häufig findet auch ein Aufgehen des 
ſchwächeren Volkes in dem ſtärkeren ſtatt, das durchaus nicht immer 
das urſprünglich herrſchende Volk zu ſein braucht. Vielfach wird aber 
auch ein Volksteil, der zu einem ſtammesfremden Staate geſchlagen 
iſt, ſich, trotzdem er deſſen eignen Staatsbürgern gegenüber in keiner 
Weiſe zurückgeſetzt iſt, doch in dem fremden Staatsweſen nicht wohl 
fühlen, ſeine Entwicklung darin nicht hinreichend gewahrt ſehen und 
die Befreiung oder Vereinigung mit dem ſtammesverwandten, meiſt 
angrenzenden Staate begehren. Dies wird beſonders dann eintreten, 
wenn es von dem herrſchenden Volk nicht als gleichberechtigt behandelt 
und deshalb gegen deſſen eigene Stammesangehörigen zurückgeſetzt 
wird. Solche Beſtrebungen auf nationalen Zuſammenſchluß im 
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Staatsverbande find vom Standpunkte des einzelnen Volkes oder 
Volksteiles aus vollauf berechtigt; ebenſo iſt aber auch das andere 
Volk von ſeinem Standpunkte aus im Recht, das die vom fremden 
Volksſtamme bewohnten Gebiete zu ſeiner Erhaltung und Entwicklung 
braucht und ihre Freigabe deshalb verweigert. 

Schon an dieſem Beiſpiel zeigt ſich, wie der Selbſterhaltungstrieb 
der Völker aufeinander ſtößt und notwendig Handlungen des einzelnen 
Volkes zeitigt, die mit dem Selbſterhaltungsſtreben anderer Völker im 
Widerſpruch ſtehen. Aufgabe des Völkerrechts iſt deshalb, durch Ab⸗ 
grenzung der Handlungen der durch den Staat vertretenen Völker in 
zuläſſige (rechte) und unzuläſſige (unrechte) einen billigen Ausgleich zu 
ſchaffen, der ein Beſtehen der einzelnen Völker nebeneinander gewähr⸗ 
leiſtet. Ein ſolcher Ausgleich iſt im Intereſſe der einzelnen Völker oft 
erſtrebenswert, denn deren Erhaltung wird dadurch ſehr oft beſſer 
gewahrt, als durch einen mit ſchweren blutigen und wirtſchaftlichen 
Opfern geführten Krieg. Solche Ausgleiche ſind denn auch häufig 
mit Erfolg durch gegenſeitige Vereinbarung erwirkt worden; da aber 
der Zwang fehlt, ſo wird und muß ſich ein Volk ſtets über die ſo 
gezogene Grenze der völkerrechtlichen Vereinbarung hinwegſetzen, ſo⸗ 
bald es ſein Selbſterhaltungstrieb gebieteriſch erfordert. Die Be⸗ 
rechtigung dazu wird man ihm nicht abſprechen können. 

Freilich wird das Volk inſofern gerade durch den Trieb der Selbſt⸗ 
erhaltung auch wieder gebunden, als ein leichtſinniges, nicht durch 
ernſte Gründe der Selbſterhaltung gebotenes Brechen von Staatsver⸗ 
trägen der Geſamtheit meiſt nicht nur nicht nützlich, ſondern ſogar ſchäd⸗ 
lich iſt (Verhalten Italiens im Weltkriege). Schadet das Handeln 
eines Staates aber dem von ihm vertretenen Volke, ſo ſetzt es ſich 
mit deſſen Streben auf Selbſterhaltung in Widerſpruch und iſt damit 
unrecht. Denn in der äußeren Politik hat die rechtſchaffende Perſon 
nicht zwei verſchieden gearteten und deshalb miteinander auszugleichen⸗ 
den Naturtrieben Rechnung zu tragen, ſondern einem einzigen. Ein 
Abwägen zwiſchen beiden fällt ſomit für ſie fort; nützt die Handlung 
des Staates dem von ihm vertretenen Volke, ſo hat der ausführende 
Staatsmann gerecht gewollt und recht gehandelt, denn er hat das 
für ſein Volk Gute und Nützliche klar erkannt. Schadet ſie dagegen, 
ſo hat er (ſachlich, nicht perſönlich, denn ſonſt wäre er ein Vater⸗ 
landsverräter) unrecht gehandelt. Entſcheidend für rechtes und un⸗ 
rechtes Handeln auf dem Gebiete der äußeren Politik iſt mithin 
lediglich der Erfolg. Damit iſt nicht geſagt, daß die Staatsleitung 
im Verkehr mit anderen Staaten ihre Mittel zur Erzielung der an⸗ 
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geſtrebten Erfolge frei von jeden ſittlichen Bedenken auswählen ſolle. 
Sie darf dabei aber nur auf das eigene Volk ſchauen, nicht auf das 
fremde. Sittliche Bedenken dürfen ſie nur beeinfluſſen um ihrer 
ſelbſt willen, aus Rückſicht auf das eigene Volk, das nicht durch eine 
unſittliche Außenpolitik vor ſich ſelbſt und vor anderen herabgewürdigt 
und dadurch in ſeinem Aufſtieg zu höherer Kulturſtufe beeinträchtigt 
werden darf. Immer aber muß erwogen werden, ob nicht der Nach⸗ 
teil, der dem Volke aus dem ſittlichen Bedenken erwächſt, ein ſo 
großer iſt, daß ein Hinwegſetzen über dieſes dadurch gerechtfertigt 
wird (unbeſchränkter U-⸗Boot⸗Krieg Deutſchlands im Weltkriege). 
Die Möglichkeit, ein Völkerrecht zu ſchaffen, kann nach den 
obigen Ausführungen nur in ſehr beſchränktem Maße zugegeben 
werden. Geradezu unſinnig iſt es aber, wenn in neuer Zeit immer 
wieder verſucht wird, das Recht der einzelnen Völker, ſich auf 
Grund des Nationalitätsprinzips zu Staaten zuſammenzuſchließen, 
als ein die Anerkennung aller erheiſchendes Völkerrecht hinzuſtellen. 
Als zurzeit geltendes Völkerrecht wird dieſer Rechtsſatz von denen, 
die ihn behaupten, ſelbſt nicht hingeſtellt, ſie können ihn mithin not⸗ 
wendig nur als allgemein gültigen unbedingten Rechtsſatz be⸗ 
haupten, und ſolche Rechtsſätze gibt es, wie oben gezeigt, nicht. Vom 
Standpunkte des Volkes aus, das die nationale Einheit erſtrebt, iſt 
das auf dieſes Ziel gerichtete Wollen durchaus gerecht, und die darauf 
gerichteten Handlungen ſind rechte, ſofern die Erreichung des Ziels 
für ſeine Erhaltung notwendig und zweckdienlich iſt, was aber durch⸗ 
aus nicht in allen Fällen zutrifft. Ebenſo recht handelt aber der 
Staat, der dieſem Beſtreben im Intereſſe der Erhaltung des von ihm 
vertretenen Volkes entgegentritt oder gar ſeinen Beſitz durch den ge⸗ 
waltſamen Erwerb fremder Gebietsteile vergrößert. Freilich darf es 
ſich dabei nicht um zielloſe Eroberung, ſondern nur um ſolchen Er⸗ 
werb handeln, den die Sicherung der Erhaltung und Entwicklung 
des Volkes (Erhaltung der Art durch Ausbreitung und Vermehrung). 
erfordert. Dazu gehört vor allem die Sicherung der Grenzen und 
der Erwerb geeigneter Siedlungsgebiete für die Aufnahme etwaiger 
Bevölkerungsüberſchüſſe. Immer handelt es ſich dabei aber um ein 
Volksrecht, nicht um ein Völkerrecht. Wie wir geſehen haben, 
gibt es von vornherein gegebene, unbedingte Rechtsſätze nicht, alles 
Recht iſt Menſchenwerk. Eine geſetzgebende Macht über den Staaten 
fehlt aber. Soweit Recht unter ihnen entſteht, kann es deshalb nur 
als Gewohnheitsrecht oder als Vertragsrecht geſchaffen werden, und 
da der Rechtszwang fehlt, muß und ſoll ſich ein Volk über die ſelbſt⸗ 
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geſchaffene Schranke hinwegſetzen, ſobald es ſeine Intereſſen gebieteriſch 
erfordern. In den Beziehungen der Völker untereinander entſcheidet 
letzten Endes nicht das Recht, ſondern die Macht. So iſt es und 
jo hat es die Natur gewollt. Dem tüchtigſten, d. h. dem kräftigſten 
und leiſtungsfähigſten Volke gehört die Welt; das ſchwächere muß 
vor ihm zurückſtehen oder gar zugrunde gehen, wie es mit den Ur⸗ 
einwohnern Nordamerikas und Auſtraliens geſchehen if. Der Kampf 
der Völker ſchafft die Ausleſe unter ihnen, gibt dem leiſtungsfähigſten 
die Führung und ebnet damit die Bahn für den weiteren Aufſtieg 
der Menſchheit. Deshalb iſt es verkehrt, wenn in der jetzigen Zeit 
immer wieder geſucht wird, die im Kriege hervorgetretenen Machtver⸗ 
hältniſſe der Völker bei der Regelung ihrer zukünftigen Beziehungen 
außer acht zu laſſen und an ihre Stelle verworrene, tatſächlich nicht 
vorhandene und nicht einmal ſachlich begründete Rechtsſätze treten 
zu laſſen. Auch die Friedensfrage iſt eine Machtfrage, und ungerecht 
wollen und unrecht am eigenen Volke handeln würde der Staatsmann, 
der die Machtſtellung, die das Volk ſich durch ſchwere Kämpfe 
errungen hat, nicht ganz zu deſſen Vorteil auszunutzen beſtrebt wäre. 

Durch die vorſtehenden Ausführungen dürfte das Weſen von 
Recht und Gerechtigkeit hinreichend klargelegt ſein. Es bleibt nut 
noch auf eins hinzuweiſen. Wenn das Recht als ein von Menſchen 
geſchaffenes Werk bezeichnet wurde, ſo war damit lediglich das 
geltende Recht gemeint, denn nur die durch dieſes gezogene Grenze 
iſt tatſächlich vorhanden. Neben dem geltenden Recht, neben der 
gezogenen Grenze gibt es aber auch eine Lehre vom Recht, eine 
Anweiſung dazu, wie dieſe Grenze am zweckmäßigſten gezogen werden 
kann. Auch hier hilft der Vergleich mit dem Bauwerk zu beſſerem 
Verſtändnis. Es gibt allgemeine und beſondere Anleitungen über 
die Errichtung von Gebäuden, es gibt vollſtändige Zeichnungen und 
Pläne zu Bauwerken, die noch nicht errichtet ſind und vielleicht nie⸗ 
mals errichtet werden, und es gibt endlich das fertige Bauwerk. 
Dasſelbe findet ſich auch in der Rechtswiſſenſchaft. Das geltende 
Strafrecht würde z. B. dem fertigen Bauwerk entſprechen, der Vor⸗ 
entwurf zu einem deutſchen Strafgeſetzbuch den Zeichnungen und 
Plänen zu einem neuen Gebäude, ein Lehrbuch des Strafrechts der 
Anleitung zum Bauen. So find die Lehre vom Recht und das geltende 
Recht etwas ſehr Verſchiedenes, und es iſt ſehr viel einfacher, einen 
Rechtsgedanken auszuſprechen, als ihn in geltendes Recht umzuſetzen. 
Erſt hier werden alle ſeine Mängel und Schwächen hervortreten, und 
ſeine Zweckmäßigkeit ſich daran ermeſſen laſſen, ob er imſtande iſt, 
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ſich allen Reibungen und Widerſtänden der Praxis gegenüber erfolg⸗ 
reich zu behaupten. Es iſt deshalb ſehr viel leichter, Kritik am be⸗ 
ſtehenden Recht zu üben, als an feiner Ausgeſtaltung ſchaffend zu 
wirken. Demnach hat auch die Kritik ihren Wert, aber nur die, 
welche imſtande iſt, gegenüber der von ihr zurückgewieſenen Regelung 
eine andere, beſſere vorzuſchlagen. Ganz unfruchtbar jedoch iſt die, 
auch in deutſchen Landen, leider ſo oft geübte negative Kritik die 
wohl am geltenden Rechte nörgelt, aber außerſtande iſt, durch Gegen⸗ 
vorſchläge anregend und fördernd zu wirken. Eine ſolche Kritik, baut 
nicht auf, ſondern reißt planlos ein, ſchafft Unzufriedenheit und 
ſchadet dem Vaterlande. Gerade im Rechts- und Staatsleben find 
die Geiſter gar zu leicht geneigt, erregt aufeinander zu ſtoßen, und 
immer noch wird für politiſche Ueberzeugungen mit der gleichen Starr- 
köpfigkeit gefochten, wie für religiöſe Glaubensartikel. Möchte ſich 
deshalb in deutſchen Landen recht bald überall die Einſicht durchſetzen, 
daß es ſich beim Schaffen des Rechts, beim Ziehen der Rechtsgrenze 
nicht um die Durchſetzung allgemeiner Parteianſchauungen handelt, 
ſondern um ein praktiſches Werk, das der Erhaltung des Einzelnen 
wie der Art zu dienen beſtimmt iſt, und daß deshalb der Plan 


dazu von Fall zu Fall in allen ſeinen Einzelheiten lediglich nach 


Zweckmäßigkeitsgründen erwogen und geprüft werden muß. 


Neurichtung in der Rechtspflege. 
Von Otto Corbach. 


Ohne die Hoffnung auf tatkräftige, durchgreifende Neuerungen 
wäre die Ausſicht auf unſer Rechtsleben nach dem Kriege troſtlos. 
Wohin man blickt, gewahrt man eine Zunahme der Vergehen und 
Verbrechen, wie des Haderſtoffes für das bürgerliche Recht. Die Be⸗ 
ſtrafungen wegen Vergehen waren im Jahre 1915 auf das Doppelte 
gegenüber dem Jahre 1914 geſtiegen. Im Jahre 1916 ſchwollen ſie 
weiter an; die preußiſche Statiſtik weiſt gegenüber 1915 eine Ver⸗ 
mehrung der bei den Landgerichten anhängigen Anzeigeſachen von 

mehr als 25 Proz. auf. Ihre Zahl war im Jahre 1915 624 258 
geweſen; fie flieg im Jahre 1916 auf 794 794. Hierbei handelte es 
ſich gewiß vorwiegend um eine Folge der Ueberproduktion an Kriegs⸗ 
wirtſchaftsverordnungen, aber allgemein erhält man im täglichen Leben 
den Eindruck, daß der Sinn für Ordnung und für die Notwendig⸗ 
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keit des Gehorſams gegenüber den Geſetzen in unſerer Bevölkerung 
während des Krieges zurückgegangen iſt. Uebrigens iſt die Zahl der 
wirklichen Geſetzesübertretungen vielmal größer, als die der Verfol⸗ 
gungen und Beſtrafungen. „Faſt alle Kreiſe der Bevölkerung handeln 
dem Geſetze zuwider“, heißt es in einer Eingabe der Aelteſten der 
Kaufmannſchaft von Berlin an den Reichskanzler; „trotz der Häufig⸗ 
keit der Beſtrafungen wird immer nur ein ganz kleiner Teil der Ver⸗ 
fehlungen vor den Richter gebracht, und in der überwiegenden Zahl 
der Fälle, in denen die Beſtrafungen erfolgen, werden Angebereien 
oder Zufall die Urſache der Strafe ſein.“ Ueber die Zunahme der Ver⸗ 
brechen klagt das „Berliner Tageblatt“ vom 21. November 1917: „Die 
Tageszeitungen können bei der gegenwärtigen Papierknappheit den Be⸗ 
richten über die Verbrechen und ihre gerichtliche Ahndung nur noch in 
wichtigen Ausnahmefällen Raum gewähren. Oft erfahren wir durch 
ſie, gewiſſermaßen ſummariſch, von einer Verbrechenszunahme, beiſpiels⸗ 
weiſe bei der in etwa 30 Städten jetzt erfolgten Einrichtung militäriſcher 
Ueberwachungsſtellen gegen Bahngüterdiebſtähle. In kriminaliſtiſchen 
Kreiſen wird allgemein mit einer Steigerung der Verbrechen gerechnet, 
namentlich der Verbrechen gegen das Eigentum, aber auch gegen 
Leib und Leben. Kein Tag vergeht, an dem nicht große Geſchäfts⸗ 
und Geldſchrankeinbrüche, aber vor allem auch Wohnungseinbrüche 
in gehäufter Anzahl gemeldet werden. Ueberhand genommen haben 
auch die Betten⸗, Kleider⸗ und Schuhdiebſtähle in den Hotels. Das 
alles konnte vor ſich gehen trotz der Ausſchaltung von Millionen 
Volksangehöriger aus dem bürgerlichen Leben durch die Einziehungen 
für den Kriegsdienſt. Es wäre töricht, zu leugnen, daß der Krieg 
das Rechtsempfinden vieler Teilnehmer lockere. Alſo kann es nach 
Friedensſchluß mit unſern Rechtsverhältniſſen zunächſt nicht beſſer, 
muß es vielmehr ſchlimmer werden. Das gilt auch für das bürgerliche 
Recht. Man darf zwar hoffen, daß die Wirkungen des Krieges ſchließ⸗ 
lich das Gefühl der Zuſammengehörigkeit und damit den Willen zur 
Verträglichkeit im Volke ſteigern werden, aber dieſes Ergebnis kann 
ſich erſt einſtellen nach einer Uebergangszeit fieberhafter Kämpfe zwiſchen 
wirtſchaftlich Starken und wirtſchaftlich Schwachen, die großenteils 
vor Gericht ausgetragen werden müſſen. Recht verhängnisvoll werden 
ſich gerade im Rechtsweſen die Vermögendverſchiebungen erweiſen, die 
der Krieg mit ſich gebracht hat. Niemand wird behaupten mögen, 
daß diejenigen, die im Kriege in materieller Hinſicht ihr Glück machen 
konnten, im allgemeinen rechtlicher geſinnt wären, als die, die im 
Gegenteil ärmer wurden. Daraus ergeben ſich ohne weiteres auf 
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ſeiten der 5 vermehrte Neigungen, wütſgaͤſtich Schwächeren 
Unrecht zuzufügen, auf ſeiten der letzteren alſo vermehrte Nötigung, 
die Gerichte in Anſpruch zu nehmen. Erſt müſſen ſoziale Kämpfe, 
die geſundenden Wirkungen einer geregelten Friedensarbeit und vor 
allem eine herkuliſche Wirkſamkeit der Gerichte, die mit der Reinigung 
eines Augiasſtalles vergleichbar iſt, zuſammen eine gerechtere Ver⸗ 
teilung der politiſchen und wirtſchaftlichen Kräfte zuwege gebracht 
haben, bevor die den Rechtsfrieden fördernden Wirkungen des Krieges 
durchbrechen können. Unmittelbar nach Friedensſchluß werden ja auch 
alle diejenigen Rechtsſachen erledigt werden müſſen, die während des 
Krieges entſtanden, aber auf Grund des Kriegsnotgeſetzes vertagt 
werden mußten. Mit einem gewiſſen Grauen ſehen ſchon heute Tauſende 
und Abertauſende unſerer Krieger der „rechtlichen“ Regelung ihrer 
privaten Verhältniſſe nach dem Kriege entgegen. In der Zeitſchrift 
„Recht und Wirtſchaft“ (Auguſt⸗September 1917) veröffentlichte Rechts⸗ 
anwalt Pardo aus Hamburg über feine bezüglichen Wahrnehmungen 
im Felde eine bewegte Schilderung. „Der Eintritt des erſehnten 
Friedens“, heißt es da, „wird für manchen in die Heimat zurück⸗ 
gekehrten Krieger nicht die Bewegungsfreiheit bringen, die für die 
Sicherung ſeiner Exiſtenz und die Entfaltung ſeiner wirtſchaftlichen 
Kräfte unumgänglich nötig iſt. Viele werden in Gefahr ſein, von 
einem Ballaſt alter Verpflichtungen erdrückt zu werden. Die Kriegs⸗ 
notgeſetze erweiſen ſich dann für fie als ein Dangergeſchenk. Im Laufe 
der Kriegsjahre haben ſich ihre Verbindlichkeiten zu einer Höhe getürmt, 
die für die Kriegsſchuldner die Vernichtung ihrer wirtſchaftlichen Exiſtenz 
bedeuten muß, ſobald ſie wieder unbeſchränkt geltend gemacht werden 
können. Schwer verſchuldet und jeden Kredits beraubt, werden gerade 
viele kleine Geſchäftsleute, die ihre Betriebe ſchließen mußten oder 
nur mit größter Mühe aufrechterhalten konnten, mit banger Sorge 
in die Zukunft blicken. Ich habe als Auskunfterteiler eines Feld⸗ 
truppenteils vielfach Gelegenheit gehabt, zu beobachten, mit welcher 
ernſten Beſorgnis zahlreiche Soldaten an die mit Friedensſchluß an 
ſie herantretende Aufgabe denken, der alten Verpflichtungen Herr zu 
werden und dabei noch wieder auf einen grünen Zweig zu kommen...“ 
Ihnen ſoll und muß gewiß die Allgemeinheit unter die Arme greifen, 
aber kein nüchtern Urteilender wird ſich darüber täuſchen, daß ſich 
eine wirkſame Hilfe für ſie erſt nach ſchweren politiſchen Kämpfen 
durchſetzen laſſen wird. 3 
| Einen ganz anderen Ausblick gewinnt man, wenn man ohne 

Rückſicht auf die herkömmlichen Verhältniſſe und die herkömmliche 
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Rechtspflege unterſucht, wie eine mit diktatoriſcher Gewalt ausgeſtattete 
Regierungsgewalt die Rechtsverhältniſſe in unſerem öffentlichen Leben 
nach dem Kriege regeln könnte. Das geltende Recht iſt immer nur 


inſoweit ſinn⸗ und zweckgemäß, richtig, wie es dem jeweils erreichten 


Fortſchritt gemeinſamen Wollens entſpricht und ſich deſſen weiterem 
Fortſchreiten anzupaſſen vermag. Die Entwicklung der geſchichtlichen 
Rechtsformen vollzog ſich in ſtetem Kampf einzelner Menſchen oder 
Menſchengruppen gegen eine gewaltſame Einbeziehung in größere 
Verbände. Die Träger eines umfaſſenderen Gemeinſchaftsgedankend 
fühlten ſich gewöhnlich gedrängt, ihre Abſicht durch das raſcher wirkende 
Mittel der Gewalt, ſtatt auf dem langſamen Wege der Ueberredung 
durchzuführen. Das Mittel der Gewalt und Zwangsherrſchaft hat 
der Liebe über die Feindſchaften zwiſchen Familien, Stämmen, Völkern, 


Raſſen hinweggeholfen, ſie zu immer neuen, kühneren Fortpflanzungs⸗ 


möglichkeiten befähigt; unter dem gewaltſamen Drucke der Herrſchaft 
lernte der Menſch tauſendmal ſchneller, wie es ſonſt möglich geweſen 
wäre, kräftig und ausdauernd zu arbeiten; der Zwang war das Ge⸗ 
wicht, das die Feder ſeines Willens zum Dienſt für immer größere 
Kreiſe von ſeinesgleichen immer ſtärker belaſtete, aber auch immer 


ſtärker ſpannte, und darum hat das Mittel der Gewalt auch den 
Rechtsgedanken befähigt, ſeine Herrſchaft auf immer weitere Kreiſe 


auszudehnen, den einzelnen zu freiwilliger Unterordnung unter das 


7 


Geſamtintereſſe immer größerer ſozialer Gemeinſchaften zu erziehen. 


Das iſt freilich auch der Grund, weshalb alle hiſtoriſchen Rechtsformen 
für die unteren Schichten der Bevölkerung zunächſt einen abſtrakten, 
lebensfremden Charakter trugen, weshalb ſie „Klaſſenjuſtiz“ für ſie 
waren. Sobald ein Angehöriger der „beſſeren“ Stände vor Gericht 


erſchien, verſetzte ſich der Richter unwillkürlich in feine Lage, nicht 


nur verſtandes⸗, ſondern auch gefühlsmäßig, und ebenſo unwillkürlich 
ſuchte er die Geſetze zu deſſen Gunſten auszulegen. Stand aber ein 
einfacher Mann aus dem Volke vor den Schranken, ſo ſchied ent⸗ 
weder das Gefühlsmoment aus der Verhandlung aus, und der Richter 


war auf einmal die perſonifizierte Logik, oder aber das Gefühl des 
Klaſſengegenſatzes im Richter ließ ihn unwillkürlich die denkbar ſchärfſte 


Anwendung des Geſetzes wählen. Das änderte ſich mit der Zeit in 


dem Maße, wie die unteren Klaſſen ihre beſonderen Intereſſen ge⸗ 
bührend geltend zu machen wußten. 


Noch jeder Krieg hat die Möglichkeiten des Zuſammenwirkens . 


für ſeine Teilnehmer dauernd vermehrt. Vor der gemeinſamen Ge⸗ 
fahr gegenüber äußeren Feinden ſchwanden die Gegenſätze zwiſchen 


ö 


zu; 978: 


Familien, Stämmen, Völkern; im Kampfe lernte man zuerſt für den 
gemeinſamen Zweck der Abwehr gemeinſam handeln. Aber nicht 
nur zwiſchen den gemeinſam kämpfenden, ſondern auch zwiſchen den 
ſich bekämpfenden Gruppen wirkt der Krieg ſchließlich verbindend. 
Völker, die ihre Kräfte im Kriege miteinander gemeſſen haben, wiſſen 
auch, was ſie einander im friedlichen Verkehr wert ſein können; je 
reger ſie erſt Hiebe miteinander austauſchten, deſto eifriger tauſchten 
ſie ſpäter Waren miteinander aus. Wo ſich dieſes Ergebnis nicht 
KLinſtellt, handelt es ſich um die Nachwirkung eines unentſchieden ge⸗ 
bliebenen Kampfes oder um einen Fall, wo die Beſiegten das Schickſal 
unaufhaltſamen Verfalles in ſelbſtgewählter Vereinſamung einem Zu⸗ 
ſammenwirken mit den Siegern vorziehen. 

Dieſer Krieg wird nach Maßgabe ſeiner Kräfte, ſeines Umfanges 
| und feiner Heftigkeit das Gemeinſchaftsleben in und zwiſchen den 
daran beteiligten Staaten mehr fördern, als alle früheren Kriege zu⸗ 
ſammengenommen. Mochte bei uns auch der Geiſt der Auguſttage 
des Jahres 1914 in den breiten Maſſen des Volkes, die er damals 
ganz beſeelte, nicht lange vorhalten, ſo wird er doch in unſeren 
Beſten dauernd lebendig bleiben, von Geſchlecht zu Geſchlecht ſich 
forterben und als Orientierungsmittel zur Erziehung des Volkes für 
ein brüderliches Zuſammenwirken dienen. Inzwiſchen haben und die 
Nöte des Krieges im Wirtſchaftsleben über den erreichten Grad ge- 
meinſamen Wollens weit hinausgreifende Formen gemeinſamen Han⸗ 
delns ſchaffen laſſen. Die Kriegswirtſchaft ging über den fortlebenden 
Klaſſengegenſatz zwiſchen Unternehmern und Arbeitern ohne weiteres 


zur Tagesordnung einer gewiſſen Sozialiſierung aller Arbeit über; 


die Uebergangswirtſchaft wird in vielen der einmal eingeſchlagenen 
Bahnen beharren müſſen, und ein ſchrankenloſes privates Eigentum 
an Mitteln zur Produktion von Maſſengütern wird ebenſo über⸗ 
wunden ſein, wie ein ſchrankenloſes Recht zum Genuſſe ſolcher Güter. 
Die Arbeitergewerkſchaften haben ſich im Kriege aus vom Staate 
mehr oder weniger geächteten in nicht nur geduldete, ſondern auch 
der Mitarbeit an der Regelung des öffentlichen Lebens gewürdigte 
Organiſationen verwandelt, und nie wieder wird es möglich ſein, ihnen 
die alte Aſchenbrödelrolle aufzudrängen. Wie aber innerhalb unſeres 
eigenen Wirtſchaftsorganismus viele Teile während des Krieges innig 
miteinander verwachſen ſind, die ſich vorher bekämpften, ſo haben 
die Erforderniſſe der gemeinſamen Kriegführung und die Wirkungen 
der feindlichen Blockadepolitik dazu geführt, daß ſich alle Völker des 


Vierbundes zu einer weit innigeren Intereſſengemeinſchaft verbinden 
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mußten, als es im Frieden ſchon geſchehen war. Mitteleuropa iſt 
nicht mehr ein Begriff, ſondern eine Tatſache, mit der ſich nach dem 
Kriege auch diejenigen Gruppen innerhalb der beteiligten Völker ab⸗ 
finden müſſen, die ihr innerlich aus ataviſtiſchen Trieben widerſtreben. 

Etrſt dieſer wirtſchaftspolitiſche Hintergrund macht die gewaltige 
Bedeutung klar, die nach dem Kriege eine weitherzige Anwendung 
des Güteverfahrens im Rechtsleben erlangen kann. Der Gedanke 
des Güteverfahrens iſt der Archimediſche Punkt, von dem aus alle 
überlebte Rechtsordnung mit der Zeit aus den Angeln gehoben werden 
kann. Wenn die große Maſſe der Rechtsſtreitigkeiten in erſter Linie 
vor Schiedsämtern behandelt werden muß, fo entſteht daraus für 
die Rechtſprechung ein Zwang, die Kräfte des neuen Lebens mit Rechts⸗ 
gedanken meiſtern zu lernen, die das Rechtsempfinden des Volkes in 
ſeinen neuen äußeren Lebensbedingungen wirklich befriedigen. Ober⸗ 
landesgerichtsrat Richard Deinhardt leitet mit Recht die Ueber⸗ 
ſchätzung der Rechtstechnik im bisherigen Rechtsweſen aus der früher 
üblichen Ueberſchätzung der Wirtſchaftstechnik ab. „Nach dem Werte 
der Zwecke, die durch die Prozeſſe verwirklicht werden“, heißt es in 
ſeinem Aufſatz über das „Rechtliche Güteverfahren — eine ſittliche 
Forderung aus den Ideen von 1914”, „fragt man kaum. Wertblind⸗ 
heit. Jenſeits von Gut und Böſe. Amoraliſch. Nur die Menge, Maſſe. 
der Prozeſſe iſt ſtaunenswert, blendend. Als ob ſchon die Mühle 
der Eingänge innere Einheit, Lebenseinheit ſchaffe. Die Empfindlich⸗ 
keit für das Wertvolle, Weſentliche wurde zerſtört durch das formal 
Gleiche; das Recht wurde zu verfeinerter Technik, die oft um ihrer 
ſelbſt willen da iſt. — Auch die Technik kümmert ſich oft nicht um 
den Wert der Zwecke, wofür ſie arbeitet, es iſt ihr gleichgültig, was ſie 
herſtellt, wenn fie nur möglichſt ‚Maſſenproduktion“ treiben kann. 
Ob es nun die Bibel iſt oder Schundliteratur, das auf der Maſchine 
herauskommt, gleichviel. So wie Peer Gynt den Maſſenvertrieb 
von Götzenbildern unternimmt und gleichzeitig Miſſionare ausſendet. 
Ohne Rückſicht, ob es förderlich iſt für Perſönlichkeiten und ihren ein⸗ 
heitlichen Zuſammenklang, geht die Technik um ihrer ſelbſt willen vor, 
ſie verſucht immer ſchnellere Fahrgeſchwindigkeiten herauszubringen, 
immer hellere Beleuchtung zu ſchaffen uſw., kurzum, die bisherigen 
Leiſtungen immer zu überbieten.“ Wenn nicht alle Zeichen trügen, 
ſo wird der Weltkrieg für die Kulturmenſchheit die große, allgemeine 
Wendung von der kapitaliſtiſch⸗ profitwirtſchaftlichen zur gemeinnützig⸗ 
ſozialen Wirtſchaftsweiſe heraufführen. Der Kapitalismus hat ſeine 


Pionierarbeit getan, die darin beſtand, die geſamte Weltwirtſchaft 
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einer die modernen techniſchen Hilfsmittel aufs äußerſte ausnützenden 


Herſtellungsweiſe für materielle Güter zu unterwerfen. Ein ſtürmiſch. 
vorwärts drängender Geiſt des Fortſchritts erheiſchte es, daß die 


Völker, die einmal von dem kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsſyſtem erfaßt 
worden waren, ihr eigenes Behagen dem Intereſſe an einer raſchen 
Entwicklung und Ausbreitung dieſes Syſtems opfern mußten. Unter 
dem ungemütlichen geſellſchaftlichen Zuſtande, den das mit ſich brachte, 
litten die Unternehmer genau ſo gut wie die Arbeiter; der ſcharfe 


und immer ſchärfer werdende internationale Wettbewerb zwang ſie, 
in erſter Linie ihr ganzes Sinnen und Trachten in den Dienſt der 


Kräftigung und Entfaltung der modernen Technik zu ſtellen. Es 
war ſchließlich nur dieſer allgemeine welterobernde Ausdehnungsdrang 
der modernen Technik, der den Weltkrieg heraufbeſchwören mußte. 
Im Sinne einer raſchen Entfaltung der Technik kann es gleichgültig 


fein, ob die Betriebe, in denen ſich dieſer fieberhafte Entwicklungs- 


drang ausraſt, Verbrauchsgüter oder Mordwaffen herſtellen, ebenſo⸗ 
wenig wie es dem Mehrwert heckenden Finanzkapital darauf ankommt, 
die Raubgier und Kriegsluſt eines rückſtändigen Volkes anzuſtacheln, 
wenn dieſes mit den Warenüberſchüſſen der Ausfuhrinduſtrien fort⸗ 
geſchrittenerer Staaten geſättigt iſt. Je beſſer ſich aber der kapitaliſtiſche 
Entwicklungsgedanke während des Krieges im ganzen Bereiche der Kul⸗ 


turmenſchheit ausleben konnte, deſto mehr ſahen ſich die Regierungen 


der kriegführenden Länder darauf angewieſen, das heimiſche Wirt⸗ 
ſchaftsleben nach ſozialen Geſichtspunkten umzuorganiſieren, um die 
geſamten Kräfte ihrer Völker für die Kriegszwecke einſetzen zu können. 
So konnte ſich ſchon mitten im Kriege die Schwenkung von der 
kapitaliſtiſchen zur ſozialen Richtung der Wirtſchaftslebens vollziehen. 
Nun erſt wird das Zeitalter einer beſonnenen Anwendung der modernen 
Technik anbrechen können, ſobald der Weltbrand ſich ausgetobt haben 
wird. Man wird aufhören, die Technik um ihrer ſelbſt willen zu 
fördern, um das Hauptaugenmerk darauf zu richten, ſie in den Dienſt 
echter Kultur zu ſtellen. 

Dieſer Umſchwung muß im Rechtsweſen von ſelbſt eine Verſchie⸗ 
| bung ſeines Schwerpunktes von der Seite des Richtens auf die Seite 
des Schlichtens mit ſich bringen. Eine „Rechtspflege“, die ihre Haupt⸗ 
aufgabe darin ſah, in Rechtsſtreitigkeiten Urteile zu fällen, die in 
erſter Linie an den Gehorſam der Prozeßparteien gegenüber den Ge⸗ 
ſetzen, nicht an ihr Verſtändnis für die geltende Rechtsordnung ge⸗ 


richtet waren, entſprach noch einem durchaus unſozialen Zeitalter, in 


dem ſich die verſchiedenen Klaſſen, Stände, Gruppen zu feindſelig gegen⸗ 
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überſtanden, als daß ſich ihre gegenſeitigen rechtlichen Beziehungen 
anders als mit Gewaltmitteln aufrechterhalten ließen. In einem ſozial⸗ 
»politiſch orientierten Staatsweſen gibt es ganz andere Möglichkeiten, 
Rechtsſtreitigkeiten entweder im Keime zu erſticken, oder durch ein 
Schiedsverfahren zu ſchlichten. Im unſozialen Staate beruhte der Ar⸗ 
beitsvertrag, dieſe Grundlage unſerer geſamten Wirtſchaftsordnung, faſt 
ganz auf einem Gewaltverhältnis. Wer „Vermögen“ hatte, erlangte 
durch den Arbeitsvertrag faſt unbeſchränkte Macht über den, der keines 
hatte und deshalb gezwungen war, in ein Arbeitsverhältnis zu ihm 
zu treten. Alle daraus entſpringenden Streitigkeiten kamen der Oeffent⸗ 
lichkeit in der Regel nicht als Rechtsfragen, ſondern als Machtfragen 
zum Bewußtſein. Das Arbeitsverhältnis war Beſtandteil des bürger⸗ 
lichen Rechts; für beide Parteien galt Rechtsgleichheit ohne Rückſicht 
darauf, daß infolge der tatſächlichen Machtverſchiedenheit — des Unter⸗ 
ſchieds im „Vermögen“ der Parteien, — ſich dieſe Rechtsgleichheit in 
die Herrſchaft des Stärkeren über den Schwächeren verwandelte. 
Die Arbeitnehmer wußten ſich freilich mit der Zeit durch Zuſammen⸗ 
ſchluß zu mächtigen Verbänden ein Gegengewicht gegen die privat⸗ 
rechtliche Macht der Arbeitgeber zu ſchaffen, aber dadurch wurde zu⸗ 
nächſt nicht das Rechts⸗, ſondern das Machtverhältnis zwiſchen beiden 
Parteien geändert. Wie in den Beziehungen zwiſchen den Staaten 
keine Rechtsordnung, ſondern ein „Gleichgewicht der Mächte“ den 
Frieden aufrechterhielt, ſo war der innere Frieden weniger von der 
Rechtspflege als von dem Gleichgewicht zwiſchen den Organiſationen 
der Arbeitgeber und Arbeitnehmer abhängig. In völliger Verkennung 
des Weſens alles wahren Rechts ſprach man von einem „Recht“ 
der Arbeitgeber, ihre Arbeiter auszuſperren, und einem „Recht“ der 
Arbeiter, die Arbeit nach Belieben einzuſtellen. Daß beide Parteien 
während des Krieges auf die Ausübung ſolchen „Rechts“ faſt völlig 
verzichten, beweiſt am beſten, wie wenig es ſich dabei um wirkliches 
Recht handeln kann. Nach Ausbruch des Krieges fühlten ſich eben 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer als Verbündete, betrachteten es folglich 
auch als unſinnig, ſich durch Lohnkämpfe gegenſeitig zugunſten der 
gemeinſamen äußeren Feinde zu ſchwächen. Im Frieden hatten ſie ſich 
von Fall zu Fall als Feinde aufgefaßt; die geltende Rechtsordnung 
geſtattete es ihnen, miteinander Krieg zu führen, ſobald ſie über ihr 
Arbeitsvertragsverhältnis nicht mehr einig waren, ganz gleich ob 
dadurch der Volksgeſamtheit oder großen Teilen von ihr ſchwerer 

Schaden zugefügt wurde. 
Es wird ſich gleich nach Friedensſchluß als eine gebieteriſche 


BEE 


Notwendigkeit erweiſen, in die verſchiedenen, bisher von der Rechts⸗ 
ordnung wenig berührten privat⸗ „rechtlichen“ Gewaltverhältniſſe Breſche 
zu legen. Es iſt einfach ein Unding, daß im Arbeitsvertrage wieder 
die alte Willkür Platz griffe, und ebenſowenig kann das herkömmliche 
ſtarre Recht im Verhältnis zwiſchen Gläubigern und Schuldnern ſo 
bald wieder Anwen dung finden. Oberſte Richtſchnur für die praktiſche 
Rechtspflege muß es werden, daß durch die Auswirkung privatrecht⸗ 
licher Anſprüche niemand in dem Beſtreben, gemeinnützig zu arbeiten 


und zu wirken, gehemmt werden darf, natürlich auch kein Arbeitgeber 


und kein Gläubiger. Nur bei vollkommener, dauernder Anſpannung 
der Kräfte aller Volksgenoſſen dürfen wir erwarten, die ſchädlichen 
Wirkungen dieſes Krieges zu überwinden, uns zu erholen und unſere 
jetzigen Gegner im weltwirtſchaftlichen Wettbewerb ebenſo zu ſchlagen 
wie augenblicklich mit militäriſchen Waffen. 

Es leuchtet unter dieſem Geſichtspunkte ohne weiteres ein, welch 
große Bedeutung ein ſchleuniger Ausbau des Güteverfahrens erlangen 
könnte. Ein umfaſſendes, kraftvolles Güteverfahren würde den denk⸗ 
bar beſten Verſuchsboden abgeben für eine allmähliche Umgeſtaltnng 
der geſamten Rechtspflege. Im Sinne des höchſten Rechtsideals 
kann man in einem gerichtlichen Urteil nur einen kümmerlichen Not⸗ 
behelf ſehen; eine wahrhaft befriedigende Rechtſprechung kann nur eine 
ſolche ſein, die ſich wie von ſelbſt aus der Ausſprache zwiſchen den 
ſtreitenden Parteien unter friedlicher Mitwirkung menſchen⸗ und ſach⸗ 
kundiger Schlichter ergibt. Um die Rechtspflege in eine Kunſt des 
Schlichtens zu verwandeln, müſſen ihre Träger im beſten Sinne 
ſozial zu empfinden und zu denken vermögen und in dem Recht 
kein Rechenexempel, ſondern ein Ideal und einen immer aufs neue 
zu ſuchenden, immer vollkommener herzuſtellenden Zuſtand ſehen. Alles 
redliche Bemühen, das „richtige Recht“ zu finden, dient gleichſam 
der Herſtellung jenes ſich ſelbſt regelnden Gleichgewichtszuſtandes in 
der menſchlichen Geſellſchaft, den die Naturwiſſenſchaftler im pflanz⸗ 
lichen und tieriſchen „Zellenſtaat“ als Korrelation bezeichnen. Alle 
Teile eines Lebeweſens ſtehen in innigſten Beziehungen zueinander, 
und es kann keine Störung irgendeines Teiles eintreten, ohne daß 
nicht alle anderen Teile davon irgendwie in Mitleidenſchaft gezogen 
würden. Ebenſo walten zwiſchen einem einzelnen Lebeweſen und 
ſeiner ganzen Umwelt Wechſelwirkungen ob, die ſeine äußere Ge⸗ 
ſtalt, wie ſein inneres Weſen beeinfluſſen. Am geſchmeidigſten paſſen 
ſich die Pflanzen und niedere Tiere den Wirkungen der Korrelation 
an. Die Gleichartigkeit der Lichtverhältniſſe auf dem Boden des 
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Meeres und in tiefem Waldesdunkel bringen es mit ſich, daß die 
Lebewelt des Waldgrundes der des Meeredgrundes auffallend ähn⸗ 
lich iſt. Es gibt im Walde Pilze, die die Geſtalt von Korallenſtücken 
nachahmen, andere, die in Form und Farbe an gewiſſe Meeres⸗ 
algen, wieder andere, die an Seeigel oder Seeſterne erinnern, und 
die Blüten des Ohnblattes gemahnen in manchen Einzelheiten an 
die ſchönen, in der blauen Flut des Meeres ſchwimmenden Quallen. 
Innerhalb der Pflanzen wirken Korrelationen oft ſo mächtig, daß ſie 
eine Umdifferenzierung fertig ausgebildeter Organe bewirken, wenn 
man die Funktionen eines anderen Organs unterdrückt. Bei höheren 
Pflanzen und vor allen bei Tieren können ſich Korrelationen allerdings 
ungehemmt nur im Zuſtande der Entwicklung geltend machen. Aus 
jedem Organ, das am Vegetationspunkt entſteht, kann vielerlei werden; 
daß es in ganz beſtimmte Bahnen hineingedrängt wird, liegt an dem 
Zuſammenhang der Teile untereinander. Die „Harmonie der Ent⸗ 
wicklung“ iſt indes nur wiederum das Ergebnis einer Entwicklung, 
die mit dem Kampf der Teile unter ſich begann. Der Urſprung jeder 
„Symbioſe“ geht auf bitterſte Feindſchaft zwiſchen den Ahnen der 
Mitglieder ſolcher Genoſſenſchaft zurück, und ſelbſt in der anſcheinend 
vollkommenen Lebendgemeinfchaft, in der die Zellen eines tieriſchen 
Körpers miteinander leben, zittert noch uralte gegenſeitige Feindſchaft 
nach; laſſen ſich doch nach dem Forſcher Roux in embryonalen Zu⸗ 
ſtänden noch Wirkungen von Kämpfen der Teile gegeneinander wahr⸗ 
nehmen. Zwiſchen den Verbänden einzelner Zellen und denen ge⸗ 
trennter Einzelweſen beſteht kein ſo großer Unterſchied, wie es den 
Anſchein hat. Das beweiſen ſchon die Zwiſchenſtufen, bei denen es 
zu keiner völligen Lostrennung des Individuums vom Mutterorga⸗ 
nismus kommt, wie bei Korallen, Schwämmen, Siphonophoren und 
andern Cölenteraten. Daß auch getrennte und bewegliche Lebeweſen 
ganz von den zwiſchen ihnen obwaltenden Korrelationen beherrſcht fein 
können, lehren die „Staaten“ der Bienen, Ameiſen und Termiten. 
Das menſchliche Gruppenleben befindet ſich bei den Kulturvölkern im 
vollen Fluſſe einer Entwicklung, in der die Verwertung alter und 
neuer geiſtiger Errungenſchaften immer neue Möglichkeiten des Zu⸗ 
ſammenwirkens ſchafft. Dadurch erklärt es ſich ſowohl, daß der 
Kampf der Teile unter ſich bei der Regelung der gegenſeitigen Be⸗ 
ziehungen noch eine ſo große Rolle ſpielt, als auch daß für dieſe 
Regelung beſondere Organe, eben die des Rechtsweſens ausgebildet 
werden müſſen. Wenn man aber das Recht im objektiven Sinne 
als den Inbegriff von Regeln, welche die menſchlichen Lebens ver⸗ 


1 bältniſſe in erzwingbarer Weise normieren, e pflegt, ſo 


| verwechſelt man den reinen Rechtsbegriff mit dem praktiſchen Aus⸗ 


gleich zwiſchen dem Streben nach deſſen Verwirklichung und der Rück⸗ 


ſtändigkeit der jeweiligen geſellſchaftlichen Verhältniſſe und Zuſtände. 
Alles dauerhafte „Recht“ hat die Neigung in ſich, mit der Zeit ſeine 
gewaltſame Natur zu verlieren und ſich in freiwillig ausgeübte Sitte 


aufzulöſen, und darin würde die ideale Aufgabe eines wirkſamen, 


2 ‚echten Güteverfahrens beſtehen, unaufhörlich richtiges Recht, das ſich bis⸗ 
8 her nur gewaltſam durchzuſetzen vermochte, den breiteſten Volksſchichten 
An Fleiſch und Blut übergehen zu laſſen, in Sitte umzuwandeln. 


Daraus erhellt zugleich, daß es ſich hierbei in hohem Grade 


zugleich um eine erzieheriſche Aufgabe handelt. Vielleicht wird der 


dem Güteverfahren zugrunde liegende große Gedanke mit voller Kraft 
ſich erſt auswirken können, wenn der Geiſt jener neuen Jugend das 
ganze Volksleben wie ein Sauerteig durchdrungen haben kann, die 


ſich ſchon vor dem Kriege entſchloſſen von den herkömmlichen, allzu 
gemütlichen Formen der Gemeinſchaftslebens abgewandt hatte, um 


in ſtrengerer Lebensauffaſſung, in enger Fühlung mit der heimiſchen 


Natur ſich ihr Leben „vor eigener Verantwortung, nach innerer Wahr⸗ 
haftigkeit- zu geſtalten. Nur in dieſer Jugend hat ſich ein zuſammen⸗ 
hängender Teil des Volkes, noch dazu ſeines wichtigſten Beſtand⸗ 
teils, die nötige Unbefangenheit gegenüber allen an entbehrliche ma⸗ 
terielle Dinge gebundenen Lebensgewohnheiten erworben, ohne die 
Neuerungsbeſtrebungen wie die des Güteverfahrens immer wieder in 

Halbheiten ſteckenbleiben müſſen. Auf jeden Fall kann die Bewegung 


für das Güteverfahren und volkstümliche Rechtspflege nur dann die 
darauf geſetzten Erwartungen erfüllen, wenn ſie getragen wird von 


Menſchen, die in ihr, um mit Deinhardt zu reden, „keine Mode des 


Tags, keine Laune, keine Einzelheit, die ſo von ungefähr, ohne Anlaß 


kommt und vergeht“, ſehen, ſondern ſich deffen bewußt find, daß fie ge⸗ 
tragen iſt „von der Woge unſerer geſamten Entwicklung, auch mitgeboren 


aus den Kreiſen der Kräfte von 1914, dem Zuſammenbruch der Nichtig⸗ 


keiten der Vorauguſtzeit und der Wiedergeburt vom Auguſt 1914“ 


„Europa, der ganze Erdkreis wird zuſammengerüttelt; der Dreißig⸗ 


jährige Krieg, die Völkerwanderung laſſen fi) kaum vergleichen mit dem 


Weltkrieg jetzt. Wir können nicht im Rechtsweſen bloß das fortſetzen. E 


was vor 1914 war.“ Ein Güteverfahren, dem die Zukunft gehören 


ſollte, müßte unabhängig von allem Rechtsherkommen in eigengeſetz⸗ | 


licher Entwicklung einen völlig neuen Rechtsorganismus aufbauen. 


‘ 
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Das Recht des Verſtandes und das Recht der Ideen. 


Von Guſtav Beck, eee 


Aruf das an großen Geiſtern unvergleichlich reiche „Jahrhundert 
der Ideen“ — ſo nannte das achtzehnte einer der genialſten Führer 
deutſchen Geiſtes dieſer Zeit — folgte nach dem Tode Goethes und 
Hegels das arbeitstüchtige, aber ideenarme Zeitalter, das gegenwärtig 
noch nicht abgeſchloſſen iſt, wennſchon Uebergänge deutlich angebahnt 
ſind; eine Zeit, erfolgreich durch ihre Verſtandesleiſtungen, aber ohne 


tiefere Weltanſchauung, ohne feſte Grundlagen des Denkens und ſichere 


Grundſätze des Handelns. Die durch Verſtandesbegriffe zu erfaſſende 
Wirklichkeit nahm ſie für die Wahrheit; Glück und Nutzen des ee 
galten als Ziel menſchlichen Strebens: 


I. 

Dieſe Ideenarmut mußte ſich im Recht nachteilig geltend 
machen. Denn Recht und Gerechtigkeit ſind ja Ideen. Das Recht 
als eine Ordnung geſellſchaftlicher Verhältniſſe und die Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft als die Ordnung unſerer Rechtsgedanken, unſeres rechtlichen 
Bewußtſeinsinhalts ſetzen beide Einheit dieſer Ordnung voraus. 
Sie erfordert leitende und zu einem Geſamtzuſammenhang ver⸗ 
knüpfende Gedanken. Die Einheit, Tiefe, lebendige Geſtaltungskraft 
und Klarheit dieſer Grundideen beeinflußt notwendig unſere Rechts⸗ 
vorſtellungen im einzelnen; ſie iſt aber ihrerſeits wieder durch unſer 
geſamtes Weltbild und die Zuſammenhänge ſeiner Vorſtellungen bedingt. 

Die aus der Unſicherheit, Unklarheit und Zerriſſenheit unſeres 
Weltbildes entſpringenden Mängel ſind für uns Deutſche beſonders 
fühlbar; Ihering z. B. hat ſie lebhaft beklagt. Denn wir können 
nicht wie Römer und Angelſachſen, dieſe ideenloſen Völker, im Rechte 
einfach dem ſogenannten „geſunden Menſchenverſtand“ folgen; das 
heißt in dieſem Sinne: ſie verlaſſen ſich kurzweg auf die hundsnaſen⸗ 
kalte und hundsnaſenſcharfe Witterung ihrer Selbſtſucht“ auf deren 
ebenſo nüchterne und rückſichtsloſe wie für alle gemeinverſtändliche 
Antriebe. Bezeichnend für dieſen Geiſt der alten Römer iſt die Be⸗ 
merkung eines ihrer Schriftſteller, niemand ſchenke in Rom einem 
andern etwas. Solche Ziele find und zu niedrig. Recht und Ge⸗ 
rechtigkeit ſind uns nicht Mittel zum Vorteil der einzelnen, ſondern 
Ideen von tiefer ſittlicher Bedeutung, und wir können hierbei, den 


uns geiſtes verwandten Griechen ähnlich, des Lichtes gedankenmäßiger 
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Klarheit nicht entbehren. Wenn dem Deutfchen hier kein großer 
Wurf gelingt, ſo vergräbt er ſich mit dem ganzen Ernſt und Eifer, 
womit er einſt den leuchtenden Leitſternen des Erkennens folgte, in 
die wühlende Maulwurfsarbeit der kleinſten und kleinlichen For⸗ 
ſchungen. Im engen Kreis verengert ſich ſein Sinn. Weil ihr die 
weiten Blickrichtungen und großen Zuſammenhänge fehlen, verbohrt 
ſich unſere Rechtswiſſenſchaft wie Rechtsanwendung um ſo wütender in 
jene ebenſo unerſchöpflichen wie unerquicklichen kleinlichſten Streitereien, 
verliert ſich in Haarſpaltereien um Formelkram, beſonders im Streit⸗ 
verfahren. Vor jedem Fenſterchen des rieſigen Rechtsbaues ſpinnt 
unverdroſſener Eifer die feinſten Fäden zu dichten Begriffsſpinnen⸗ 
geweben, durch die das Sonnenlicht der Rechtsidee nur noch matt und 
trübe hindurchſchimmerft. 

Für kein anderes Volk iſt dieſe Gefahr ſo groß wie für das 
deutſche. Denn ſein unvergleichlich tiefer, ſtarker Drang nach Wahr⸗ 
heit mit ſeiner ernſten Gründlichkeit iſt der fette Acker, auf dem jenes 
Unkraut der Maßloſigkeit im Kleinen beſonders leicht wild wuchert. 
Darum taugt für den Deutſchen am allerwenigſten jenes zerhackende 
Kleinhandwerkzeug der Verſtandesbegriffe der Scholaſtiker, Alexan⸗ 
driner und Spezialgelehrten des 19. Jahrhunderts, erfahrungsgemäß 
geht überdies unfehlbar mit jener Geiſtestechnik ein unbegrenzter Eifer, 
unfruchtbaren Gedächtniskram aufzuſtapeln, Hand in Hand. Die 
Wirklichkeit in Raum und Zeit wird für die Wahrheit gehalten, der 
Geiſt unterliegt dem Stoff und der Mechanik. 


II. 


Jenem Zug ins Kleinliche und Stoffliche entſpricht die ſchier laby⸗ 
rinthiſche Verworrenheit unſerer Rechtsbegriffe, der der Ariadne⸗ 
faden fehlt. Ich erinnere daran, daß man Rechtsbegriffe und Rechts⸗ 
ſätze nach naturwiſſenſchaftlichen Methoden zu erfaſſen und in natur⸗ 
wiſſenſchaftlichem Sinne zu verſtehen ſuchte. Hat doch ſelbſt ein 
Ihering zwiſchen dem Reich der Zwecke und dem Reich der Urſachen 
nicht richtig unterſchieden. Beſonders aber ſei auf jene pſeudohiſtoriſche 
Methode verwieſen, die den Sinn der Geſetze ſtatt in lebendiger Be⸗ 
ziehung zur Rechtsidee im Geiſte der Gegenwart durch archivariſches 
Wühlen in vergilbten und verſtaubten Papieren, in Kammerverhand⸗ 
lungen und Motiven zu ergründen fuchte, die doch fo oft die Abſichten 
der Regierungen und Parteien mehr zu verhüllen oder zu beſchönigen 
als zu offenbaren ſtrebten, und dabei waren jene mechaniſchen Denker 
glücklich, ſich an die „unwiderſprochene Anſicht des Abgeordneten H.“ 
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klammern zu können, der vielleicht vor leeren Bänken redete wie 
jener blinde Greis, der in der Wüſte vunwiderſprochen ⸗ den Steinen 
predigte. 


Zu dieſem Mangel an ordnender, richtig verbindender und trennen⸗ 
der Ueberſicht unſerer Rechtsgedanken kommt noch, daß die Fülle 
autoritativer Entſcheidungen und Meinungen die Selbſtändigkeit juriſti⸗ 
ſchen Denkens namentlich bei den Untergerichten zu unterdrücken droht. 
Die praktiſchen Juriſten haben im allgemeinen zu wenig Zeit, ſich 
genauer um die Gründe dieſer zahlloſen autoritativen Urteile zu 
kümmern, und haften daher meiſt an deren wirklichen oder vermeint⸗ 
lichen Ergebniſſen, nach denen ſie eifrigſt forſchen. die ſie oft genug 
. verſtehen und anwenden. 


In der Praxis, ja ſchon in der Staatsprüfung gilt dann ein 
Juriſt für um ſo brauchbarer, je umfaſſender ſeine Kenntniſſe ſolcher 
Ergebniſſe ſind und je gewandter er im Auffinden ſolcher iſt. Ein 
großer Teil des juriſtiſchen Durchſchnittswiſſens beſteht in ſolchen wohl⸗ 
gefüllten Warenlagern von N Fertigfabrikaten, die die Köpfe 
beſchweren. 


Dieſe ungeſunde Geiſtesverfaſſung iſt zwar nicht nur bei den 
Juriſten ſtark verbreitet, vielmehr durch die geſamte oben angedeutete 
Geiſtesſtrömung unſerer Zeit bedingt, aber für uns beſonders gefähr- 
lich. Während nämlich die natur⸗ und geſchichtswiſſenſchaftliche Viel⸗ 
wiſſerrei immerhin tatſächliche Grundlagen hat — die allerdings 
auch ſtets Ideenverknüpfungen vorausſetzen — beſteht der juriſtiſche 
Gedächtniswuſt gedachter Art in bloßen Meinungen, Urteilen ſoge⸗ 
nannter Autoritäten, und zwar meiſtend wieder nur in deren End⸗ 
ergebniſſen ohne genauere Kenntnis Ir Gründe, iſt alſo leerſter 
Kram. 


Dieſe Art Gelehrſamkeit mag für gewiſſe praktiſche Berufszwecke, 
auch für das Vorwärtskommen im Berufsleben ihre ſehr bedingten 
äußeren Vorteile haben, ſie mag ſogenannte Routiniers heranbilden, 
iſt aber für die edleren Kräfte des Geiſtes und Gemüts nicht bloß 
unfruchtbar, ſondern ſchädlich. Wenn die Fülle des Wiſſens nicht 
durch lebendig geſtaltende, vielſeitig verknüpfende und beleuchtende 
Ideen kräftig angeregt, verarbeitet und in lebendige Geiſteskraft um⸗ 
geſetzt wird, ſo iſt ſie, gleichwie für den Körper Ueberfülle, ungenügend 
verarbeitete Nahrung ſchädlicher Ballaſt iſt, für den Geiſt eine Laſt, die 
ihn nicht bereichert, ſondern aushöhlt, den geſunden Menſchenverſtand 
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d. h. das geſunde Gleichgewicht aller Gemüts⸗ und Geiſteskräfte 
ſtört, kurz gemütliche und geiſtige Blutgefäßverkalkung nach ſich zieht. 
Gerade dieſe Verhältniſſe ſind die ſchlimmſten Folgen wie die un⸗ 
trüglichſten Kennzeichen der geiſtigen Verſumpfung uns ideenloſen 
Rechts. 


Sie iſt natürlich auch den Berufsleiſtungen ſchädlich. Sn fie 
gibt ihnen jene Richtung aufs Mechaniſche, Geiftlofe, die den Büro⸗ 
kratismus nicht mit Unrecht fo in Verruf gebracht hat. 


Was nicht irgendwie auf eine philoſophiſche Spitze hinausläuft, 
einer einheitlichen höheren geiſtigen Ordnung zuſtrebt, das mag ein 
zweckmäßiger Handwerksvorteil, ein nützlicher praktiſcher Kniff heißen, 
aber mit wahrer Wiſſenſchaft, echtem Streben nach Erkenntnis hat es 
nichts zu tun. s 

Nicht Stoffſammlung noch Verſtandestechnik und mechanik find 
deſſen ſtarke Fittiſche, ſondern nur jene vom größten wiſſenſchaftlichen 
Genius des Altertums „Idee“ genannte lebendige innere Anſchauung 
des wahren Weſens der Dinge mit auf das Ganze und ſeine Zu⸗ 
ſammenhänge gerichtetem Blick kann dieſes Streben ſeinem Ziele näher 
bringen. Auch geſchichtlich ſind rechtsphiloſophiſche Ideen und Be⸗ 
trachtungen älter als die wiſſenſchaftliche Durchleuchtung beſtehender 
Rechtsordnungen. Letztere finden wir erſt bei den ſehr wenig wiſſen⸗ 
ſchaftlich veranlagten Römern, während der wiſſenſchaftliche Genius 
der Griechen ſich ſehr früh ſchon eifrig auf erſtere verlegte. Darum 
zurück zum Urquell der Ideen, aus dem die großen Denker aller 
Zeiten und der Deutſchen insbeſondere die Kraft ihrer Erkenntnis 
ſchöpften, wo für Gemüt und Geiſt die Schwungkraft und der Ein⸗ 
klang unmittelbarer ureigener Gedanken und e in ewiger Er⸗ 
neuerung ſprudelt! 


Zage Gemüter mögen hiervor ſich ſcheuen im Hinblick auf die für 
ſie zu allgemeine und unbeſtimmte Richtung, die jene Leitſterne weiſen. 
Sie möchten „warten“, bis ihnen eine wegſame Straße durch bahn⸗ 
brechende Geiſter gewieſen iſt; bis dahin wollen ſie auf den gut aus⸗ 
getretenen Pfaden mit ihrem ſicheren, feſten Begriffsuntergrund weiter⸗ 
„wandeln. Aber darauf können wir unmöglich warten. Die Zeit iſt 
unſer, und wir müſſen daher „die Zeit machen“. Jene bahnbrechenden 
Geiſter, auf die auch wir hoffen, werden und können ſonſt nicht er⸗ 
ſcheinen. Sie bedürfen unſer ſo gut wie wir ihrer. Aus der Stick⸗ 
luft geiſtiger Verſumpfung ſteht kein Prophet auf. Wenn nicht die 
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ganze uns umgebende Geiſtesluft mit jenen Ideen, von jenem ſehn⸗ 

ſüchtigen Suchen erfüllt iſt, dann fehlt eben jene allſeitige Anregung, 
ohne die weder große Geiſter noch große Gedanken werden und 
wachſen können. Denn aus nichts wird nichts, auch nicht im Reiche 
des Geiſtes. Jene allgemeine Richtung iſt hier die Hauptſache, ja 
eigentlich alles. Denn das andere kommt mit ihr ſchon von ſelbſt; 
ohne ſie aber kommt gar nichts von ſelbſt und zufällig. Langes 
und eifriges Kopfzerbrechen einzelner am Schreibtiſch tut es nicht. 
Sind wir uns alle aber einig und ganz klar über das, was wir nicht 
wollen, ſondern anders haben möchten, haben wir ferner eine ebenſo 
tiefe wie lebhafte Sehnſucht nach entſprechender Aenderung und das 
entſchiedene Wollen dazu, dann kommen wir ganz unvermerkt auf den 
richtigen Weg zum Ziel; ja, wir find ihm ſogar viel näher, als 
wir glauben. Denn erreichen werden wir es ja nie, und den unfehl⸗ 
baren Weg dazu werden wir auch nie finden. Beides iſt aber auch 
nicht nötig. Denn die Wahrheit iſt ein Ziel, und ihr Wert liegt 
wie bei allen Idealen nicht im Beſitz, ſondern, im Streben und 
Suchen nach ihr. Haben wir letzteres, ſo haben wir jenes eine, 
das nottut. Wir werden dann ſehen, daß, wie im Frühling nach 
der erſtarrenden Kälte die Milde der Luft und Kraft des Lichts von 
ſelbſt die Pflanzen hervorlockt, auch die bahnbrechenden Geiſter und 
Gedanken von ſelbſt kommen. Es wird ſich dann jenes Wunder 
wiederholen, das wir um die Mitte der 18. Jahrhunderts ſich ereignen 
ſahen: nach trauriger Erſtarrung und kümmerlicher Oede zur erſten 
Zeit dieſes Abſchnitts begann mit dem Auftreten Klopſtocks auf ein⸗ 
mal der weite deutſche Geiſtesgarten in nie geſehenem und nie 

geahntem Blütenſchmuck zu prangen. 


III. 


Der Verwilderung unſerer Rechtswiſſenſchaft entſpricht des Chaos 
unſerer Geſetzgebung. Beim Schelten über die Rechtspflege halten 
ſich die Wortführer des Tags zumeiſt an das, was ihnen vor Augen 
liegt, an die Hand, die die Wage des Rechts hält, an den Richter, 
ohne viel danach zu fragen, ob denn Wage und Gewicht auch echt 
und recht ſeien. Beide können aber gar nicht echt und recht ſein, 


weil ſie zu ſehr fremden Geiſtes Prägung tragen, alſo nicht für 


deutſches Rechtsgefühl gelten können, weil ferner dieſe Prägung an 
ſich nicht die Ideen des Echten und Rechten, von Recht und Ge⸗ 
rechtigkeit ausdrückt, ſondern durch platte Nützlichkeitsgedanken, die 
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Rückſicht auf den Vorteil der Einzelnen vorherrſchend beſtimmt iſt, 
weil endlich das' Ganze nicht aus einem Guß, ſondern ein Gemiſch 
aus recht ungleichartigen Beſtandteilen iſt. 

Als einziges bezeichnendes Beiſpiel für die Ideenloſigkeit der 
römiſch⸗ rechtlichen Beſtandteile unſerer Geſetze ſei hier nur das senatus- 
consultum Macedonianum aus der Kaiſerzeit angeführt, das, aus 
einem eigentümlichen unglückſeligen Zufallsereignis ſinnlos verall⸗ 
gemeinernde Schlußfolgerung ziehend, für das weite römiſche Weltreich 
Geltung erlangte und annähernd durch zwei Jahrtauſende bis tief 
iu das vorige Jahrhundert hinein ſie behielt, ſich „wie eine ewige 
Krankheit forterbend”. 

Die Ideenarmut der Geſetzgebung des 19. Jahrhunderts zeigte 
ſich ſchon in der Art, wie es das Recht an ſich geringſchätzte. Der 
Gott der Zeit hieß nach der in England ſchon viel früher vom 
„Philoſophen“ Adam Smith ausgegebenen Loſung „Wirtſchaft“. 
Sie wurde zur Seele menſchlichen Strebens und Schaffens und 
hatte nach dem maßgebenden engliſchen Vorbild zum Ziel, den eigenen 
Vorteil möglichſt ungehemmt und unbekümmert um andere zu ver⸗ 
folgen. Die materialiſtiſche Weltanſchauung der Zeit, nach Glück ſtatt 
nach inneren Werten des Tuns verlangend und völlig undeutſch, 
erblickte folgerichtig im Recht nur die Dienerin der Nützlichkeits⸗ und 
Wirtſchaftsbeſtrebungen und deſſen Ziel darin, ſich ihnen möglichſt 
ſchmiegſam und fügſam anzupaſſen. Die Schöpfer unſeres Rechts aus, 
dieſer Zeit ſetzten daher ihren Stolz darein, daß es ein den Bedürf⸗ 
niſſen des wirtſchaftlichen Verkehrs im Sinne jener engliſchen Auf- 
faſſung tunlichſt angepaßtes, hierfür vollkommenes Werkzeug ſei, wie 
etwa die Eiſenbahnen und Dampfſchiffe. So erfüllt denn auch z. B 
das Bodenrecht unſeres BGB., beſonders das Pfandrecht an Grund⸗ 
ſtücken und Grundſchuldrecht meiſterhaft den Zweck, den Boden „für 
die Bedürfniſſe des Verkehrs“ wirtſchaftlich der Handelsware möglichſt 
gleichzuſtellen, und unſere ZPO. ſorgt faſt mit der Folgerichtigkeit eines 
Shylock für die unverkürzte Befriedigung auch der kleinſten Forderung 
ohne Rückſicht darauf, ob der Schuldner zugrunde geht. So iſt 
das Recht die Dienerin der Wirtſchaft ſtatt der Rechtsidee geworden, 
Sklave, wo es herrſchen ſollte. Und zwar Dienerin welcher Wirt⸗ 
ſchaft! Einer Wirtſchaft, deren Entwicklung darauf hindrängte und noch 
drängt, daß der wertvollſte Teil des Bodens mit ſeinen Schätzen einem 
geringen Bruchteil des Volkes gehört, während die Maſſen im engen 
Steingewirr der Großſtädte großenteils verelenden und verkümmern! 
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Alte Sagen erzählen von böſen Drachen, die das Land ent⸗ 
völkerten und ſeine Schätze in ihren Höhlen aufhäuften. Sie hauſen 
auch in unſerer Mitte als Mammonsſammler, und wir haben ihnen 
als Wächter zum Schutz und Schirm der Freiheit ihres Raubes das 
Recht beſtellt und die Gerichte als Diener und Vollſtrecker ihres 
beutegierigen Wollens. Volkstümlich ſind Recht und Richter e 
nicht geworden. 

Wir ſehen, daß für das Recht Ideenarmut gleichbedeutend mit 
unſelbſtändig, undeutſch und unvolkstümlich it wie N die gleiche 
Wurzel die Grundlage iſt. | 

Das Fehlen des geiſtigen Bandes und die Abhängigkeit des Rechts 
von politiſch⸗wirtſchaftlichen Zwecken, die ſeiner Idee widerſprechen, 
führte naturgemäß zu einer unheimlichen Ueberfülle caſuiſtiſcher 

Beſtimmungen. Denn ſie ſind um ſo unentbehrlicher, je unklarer 
und zuſammenhangloſer der Aufbau, je größer und zahlreicher die 
inneren Widerſprüche der Grundgedanken ſind. Die leidenſchaftlichen 
Wirtſchaftskämpfe verurſachten einen Uebereifer und Wetteifer der 
Parteien im Verlangen, Anregen und Schaffen von Geſetzen, eine 
überſtürzte Eile der Geſetzgebung. 


So bieten unſere Rechtsſätze das gleiche Bild wie ur Rechtsbe⸗ 
griffe unſerer Wiſſenſchaft: ungeordnete Ueberfülle, undeutſch, unvolks⸗ 
tümlich, der leitenden Ideen ermangelnd, den Gedankeninhalt durch ver⸗ 
wickelten Verſtandesmechanismus mau abgrenzend und trennend 
oder verallgemeinernd. 
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l 
IV. 


In der Rechtsanwendung dagegen haben wir eine ziemlich 
einheitliche Ordnung durch die dem franzöſiſchen Vorbild des Kaſſations⸗ 
hofs nachgeſtaltete Einrichtung der Reviſion. Sie beruht jedoch auf 
der künſtlichen, deutſchem Volksempfinden widerſtrebenden Trennung 
von Feſtſtellung des Sachverhalts und Rechtsfindung. Ferner lähmt 
die einheitliche Geſchloſſenheit die Selbſttätigkeit der Rechtsfindung 
der Inſtanzgerichte, die doch allein in unmittelbarer fruchtbarer Be⸗ 
rührung mit dem Rechts- und Volksleben ſtehen. Auf der Unmittel⸗ 
barkeit der Eindrücke aber beruht alle Kraſt und Friſche echter Er⸗ 
kenntnis. Dieſe Einheitlichkeit der Ordnung, die allerdings für den 
Verkehr vorteilhaft iſt, verſtärkt ſohin den beengenden Druck jenes 
Begriffsmechanismus; beſonders droht fie, zumal völlig durchgeführt, 
die von jeher wichtigſte und friſcheſte Quelle der e des 
Rechts, den een zu verſchütten. | 
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V. 


Das beklemmende Gefühl, in eine ganz fremdartige Geiſteswelt 
geraten zu ſein, drückt wohl jeden deutſchen Juriſten bald nach Be⸗ 
ginn ſeiner rechtswiſſenſchaftlichen Studien. Es handelt ſich hier 
um ſchroffe Gegenſätze zwiſchen völlig verſchiedenen Geiſtes welten: 

Feſt und willkürlich, wie die Römer, Napoleon und die Eng⸗ 
länder auf ihre durch äußere Gewalt eroberten Länder die Fauſt 
legten, ſie begrenzten, beherrſchten, vermehrten, teilten, ebenſo gewalt⸗ 
ſam ordnen dieſe Völker auch die geiſtige Welt. Auch hier wollen 


ſie durch ihren Verſtandesmechanismus feſt umklammern, ſicher beſitzen, 


* 


beſtimmt Rehren, mit der Schärfe des Begriffsmeſſers zergliedern; 
„divide et impera“ gilt ihnen auch hier. Sie wollen nicht Ideen 
nachjagend, unaufhörlich ſuchen und ſtreben nach der niemals völlig 
zu ergreifenden Wahrheit; Wirklichkeit, die ihr Verſtand völlig be⸗ 
greift, wollen ſie, Wiſſen, nicht Ideen. Doch „das Wiſſen iſt der 
Tod“. Denn was feſt, fertig, abgeſchloſſen, das iſt auch ſtarr, unbe⸗ 
weglich. unveränderlich, man kann daran nur herumkünſteln, es ver⸗ 
feinern und ausſchmücken; vom Leben, das Bewegung, Entwicklung. 
iſt, bleibt es abgeſchieden. Letztere ſind nur bei denen, welchen Wiſſen 
und Begriffe in ſtets veränderlichem Fluſſe ſich fortbewegende An⸗ 
ſchauungsformen der Wahrheit, Diener der Ideen ſind. Wer letzteren 
nachſtrebt, iſt freilich auf dieſem unbeſtimmten Wege des Irrtums 


ſicher. Doch dieſer „Irrtum iſt das Leben“. Dieſe unbeſtimmten 


Ideen ſind eben doch die einzige wahre Sicherheit. Die vermeintliche 
Sicherheit des Wiſſens- und Verſtandesbeſitzes iſt ebenſo ein Blendwerk 
wie der Tugendbeſitz des Phariſäers. 

Es iſt alſo verfehlt, um der „Rechtsſicherheit“ willen ſich weiter 
unter dieſes unſer Recht beherſchende fremde Geiſtesjoch zu beugen. 
Vielmehr kann für den Deutſchen nicht fraglich fein, welcher von beiden 
geſchilderten Arten der Vorzug gebührt, der Welt des Verſtandes 
oder der Welt der Ideen. Der Deutſche iſt nur für letztere geſchaffen 
und zwar wie kein anderer. Dort allein kann er zu dem Recht ge⸗ 
langen, das ihm fehlt, das rein nach der Rechtsidee gerichtet und 
zugleich deutſch, volkstümlich, einfach, einheitlich, lebendig, fortbildungs⸗ 
fähig iſt. N 

VI. 


Dieſem Geiſt deutſchen Rechts muß die Organiſation des Körpers, 
die Technik des Rechts, entſprechen. Es genügt nicht, daß die 
Rechtsſätze ſelbſt rein nach der Rechtsidee gerichtet find. Ihre Faſſung. 
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muß auch ſo ſein, daß ſie ſich nicht wie eine undurchdringliche Mauer 
zwiſchen Richter und Rechtsidee lagern und ihn von ihr abfperren. | 


Aehnlich wie in den ſpäteren Zeiten des altfränkiſchen Reichs die Haus⸗ 
meier die Könige oder in ſpäteren orientaliſchen Reichen die Veziere ihre 
Sultane oder Chan? beiſeite ſchoben unter dem Vorgeben, ihre er 
habene Heiligkeit dulde keine unmittelbare Berührung mit dem Volk, 
und ſo für ſich ſelbſt die unumſchränkte Gewalt an ſich riffen. Die 
Bindung an die Rechtsſätze darf alſo nicht engherzig auf logiſch⸗ 
mechaniſche Art durch eng einſchnürende Begriffsfeſſeln oder durch 
weitgehende kaſuiſtiſche Splitterung dem Richter die ſtetige unmittel- 
bare Fühlung mit der Rechtsidee abſchneiden, der allein die Herrſchaft 
im Recht zukommt. Dies erfordert nicht nur der genugſam erörterte 
Geiſt dieſes neuen Rechts von ſelbſt; es entſpricht auch dem be⸗ 
währten Geſamtzug der neueren deutſchen Staats- und Heeresver⸗ 
waltung, den unteren Stellen gegenüber der Befehlsmacht der oberſten 
eine ſelbſtändigere verantwortlichere Stellung einzuräumen. Ganz be⸗ 
ſonders aber hat die Haltung des deutſchen Volkes gegenüber den 
Laienrichtern, vor allem gegenüber den Schwurgerichten aufs aller⸗ 
deutlichſte gezeigt, daß der Deutſche auf die freie, ſelbſtverantwortliche 
und ſelbſtändige Stellung des Richters auch gegenüber dem Geſetz 
das Hauptgewicht legt. Dieſes ſoll den Richter nach deutſcher Auf⸗ 
faſſung mehr leiten als binden. 


Von ſelbſt ergibt ſich hieraus unmittelbar, daß auch in der Ge- 


richtsorganiſation der auf der gleichen logiſch⸗mechaniſchen Ge⸗ 
bundenheit des Richters fußende oberſtrichterliche Abſolutismus jeder 
Form ebenſo unhaltbar iſt wie jener Geſetzesabſolutismus und für 


Einrichtungen wie bindende Fallentſcheidungen irgendwelcher Art,, 


Reviſion, ſogenannter Rechtshof im deutſchen Ideenrecht kein Raum 
ſein kann. In dieſem darf zwiſchen Rechtsidee und Richter das 
Recht nur als Wegweiſer („Weistum“) zu erſterer ſtehen, über 
dem der verſtändige Wanderer nn) das Ziel ſelbſt aus den 
Augen verliert. 
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Entſcheidungen. 


Aus der Rechtsprechung der Thüringiſchen Gerichte. 
Entſcheidungen des Oberlandesgerichts in Jena. 


1. Bürgerliches Recht und Verfahren. 


14. Nach Meiningiſchem Recht iſt der Rechtsweg zu⸗ 
läſſig für Anſprüche aus einem Vergleich, der die 
Beitragspflicht mehrerer Gemeinden zu Schul— 
zwecken feſtſetzt. Kompetenzedikt vom 16. Juni 1829 

„ 22. März 1875 

Art. 19, 20; Volksſchulgeſetz vom 3. Januar 1908 

Art. 19, 22; Geſetz über das Verwaltungsſtreit— 
verfahren Art. 2, 10 Nr. 4. 


Die Klägerin und die Beklagte bilden einen Schulverband. Die 
Beitragspflicht zu Schulzwecken iſt geregelt in einem Vergleich, den die 
Streitteile am 19. Marz 1876 in Sülzfeld zwecks gütlicher Beilegung 
eines damals ſchwebenden Rechtsſtreits ſchloſſen. Dieſer Vergleich 
wurde vom Herzogl. Kirchen⸗ und Schulamt in Meiningen genehmigt. 
Die Beklagte iſt danach verpflichtet, zu allen Baukoſten für die Schule 
in Sülzfeld als ihren Anteil den ſechſten Teil beizutragen. In Sülzfeld 
wurde im Jahre 1912 eine neue Schule gebaut und im Herbſt 1912 
in Gebrauch genommen. Anfang 1913 überſandte die Klägerin der 
Beklagten eine Koſtenzuſammenſtellung, nach der der Schulneubau 
21 831,67 M. koſtete, und erſuchte um Erſtattung von 3638,61 M. 
als des fie treffenden Anteils (¼) an dieſen Koſten. | 

Die Beklagte verweigerte die Zahlung. 

Die Klägerin hat deshalb unter Vorbehalt ihrer Mehrforderung 
Klage auf Zahlung von 750 M. nebſt 4 Proz. Zinſen ſeit dem 
1. Februar 1913 erhoben. 

Die Beklagte hat eingewendet, der Rechtsweg ſei unzuläſſig. 

Das Landgericht hat deshalb auch die Klage abgewieſen. 

Das OLG. hat aufgehoben a die Einrede verworfen. Aus den 
Gründen: 

Nach § 13 GG. kann auch füt bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten 
durch Landesrecht die Zuſtändigkeit von Verwaltungsbehörden oder 


Verwaltungsgerichten begründet werden. Anderſeits kann nach § 4 
Blätter für Rechtspflege LXIV. N. F. XLIV. 19: 
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EGGVG. die Landesgeſetzgebung den ordentlichen Gerichten auch 
andere als bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten übertragen. 

Die Zuſtändigkeit der Verwaltungs behörden oder Verwaltungs⸗ 
gerichte iſt nach der meiningiſchen Landesgeſetzgebung nicht begründet. 
Nach Art. 19 der Verordnung vom 16. Juni 1829 über die 
Kompetenzverhältniſſe zwiſchen den Gerichten und den Regierungs⸗ 
und Verwaltungsbehörden (des ſogenannten Kompetenzedikts) iſt die 
Art der Aufbringung von Leiſtungen zu öffentlichen Zwecken, ind⸗ 


beſondere bei Unterhaltung von Schulen, inſofern Gemeindeverhältniſſe N 


in Sprache kommen, Sache der Verwaltung. Nach Art. 19 Abſ. 2 
ſoll aber, wenn einzelne Gemeindeglieder oder Klaſſen davon beſondere 
Statuten oder vertragsmäßige Rechte behaupten, ihnen die rechtliche 
Ausführung nachgelaſſen bleiben. Art. 20 dehnt die Beſtimmung 
des Artikel 19 u. a. auf die Verhältniſſe mehrerer Gemeinden unter⸗ 
einander wegen der gemeinſchaftlich zu tragenden Baukoſten für Schulen 


aus. Er ſetzt weiter feſt, wie die Quoten der verſchiedenen Ge⸗ 


meinden zu beſtimmen find, jedoch ebenfalls „mit Vorbehalt beſonderer 
Verträge und Statuten“. Zwiſchen den Parteien hat der Vergleich 
vom 19. März 1876 die Anteile feſtgelegt. Gegenſtand des Rechts⸗ 
ſtreits bildet auch nicht die Höhe des Anteils, ſondern die Frage, ob 
für die Beitragsleiſtung der Beklagten die übrigen im Vergleich feſt⸗ 
geſetzten Vorausſetzungen vorliegen. Da alſo der Anſpruch der Klägerin 
auf einem beſonderen Vertrag beruht, und die Höhe des Anteils über⸗ 
haupt nicht in Frage ſteht, kann aus Art. 19 und 20 der Verordnung. 


vom 16. Juni 1829 die Zuſtändigkeit der Verwaltung nicht herge⸗ 


leitet werden. 4 

Das Volksſchulgeſetz hat daran nichts geändert. Art. 19 des 
neuen wie des alten Volksſchulgeſetzes (vom 22. März 1875 und 
3. Januar 1908) beſtimmt, daß die Schullaſten für eine mehreren 
Gemeinden gemeinſame Volksſchule auf Anrufen einer beteiligten 
Gemeinde durch den Landrat nach einem beſtimmten Maßſtab feſtzuſetzen 
find. Hier iſt zwar ein Vorbehalt für den Fall, daß beſondere Ver⸗ 
träge vorhanden ſind, nicht gemacht. Daraus folgt aber nicht, daß 
er weggefallen iſt. Die Begründung zum Entwurf des Volksſchul⸗ 
geſetzes vom 22. März 1875 und die Landtagsverhandlungen ent⸗ 
halten davon nichts. Es hätte aber nahegelegen, eine ſo weſentliche 
Aenderung, wenn ſie beabſichtigt geweſen wäre, zu erwähnen! Es 
iſt auch nicht anzunehmen, daß man dem Landrat eine Tätigkeit hat 
zumuten wollen, wenn die Beteiligten die Angelegenheit ſchon ver⸗ 
traglich geregelt haben, ſo daß dann insbeſondere für die Feſtſetzung 


F 
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der Höhe der Beiträge kein Raum iſt. Der Vorbehalt des Kompetenz⸗ 


edikts iſt deshalb offenbar als ſelbſtverſtändlich nicht wiederholt worden. 


Auch für das Verwaltungsſtreitverfahren, das auch bei Zuläſſig⸗ | 


keit des ordentlichen Rechtswegs dieſem vorausgehen müßte (vgl. Urteil 
des AG. Jena vom 7. März 1912 in den Thür Bl. 59, 120), iſt 


kein Raum. Nach Art. 10 Z. 4 des Geſetzes vom 15. März 1897, 


betr. das Verwaltungsſtreitverfahren, findet die Entſcheidung im Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren ſtatt in Streitſachen zwiſchen Gemeinden über 
die im Art. 22 Abi. 3 des Volksſchulgeſetzes von 1875 vorgeſehenen 


Beiträge und Vermögensauseinanderſetzungen. Der Fall des Art. 22 


liegt an ſich nicht vor. Selbſt wenn man aber den Fall der Feſtſetzung 
der Beiträge nach Art. 19 des Volksſchulgeſetzes mit hier herrechnen 


wollte, wäre das Verwaltungsſtreitverfahren nicht am Platze, da es 
ſich in Art. 19 um Beiträge handelt, die der Landrat feſtgeſetzt hat, 


hier aber Beiträge auf Grund eines Vertrages gefordert werden. 
Ebenſowenig kann die Klägerin aus dem Vergleich vom 19. März 
1876 im Weg des Verwaltungs verfahrens vorgehen. Vorausſetzung 


iſt daher nach Art. 1 Z. 4 des Geſetzes betr. das Zwangs verfahren. 


im Verwaltungsweg vom 12. März 1897, daß der Vergleich ober⸗ 
behördlich genehmigt und zur Beilegung einer Streitigkeit vor einer 
zu deren Entſcheidung zuſtändigen Behörde abgeſchloſſen oder erklärt 
worden iſt. Das trifft nicht zu. Unter der zuſtändigen Behörde iſt, da 


es ſich um Verwaltungs angelegenheiten handelt, nur eine Verwaltungs⸗ 


behörde zu verſtehen. Der Vergleich iſt zwar obrigkeitlich genehmigt, 
aber nicht von einer ſolchen Behörde abgeſchloſſen oder erklärt. 
Der damalige Streit war bei den ordentlichen Gericht anhängig. 
Selbſt wenn er, was nicht erſichtlich iſt, bei dieſem eingereicht iſt, iſt 


alſo dieſe Vorausſetzung nicht gegeben. Ueberdies war, da die Klägerin 


ſchon damals ihren Anſpruch nicht auf Geſetz, ſondern einen Rezeß 
ſtützte, der Verwaltungsweg für die Entſcheidung der Streitigkeit 
nicht gegeben. 

Die Klägerin kann ſonach ihren Anſpruch weder im Verwal⸗ 


tungs⸗, noch im Verwaltungsſtreit⸗ oder Verwaltungäzwangsverfahren 


durchſetzen. 

Anderſeits iſt anzunehmen, daß die meiningiſche Geſetzgebung 
den ordentlichen Rechtsweg eröffnet hat. Ausdrücklich iſt das zwar 
nur in Art. 19 des Kompetenzedikts für den ausgeſprochen, der zu 
öffentlichen Leiſtungen herangezogen wird und ſich auf vertragsmäßige 


Rechte beruft. Nach Art. 20 ſollen die Beſtimmungen des Art. 19 


auch im Verhältnis mehrerer Gemeinden zueinander gelten. In 
| 19* 


BET 
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Uebereinſtimmung damit iſt für beſondere Verträge zwiſchen den Ge⸗ 
meinden ein Vorbehalt gemacht. Es iſt nicht einzuſehen, weshalb 
ein auf Verträge gegründeter Streit über öffentlich- rechtliche Leiſtungen 
nur dann, wenn er ſich zwiſchen einer Gemeinde und ihren An⸗ 
gehörigen abſpielt, dem ordentlichen Rechtsweg zugänglich ſein ſoll, 
nicht aber dann, wenn er das Verhältnis zweier Gemeinden betrifft. 
In beiden Fällen haben derartige Verträge denſelben Charakter. Sie 
können je nach der Wurzel, aus der ſie entſpringen, privatrechtlicher oder 
öffentlich⸗rechtlicher Natur fein, Art. 19 macht zwiſchen beiden Arten 
vertragsmäßger Rechte keinen Unterſchied. Für Verträge, die Art. 20 
im Auge hat, muß daher dadfelbe gelten. Mag deshalb auch der 
Vergleich vom 19. März 1876 öffentlich⸗rechtlichen Charakter (vgl. 
für die entgegengeſetzte Auffaſſung: RG. 57, 350; 67, 291) haben, 
ſo iſt doch aus Art. 19 und 20 zu ſchließen, daß für Streitigkeiten aus 
ihm der ordentliche Rechtsgang offenſteht. Dieſe beſondere Behandlung 
von Verträgen auf öffentlich⸗rechtlichem Gebiet entſpricht der Auf⸗ 
faſſung der Zeit, in der das Kompetenzedikt entſtand. Da Ver⸗ 
waltungsgerichte fehlten, neigte man dahin, für beſondere Rechtstitel, 
insbeſondere Verträge, wegen der Aehnlichkeit mit privatrechtlichen 
Verhältniſſen den ordentlichen Rechtsſchutz zu gewähren. (Vgl. Apelt⸗ 
Verwaltungsrechtspflege, 1. Aufl., S. 36, das ſächſiſche Zuſtändig⸗ 
keitsgeſetz vom 18. Januar 1835 88 8 und 9 und das Urteil des 
3. Zivilſenats des OLG. Jena vom 16. Dezember 1913 — 3 U 
| 154/13.) | 
Die vom Reichsgericht neuerdings (RG. 79, 200) vertretene Unter⸗ 
ſcheidung zwiſchen Vergleichen, die einen einzelnen Fall der Vergangen⸗ 
heit betreffen, und ſolchen, die die öffentlich⸗rechtlichen Beziehungen 
für die Zukunft regeln ſollen, lag außerhalb des Gedankenkreiſes der 
Zeit, in der das Kompetenzedikt entſtand. Wo überhaupt Verträge 
über öffentlich⸗rechtliche Leiſtungen vorhanden waren, wollte es den 
Rechtsweg zulaſſen, ohne danach zu fragen, auf welcher Grundlage 
die Verträge beruhten. Ueberdies würde, wenn zwar im Fall des 
Art. 19, nicht aber im Fall des Art. 20 der ordentliche Rechts⸗ 
weg zugelaſſen wäre, in dem letzten Fall überhaupt kein Rechtsſchutz 
beſtehen, da die Verwaltungswege, wie ausgeführt, nicht gegeben ſind. 
Daß die meiningiſche Geſetzgebung einen ſolchen Zuſtand gewollt 
hätte, iſt nicht anzunehmen. 

Urteil des 2. Zivilſenats vom 9. April 1914, 2 1 16/14 (nach 
Mein ingen). 
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15. Die Malzſchrotabgabe in Lobenſtein (Reuß j. L.) iſt 
öffentlichrechtlicher Natur. Bei Streitigkeiten über 
die Abgabepflicht ift der Rechtsweg unzuläſſig. 
Die klagende Brauerei hatte bis zum 1. 10. 1915 an die 

Kämmereikaſſe Lobenſteins für den Zentner Malzſchrot 1,40 M. Brau⸗ 
ſteuer und 80 Pf. Malzſchrotabgabe gezahlt. Davon hatte die Stadt 
feſte Anteile an die Kirchen⸗, die Schul⸗ und die Armenkaſſe ab⸗ 
geführt. Seit 1. 10. 1915 zahlt die Brauerei nach § 58 Abſ. 2, 3 
des Brauſteuergeſetzes vom 15. 7. 1909 (RGBl. S. 773) und nach 
der Lobenſteiner Bierſteuerordnung vom 3. 9. 1915 an die Stadt 
nur noch 65 Pf. für 1 hl Bier. Die Kirchengemeinde aber beanſprucht 
nach wie vor ihren Anteil (/16) an den 80 Pf. Malzſchrotabgabe 
und hat ihn für 1. 10. 1915 bis Ende 1916 mit 684,21 M. un⸗ 
mittelbar von der Brauerei angefordert. Dieſe beſtreitet ein For⸗ 
derungsrecht der Kirchengemeinde ſelbſt und weigert ſich, überhaupt 
mehr als 65 Pf. für 1 hl zu zahlen. Deshalb klagt ſie auf Feſt⸗ 
ſtellung, daß der Kirchgemeinde kein Anſpruch auf 684,21 M. Malz⸗ 
ſchrotabgabe mit Zinſen oder überhaupt auf eine ſolche Abgabe zuſtehe. 

Die Kirchgemeinde hat ihren Anſpruch auf öffentlichrechtliche 
Entſtehungsgründe zurückgeführt und das Landgericht die Klage wegen 
Unzuläſſigkeit des Rechtswegs abgewieſen, da Grundlage der Abgabe 
kein Privatrechtsverhältnis ſei, ſondern nur öffentliches Recht. | 

Die Kirchengemeinde hat die Malzſchrotabgabe mit einem Ab⸗ 
kommen zwiſchen dem Stadtrat und den Brauberechtigten der Stadt 
aus dem Jahre 1844 begründet. Dieſes Abkommen ſoll nach Meinung 
der Klägerin privatrechtlicher Natur geweſen und der Rechtsweg ſchon 
deshalb zuläſſig ſein. 

Der Senat hat die Berufung der Klägerin zurückgewieſen. 

Ob eine „bürgerliche Rechtsſtreitigkeit“ im Sinne des $ 13 GVG. 
vorliegt, der Rechtsweg alſo zuläſſig iſt, beſtimmt ſich in erſter Line nach 
Landesrecht (JW. 1912, 474 22). Nach § 1 Nr. 6 des Geſetzes 
für Reuß j. L. vom 10. 8. 1899 über die Zwangsvollſtreckung im 
Verwaltungswege (GeſS. 23, 202) unterliegen „die feſtſtehenden Ab⸗ 
entrichtungen an Kirchenkaſſen“ der zwangsweiſen Beitreibung im 
Verwaltungswege, und nach § 15 Abſ. 1 wird über Einwendungen 
des Zahlungspflichtigen gegen den Anſpruch, deſſentwegen die Zwangs⸗ 
vollſtreckung verfügt worden iſt, im geordneten Verwaltungswege ent⸗ 
ſchieden, wenn nicht auf Grund beſonderer Geſetzesvorſchrift im Rechts⸗ 
wege zu entſcheiden iſt. Damit iſt der Grundſatz ausgeſprochen, daß 
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für alle Ansprüche des 8 1 Nr. 1—12 der Rechtsweg ausgeſcloſen 
fein ſoll, wenn er nicht durch eine beſondere Geſetzesvorſchrift zugelaſſen 
iſt (vgl. Thür. Bl. 51, 293). Das iſt für die Malzſchrotabgabe nicht 
der Fall, ſelbſt wenn ſie ſchon im Verwaltungswege beigezogen wäre: 
vielmehr beſtimmt § 23 Abſ. 2 des revid. Staatsgrundgeſetzes vom 
14. 4. 1852 (Faſſung vom 20. 6. 1856, GeſS. 11, 107), die 
wegen Rechtsverletzung eröffnete gerichtliche Klage ſolle grundſätzlich 
da verſagt fein, „wo die ... Rechtsverletzung auf einer durch die Ver⸗ 
fügungen der Staatsbehörden geſchehenen Anwendung der Staats- 
und Hoheitsgerechtſame beruht“; die beiden Ausnahmefälle aber — 
Verletzung öffentlichrechtlicher Privilegien und Eröffnung des Rechts⸗ 
wegs durch eine Sondervorſchrift — ſcheiden hier aus. 

Danach iſt der Rechtsweg für die ſtreitige Abgabe audgefchloifen, 
wenn ſie unter § 4 Nr. 6 des ul vom 10. 8. 1899 fällt. Das 
iſt zu bejahen. 

Denn die Worte „feſtſteh sb e Abentrichtungen“ bedeuten nicht, 
wie die Berufung meint, unſtreitige Anſprüche der Kirchkaſſen, 
ſondern dauernde, regelmäßig wiederkehrende Leiſtungen, wie die 
Malzſchrotabgabe hier. Ob dieſe etwa dann nicht unter $ 1 Nr. 6 
fiele, wenn fie rein pri va trechtlicher Natur wäre, kann dahinſtehen, 
denn auf jeden Fall iſt ſie öffentlich rechtlicher Art und unterfällt 
daher dem § 1 Nr. 6, der mindeftend n Abgaben 
umfaßt. 

Freilich iſt ihre Entſtehung ungeklärt; nach § 1 Abſ. 3 des 
Lobenſteiner Ortsgeſetzes vom 20. 6. 1910, betr. Abänderung der 
Vorſchriften über die Erhebung der Gemeindeabgaben vom Bier, ſoll 
ſie auf einem „alten Herkommen“ beruhen, doch beſagt das nichts 
für die Frage nach der privat⸗ oder öffentlichrechtlichen Natur. Wie 
aber auch ihre urſprüngliche Grundlage geweſen ſein mag, hat ſie doch 
— abgeſehen von der öffentlichrechtlichen Regelung des Bierſteuer⸗ 
weſens im Zollvereinigungsvertrag vom 8. 7. 1867, Art. 5 II 87 
(RG Bl. 1867, 81) — ſpäteſtens die Natur einer öffentlichen Abgabe 
angenommen, als ſie nach § 1 Abſ. 3 des Lobenſteiner Ortsgeſetzes 
durch die zuſtändige ſtädtiſche Gewalt als Teil einer einheitlichen Bier- 
ſteuer von 2,20 M. je 1 Ztr. Malzſchrot anerkannt und ſo auf Grund 
der Finanzhoheit durch eine ausdrückliche Geſetzesbeſtimmung ins 
öffentliche Steuerweſen übernommen worden iſt (Thür. Bl. 62, 301). 

Auch laſſen die Verhandlungen von 1844/45 keinesfalls auf 
eine privatrechtliche Natur der Abgabe ſchließen. Damals iſt die 
Braumalzſteuer durch Vereinbarungen des Stadtrats mit den Brau⸗ 
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berechtigten der Gemeinde und dem Brauausſchuß neu geregelt worden. 
Die Abgabe ſelbſt hatte ſchon beſtanden, ihr Weſen aber iſt durch 
die Neuregelung nicht berührt worden, ſondern nur ihre Höhe und 
Zahlungs weiſe; denn es galt damals, die Steuer „auf eine 
jährlich zu entrichtende beſtimmte Summe zu fixieren“ und dieſe „nach 
Verhältnis der Gebräudeanzahl“ zu verteilen, ſowie die Abgabe 


künftig nach dem Zentner Malzſchrot und möglichſt durch eine Kaſſe 
zu erheben, und danach iſt verfahren worden. Auch iſt es nicht bei. 


der Einigung des Stadtrats mit dem Brauberechtigten geblieben, 
ſondern noch die Beſtätigung der Fürſtl. Landesdirektion eingeholt, 
ſie teilweiſe aber verſagt und nur beſchränkt erteilt worden. So hat 


Die Landesdirektion die Fixierung abgelehnt und gerade die Abgabe an 


die Kirchkaſſe von J Silbergroſchen 10 Pf. auf 1 Silbergroſchen 


12 Pf. = 2 Silbergroſchen erhöht. Gerade dieſer ſtaatshoheitliche 
Eingriff ſpricht dagegen, daß die Neuregelung von 1844/45 privat. | 


rechtlicher Natur geweſen ſei. 

Danach fällt die Malzſchrotabgabe als eine feſtſtehende öffentlich 
rechtliche Abentrichtung unter § 1 Nr. 6, und iſt der Rechtsweg aus⸗ 
geſchloſſen. 

Zwar ſpricht § 15 des Gef. vom 10. 8. 1899 nur von Eiu⸗ 
wendungen gegen den Anſpruch, deſſentwegen Zwangsvollſtreckung 


verfügt worden iſt, ſcheint alſo erſt Platz zu greifen, wenn die 


Vollſtreckungsverfügung ſchon erlaſſen iſt. Ob das hier geſchehen iſt, 
ſteht nicht feſt. Nach dem Zweck und Grundgedanken des Geſetzes 
aber ſoll der Rechtsweg bei den Angaben und Leiſtungen des § 1 


Nr. 1— 12 grundſätzlich für jeden Streit über den Zahlungsanſpruch 


ſelbſt ausgeſchloſſen ſein, mag die Vollſtreckungsverfügung ſchon er⸗ 
gangen ſein oder nicht, während der Wortlaut des § 15 ausdrücklich 
nur den näch ſt liegenden Fall behandelt (Thür. Bl. 51, 294, 295). 
Daher gilt § 15 auch für den Teil des Klagantrags über die zu⸗ 
künftige Abgabe. 

Bei der öffentlichrechtlichen Natur der Abgabe entspricht 
der Ausſchluß des Rechtswegs auch allgemeinen Rechtsgrundſätzen 
(vgl. z. B. RGZ. 71, 423; 77, 412). 

Urteil des I. Zwwilſenats vom 10. 7. 1918, U 13/18 en 
Gera). 


16. Unwirkſamkeit eines Schiedsvertrags, wenn ein 


Verein beteiligt iſt und e davon nen 
richter fein ſollen. 
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Die beklagte Fleiſcherinnung betreibt unter dem Namen „Schlacht⸗ 
viehverſicherung E.“ die Verſicherung von Viehbeſitzern, Viehhändlern 
und Fleiſchern, die im Schlachthof in E. Schlachtvieh ſchlachten laſſen, 
gegen Schäden, die ihnen durch Beanſtandung des Schlachtviehs 
nach der Schlachtung entſtehen können. Nach den Nebenſtatuten der 
Beklagten für die Schlachtviehverſicherung hat ſich der Innungs⸗ 
vorſtand, wenn ein Entſchädigungsanſpruch angemeldet wird, darüber 
zu erklären, ob und in welcher Höhe er entſchädigen will. Verweigert 
der Vorſtand die Zahlung der beanſpruchten Entſchädigung, ſo hat 
der Betreffende feinen Anſpruch dem Schlachthof⸗Ausſchuß zu unter⸗ 
breiten. Dieſer Ausſchuß, der aus dem Innungszvorſtand und 4 Schau⸗ 
meiſtern beſteht, entſcheidet unter dem Vorſitz des Obermeiſters endgültig. 
Der Betroffene kann an der Sitzung teilnehmen und 2 Vertrauens⸗ 
männer mitbringen. Von den Ausſchußmitgliedern werden 3 aus⸗ 
geloſt; ſie ſtimmen in Gemeinſchaft mit dem Intereſſenten und den 
Vertrauensmännern darüber ab, wie und was entſchädigt werden 
ſoll. Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Obermeiſters. 
Der Rechtsweg ſoll ausgeſchloſſen ſein. 

5 Der Kläger hat im Dezember 1912 einen Bullen, den er da⸗ 

mals an den Fleiſchermeiſter J. in E. für 640 M. als Schlachtvieh 
verkauft hatte, bei der Schlachtverſicherung der Beklagten durch J. 
verſichern laſſen. Ihr Vorſtand aber hat, obgleich das Fleiſch des 
Bullen nach der Schlachtung verworfen werden mußte, am 13. De⸗ 
zember 1912 eine Entſchädigung nach 8 12 ihrer Nebenſtatuten ab⸗ 
gelehnt, weil der Bulle krank geweſen und der Kläger dies verheimlicht 
habe. Auch der Schlachthofausſchuß, der auf die Weigerung des 
Klägers, die Entſcheidung des Vorſtands anzuerkennen, zuſammen⸗ 
getreten iſt, hat eine Vergütung für den Bullen abgelehnt. 

Der Kläger verlangt mit der Klage Verurteilung der Beklagten zur 
Zahlung von 640 M. mit 4 v. H. Prozeßzinſen. Die Beklagte will die 
Klage abgewieſen haben; ſie hat vor Einlaſſung zur Hauptſache die 
Einrede vorgebracht, daß die Entſcheidung des cee durch 
Schiedsrichter zu erfolgen habe. 

Das Landgericht hat durch Zwiſchenurteil die Einrede e 

Die Entſcheidung des Landgerichts iſt richtig. 

Zwar iſt nicht begründet ſein Zweifel, ob nach den Neben⸗ 
ſtatuten 8 10 das Schiedsgericht auch zur Entſcheidung über die 
Entſchädigungspflicht an ſich — nicht nur über die Höhe der zu 
zahlenden Entſchädigung — berufen fein fol. Denn in § 14 iſt aus⸗ 
drücklich beſtimmt, das der Betroffene (der Verſicherungsnehmer), auch 
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wenn der o überhaupt nicht entſchädigen will, ſeinen Anſpruch 
dem Schlachthofausſchuß zu unterbreiten hat und daß dann nach 8 10 
zu verfahren iſt. 

Nicht zu beanſtanden aber iſt ſeine Entſcheidung, daß der von 
dem Schlachthofausſchuß als Schiedsgericht gefällte ablehnende 
Spruch unwirkſam ſei, weil niemand Richter in eigener Sache ſein 
könne. Allerdings iſt davon auszugehen, daß der Kläger, indem er 
den Bullen durch J. bei der Beklagten verſichern ließ, ſich deren 
ſtatutariſchen Beſtimmungen über die Schlachtviehverſicherung unter⸗ 
worfen hat, mochte er dieſe kennen oder nicht. Aber der Rechts⸗ 
grundſatz, daß niemand Richter in eigener Sache ſein kann, gehört 
dem öffentlichen Recht an, ihm entgegenſtehende Vereinsſtatuten 
ermangeln der Gültigkeit (JW. 1906, 362 26, RG Z. 80 191). 

Richter in eigener Sache find aber die zur Entſcheidung be- 
rufenen Mitglieder des Schlachthofausſchuſſes. Denn ihm gehören 
der Obermeiſter als Vorſitzender des Vorſtands, die übrigen 4 Mit⸗ 
glieder des Vorſtands und 4 Schaumeiſter, die ebenfalls Mitglieder 
der Innung ſind, als Mitglieder an. Der Vorſitzende des Vorſtands 
und die übrigen Vorſtandsmitglieder find nach 88 28, 29 und 32 
die geſetzlichen Vertreter der Innung. Soweit ſie in dieſer Eigen⸗ 
ſchaft tätig werden, ſtellen ſie die Innung ſelbſt dar. Von ihrer und 
damit der Innung eigener Entſcheidung iſt es alſo weſentlich mit 
abhängig, ob die Innung zur Zahlung einer Entſchädigung verpflichiet 
werden ſoll oder nicht. Erſchwerend kommt hinzu, daß der Innungs⸗ 
vorſtand nach § 14 Abſ. 3 der Nebenſtatuten vor dem Zuſammentritt 
des Ausſchuſſes als Vertreter der Innung bereits eine Tätigkeit zu 
entwickeln hat, namentlich ſich darüber zu erklären hat, ob und in 
welcher Höhe er entſchädigen will. Lehnt der Vorſtand die verlangte 
Entſchädigung ab, ſo wird durch die von ihm verteidigte Rechts⸗ 
anſchauung der dem Ausſchuß zu unterbreitende Streit unmittelbar 
geſchaffen. Die Mitwirkung eines ſolchen zu den Trägern der Partei⸗ 
rolle gehörenden Schiedsrichters bei der Entſcheidung iſt mit dem 
Weſen der ſchiedsrichterlichen Tätigkeit ganz beſonders unvereinbar und 
kann den Begriff einer ſolchen nicht erfüllen (RGZ. 51 393). 

Urteil des 1. Zivilſenats vom 26. Juni 1918 1 U 144/14 
(nach Eiſenach). 


17. Die Gebühren für den Antrag des Rechtsanwalts 
auf Aenderung des Teilungsplans wie Zwangs⸗— 
verſteigerungs verfahrens ($ 115 3wV G., § 882 


— 298 — 


3 PO.) gehören zu den Koften der Zwangs voll⸗ 
ſtreckung und können feſtgeſetzt werden. Wechſel 
des Anwalts im Verteilungs verfahren. Keine 

doppelte Erſtattung. ZPO. §§ 104, 880, 882, 788; 

3w VG. § 110. Meiningiſches Geſetz über die Ge⸗ 

bühren der Rechtsanwälte vom 23. Dezember 1899 

Art. 4. 

Die Koſten, die die Klägerin feſtgeſetzt wiſſen will, ſind berechnet 
für den Antrag ihres Rechtsanwalts auf Aenderung des Teilungs⸗ 
plans im Zwangsverſteigerungsverfahren ($ 115 ZwVG., § 882 
ZPO). Zu Unrecht lehnt das Lg. die Feſtſetzung ab, weil die Koſten 
nicht zu denen des Rechtsſtreits, auch nicht zu den Koſten der Zwangs⸗ 
vollſtreckung aus dem Urteil über die Widerſpruchsklage ($ 880 ZPO.) 
gehörten, vielmehr durch die Mitwirkung in einem beſonderen Ver⸗ 
fahren — dem weiteren Verteilungsverfahren — entſtanden ſſeien. 
Zwangsvollſtreckung iſt nicht nur die Vollziehung der Leiſtungsurteile 
Bollftrelung im engeren Sinn), ſondern auch die der ſonſtigen ſach⸗ 
lichen Urteilswirkungen, wie Aenderung eines Teilungsplans und 
ähnliches. Den Vollſtreckungstitel für eine ſolche Aenderung — „ander⸗ 
weite Verteilung“ im Sinn des § 882 ZPO. — bildet das Urteil, 
das auf den Widerſpruch eines Gläubigers gegen den urſprünglichen 
Teilungsplan ergangen iſt. Zwar beruht das Zwangsverſteigerungs⸗ 
verfahren — und dem entſprechend auch das Verteilung verfahren — 
im ganzen auf dem Schuldtitel, deſſentwegen es angeordnet worden 
iſt (8 16 Zw WG.). Das gilt aber nicht von dem weiteren Verteilungs⸗ 
verfahren auf Grund eines Urteils, das über den Widerſpruch eines 
Gläubigers entſcheidet und die Aenderung des Teilungsplans anordnet; 
denn dieſes Verfahren berührt nur die Parteien des Widerſpruchs⸗ 
prozeſſes und iſt Vollziehung des zwiſchen ihnen über ihre Rangfolge 
ergangenen Urteils. Sind danach die berechneten Gebühren Zwangs⸗ 
vollſtreckungsunkoſten, ſo können ſie grundſätzlich auch vom Gerichts⸗ 
ſchreiber des Prozeßgerichts erſter Inſtanz — nicht etwa vom Voll⸗ 
ſtreckungsgericht — feſtgeſetzt werden (§ 104 ZPO.). Nach § 788 1 
ZPO. find zwar die Koften der Zwangsvollſtreckung mit dem An⸗ 
ſpruch ſelbſt beizutreiben. Damit wird aber nur ein Recht, nicht eine 
Pflicht für den Gläubiger begründet; er kann alſo jedenfalls dann 
die Feſtſetzung der Koften verlangen, wenn, wie hier, für ihre Bei⸗ 
treibung zugleich mit dem Anſpruch kein Raum iſt (vgl. Stein, ZPO. 
zu § 103 II 3 und III, S. 309 f, und II, zu $ 788, Anm. IL, 
©. 543, ThürBl. 51, 88; nicht entgegenſtehend SA. 62 Nr. 100) 
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Sachlich aber muß die Beſchwerde daran ſcheitern, daß die be⸗ 
rechneten Koſten nicht erſtattbar find. Sie werden nach Art. 4 Abſ. 1 
Nr. 2 des meiningiſchen Geſetzes über die Gebühren der Rechts⸗ 
anwälte vom 23. Dezember 1899 für die „Vertretung im Verteilungs⸗ 
verfahren” verlangt. Für dieſelbe Tätigkeit find aber dem früheren 
Vertreter der Klägerin, Rechtsanwalt Dr. St. in E., ſchon 32,40 M. 
Gebühren ſamt Pauſchſatz zugebilligt und aus dem Verſteigerungs⸗ 
erlös angewieſen. Daneben kann ſie nicht nochmals Gebühren für 
ihre Vertretung im weiteren Verteilungsverfahren erſtattet verlangen. 
Die Gebühren des Art. 4 a. a. O. ſollen — ebenſo wie die des 
8 39 RAGebdo. — die Tätigkeit des RA. im geſamten Verteilungs⸗ 
verfahren bis zu ſeinem Abſchluß d. h. bis zur Ausſchüttung der Maſſe 
abgelten (vgl. Walter⸗Joachim 5, für RAGeboO., zu § 39, Anm. 7, 
S. 322 f.; Willenbücher 7, ebda. Anm. 1, S. 212; Quednau, 
ebda. Anm. 6, S. 466); die „anderweite Verteilung“ auf Grund des 
in dem Widerſpruchsprozeß ergangenen Urteils (§ 882 ZPO.) iſt 
aber nur eine Fortſetzung des begonnenen Verteilungsverfahrens, kein 
neues ſelbſtändiges Verteilungs verfahren. Nun hat allerdings die 
Klägerin für das weitere Verteilungsverfahren einen anderen RA. 
als ihren urſprünglichen zugezogen. Aber dazu lag kein zwingender 
Grund vor. An ſich bedurfte es gar keines beſonderen Antrags an 
das Vollſtreckungsgericht, denn es hat von Amts wegen die Aenderung 
des Teilungsplans und die weitere Verteilung auf Grund des im 
Widerſpruchsprozeß ergangenen Urteils anzuordnen ($ 115 ZwVG., 
8 882 ZPO. Hielt es die Klägerin trotzdem für nötig, die Tätig⸗ 
keit des Vollſtreckungsgerichts anzuregen, ſo mußte ſie, um den 
Gegnern unnötige Koſten zu erſparen, ihren früheren Anwalt Dr. St. 
wieder zuziehen, deſſen Büro auch im Jahr 1917/18 offen ſtand und 
der ſelbſt gerade im März 1918 perſönlich in E. anweſend war. 
Das folgt aus der entſprechenden Anwendung des Grundgedankens 
des § 91 Abſ. 2 Satz 2 ZPO., wonach die Koſten mehrerer An⸗ 
wälte nur inſoweit zu erſtatten ſind, als in der Perſon des Anwalts 
ein Wechſel eintreten mußte. Für die Vertretung der Klägerin im 
Verteilungsverfahren, um die ſich's hier handelt, war der Anwalts⸗ 
wechſel nicht nötig. Daß ihr Prozeßbevollmächtigter im Widerſpruchs⸗ 
Prozeß an ſich auch zum Betrieb der Zwangsvollſtreckung aus dem 
Urteil ermächtigt war (8 81 ZPO.), kann daran nichts ändern. 

Beſchluß des II. Zivilſenats vom 14. Juni 1918, 2 W 27/16 
(nach Meiningen). 
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2. Strafrecht und Strafverfahren. 


6. Koſtenverteilung im an StPO. 

88 503, 505. 

Die Pflicht zur Tragung der Koften nach 88 496 ff. SO. 
gehört dem materiellen Recht an. Auf die Verletzung der Vorſchriften 
darüber kann daher die Reviſion an ſich geſtützt werden (88 376, 
380 StPO.; Löwe⸗Roſenberg, StpoO. !“ Anm. 4° zu $ 380, 
S. 709; Goltd Arch. 54, 483; 60, 331). 

Sachlich iſt ſie aber unbegründet. Ohne Rechtsverſtoß hat das 
| Landgericht der Privatklägerin /, der Koſten beider Rechtsgänge 
auferlegt. 

Nach § 505 Abf. 1 Satz 3 StPO., der auch für das Rechts⸗ 
mittelverfahren in Privatklageſachen gilt, kann das Gericht die Koſten 
angemeſſen verteilen, wenn ein Rechtsmittel nur teilweiſen Erfolg hat. 
Dieſe Vorausſetzung liegt nach der herrſchenden, vom Senat geteilten 
Anſicht auch dann vor, wenn, wie hier, die Berufung des Angeklagten 
Freiſprechung erſtrebt, aber nur Herabſetzung der Strafe erreicht (Bay. 
Obe GSt. 7, 292; 12, 325, 395). Danach rechtfertigt 8 505 Abf. 1 
Satz 3 SPD. die Verteilung der Koften für den zweiten Rechtsgang, 
nicht aber für den erſten. Denn der klare Wortlaut und Sinn des 
§ 505 StqpO. ergibt, daß er ſich nur auf die Koſten des Rechts⸗ 
mittelverfahrens bezieht, die des erſten Rechtsgangs aber unberührt 
läßt (Löwe⸗Roſenberg, a. a. O. Anm. 5 zu § 505, S. 892, 
Goltd Arch. 38, 371). Wohl aber bietet $ 503 Abſ. 3 StPO. 
die rechtliche Grundlage für die Verteilung der Koſten des erſten 
Rechtsgangs. Das Oberſte Landesgericht in München (4, 5 f.; vgl. 
auch OLG. München 9, 72) will zwar den § 503 Abſ. 3 nur an⸗ 
gewendet wiſſen bei Freiſprechung wegen einer von mehreren ſelb⸗ 
ſtändigen Straftaten. Dieſe Auslegung iſt aber zu eng und von der 
irrigen Vorſtellung beeinflußt, daß $ 503 Abſ. 3 nur den Grundſatz des 
8 498, Abſ. 1 auf das Privatklageverfahren übertragen ſolle. Dem 
widerſpricht die Faſſung und der Zuſammenhang beider Vorſchriften: 
§ 498 Abſ. 1 hat eine Mehrheit ſelbſtändiger ſtrafbarer Handlungen 
(Realkonkurrenz) im Auge und ſchreibt zwingend vor, daß der Ange⸗ 
klagte, ſoweit er freigeſprochen werde, von der Tragung der — beſon⸗ 
deren — Koſten zu entbinden ſei. § 503, Abſ. 3 dagegen ſtellt es 
für den Fall, daß „den Anträgen des Privatklägers nur zum Teil 
entſprochen“ werde, ins Ermeſſen des Gerichts, die Koſten angemeſſen 
zu verteilen. Die Faſſung des § 503 Abſ. 3 iſt alſo viel weiter, 
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als die des § 498 Abſ. 1, und nicht, wie fie, nur auf den Fall der 
Realkonkurrenz zugeſchnitten; fie entſpricht vielmehr dem § 505 Abſ. 1 
Satz 3 StPO. und darf daher auch ebenſo weit, wie dieſe Vor⸗ 
ſchrift ausgelegt werden. Danach iſt ſie auch dann anwendbar, wenn, 
wie hier, der Angeklagte zwar nicht teilweiſe freigeſprochen, aber an⸗ 
ſtatt wegen fortgeſetzten Vergehens nur wegen einer einzigen Hand⸗ 
lung — zu geringerer Strafe — verurteilt iſt (Löwe⸗Roſenberg, 
a. a. O. Anm. 7 zu § 503, S. 887; ThürBl. 47, 242 f., vgl. 
auch BayObeGSt. 12, 395/396). Grundſätzlich iſt alſo die Koſten⸗ 
verteilung auch für den erſten Rechtsgang bedenkenfrei. Ob die 
Koſten für beide Rechtsgänge angemeſſen verteilt ſind, iſt Tatfrage 
und daher vom Reviſionsgericht nicht nachzuprüfen (RGSt. 18, 237; 
18, 347). 

Urteil des 1. Strafſenats vom 25. Februar 1918, V . 
Anach Weimar). 


„ 7. Zum 8 9 des Geſetzes über den Vaterländiſchen 
Hilfsdienſt vom 5. Dezember 1916. 
Nach den polizeilichen Erörterungen ſteht feſt, daß der Chemiker 
G., der nach den eigenen Angaben der Beſchwerdeführerin wegen an⸗ 
geblicher Krankheit am 28. Oktober 1917 ſeine Tätigkeit bei ihr 
eingeſtellt hatte, erſt am 6. November 1917 die Arbeit in der 
Chemiſchen Fabrik H. aufgenommen hat. 
Danach hat ſich der Betriebsleiter dieſer Fabrik, der Beſchuldigte 
K., keines Vergehens gegen § 9 des Geſetzes über den Vaterländiſchen 
Hilfsdienſt vom 5. Dezember 1916 ſchuldig gemacht. 
Nach dieſer Beſtimmung darf niemand einen Hilfsdienſtpflichtigen 
— das iſt G. — in Beſchäftigung nehmen, der in einem kriegs⸗ 
wichtigen Betrieb, wje es die Antragſtellerin iſt, beſchäftigt iſt oder in 
den letzten 2 Wochen beſchäftigt geweſen iſt, ſofern der Hilfsdienſt⸗ 
pflichtige nicht eine Beſcheinigung ſeines letzten Arbeitgebers darüber 
beibringt, daß er die Beſchäftigung mit deſſen Zuſtimmung auf⸗ 
gegeben hat. | 
Unerheblich ift, daß K. den Anſtellungsvertrag mit G., der eine 
ſolche Beſcheinigung nicht erhalten hat, ſchon vor dem 6. November 
1917 abgeſchloſſen hat, denn dadurch iſt dieſer noch nicht „in Be⸗ 
ſchäftigung genommen“ worden, das iſt vielmehr erſt geſchehen, 
als er infolge des Vertrags ſeine Tätigkeit in der Fabrik wirklich 
begonnen hat. Unerheblich iſt aber auch, daß G., als er die Arbeit 
bei der Antragſtellerin ohne deren Zuſtimmung am 23. Oktober 1917 
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aufgab, die im § 133 a GO. geordnete Kündigungsfriſt nicht ein⸗ 
gehalten und fomit feine Stellung vertragswidrig verlaſſen hat. Das 
ändert daran nichts, daß er ſeitdem nicht mehr bei der Antragſtellerin 
beſchäftigt beweſen iſt. Zur Aufhebung der Beſchäftigung genügt 
der Wille des Arbeitnehmers, die Beſchäftigung nicht fortzuſetzen, die 
Erklärung oder das ſonſtige Erkennbarwerden dieſes Willens dem 
Arbeitgeber gegenüber und ſeine Ausführung. Die Beſchwerdeführerin 
kann ihren gegenteiligen Standpunkt nicht damit begründen, daß K. 
nach dieſer Anſicht G. auch dann ſtraflos am 6. November hätte 
einftellen können, wenn G. vom 28. Oktober an einen 14-tägigen 
Urlaub bewilligt erhalten gehabt hätte, denn dann hätte er die Be⸗ 
ſchäftigung nicht aufgegeben gehabt, weil es an einer entſprechenden 
Erklärung ſeiner bisherigen Arbeitgeberin gegenüber gefehlt hätte. 
Wollte man mit der Antragſtellerin annehmen, die Beſchäftigung 
G.s bei ihr habe erſt mit dem 31. Dezember 1916, mit dem Ablauf 
der geſetzlichen Kündigungsfriſt aufgehört, ſo würde erſt von da ab 
die zweiwöchige Friſt des § 9 zu laufen beginnen. Das wäre nicht 
recht zu verſtehen. Das Geſetz rechnet erſichtlich damit, daß Hilfs⸗ 
dienſtpflichtige die Beſchäftigung vertragswidrig aufgeben, und beſtimmt 
auch gerade für ſolche Fälle, daß zwiſchen der Niederlegung der Arbeit 
und der Aufnahme der neuen Beſchäftigung eine Friſt von 2 Wochen 
liegen ſoll, alſo die gleiche Friſt, die für die Kündigung des Arbeits⸗ 
verhältniſſes bei gewerblichen Arbeitern beſteht. Der Geſetzgeber hat 
davon abgeſehen, für Betriebsbeamte eine längere, etwa der des 
§ 133 a GO. entſprechende Friſt in § 9 des Geſetzes zu beſtimmen. 
Beſchluß des II. Strafſenats vom 10. Juni 1918 (nach Gera). 


Bücherbeſprechungen. 


41. v. Tuhr, Andreas, ord. Profeſſor des bürgerlichen Rechts in 
Straßburg, Der allgemeine Teil des Deutſchen bürgerlichen 
Rechts. München und Leipzig, Duncker u. Humblot. Bd. 1, 1910. XX u. 
627 ©. Geh. 14 M., geb. 17 M. Bd. 2, 1. Hälfte, 1914. XV u. 636 S. 
Geh. 16 M., geb. 19 M. Bd. 2, 2. Hälfte, 1918. XIV u. 653 S. Geh. 20 M., 
geb. 25 M. | | 

Vorliegendes, zugleich den erſten Teil der 10. Abteilung des großen 
vom früheren Leipziger Ordinarius des Strafrechts Karl Bindung heraus⸗ 


1 „Syſtematiſchen Handbuchs der Deutſchen Rechtswiſſenſchaſt⸗ 
ildendes umfangreiches, drei ſtarke Bände umfaſſendes Werk bedeutet, um 
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unſer kritiſches Urteil vorwegzunehmen, eine geradezu ganz hervorragende 
wiſſſenſchaftliche Leiſtung und eine dauernde Bereicherung unſeres gelehrten 
deutſchen Schrifttums. Es verdient aufrichtige Bewunderung, wie es der 
Verf. verſtanden hat, dem ſchon ſo mannigfach, faſt möchte man ſagen: 
Hundertfältig, vor ihm beackerten Stoffe doch immer wieder neue Seiten und 
eine neue Betrachtungsweiſe abzugewinnen. Stets nimmt er zu all den ſo 
äußerſt zahlreichen Streitfragen, die ſich gerade auf dem grundlegenden 
Gebiete des allgemeinen Teils unſeres bürgerlichen Geſetzbuches erheben, 
e und mit feinem, wohlabgewogenem Urteil Stellung. Dabei iſt 
ie Schreibweiſe alles andere als der bis vor kurzem noch nicht ganz mit 
Unrecht verſchrieene deutſche Gelehrtenſtil, flüſſig — faſt elegant fließen ihm 
Worte und Sätze aus der Feder. So bedeutet das Studium des Werkes 
nicht nur materiell-inhaltlich, ſondern formell einen Genuß für den auf⸗ 
merkſamen Leſer. Das einzige, was in formell. ſtiliſtiſcher Hinſicht zu tadeln 
wäre, bildet eine entſchieden mitunter zu weit vorgetriebene Vorliebe des 
Verf. für vermeidbare Fremdwörter und Fachausdrücke. Gewiß ſind in 
einem ſtreng fachwiſſenſchaftlichen Werke gewiſſe Fachausdrücke, die ſeit 
alters eingebürgert ſind, nicht ganz vermeidbar, aber viele von ihnen 
laſſen ſich bei Aufmerkſamkeit und gutem Willen doch ausmerzen. Bei einer 
2. Auflage, die wir dem Werke von Herzen wünſchen, empfehlen wir in dieſer 
Dag dem Verf. die, Darſtellung recht ſcharf, unnachſichtig zu prüfen. 
as Werk bietet nicht nur dem ſtrengen chulten Prarti ungemein viel Be⸗ 
lehrung, auch für den wiſſenſchaftlich geſchulten Praktiker, der tiefere An⸗ 
regung ſucht, iſt es un unentbehrlich. Denn allenthalben verſteht es 
v. Tuhr nis ar die mit der des lern Wiſſenſchaftlichkeit ein ſehr feines 
Verſtändnis für die Bedürfniſſe des Rechtslebens und der Verkehrsſicherheit 
Bu verbinden. Die Aufgabe unſerer Rechtsordnung, dem Leben zu dienen, 
ie „Praktikabilität des Rechts“ um einen treffenden Ausdruck des großen 
Rechtsphiloſophen und Rechtspraktikers Rudolf v. Ihering anzuwenden, 
bleibt ihm ſtets bei ſeinen Betrachtungen und Entſcheidungen gegenwärtig 
und bildet für ihn ſtets den Prüfſtein für die Brauchbarkeit ſeiner Ergebniſſe. 
Den Schlüſſel für die Methode v. Tuhrs bieten die vortrefflichen Leitſätze 
des Vorworts zum 1. Bande: „Der Sn der Rechtsſätze beruht auf der 
Erkenntnis und Wertung der übereinander beſtehenden und ſich bekämpfen⸗ 
den Zwecke und Bedürfniſſe des Lebens. Bei der Abwägung des Wertes 
dieſer Intereſſen für die Geſamtheit des Volkes ſteht der Geſetzgeber bewußt 
oder unbewußt unter dem Einfluß eigennütziger oder altruiſtiſcher Motive 
und iſt in hohem Grade von den Anſchauungen der Vergangenheit ab⸗ 
Heben. Das Recht iſt eine der konſervativſten Mächte des menſchlichen 
ebens. . . . Das Geſetz iſt aber notwendig unvollkommen. „Es kann mit 
ſchrifte Begriffsſchema nicht alle Tatſachen des Lebens meiſtern; die Vor⸗ 
chriften des Geſetzes ſchneiden und kreuzen einander, es gibt immer 
wieder Tatbeſtände, deren Unterordnung unter die geſetzlichen Kategorien 
a erſcheint.“ Die Tätigkeit des Richters iſt daher ſchöpferiſch, ähn⸗ 
ich wie der Geſetzgeber hat er „eine Abwägung der einander gegenüber⸗ 
ſtehenden typiſchen Intereſſen vorzunehmen“. Mit vollem Recht weiſt 
v. Tuhr aber die Forderungen der ſogenannten „freien Rechtsſchule“ und 
„freien Rechtsfindung“ als gefährliche Uebertreibungen zurück, weil ſie der 
ſubjektiven Willkür des Richters Tür und Tor öffnen. Die Abwägung der 
Intereſſen iſt ſtets vom Standpunkt des Beurteilers abhängig. Die Bil⸗ 
dung von Begriffen, welche die „freie Rechtsfindung grundſätzlich verwirft, iſt 
unentbehrlich, ſie iſt das notwendige Mittel jeder Erkenntnis. Ebenſo un⸗ 
entbehrlich aber auch für die dogmatiſche Betrachtung iſt „die Kenntnis 
der vom Recht zu regelnden Lebensverhältniſſe und des Zwecks, dem jeder 
Rechtsſatz dient“. Im weiteſten Umfang geht daher v. Tuhr dieſem feinem 
Programm entſprechend zur Erklärung der Entſtehung und der Tragweite 
der einzelnen Rechtsſätze auf die zu regelnden Lebensverhältniſſe ein. Seinem 
oberſten Grundſatz: die Billigkeit des gewonnenen Ergebniſſes in Zweifels⸗ 
fragen entſcheiden zu laſſen, iſt v. Tuhr faſt ausnahmslos treu geblieben. 
Ganz ausgezeichnet erſcheinen dem Referenten u. a. ſeine rechtspolitiſchen 
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Bedenken gegen die allzuweit gehende, den redlichen Verkehr ſchwer ge⸗ 
fährdende und den ſoliden Kredit geradezu erſchütternde ſorgloſe Zulaſſung 
von Sicherungsübereignungen ganzer Warenlager durch die Gerichtspraxis, 
inſonderheit die des Reichsgerichts. „Mit unglücklicher Hand“ habe die 
Rechtſprechung hier einen Rechtszuſtand geſchaffen, „der von redlichen Kredit⸗ 
gebern als unerträglich empfunden wird und zu zahlloſen Prozeſſen mit 
unberechenbaren Ausgang führt.“ (Bd. 2, 2. Hälfte, S. 197.) Zur Abhilfe 
müſſe die Geſetzgebung durch ein Verbot der Sicherungsübereiguung durch 
constitutum possessorium eingreifen. Mit guten Gründen lehnt v. Tuhr 
aus Gründen der Verkehrsſicherheit ein Ausſonderungsrecht des Fiduzianten 


im Konkurs des Fiduziars ab (S. 202 f. ebenda). In der Tat, es gibt nicht, 


wie das Reichsgericht (RG. 45, 84) meint, ein „materielles“ und „formelles“ 
Eigentum, ſondern nur ein einheitliches Eigentum. Wer es weggibt, „ris⸗ 
kiert bei Inſolvenz des Gegners einen Verluſt zu erleiden“ (a. a. O. 305). 
Die Gläubiger des Fiduziars müſſen ſich darauf verlaſſen dürfen, in den 
erſichtlich ihm zugewieſenen und in ſeinem Beſitz befindlichen Sachen ein 
Zugriffsobjekt zwecks ihrer Befriedigung zu beſitzen. Von feinem Verſtändnis 
für die Anforderungen des praktiſchen Lebens ſind auch die Ausführungen 
über den Begriff der „politiſchen, ſozialpolitiſchen und religiöſen Vereine“ 
(Bd. 1 S. 468 f.) getragen. Nur eine einzige, freilich ſtarke Entgleiſung 


und Verleugnung ſeines oberſten Grundſatzes: die Billigkeit des Ergebniſſes 


entſcheidet über die Richtigkeit einer Lehre, iſt uns in der Darſtellung auf⸗ 
al nämlich die Meinung (©. 586 Bd. 2, 2. Hälfte), das Geſetz erlaube 
ei der Notwehr jede zur Abwehr des Angriffs erforderliche Verteidigung, 
ohne wie in den 88 228 und 904 ein angemeſſenenes Verhältnis zwiſchen 
der drohenden Gefahr und dem durch die Abwehrhandlung angerichteten 
Schaden zu verlangen. Daher dürfe zur Verteidigung eines geringwertigen 
Rechtsgutes dem Angreifer auch die ſchwerſte Schädigung zugefügt werden 
vorausgeſetzt nur, daß ein milderes Mittel der Abwehr nicht zu Gebote ge⸗ 
ſtanden habe. Hier kann man nur mit Enneccerus, Lehrbuch des bürger⸗ 
lichen Rechts Bd. 1, 1. Hälfte, 6./8. Aufl., S. 597 8 221 erwidern: da man 
ein fremdes Pferd nicht töten dürfe, um einen von ihm drohenden geringen 
Schaden abzuwenden ($ 228 BGB.), jo könne man unmöglich im gleichen 
Falle rechtmäßig einen Menſchen töten. „Wenn das Geſetz hier die Ab⸗ 
grenzung unterläßt, ſo vertraut es auf die geſunde Vernunft und Menſch⸗ 
lichkeit des Richters.“ Die entgegengeſetzte Anſicht v. Tu 
Geſetzgeber in der Tat das Unerhörte zu. 

Um in dieſem Zuſammenhange noch einige, freilich weit geringfügigere 
Anſtände auszuſprechen, jo ſei erwähnt, daß die Darſtellung des Unter- 
ſchiedes zwiſchen privatem und öffentlichem Recht S. 12, anläßlich der Be⸗ 
handlung des Verhältniſſes des BGB. zum Landesrecht, denn doch gar zu 
kurz und daher unbefriedigend iſt, zu bedauern iſt auch, daß eine Behand⸗ 
lung der Privilegien vollkommen fehlt, ſowie weiter, daß die nur ganz bei⸗ 
Jahr Erwähnung der 17 Gruppen der nach 8 197 BGB. ſchon in zwei 
Jahren verjährenden Anſprüche aus dem täglichen Leben zu der großen 
praktiſchen Bedeutung dieſer Geſetzesvorſchrift in gar keinem Verhältnis ſteht. 
Die Verweiſung (S. 509 Note 14) auf die Kommentare und die dort an⸗ 
geführte Literatur muß denn doch für ein großes, 3 Bände ſtarkes Lehr-, 
richtiger Handbuch als unzuläſſig bezeichnet werden. Dieſes ſoll in ſich ge⸗ 
ſchloſſen und erſchöpfend ſein. ö . 5 

Etwas zu knapp geraten iſt auch unſeres Erachtens die Darſtellung 
der „höheren Gewalt“ (S. 496 Bd. 2 Abt. 2). Auch das Fehlen jeder Er⸗ 
örterung der allgemeinen Vorſchriften über die Sachen (88 90—103 BGB.) 
iſt zn vermerken. Aber dieſe kleinen Ausſtellungen betreffen mehr juriſtiſche 
Schönheitsfehler, dem ganz außerordentlichen Werte des ganzen Werkes 
vermögen fie nicht und ſollen fie auch nicht Abbruch tun. In feiner Dar- 
ſtellung hat v. Tuhr im großen und ganzen die lch kap Reihenfolge 

er einzelnen Materien eingehalten. Nach einer ziemlich knapp gehaltenen 
Einleitung über die Entſtehung des BGB., ſein Verhältnis zum Reichs⸗ 
und Landesrecht ſowie das Weſen und die Einteilung des objektiven Rechts 


rs traut dem 


\ 
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gibt v. Tuhr im 1. Buch in 20 Paragraphen eine ſehr eingehende Be⸗ 
trachtung der verſchiedenen ſubjektiven Rechte und Pflichten (Kap. 1) und 
des Vermögens, um dann im 2. Buch (88 | die Lehre von den 
natürlichen und juriſtiſchen Perſonen darzuſtellen, wobei dieſen wahre kleine 

Monographien gewidmet werden. 
ie 1. Hälfte des 2. Bandes befaßt ſich in 25 Paragraphen (58 43—68) 
mit den rechtserheblichen Tatſachen und mit dem größten Teil der Lehre 
von den Rechtsgeſchäften (3. Buch). Die 2. Hälfte von Band 2 führt dann in 
3 Unterabſchnitten: Inhalt der Rechtsgeſchäfte, bedingte und befriſtete Rechts⸗ 
geſchäfte, Stellvertretung. und in 2 weiteren Kapiteln: „Das Unrecht“ und 
„ Die Zeit“ die Lehre von den Rechtsgeſchäften zu Ende, um dann im 4. Buch 

„Ausübung und Schutz der Rechte“ das Ganze zum Abſchluß zu bringen. 

Man darf ohne jede Uebertreibung und Ueberſchwänglichkeit das vor⸗ 
Tiegende Werk als die reifſte Frucht der deutſchen Rechtswiſſenſchaft über 
den allgemeinen Teil des bürgerlichen Rechts bezeichnen. An wiſſenſchaft⸗ 
licher Vertiefung des Stoffes und an Verſtändnis für die Bedürfniſſe der 
Gerichtspraxis und des täglichen Lebens iſt es ſchlechthin unübertroffen und 
unübertrefflich! Die wiſſenſchaftliche Perſönlichkeit v. Tuhrs und damit 
vorliegendes Werk läßt ſich wohl als eine Verſchmelzung von Dernburg, 
dem bedeutendſten Praktiker unter den deutſchen Theoretikern, deſſen zahl⸗ 
reiche Werke aber doch zu ſehr der wiſſenſchaftlichen Grundlagen und Ver⸗ 
tiefung entbehren, und von v. Savigny, dem Nichtsalstheoretiker, be⸗ 
zeichnen. Auch und gerade dem vielbeſchäftigten Praktiker wird das tief⸗ 
ründige Werk viel Anregung darbieten, wenn er ſich einmal von der 
ommentarlektüre mit all ihren faſt verwirrenden Einzelheiten befreien und 
die großen Zuſammenhänge alles Privatrechts auf ſich einwirken laſſen 
will. Referent hat ſelten ein fachwiſſenſchaftliches großes Werk mit ſolcher 

ungetrübten Befriedigung aus der Hand gelegt wie dieſes. 


42. Piper, H., Amtsrichter in Elmshorn, Prinzipielle Grund- 
lagen einer Philoſohpie der Betrachtungsweiſen. Göttingen 
(Vandenhoek u. Rupprecht.) 1916. XXIII u. 301 S. Geh. 8 M. 


9 5 außerordentlich gedankenreiche und tiefe Werk bietet nicht nur 
dem zünftigen Philoſophen eine Quelle reichſter Belehrung, auch der all⸗ 
gemein gebildete Laie, namentlich der Juriſt kann aus ihm viel Anregung 
ſchöpfen. Dieſes gilt insbeſondere von den tiefſchürfenden Ausführungen 
des gelehrten Verfaſſers über Recht und Gerechtigkeit, Geſetz und Richter, 
Staat und Staatsformen. Mit Erfolg trägt das Werk, zu deſſen ein⸗ 
gehender Beſprechung es uns hier am nötigen Raume gebricht, dazu bei, 
eine Neugeburt des Idealismus von Kant und Hegel auf Grund der 
neuen Erkenntniſſe der Zwiſchenzeit herbeizuführen. Es bekämpft mit aller 
Entſchiedenheit die materialiſtiſche greiſenhafte und herbſtliche Entartun 
unſeres Volks⸗ und Kulturlebens vor dem Weltkriege, das techniſch un 
exakt naturwiſſenſchaftlich ausgerichtet war, um eine friſche, idealiſtiſch⸗künſtle⸗ 
riſche und ee Duoiopanaıe Kultur an die Stelle zu ſetzen. Das 
freilich nicht leichte Studium des Werkes bietet eine lautere und reine 
Quelle edelſter Belehrung über die ſchwerſten Grundfragen des menſchlichen 
Daſeins, ſeines Sinnes und Zwecks. Es kann nur auf das angelegentlichſte 
empfohlen werden. 

Wir Juriſten können ſtolz darauf ſein, einen der Unſeren zum Ver⸗ 
faſſer des Werkes zu haben. 


4 48. Stammler, Dr. Rudolf, Profeſſor an der Univerſität Berlin. 
Recht uud Macht. Berlin, (Karl Heymanns Verlag) 1918. 22 S. 
Geh. 1 M. 

., Wie in einer Nuß legt hier der berühmte Berliner Rechts⸗ und Sozial⸗ 
philoſoph Stammler ſeine in ſeinen großen und berühmten Werken „Recht 
und Wirtſchaft“ (1896), „Die Lehre vom richtigen Recht“ (1902) und „Die 

Blätter für Rechtspflege LXIV. F. N. XLIV. 20 
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Theorie des reinen Rechts“ (1911) eingehend entwickelte Rechtsphiloſophie 


in großer Linienführung dar. Er prüft mit kritiſcher Beſinnung die grund⸗ 


legenden Fragen: Wie verhält ſich die Stärke, die Gewalt und die Macht 
zum Rechte? Fallen ſie zuſammen oder ſtehen ſie im Gegenſatz oder können 
ſie freundſchaftlich miteinander verbunden werden? Das Recht iſt eine Art 
des menſchlichen Wollens, es gehört a zu den räumlichen Erſcheinungen 
und iſt kein körperlicher Gegenſtand. Zu den weſentlichen Merkmalen des 
Rechts gehört im Gegenſatz zu den konventionalen Regeln, zu Sitte und 
Brauch, den Geboten des Anſtands und der Höflichkeit, der Anſpruch ſelbſt⸗ 
herrlicher Verbindung. Deshalb widerſpricht ihm auch der Gedanke der 
abſoluten Freiheit der rechtlich Verbundenen, ihrer ſogenannten „Selbſtbe⸗ 
ſtimmung“. Soziale Frage bedeutet das Streben nach einer objektiv richtigen 
Ordnung des menſchlichen Zuſammenlebens. Freiheit und Selbſtbeſtimmung 
der Einzelnen wie ihrer Verbände ſind nur bedingte Mittel. „Sie bezeichnen 


örterung über das Vorliegen einer Macht geſchehen in einem ganz ver⸗ 
ſchiedenem Sinn. „Jenes iſt die objektiv⸗logiſche Zerlegung von Gedanken⸗ 


gültige Weiſe des Ordnens, für die es ner BA je gerade beat. 
e Aufgabe m⸗ 
1 iſt die Vorſtellung der Macht nur im pie ali en Sinn zu ver⸗ 


nichts über den Inhalt deſſen an, wofür die Macht nun ausgeübt wird. 
Hieraus erhellt, daß der erkenntniskritiſch herausgeſchälte Rechtsgedanke 
einerſeits und die pſychologiſch erwogene Vorſtellung der Macht zum anderen 
Teile in der tatſächlichen Ausgeſtaltung des ſozialen Lebens ſich ergänzen 
müſſen“ (S. 9/10). Die Einwirkung eines menſchlichen Wollens auf andere 
Menſchen kann nun im ſozialen Leben auf dreifachem, verſchiedenem Wege 
vor ſich gehen, als konventionale, willkürliche und rechtliche Macht. 
Stammler weiſt alsdann überzeugend nach, daß ſachliche Begründetheit 
nur die rechtliche Macht beanſpruchen kann. Subjektiviſtiſch bleibt ſowohl 
die rein konventionale Regelung wie auch willkürliche Macht. Im Gedanken 
des Rechts dagegen liegt es, daß die Verbindung von dem ſubjektiven Be⸗ 
lieben des Gebietenden wie der Unterſtellten unabhängig iſt. Unrichtig iſt 
es, den Rechtsgedanken von der Macht begrifflich abhängig zu machen. 
Denn auch der politiſch oder wirtſchaftlich „Stärkere“ erhält ſeine Eigenart 
erſt durch ein beſtimmtes Recht. „Die Macht, die man zur Verteidigung 
eines Rechts des Stärkeren angezogen hat, ſteht alſo unter der Bedingun 
gerade der rechtlichen Regelung, die angeblich durch fie beſtimmt fein ſoll“ 
(S. 13). Wie die Macht des Rechtsgedankens bedarf, um ſich zu recht⸗ 
fertigen, ſo bedarf aber auch umgekehrt das Recht der Macht, um ſich durch⸗ 
zuſetzen. Das Recht kann in der empfindbaren Wirklichkeit nur als geltendes 
Wollen auftreten. „Das Gelten 5 die Möglichkeit der tatſächlichen Durch⸗ 
ſetzung“ (S. 14). Soll der logiſch feſtgelegte Begriff des Rechts „zur Tat 
und Wirklichkeit werden, ſo muß er zur Anwendung der Macht greifen, ſo 
gut, ſo viel es gehen mag“ (S. 16). Vor allem aber bedarf das Recht zu 
ſeinem eigenen Schutz der Macht, der Rechtsſchutz gehört zu den Grund⸗ 
aufgaben des Rechts. Daher muß das rechtliche Wollen ſeinem eigenen 


Sinne nach die Macht erſtreben, „ſoll es nicht einfach auf ſich ſelbſt ver⸗ 


zichten, ſich ſelbſt wieder aufgeben“ (S. 97 In ſeinen Schlußbetrachtungen 
über die unſer Volk 99 dem Kriegsende erwartenden Aufgaben betont 
Stammler nachdrucksvoll, daß es grundlegend auf zweierlei ankomme: 
die Sorge für Recht und Gerechtigkeit, aber auch für die ſolches ſchirmende 
— wir fügen hinzu, ſolche erſt ermöglichende — Macht. Bei uns ſelbſt 
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müſſen wir zunächſt beſſere Einſicht über das Weſen von Recht und Ge⸗ 
rechtigkeit pflegen und ſodann eine „geiſtige Offenſive gegen unſere Feinde 
pflegen“ (S. 19). Bei ihnen hat der Wunſch nach einer geſicherten Grund⸗ 
lage ihrer Gedanken zu bloßen Schlagworten geführt ſo vor allem beim 
Gebrauch der viel ſchillernden Worte „Freiheit“, „Selbſtbeſtimmung“ und 
„Gerechtigkeit“. Aber auf die Macht müſſen wir bedacht ſein und den Krieg 
als Rechtseinrichtung anerkennen. Den Krieg durch Völkerbünde in abſoluter 
Ausnahmsloſigkeit zu beſeitigen, ſei ein Unding. Denn wenn ein Staat 
auf jede Selbſtverteidigung unbedingt verzichten und der Entſcheidung eines 
Schiedsgerichts ſich bedingungslos unterſtellen ſolle, ſo müſſe ein Gewähr 
dafür vorliegen, daß ein gleichberechtigendes Wohlwollen aller beſtehe und 
eine unparteiiſche Art der Entſcheidung ſtatthabe. Zurzeit jei eine ſolche 
Gewähr nicht gegeben. „Wir ſtoßen auf Neid und Mißgunſt, ja innere 
Feindſchaft gegen Deutſchland. Dem ſich wehrlos gefangen zu geben, wäre 
Torheit und Unrecht“ (S. 21). Eine deutſche Hausmacht ſei unbedingt feſt⸗ 
zuhalten. Die Pflege des richtigen Rechts ſei unter allen Völkern bei uns 
am beften aufgehoben. „Wir nehmen: „Deutſchland, Deutſchland über Alles“ 
im Sinn einer Aufgabe, die uns zugefallen iſt. Ein Daun zur Förderung 
aller Geiſteskultur wollen wir bilden.“ Die prachtvolle, gedankentiefe Schrift 
gehört zu den wertvollſten Erzeugniſſen der deutſchen Rechtsphiloſophie 
und der grundlegenden deutſchen Kriegsliteratur überhaupt. Ihr Studium 


bildet ein wahres Stahlbad der Gedanken und eine große Erquickung und 


Reinigung. Sie verdient die weiteſte Verbreitung. 


44. Otto, Dr. phil. Hermann, Geheimer Juſtizrat. Der Prozeß 
als Spiel. Dresden (Verlag A. Dreſſels Akademiſche Buchhandlung.) 
Inh. Hayno Focken. 1918. 153 S. Geh. 2,40 M. | 

Die Schrift bietet dem Leſer weit mehr, als ihr Titel vermuten läßt, 


in formvollendeter Sprache windet der feinſinnige und ſo äußerſt vielſeitige 


Verfaſſer einen duftenden Strauß philoſophiſcher und rechtspolitiſcher Ab⸗ 
handlungen. Meiſterhaft verſteht es Otto, allenthalben einen hohen all⸗ 
emeinen Standpunkt der Betrachtung einzunehmen und den engen Zu⸗ 


ſammenhang zwiſchen Rechtswiſſenſchaft und Rechtspflege einerſeits und 


hiloſophie darzulegen. Nur der philoſophiſche Kenner kann die große 
Arbeitsleiſtung des Verf. gebührend würdigen. Geradezu ſpiekend be⸗ 
wältigt er die ſchwerſten philoſophiſchen Probleme. Zu einer eingehenden 
kritiſchen Würdigung des trefflichen Buches gebricht es leider im Zeitalter 
der Papierknappheit am Raum, nur einen ganz kurzen Gang können wir 
antreten. Nach einem geiſtvollen einleitenden Aufſatz über den Begriffs⸗ 
kultus in der Philoſophie erörtert Otto die Stellung der Rechtswiſſenſchaft, 
e Fragen, über die ſich jeder denkende Juriſt, der nicht rein 

anauſenhafter öder Handwerker ſein will, Klarheit verſchaffen muß: Ent⸗ 
ſtehung des Rechts, die gewaltigen Unterſchiede zwiſchen techniſchem und 
juriſtiſchen Denken, das Verhältnis der Rechtswiſſenſchaft zur Naturwiſſen⸗ 
ſchaft und zur Mathematik ſowie zur Sprachwiſſenſchaft und zur neueſten, 


unſeres Erachtens noch reichlich unklaren Wiſſenſchaft, der Soziologie werden, 
eingehend erörtert. Die Ausführungen laſſen ſich in den einen Satz zu⸗ 


ſammenfaſſen: „Die Rechtsbegriffe ſind aus den Erfahrungen der Menſchen 
im Verkehre erwachſen.“ Abſchnitt 3 befaßt ſich mit dem rechtsbegrifflichen 
Aufbau. Die 4. Abhandlung behandelt den Wert des Rechtsbegriffs: Wort 
und Begriff, die Dialektik, Vaihingers Lehre vom Begriff und den Wert 
des Begriffs in Rechtswiſſenſehaft und Geſetzgebung. Zutreffend lehrt er: 


„Die Philoſophie kann ... der Rechtswiſſenſchaft nicht anders als durch 


Befruchtungen und Anregungen mittelbar dienen“ (S. 54). Gerade für den 
Richter von ganz beſonderem Intereſſe iſt der 5. Beitrag: „Die Bildung 
des richterlichen Urteils.“ Mit aller verdienten Schärfe nimmt er gegen 
die „reinen Begriffsrechner“ unter den Juriſten Stellung, ſie haben allen An⸗ 
ſpruch darauf, „als Dauerwohner im juriſtiſchen Begriffshimmel Iherings 
Aufnahme zu finden" (S. 62), Der große Einfluß der „inneren Rechts⸗ 
5 | | 20* 
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ſtimme“ und der unterbewußten Einflüſſe auf die richterliche Urteilsbildung 
wird dargetan. Der 6. Aufſatz erörtert die grundlegende Bedeutung der 
Erfahrung als Grundlage für Geſetzreformen. Die 1 der Arbeits⸗ 
gemeinſchaft deutſcher Richter zur Sammlung und Verarbeitung der täg⸗ 
lichen Erfahrung des Lebens (DRZ. 1913, S. 22/441) begrüßt er auf das 
wärmſte. Der äußerſt inhaltsreiche einen guten Teil der geſamten Rechts⸗ 
reformliteratur mitverwertende 7. Aufſatz: „Der Prozeß als Spiel“ befür⸗ 
wortet u. a. eine völlige e des Zeugenbeweisrechts und nach 
dem Vorgang Zeilers und C. A. J. Harzfelds die Zuläſſigkeit „ſalo⸗ 
moniſcher, halbſcheidiger Urteile“. Der letzte Aufſatz „Prozeßverhütung“ 
erörtert in äußerſt überzeugender ſich faſt reſtlos mit dem großzügigen 
Reformprogramm des Deutſchen Richterbundes deckender Weiſe: die 
Rechtsauskunftsſtellen, die unbedingte Notwendigkeit des obligatoriſchen 
Güteverfahrens (und zwar im engen Anſchluß an R. Deinhardts treff⸗ 
liches Buch „Der Deutſche Rechtsfriede“), ferner die kaufmänniſchen Schieds⸗ 
gerichte, denen er weder befürwortend uoch glatt ablehnend, ſondern mehr 
abwartend gegenüberſteht. Eine Koſtenmitteilungspflicht für den Anwalt 
vor Anſtrengung des Prozeſſes ſei unbedingt geboten. Im weiteſten Umfang 
werden hier die höchſtintereſſanten Ergebniſſe der von der Leitung des DRB. 
im Jahre 1913 (veröffentlicht in der DRZ. 1913, S. 574) . . . verwertet. 
Gerade das Koſtenrecht bedürfe dringend einer großzügigen und wahrhaft 
volkstümlichen Reform. Die ganz ausgezeichnete Schrift wünſchen wir in 
die Hand eines jeden deutſchen Richters und wahren Volksfreundes, ſie ver⸗ 
ö un die allerweiteſte Verbreitung in Tauſenden und aber Tauſenden von 

tücken. | | | 
Landgerichtsrat Dr. jur. und phil. Bovenſiepen, Kiel. 


7 


45. Gerland, Prof. Dr. Heinrich, Oberlandesgerichtsrat in Jena, 
Grundfragen des Strafrechtes. Vier Frontvorleſungen. Berlin, 
Franz Vahlen. 3,60 M. | | 


Eine höchſt erfreuliche Gabe, aus der Erhebung des Krieges heraus- 
ale Die Auffaſſungen des Verf. vom Strafrecht haben durch das 
riegserlebnis noch viel mehr Lebenskraft und Schwung bekommen. Ein 
neues Lebensgefühl hat den Rechtslehrer erfaßt. Keine lehrhaft e 
Facherörterung, die ſich abſchließt und in Selbſtgerechtigkeit einkapſelt. 
Er macht die Tore des Rechts weit auf, läßt die ganze Fülle des Lebens 
einſtrömen. Das Buch iſt mehr als Lehre; es iſt ein Bekenntnis. Nimm 
und lies. „Wer aus dieſem Weltſturm nicht gen bat, daß die Lehre 
vom Recht eine 55 des Lebens iſt, eben weil das Recht das Geſetz der 
ſozialen Struktur des Menſchheit iſt, daß jede Rechtsanwendung ſoziale 
Betätigung iſt; wer immer noch an Worten klaubt, ſtatt vom Zweck und 
der Wirkung auszugehn, wer hinter den gehäuften Büchern immer noch 
über die Dogmen und das Gezänke⸗ der oder jener Schule weiter grübelt, 
dem iſt ebenſowenig zu helfen, wie er uns helfen kann.“ „Das ſoziale 
Ideal iſt und bleibt der kritiſche Maßſtab, an dem die Richtigkeit der Rechts⸗ 
apung immer und immer gemeſſen wird und gemeſſen werden muß.“ 
„Und fo treten wir in das Leben ein als Egviſten mit ſozialer An⸗ 
lage, welche ſich aber erſt in der ſozialen Betätigung entwickeln kann.“ 
Beſonders eindringlich: „Die Rechtswiſſenſchaft iſt eine Wiſſenſcha 
der Tat, d. h. eine angewandte Wiſſenſchaft, darum iſt die Fra e ber 
praktiſchen Bewährung die eigentliche wiſſenſchaftliche Frage. Und wir 
können ohne weiteres den allgemeingültigen Satz aufſtellen: Jede noch ſo 
logiſch durchdachte Theorie iſt falſch, wenn ſie praktiſch un⸗ 
durchführbar iſt. Und weiter: „Denn in der Praxis, nicht in der 
Konſtruktion liegt die Bedeutung der Rechtswiſſenſchaft.“ 


Bei der Grundfrage nach dem Inhalt und der Bedeutung der Strafe 
(Strafrechtstheorien) geht er aus von dem Gedanken der gerechten Ver⸗ 
geltung, der generellen Vergeltung, weil nur bei dieſer die Ab⸗ 


\ 
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ichrsckang erzeugt werde, nur dabei an dem feſtgehalten werde, worauf 
alles ankomme, an dem Glauben an eine unverbrüchliche, unabänderliche 
Gerechtigkeit, die jeden gleich behandele und auch auf den Beſtraften als 
Sühne wirke, ihn nicht unnötig verbittert und verſtockt mache. Er entnimmt 
aber auch beachtliche Geſichtspunke jener Anſchauung, die den Täter be⸗ 
ſteafen will. Er hält den Vergeltungsgedanken nicht für vollkommen, ſagt 


aber mit Recht: „Es iſt ein Geſetz, ein oberſtes Geſetz aller Rechtspolitik, 


das ich das Geſetz der geringſten Fehlergrenze nennen möchte.“ 
Gewiß, alle Werte im Recht find Annäherungswerte, und darauf 
kommt es an, daß wir die Fehlergrenzen immer mehr herabſetzen und uns 
vor den Schlagworten hüten, „die das an fich haben, daß niemand ſich die 
Mühe gibt ſie zu beweiſen.“ f | Zu 

Das Letzte, das Höchſte, das alles beherrſchen fol, iſt ihm „die Idee der 
ſozialen Liebe, jener weltbefreienden, mehr noch weltgeſtaltenden Kraft, die 
im Chriſtentum ihre vollendete Verkörperung gefunden hat. Die Lehre von 
Golgatha muß die Lehre des Strafrechts ſein.“ | 

Eine Umkehr von der verknöcherten Ueberſch A: der trockenen, platten, 


allgemeinen, abgezogenen Gedanklichkeits⸗ und Verſtandeskünſtelei, eine wohl⸗ 


tuende und befruchtende Umkehr tiefſter Art ſcheint uns zu liegen in der Er⸗ 
Fenntnis: „Das Variable im Menſchen find ſeine Gedanken, das Konſtante 
ſeine Gefühle. Hier muß man ihn anpacken, den Irrenden. Wer Menſchen 
Peeinfluſſen will, muß 125 Gefühle beſtimmen: denn aus ihnen letzten 
Endes erwachſen die Varſtellungen, die die Taten der Einzelnen beſtimmen.“ 

„Der letzte tiefſte Inhalt des Schuldurteils iſt das Urteil über das 
Weſen des Menſchen, den wir als ſchlecht bei der vorſätzlichen, als leicht⸗ 
Junig bei der fahrläſſigen Handlung charakteriſieren. Das Weſen iſt es, 
das den Menſchen ausmacht.“ 

„Der bleibt ein Stümper, ein Philiſter ſein Leben lang, der ſich am 
Schein der Dinge genügen läßt, der Ich mit den Einzelheiten plagt, ohne 
den Zuſammenhängen nachzugehen. Ein Juriſt ohne Weltauffaſſung (und 
Hier handelt es ſich in erſter Linie um Auffaſſung und weniger um Er⸗ 
kenntnis), ein Juriſt ohne Weltauffaſſung iſt ein jämmerliches Weſen, nicht 
‘berufen und nicht befähigt, über die Schickſale der Menſchen zu entſcheiden.“ 

Sehr treffend ſind die Warnungen vor allzuviel Strafdrohungen, die auf 
dem Papier bleiben, mit denen nur gedroht wird: „Wird einmal eine Strafe 
angedroht, ſo muß ſie auch unbedingt durchgeführt werden. Nichts er⸗ 
ſchüttert mehr die Achtung vor dem ſtrafenden Staat, als wenn man nicht 


mehr an den Vollzug der Strafe glaubt. Dem Vorgeſetzten, der ſeinen 


Untergebenen gegenüber fortwährend mit dem großen Mund die Strafen 
androht, die er doch nicht verhängt, wird keiner mehr glauben, und dann 

Hat er keine Autorität.“ | 5 
Die einzelnen Teile des Buches ſind: 1) Die Grundfrage. 2) Die 


Schuldfrage. 3) Die Tatfrage. 4) Die Straffrage. 


Möge das Büchlein überall geleſen werden und dem Verſaſſer bald 
die Freude zuteil werden, eine zweite Auflage zu bearbeiten, wobei er nur 
mancherlei im Ausdruck noch auszufeilen brauchte, um überall noch näher 
Zu kommen der treffſicheren, erfreulich ſchönen Ausprägung der Gedanken, 

ie ihn bewegen * R. D. 


46. Huek, Der Sukzeſſivlieferungs vertrag. München 
Schweitzer Verlag) 1918. 6( M. 

Es ſcheint eine Erſtlingsarbeit zu ſein. Sie behandelt das Gebilde 
des Sukzeſſivlieferungsvertrags, ohne an neue Geſichtspunkte aufgeſtellt 
würden. Die einzelnen Abſchnitte ſind: 19 und Weſen des Sukzeſſiv⸗ 

oſitive Vertragsverletzung. 
Kündigung aus wichtigem Grund. Mängelhaftung. dureh 
und Einrede des nicht erfüllten Vertrags. Konkurs. Einheit und Mehrheit 
der Verträge. | | | 


en 


47. Kahn, Dr. jur. und phil. Richard, Rechtsbegriffe der 
Kriegswirtſchaft. Ein Verſuch der Grundlegung des Kriegswirtſchafts⸗ 
rechts. München (Schweitzer Verlag). Geh. 4,50 M. 


Das Werkchen ſucht in die ſchier unüberſehbare Fülle der Neubildungen 
der Kriegszeit Ordnung und Regel zu bringen und behandelt die geſamte 
Kriegswirtſchaft. Es wird wohl etwas zu viel ſyſtematiſiert und abſtrahiert. 
Als allgemeines Kennzeichen findet der Verf., daß das öffentliche Recht 
das private verdrängt habe. Ob es aber nicht ſo iſt, daß 5 die 
Juriſterei aufgehört und verſagt hat und das Leben ſich eigenwüchſig, ja 
willkürlich ſeine Bahn bricht? Wer kümmert ſich noch, leider muß man 
es ſagen, um Geſetz und Verordnung? Stadtverwaltungen ſuchen ſich in 
Lebensmitteln zu decken, wie es nur möglich iſt. Ein Verwaltungsbeamter 
ſagt: Wer nicht hamſtert, iſt ein Eſel. Von einem andern angeſehenen Mann 
erzählt man wohl den Ausſpruch: Wer ſeinen Magen lieb hat, ſtiehlt! Ein 
unerfreuliches Bild, das ſich nicht in akademiſchen Rechtsſätzen unterbringen 
läßt: Expreſſionismus und Kubismus, ja Anarchie! Früher galt der Staat 
als Schutz, als ſittliche Macht, die man verehrte. Geht es nicht reißend 


ſchnell zu der Auffaſſung, daß er Feind aller ift, ſucht nicht männiglich ſich 
gegen ſeinen Druck zu wehren, ſich ihm zu entziehen ? Wenn man die Ver⸗ 


ordnungen ſyſtematiſiert, hat man nur den kleinſten Teil des Lebens. Das 
Leben geht neben und hinter den Verordnungen hin! Eine gefährliche Ent⸗ 
wicklung! R. D. 


48. Schultz, Dr., Heinrich, Prof. Rat am Oberlandesgericht in 
München und Dozent der Handelshochſchule München, Der Betrug im 
Immobilienverkehr in ſeiner zivilrechtlichen Bedeutung nach 
der Rechtſprechung des Reichsgerichts. München, (Schweitzer 
Verlag). Geh. 1,50 M. f | | 

Das Werkchen faßt die Grundſätze zuſammen, die für das Gebiet 
der argliſtigen Täuſchung und des Betrugs auf dem Gebiete des Grund⸗ 
ſtücks⸗ und Hypothekenverkehrs gelten: Erfüllungs⸗ und negatives Vertrags⸗ 
intereſſe, Vertrauensintereſſe, Haftung aus Vertrag und unerlaubter Hand⸗ 
lung, Argliſt und Betrug bei Vertragsabſchluß und bei Erfüllung. 


49. Rechtſprechung 1917 zum geſamten Zivil-, Handels- 
und Prozeßrecht des Reiches und der Bundesſtaaten. Heraus⸗ 
gegeben von Hofrat Dr. Soergel und Dr. K. Becker, Geh. Juſtizrat und 
vortragendem Rat im K. Preuß. Juſtizminiſterum. 18. Jahrgang. Geb. 13 M. 
| „Auch der Krieg und die Papierknappheit bringt uns nicht die erſehnte 

Vereinfachung der Spruchveröffentlichungen: Soergel, Warneyer, Neumanns 
Jahrbuch. Alle erſcheinen weiter. Soergel iſt die älteſte nen Alles 

Verdienſt in Ehren. Aber man muß immer wieder fragen: Iſt denn die 
Zerſplitterung notwendig? Könnten ſich nicht die juriſtiſchen Warenhäuſer 
zuſammenlegen? Ohne Zwang, durch Freiwilligkeit? R. D. 


50. Kriegsgeſetze des Deutſchen Reiches. 7. und 8. Er⸗ 
gänzungsheft. 1,25 M. und 1 M. 5 

Militärſtrafgerichtsordnung vom 1. Dezember 1898 mit 
Einführungsgeſetz. 50 Pf. Reclams Univerſalbibliothek. 

Auch der Textausgaben iſt eine Fülle. Auch da täte Zuſammen⸗ 
legung und Stillegung not. N. D. 


51. Görcke, Amtsgerichtsrat in Eberswalde, Das preußiſche 
Fiſchereigeſetz vom 11. Mai 1916 mit der Fiſchereiordnung 
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vom 29. März 1917 und den ſonſtigen fiſchereigeſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften für Preußen. Berlin (H. W. Müller). 5,50 M. 


Bringt lückenlos die fiſchereirechtlichen Beſtimmungen für Preußen 
und gibt gute Erläuterungen. R. D. 


| 52. Sontag, Dr. Ernſt. Landgerichtsrat in Berlin. Die Aktien⸗ 
geſellſchaften im Kampf zwiſchen Macht und Recht. Berlin 
(Hahlen). 5 M. | | | h 
Der Verf. folgt dem Weg, den Nußbaum betreten hat mit jew 
Rechtstatſachenerforſchung. Wir find zu ſehr gewohnt, das Geſetz als ein 
Ding für ſich zu betrachten, das von außen an die Vorgänge heran⸗ 
gebracht wird. Wie ſ es in Wirklichkeit? Das Leben ſchafft ſich auf Umwegen 
und Schleichwegen ſeine eigenen Regeln und kümmert ſich oft recht wenig 
darum, was in den n ſteht. Die für die Rechtsverhältniſſe maß⸗ 
1 Kreiſe haben eben die Macht und die Macht ſchafft doch erſt das 
Recht. Dieſe Ausnutzung der Macht bier. aber auch zu unbefriedigenden 
Zuſtänden, ſchafft Zwieſpältigkeiten, die uns nicht jenbmürtig ſcheinen. 
Und ſo kommt der Verf. aus einer Betrachtung der Wirklichkeit und 
der abwertenden Stellung dazu zu Vorſchlägen für eine Umgeſtaltung des 
Aktienrechts. Er behandelt den Mißbrauch des Mehrheitsprinzips, den 
mangelnden Schutz der Minderheiten, den Kampf ums Stimmrecht, den 
Mangel der Formvorſchriften für die Generalverſammlung, Bilanz und 
Dividendenpolitik, Vorſtand und Auffſichtsrat. R. D. 


53. Jahrbuch des ungariſchen Rechts, Archiv und Mo- 
natsſchrift für ungariſche Geſetzgebung, Rechtſprechung und 
Schrifttum, herausgegeben von Juſtizrat Julius Magnus, Berlin, und 
Rechtsanwalt Dr. Oskar Fazekas, Budapeſt. 1. Jahrg., 1918 Nr. 1/3. 
S. 1—44. Berlin, Verlag W. Möſer. 


Die Schwierigkeiten, ſich über ausländiſches Recht zu unterrichten, 
hatten den Zentralverband Deutſcher Induſtrieller vor etwa 10 Jahren 
ur Errichtung einer beſonderen Abteilung, des Inſtituts für ausländiſches 
Recht, veranlaßt. Dieſes Inſtitut will nunmehr der von dem Zentral⸗ 
verband, dem Bunde der Induſtriellen und dem Verein zur Wahrung der 
Intereſſen der chemiſchen Induſtrie Deutſchlands gegründete Deutſche In⸗ 
duſtrierat zu einem Mittelpunkt der ausländiſchen Rechtsbelehrung aus⸗ 
geſtalten, zur nn von Auskünften und Erſtattung von Gutachten, 
zur Sammlung und Bearbeitung ausländiſcher Geſetzgebung und Recht⸗ 
ſprechung, zur Vorbereitung von Geſetzesvorſchlägen, zur Errichtung einer 
Blicherei des dN Rechts und zur Herausgabe einer Zeitſchrift, 
die über die ausländiſche Geſetzgebung für Handel und Verkehr und über 
die erteilten Gutachten in kurzen und regelmäßigen Zeitabſtänden unter⸗ 
richten ſoll. Daneben beſtehen die alten wiſſenſchaftlichen und praktiſchen 
Beſtrebungen auf dem Gebiete der internationalen Rechtsvergleichung und 
Rechtsannäherung fort. Ihre ſtärkſte Förderung hat die Rechtsannäherung 
mit Oeſterreich⸗Ungarn infolge des Bündniſſes im Weltkriege en 
„Eine gewiſſe Kenntnis des öſterreichiſchen Rechts hatte uns ſchon der 
Univerſitätsunterricht in der Darſtellung der Entwicklung des bürgerlichen 
Rechts wie auch des Handels⸗ und Wechſelrechts gebracht. Vertieft wurde 
| 1 durch die Gutachten und Verhandlungen des deutſchen Juriſtentages, 
ie regelmäßig die Fragen ſowohl nach deutſchem wie nach österreichischem 
Recht beleuchteten. Dagegen war uns das ungariſche Recht im allgemeinen 
bisher terra incognita, während die ungariſchen Juriſten ſich ſchon längſt 
bemühten, ſich mit dem deutſchen Recht und der deutſchen Rechtſprechung 
bekannt zu machen. Die Urſache lag in der Unkenntnis der ungariſchen 
Sprache und ihrer ſchweren Erlernbarkeit. In deutſcher Sprache will 
darum das vorliegende neue Werk uns die Kenntnis der ungariſchen Rechts⸗ 
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einrichtungen verſchaffen. Es will regelmäßig über die Ergebniſſe des 
ungariſchen Rechtslebens auf dem gejamten Gebiete von Geſetzgebung, 
Wiſſenſchaft und Rechtſprechung berichten. Die Schriftleitung will zunächſt 
TE, eine allgemeine Ueberſicht über den jetzigen Stand und die bisherige Ente 
3 wicklung der einzelnen Rechtsgebiete durch einleitende Aufſätze ſchaffen, 
8353 damit man dann den Fortſchritten in Geſetzgebung, Rechtſprechung und 
g Schrifttum um ſo leichter fo gen kann. Den ungariſchen Vereinen, Fach⸗ 
zeitſchriften uſw. iſt ein beſonderer Abſchnitt vorbehalten. Das Jahrbuch 
will alſo der deutſchen Rechtswiſſenſchaft die Ergebniſſe des ungarischen: 
Rechtslebens darlegen und der Praxis die für den Verkehr nötigen Kennt⸗ 
niſſe vermitteln. So bringen die vorliegenden Nummern 1—3 neben einer 
Reihe kleinerer Beiträge Aufſätze über die Kriegsgeſetzgebung Ungarns von 
Univ.⸗Prof. Dr. Baumgarten, einen Grundriß der neueren Entwicklung 
N des ungariſchen Privatrechts von Privatdozent Dr. Almaſi, Betrachtungen 
I üVber bürgerlichrechtliche Folgen der Ueberſchreitung der Höchſtpreiſe von Tafel- 
trichter Dr. Meſzlényi, eine . des Werdeganges des ungariſchen 
icht abe von Gerichtsnotar Dr. Malonyai, zum Wechſelrecht eine Ueber⸗ 
fi t über Kriegsgeſetzgebung und Rechtſprechung von Bezirksrichter Dr. 
Ar dos, weiter Aufſätze über die neue urge che Wahlrechtsvorlage von 
Sektionsrat im Juſtizminiſterium Dr. Lengyel und über die Strafgeſetz⸗ 1 
gebung in Ungarn ſeit 1900 von Prof. Dr. Vambery u. a. m. 1 i 
| Rechtsanwalt Dr. Böckel, Jena. 
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Entſcheidungen 


in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und des Grund⸗ 
Res | buchrechts. ER 


Zuſammengeſtellt im Reichsjuſtizamt 1). 


Eingetragene Genoſſenſchaft mit beſchränkter Haftpflicht; Einfluß einer 
durch Satzungsänderung eingeführten Verlängerung der Kündigungsfriſt 
auf die Rechte der Genoſſen, die vor der Aenderung anf Grund der 
alten Satzung gekündigt haben. | 
s 65 Gen®. | 
KG. 27. 11. 14. — Bd. 14 S. 160. 


Im Genoſſenſchaftsregiſter iſt die Deutſche Gewerbe⸗ und Land- 
wirtſchaftsbank, eGmbH., eingetragen. Nach der Satzung war die Kündigung 
mit einjähriger Friſt zum Schluſſe eines Kalenderjahres zuläſſig. Durch 
einen am 8. 10. 14 eingetragenen Generalverſammlungsbeſchluß iſt die 
Kündigungsfriſt auf zwei Jahre feſtgeſetzt worden. Am 15. 10. 14 über⸗ 
reichte der Vorſtand der Genoſſenſchaft eine Liſte der Genoſſen, die 

bereits im Jahre 1913 gekündigt hatten, und beantragte, das Ausſcheiden 
dDieſer Genoſſen auf Grund der Satzungsänderung zum 31. 12. 15 in 
die Liſte einzutragen. Die Genoſſenſchaft hat dabei den Standpunkt ver⸗ 
treten, daß mit dem Antrage der Satzungsänderung keine rückwirkende 
Kraft beigelegt werde. Es handle ſich um eine Wirkung für die Zukunft; 
die Kündigung bleibe beſtehen, erhalte aber zu einem ſpäteren Zeitpunkte 
als nach der alten Satzung Wirkſamkeit. Das Amtsgericht lehnte den 
Antrag ab, die Beſchwerde und weitere Beſchwerde wurden zurückgewieſen: 

Die am 8. 10. 14 eingetragene und damit gemäß $ 16 Abſ. 4 Gen. G. 
wirkſam gewordene Satzungsänderung bindet nicht die Genoſſen, die bereits 
rechtzeitig zum 31. 12. 1914 gekündigt hatten. Wenn die Beſchwerde⸗ 
führerin ausführt, daß jede Aenderung der Satzung in die durch das bis⸗ 
her geltende Statut begründeten Rechte der Genoſſen eingreife, ſo über⸗ 
ſieht ſie dabei den Unterſchied zwiſchen den allgemeinen, jedem Genoſſen zu⸗ 
ſtehenden Befugniſſen und den durch befondere Ereigniſſe begründeten Sonder⸗ 


J) Es werden zu jeder Entſcheidung Band und Seite der Ausgabe der 
Buchhandlung von Puttkammer und Mühlbrecht in Berlin vermerkt, nach 
welcher meiſtens die Entſcheidungen angezogen werden. 

Blätter f. Rechtspfl. LXIV. N. F. XLIV, Freiw. Gerichtsbark. 1 


| ee | 
rechten einzelner Genoſſen. Ein ſolches wohlerworbenes Sonderrecht liegt in 
dem durch rechtzeitige, der Genoſſenſchaft zugegangene Kündigungserklärung 
begründeten Rechte auf das Ausſcheiden zu einem beſtimmten Zeitpunkte. 
Dieſes Recht iſt einheitlich; es läßt ſich nicht zerlegen in ein vor der Satzungs⸗ 
änderung noch ſchwebendes, abänderbares Recht auf das Ausſcheiden zu dem 
jeweils der Satzung entſprechenden Termine. Die Kündigung iſt vollendet im 
Augenblick ihres Zugehens, ihre Rechtswirkungen entſtehen in dieſem Augen⸗ 
blick, und ſie können ſich daher nur beſtimmen en der zu dieſer Zeit 
geltenden Satzung. 


Eintragung in das Handelsregiſter auf Anweifung des Veſchwerdegerichts; 
Inätere Löſchnng von Amts wegen auf Grund einer abweichenden Beurtei⸗ 
lung der Sach⸗ und Rechtslage. 


e der Löſchung eines Geſeuſchaſterbeſchluſſez einer Geſell⸗ 


ſchaft mit beſchränkter Haftung. 

Unzuläſſigkeit eines Beſchluſſes, durch den die ſatzungsmäßige Verpflichtung 
zur Leiſtung von Bareinlagen in eine ſolche zur Einbringung von Sach⸗ 
einlagen umgewandelt werden ſoll. 

85 142 ff. FcG.; 8 19 Abſ. 2 Gmbh. 

G. 11. 12. 14. — Bd. 14 S. 161. 


Im Handelsregiſter war die „Erdölinduſtrie⸗ und Bohrgeſellſchaft 
mbH.” eingetragen. 8 3 des Geſellſchaftsvertrags lautete: 

„Das Stammkapital der Geſellſchaft beträgt 180000 M. Jeder Ge⸗ 
ſellſchaftsanteil muß durch tauſend teilbar ſein. Nachſchußpflicht iſt aus⸗ 
geſchloſſen.“ 

Am 12. 9. 13 traten die damals alleinigen Geſellſchafter, nämlich 
die N.⸗Handelsgeſellſchaft mbH. und W., erſtere mit 155000 M. Geſchäfts⸗ 
anteil, letzterer mit einem Geſchäftsanteil von 25000 M., zu einer Gefell- 
ſchafterverſammlung zuſammen und beſchloſſen mehrere Satzungsände⸗ 
rungen. 

Die Firma der Geſellſchaft wurde in „Farbenwerke F. K. Gmbh. 8 
umgewandelt. 

Der 8 2 wurde folgendermaßen geändert: 

„Gegenſtand des Unternehmens iſt die Ausführung von Aufſchlie⸗ 
ßungsarbeiten aller Art, das Aufſuchen und Verwerten von Mineralien 
aller Art, insbeſondere von Farberden, und der Betrieb von Geſchäften 
aller Art, die hiermit in Zuſammenhang ſtehen, insbeſondere auch der 
Betrieb der Verarbeitung von Farberden in der von der Geſellſchaft in 
K. zu errichtenden Betriebsſtätte.T“ 

Unter anderem erhielt ferner der 8 3 des Geſellſchaftsvertrags folgenden 


Zuſatz: 


„Die 90000 M. Geſchätsanteil der urſprünglichen Geſellſchafterin Frau 


P. und 65000 M. Geſchäftsanteil des urſprünglichen Geſellſchafters R. 
werden, abgeſehen von dem darauf bereits bar eingezahlten Viertel, durch, 
Sacheinlage voll belegt. Zu dieſer Vollbelegung werden zum verein 


N i 5 


barten Werte von 116 250 M. ſeitens der N.⸗Handelsgeſellſchaft mit be» | 


ſchränkter Haftung, die an Stelle der Frau P. und des R. Geſellſchafterin 
geworden iſt, folgende Rechte auf Mineraliengewinnung, welche jetzt der 
N.⸗Handelsgeſellſchaft zuſtehen, übertragen. (Folgt Aufzählung der ein⸗ 
zelnen die Rechte begründenden Verträge.) | 

In allen diejen Verträgen hat die N. „Handelsgeſellſchaft Ausbeutungs⸗ 

rechte auf Mineralien überkommen und überträgt dieſe hiermit auf die 
Farbenwerke F.⸗K. GmbH. Durch dieſe Einbringungen ſind die gedach⸗ 

ten Geſchäftsanteile voll belegt, während der reſtliche Geſchäftsanteil des 
Herrn W. voll in bar eingezahlt wird.“ 

Der Geſchäftsführer meldete die Satzungsänderungen zur Eintragung 
ins Handelsregiſter an. Das Regiſtergericht trug ſie mit Ausnahme des 
zu $ 3 beſchloſſenen Zuſatzes ein. Die Aenderung des $ 3 beanſtandete es, 
weil es unzuläſſig erſcheine, an die Stelle der noch nicht geleiſteten Barein⸗ 
lagen nachträglich Sacheinlagen zu ſetzen. Auf die Beſchwerde der Geſell⸗ 
ſchaft wies das Landgericht durch Beſchluß vom 9. 3. 14 das Amtsgericht 
an, von dem Bedenken gegen die Eintragung Abſtand zu N Die 
Eintragung iſt demgemäß vorgenommen worden. 

Später ſtellte die zuſtändige Handelskammer beim Regiſtergericht den 
Antrag, die Eintragung des Geſellſchaftsbeſchluſſes, inſoweit durch ihn der 
83 abgeändert werde, als unzuläſſig zu löſchen. Das Regiſtergericht teilte 
daraufhin der Geſellſchaft mit, daß es beabſichtige, die Eintragung inſoweit 
von Amts wegen zu löſchen, als durch den Geſellſchafterbeſchluß der 8 3 
abgeändert ſei. Die Löſchung ſolle erfolgen, da die Eintragung wegen 
Mangels einer weſentlichen Vorausſetzung unzuläſſig geweſen ſei. Zugleich 
beſtimmte das Gericht zur Geltendmachung eines etwaigen eee 
eine Friſt von zwei Monaten. 
| Die Geſellſchaft erhob gegen dieſe Verfügung Widerspruch, der vom 
Amtsgericht zurückgewieſen wurde. Auf die ſofortige Beſchwerde der Geſell⸗ 
ſchaft erklärte das Landgericht den Widerſpruch der Beſchwerdeführerin für 
begründet, weil das Regiſtergericht durch den landgerichtlichen Beſchluß 
vom. 3. 14 gebunden ſei und deshalb die Löſchung der vom Landgerichte 
für zuläſſig erklärten Eintragung nicht mehr hätte in die Wege leiten 
dürfen. Der weiteren Beſchwerde der Handelskammer iſt aus folgenden 
Gründen ſtattgegeben worden: 

Es handelt ſich um die von Amts wegen eingeleitete Löſchung eines 
im Handelsregiſter eingetragenen Geſellſchafterbeſchluſſes wegen Nichtigkeit. 
Auf ein Verfahren dieſer Art findet nur der $ 144 Abſ. 2 in Verbindung 
mit 88 142, 143 FGG., nicht aber der 8 142 für ſich allein Anwendung. Es 

genügt mithin nicht, daß die Eintragung wegen Mangels einer geſetzlichen 
Vorausſetzung unzuläſſig war, vielmehr muß der eingetragene Beſchluß durch 
ſeinen Inhalt zwingende Vorſchriften des Geſetzes verletzen und ſeine Beſei⸗ 
tigung im öffentlichen Intereſſe erforderlich erſcheinen. Dieſer Standpunkt 
wird vom Kammergericht in ſtändiger Rechtſprechung feſtgehalten. Das 
Amtsgericht hat den 8 142 für anwendbar gehalten und infolgedeſſen nicht 
die im 8 144 Abſ. 2 vorgeſchriebene dreimonatige Friſt, ſondern nur eine 
ſolche von zwei Monaten geſetzt. Dieſer Mangel des Verfahrens iſt jedoch 
heilbar. Da die Vorſchrift des 8 141 Abſ. 3 nur eine Sollvorſchrift iſt, 
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macht ihre Nichtbeobachtung das weitere Verfahren nicht unzuläſſig; ＋ ügt 
ſich der Beteiligte, erhebt er alfo in der kürzeren Friſt Widerſpruch, ohne 
den Verfahrensmangel zu rügen, ſo liegt darin ein Verzicht auf ſein Rage. 
recht (RJ A. 12, 34). 

Das Landgericht iſt auf eine materielle Prüfung der Sache nicht ein⸗ 
gegangen, da nach ſeiner Anſicht der landgerichtliche Beſchluß vom 9. 3. 14 
der Einleitung des Löſchungsverfahrens entgegenſtand. Dies erſcheint 
rechtsirrtümlich. Die Bedeutung der 88 142 ff. liegt gerade darin, daß in 
dem dort geregelten Verfahren bereits vollzogene Eintragungen wieder be⸗ 
ſeitigt werden können, weil ſie ſich nachträglich als unzuläſſig oder nichtig 
herausgeſtellt haben. Ob der Regiſterrichter ſeinerzeit die Eintragung vor⸗ 
genommen hat, ohne den Antrag zu beanſtanden, oder ob die Eintragung 
nach Beanſtandung durch den Regiſterrichter auf Anweiſung des Landgerichts 
erfolgt iſt, macht keinen Unterſchied. Die Entſcheidung des Landgerichts 
ſchafft nicht Rechtskraft in dem Sinne, daß das Amtsgericht genötigt wäre, 
in einem neuen Verfahren die Rechtsauffaſſung der oberen Inſtanz zu der 
ſeinigen zu machen. Das Kammergericht hat ſich wiederholt mit der Frage 
der materiellen Rechtskraft in der freiwilligen Gerichtsbarkeit beſchäftigt, 
Dabei iſt es in ſtändiger Rechtſprechung davon ausgegangen, daß die Frage 
für die einzelnen Rechtsgebiete der freiwilligen Gerichtsbarkeit nicht einheit⸗ 
lich beantwortet werden könne (K GJ. 44A, 303). Da es an geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften fehlt, ſo muß die Entſcheidung aus allgemeinen Erwägungen und 
aus der Natur des betreffenden Rechtsverhältniſſes gewonnen werden 
Abgelehnt hat das Kammergericht das Beſtehen einer materiellen Rechtskraft 
namentlich für ſolche Gebiete der freiwilligen Gerichtsbarkeit, wo kein 
eigentliches Streitverhältnis oder Parteiverfahren vorliegt und das öffent⸗ 
liche Intereſſe in Frage kommt (KGJ. 37 A, 187; 39 A, 46; 42 A, 26 
44 A, 304). Zu dieſen Gebieten gehören auch die Handelsregiſterſachen. 
Bei ihnen betreffen die vom Regiſterrichter getroffenen Anordnungen kein 
Streitverhältnis. Auch dann, wenn ein Verfahren auf Anregung einer 
Handelskammer eingeleitet wäre, bleibt es ein Verfahren von Amts wegen. 
Die Handelskammer ſteht den übrigen Beteiligten nicht als Partei im 
Sinne eines Streitverhältniſſes gegenüber. Vielmehr dient ihre Mitwirkung 
ebenſo wie die Tätigkeit des Gerichts nur dem einen Ziele, die objektive 
Richtigkeit und Vollſtändigkeit des Handelsregiſters herbeizuführen. Voll⸗ 
ſtändigkeit und Richtigkeit des Handelsregiſters liegen im öffentlichen In⸗ 
tereſſe, und das zu ihrer Herbeiführung und Aufrechterhaltung geſetzlich ge⸗ 
regelte Verfahren ſowie das Zuſammenarbeiten der Behörden mit den Or⸗ 
ganen des Handelsſtandes zu dieſem Zwecke darf nicht durch das Eingreifen 
der materiellen Rechtskraft einer einzelnen Entſcheidung beeinträchtigt 
werden, deren Richtigkeit nachträglich in Zweifel gezogen wird. Hat das 
Regiſtergericht eine Eintragung im Handelsregiſter auf Anweiſung des Land? 
gerichts vorgenommen, ſo iſt nach den erörterten Grundſätzen die Wieder⸗ 
beſeitigung der Eintragung auch ohne inzwiſchen eingetretene Aenderung der 
Sachlage lediglich auf Grund einer abweichenden Beurteilung der Sach⸗ 
und Rechtslage zuläſſig. Im vorliegenden Falle kommt hinzu, daß das 
neue Verfahren ſich inſofern weſentlich von dem früheren unterſcheidet, als 
es von der Handelskammer angeregt iſt und von ihr in Wahrung öffent⸗ 
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licher Intereſſen betrieben wird. Das Landgericht hätte es hiernach nicht 
ablehnen dürfen, auf die materielle Prüfung der Sache einzugehen. Eine 
Zurückverweiſung an die Vorinſtanz erübrigte ſich gleichwohl, da tatſächliche 
Aufklärungen nicht mehr erforderlich ſind, es ſich vielmehr lediglich um die 
Entſcheidung von Rechtsfragen handelt, ſo daß das Gericht der weiteren 
Beſchwerde ohne weiteres in der Sache ſelbſt entſcheiden konnte. 

Wie oben erwähnt, kann die Löſchung eines eingetragenen Geſell⸗ 
ſchafterbeſchluſſes als nichtig nur erfolgen, wenn der Beſchluß durch ſeinen 
Inhalt zwingende Vorſchriften des Geſetzes verletzt, und wenn ſeine Be⸗ 
ſeitigung im öffentlichen Intereſſe erforderlich erſcheint (8 144 Abſ. 2 8605. | 
Beide Vorausſetzungen find gegeben. 

Der den Geſellſchaftsvertrag ändernde Beſchluß verftößt, inſoweit er an 
die Stelle von Bareinlagen Sacheinlagen treten läßt, gegen die zwingende 
Vorſchrift des $ 19 Abſ. 2 GmbHG. Danach können die Stammeinlagen den 
Geſellſchaftern außer im Falle einer Herabſetzung des Stammkapitals weder 
erlaſſen noch geſtundet werden. Die Herabſetzung des Stammkapitals iſt 
mithin der einzige Fall, in dem der Erlaß oder die Stundung zuläſſig ſind. 
Eine ſolche Herabſetzung wiederum kann nur durch Satzungsänderung vor⸗ 
genommen werden; es ergibt ſich alſo, daß der $ 19 Abſ. 2 Satz 1 des Ge⸗ 
ſetzes ſich nicht nur auf Abmachung zwiſchen der Geſellſchaft und den Ge⸗ 
ſellſchaftern, ſondern auch auf Geſellſchafterbeſchlüſſe in der Form einer 
Satzungsänderung bezieht. Auch durch ſie kann, wenn ſie einen anderen 
Inhalt als die Herabſetzung des Stammkapitals haben, ein Erlaß oder 
eine Stundung der Stammeinlagen rechtswirkſam nicht herbeigeführt werden. 
Der Beſchluß vom 12. 9. 13 erſetzt die nach dem Gründungsver⸗ 
trage zu leiſtenden Bareinlagen in Höhe von 116 250 M. (155000 bis 
38 750 M.) durch Sacheinlagen. Er beſtimmt alſo, daß die an die Stelle 
der urſprünglichen Geſellſchafter getretene N.⸗Handelsgeſellſchaft, auf welche 
die Verpflichtung der urſprünglichen Geſellſchafter zur Leiſtung der baren 
Einlagen übergegangen iſt, nichts zu zahlen brauche. Der Beſchluß be⸗ 
ſtimmt weiter, daß die urſprünglich bar zu zahlenden Beträge durch ge⸗ 
wiſſe Sacheinlagen „belegt“ ſein ſollen. Die Geſellſchaft nimmt alſo an 
Stelle der urſprünglich geſchuldeten Leiſtung eine andere an Erfüllungs Statt 
an. Der Geſellſchafterbeſchluß iſt hiernach nicht ein Erlaß in dem Sinne, 
daß die Leiſtungs verpflichtung der Geſellſchafter überhaupt wegfiele. Viel⸗ 
mehr wird au die Stelle der urſprünglich geſchuldeten Leiſtung eine andere 
geſetzt. Dadurch wird jedoch die Anwendung des 8 19 Abſ. 2 nicht ausge⸗ 
ſchloſſen. Der Zweck dieſer Vorſchrift iſt, dafür zu ſorgen, daß die Geſell⸗ 
ſchaft die finanzielle Grundlage, die ſie nach dem Gründungsvertrage zu haben 
ſcheint, auch wirklich erhält. Kein Geſellſchafter ſoll ſich — und zwar auch 
nicht mit Zuſtimmung der anderen — ſeiner Leiſtungspflicht entziehen dürfen. 
Jeder Dritte, der mit der Geſellſchaft in Beziehung tritt, namentlich aber 
jeder Gläubiger ſoll ſich darauf verlaſſen können, daß die der Geſellſchaft 
im Gründungsvertrage verſprochenen Leiſtungen der Geſellſchafter ein feſtes 
und unabänderliches Recht der Geſellſchaft darſtellen, das ihr auch durch 
das Einverſtändnis aller Geſellſchafter nicht wieder entzogen werden kann. 
Dieſem Gedanken entſpricht es, daß die im Gründungsvertrage feſtgelegten 
Leiſtungen genau in der Art zu bewirken ſind, wie ſie verſprochen waren. 
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Die ebe geiſungen dürfen nicht erlaſſen ler, die Stammein⸗ 


lagen in der Form, Art und Höhe, wie ſie aus der Satzung erſichtlich ſind, 

müſſen der Geſellſchaft erhalten bleiben. Das Verbot des Erlaſſes der 
Stammeinlagen bezieht ſich ſomit nicht nur auf die Leiſtungspflicht über⸗ 
haupt, ſondern gerade auf die beſtimmte, im Vertrage zugeſicherte Leiſtung. 
In dieſem Sinne iſt der Beſchluß vom 12. 9. 13 ein Verzicht der 


Geſellſchaft auf einen Teil der von den Geſellſchaftern übernommenen 


Stammeinlagen; er verletzt alſo ſeinem Inhalte nach die zwingende Vor ⸗ 


ſchrift des 8 19 Abſ. 2. 

Auch die zweite Vorausſetzung des 8 144 Abſ. 2 86G. ift gegeben. Es 
liegt im öffentlichen Intereſſe, daß die im Gründungsvertrage feſtgelegten 
Stammeinlagen der Geſellſchaft auch wirklich zur Verfügung geſtellt werden, 


zum mindeſten dann, wenn es ſich um Bareinlagen handelt. Höhe und Art 
der Stammeinlagen ſind die Grundlage für den Kredit der Geſellſchaft. 


Haben die Geſellſchafter zuſammen Bareinlagen in Höhe von 180000 M. 


übernommen, jo weiß der Gläubiger oder ſonſtige Intereſſent, daß nach 


§ 24 des Geſetzes jeder einzelne Geſellſchafter dafür einzuſtehen hat, daß 
das ganze jo übernommene Stammkapital auch wirklich eingezahlt wird. 
Iſt alſo nur einer der Geſellſchafter zahlungsfähig, ſo kann der Dritte im 


Vertrauen auf deſſen Haftung unbedenklich Kredit gewähren oder Aufwen⸗ 


dungen zur Ausführung von Geſchäften mit der Geſellſchaft machen. Falls 
die Geſellſchaft in der Lage wäre, an die Stelle einer von einem Geſellſchafter 
übernommenen Barzahlung nachträglich — im vorliegenden Falle faſt zwei 
Jahre nach der Gründung — eine Sacheinlage zu ſetzen, bei deren Bewertung 


fie keiner Nachprüfung unterworfen ift, ſo würde damit die Grundlage des 


Kredits in ſich zuſammenfallen. Die Möglichkeit einer Schädigung Dritter 


durch eine ſolche Maßnahme liegt ſo nahe, daß ihre Zuläſſigkeit grundſätz⸗ 


lich verneint werden muß, ohne daß es auf die Nachprüfung des Wertes 
der Sacheinlagen im einzelnen Falle ankommen kann. Abgeſehen davon 
iſt aber auch die Leiſtung baren Geldes auf jeden Fall für einen Drit⸗ 


ten eine größere Sicherheit als die Einbringung eines Gegenſtandes, der ge⸗ 
gebenenfalls erſt wieder in Geld umgeſetzt werden muß und 1 Wert | 


naturgemäß Schwankungen suagerent iſt. 


Unzuläſſigkeit der Wiederaufnahme einer mit einem Geſchält erworbenen 


r Te er 


Firma, nachdem ſie im Handelsregiſter gelöſcht uud auf Antrag des Er⸗ 


werbers bereits ein neuer Handelsname für das Geſchüft eingetragen ift. 
85 18, 22 HGB. 
KG. 22. 1. 15. — Bd. 14 S. 172. 


Der Kaufmann Adam Cr betrieb bis zum Jahre 1898 unter det 
eingetragenen Firma „W. H. A. C—r“ eine Spiritusraffinerie und ein 


Bankgeſchäft. Eine früher von ihm ebenfalls unter der angegebenen Firma 


betriebene Deſtillation hatte er bereits 1890 abgetrennt und ſeinem Sohne 
Wilhelm übertragen, der fie unter der Firma „Wilhelm C—r“ bis 1899 
führte und an den Kaufmann W. mit der Berechtigung der Firmenfort⸗ 
führung veräußerte. W. firmiert „Hermann W., vorm. Wilhelm Cr". 


— 


er, 


Im Jahre 1898 übertrug Adam Cr die Spiritusraffinerie und 1902 das 
Bankgeſchäft auf ſeinen Sohn Johannes. Dieſer meldete am 3. 10. 1898 
für ſeinen Geſchäftsbetrieb die Firma „Johannes C—r“ an. Die Firma 
„W. H. A. Er" wurde im Handelsregiſter gelöſcht. 

Am 27. 10. 13 beantragte Johannes C— x beim Regiſtergerichte, 
der Firma „Johannes C—r“ den Zuſatz „vorm. W. H. A. C—r“ (ſpäter 
„vorm. W. H. A. C—r gegr. 1856“) hinzuzufügen. Er führte an, daß fein 

— im Jahre 1905 geſtorbener — Vater mit der Fortführung der alten 
Firma einverſtanden geweſen ſei, und daß er, der Sohn, von Anfang an 
bis jetzt auf ſeinen gedruckten Geſchäftspapieren ſtets die Firma mit dem 
jetzt angemeldeten Zuſatze geführt habe; ſein ſehr umfangreicher Fäſſerpark 
trage durchweg das Signum „W. H. A. C.“, und auch an der Fabrik ſei 
die Firma des Vaters unverändert angebracht. Die Erben des Vaters 
Cr ſeien mit der Beibehaltung der alten Firma ebenfalls einverſtanden. 
Die vom Regiſtergericht um eine Aeußerung erſuchte Handelskammer ſprach 
‚ich dahin aus, daß die Eintragung des Zuſatzes unzuläſſig ſei. Das 
Regiſtergericht trug indeſſen den Zuſatz gemäß der Anmeldung ein und 
lehnte den Antrag der Handelskammer, die Eintragung rückgängig, zu 
machen, ab. Die Beſchwerde der Handelskammer wurde zurückgewieſen. 
Ihrer weiteren Beſchwerde wurde dagegen ſtattgegeben: 
| Das Landgericht zieht den Schluß, daß die eigentliche Firma des 
Johannes Cr nicht die eingetragene, ſondern die alte, von ihm im Ge⸗ 
ſchäftsverkehre benutzte Bezeichnung geweſen, daß das Regiſter alſo ſeit 
1898 unrichtig und die jetzt vorgenommene Eintragung nur eine Richtig⸗ 
ſtellung dieſes Fehlers geweſen ſei. Den Zuſatz „gegr. 1856”, den die alte 

Firma nicht enthielt, erachtet es für unbedenklich zuläſſig, weil dem Willen 
des früheren Inhabers und den Wahrheit entſprechend. 

„ Dieſe Beurteilung des Sachverhalts iſt rechtsirrtümlich, fie verkennt 
die Bedeutung der Eintragung der Firma „Johannes C—r“. Dadurch, 
daß der Erwerber des Geſchäfts dieſen Namen zum Regiſter anmeldete 
brachte er zum Ausdruck, daß er dieſe Bezeichnung zu ſeiner Firma erheben 
wolle. Er machte alſo von dem ihm nach $ 22 HGB. zufolge der Ein- 
willigung ſeines Vaters zuſtehenden Rechte auf Fortführung der alten 
Firma keinen Gebrauch. Durch die Eintragung der angemeldeten Bezeichnung 
wurde dieſe unter Ausſchluß des alten Namens ſeine Firma im Sinne der 
88 17 ff. HGB. Er konnte fie ändern, jedoch nur im Rahmen des 8 18 a. a. O. 
und nur durch Anmeldung und Eintragung im Regiſter. Nicht aber konnte 
er gegenüber dem Regiſter die eine und im Geſchäftsverkehre die andere 
Firma führen. Die Annahme des Landgerichts, daß er das Regiſtergericht 
gewiſſermaßen habe hintergehen und heimlich die alte Firma habe führen 
wollen, ſteht mit der eigenen Angabe des Johannes C—r, welche das Land⸗ 
gericht ebenfalls tatſächlich feſtſtellt, daß nämlich die Verwechſelung der 
Firmen W. H. A. C—r und Wilhelm C—r habe vermieden werden ſollen, 
im offenbaren Widerſpruch. Die Ausführungen des Landgerichts ſind alſo 
in dieſem Punkte in ſich ſelbſt widerſpruchsvoll. Der Sachverhalt läßt 
allein die Deutung zu, daß die Firma für das vom Sohne übernommene 
Geſchäft fortan „Johannes C—r“ lauten ſollte und daß die Verwendung 
des oben erwähnten Zuſatzes auf den Druckſachen des Geſchäfts nur ein 


ſchmückender Hinweis auf deffen Entſtehung geweſen ſein ſollte. Das ergibt 
ſich daraus, daß die von Johannes Cr überreichte Korreſpondenz mit 
der Spirituszentrale durchweg mit „Johannes Cx“ gezeichnet iſt, und 
zwar nicht nur vom Inhaber ſelbſt, ſondern auch von deſſen Handels⸗ 
bevollmächtigten. Gerade hierdurch wird die Eigenſchaft des Namens als 
Firma ganz deutlich gekennzeichnet. Auf den Geſchäftspapieren wurde 
ſomit tatſächlich die eingetragene Firma benutzt. 

Hätten der Inhaber und ſeine Angeſtellten aber auch wirklich die | 
alte Firma des Vaters als „Firma“ im Geſchäftsverkehre gebraucht, ſo 
würde daraus, wie mit der Handelskammer angenommen werden muß, 
nicht folgen, daß nunmehr das Regiſter geändert werden müßte, ſondern 
vielmehr, daß gemäß § 37 Abſ. 1 HGB., § 140 FGG. gegen den Inhaber 
wegen Gebrauchs einer ihm nicht zuſtehenden Firma einzuſchreiten ge⸗ 
weſen wäre. 

Läßt hiernach der r feſtgeſtellte Sachverhalt nur die rechtliche Beurteilung 
zu, daß Johannes Cr bei Uebernahme des Geſchäfts eine neue Firma 
angenommen hat, ſo folgt daraus die Unzuläſſigkeit des jetzt angemeldeten 
und eingetragenen Zuſatzes, da der 8 22 HGB. nur die Fortführung der 
bisherigen Firma geſtattet, nicht aber der Wiederaufnahme, nachdem ſie 
durch die Nichtübernahme und die Beſeitigung im Regiſter ſowie durch die 
Annahme eines neuen Handelsnamens für das Geſchäft endgültig erloſchen 
iſt. Auch durch die Einwilligung des früheren Inhabers oder ſeiner Erben 
kann die im $ 22 zugelaſſene, eng zu interpretierende Durchbrechung des 
Prinzips der Firmenwahrheit nicht erweitert werden. Iſt ſonach der Zu⸗ 
ſatz „vorm. W. H. A. Cr“ unzuläſſig, jo fällt damit auch der weitere 
Zuſatz: „gegr. 1856“, da dieſer nur in Verbindung mit der alten Firma 
der Wahrheit entſprechen würde. | 


Offene Handelsgeſellſchaft. Ausſcheiden des Geſellſchafters, deſſen Name 
in der Firma enthalten iſt. Unzuläſſigkeit der Fortführung der Firma 
unter Streichung des Namens. Ordnungsſtrafverfahren zum Zwecke der 
Löſchung der unzuläſſig gewordenen Firma. 
8 24, § 37 Abſ. 1 HGB.; § 140 5G. 
KG. 26. 2. 15. — Bd. 14 S. 174. 


Im Handelsregiſter war die Firma „Treuhand Reviſions⸗Geſellſchaft 
H. und S.“ für die von H. und S. gebildete offene Handelsgeſellſchaft ein⸗ 
getragen. 

Durch rechtskräftiges Urteil iſt H. für berechtigt erklärt worden, die 
Treuhand Reviſions⸗Geſellſchaft ohne Liquidation mit Aktiven und Paſſiven 
zu übernehmen; der Geſellſchafter S. iſt verurteilt worden, in die Löſchung 
ſeines Namens als Geſellſchafter zu willigen. H. hat das Ausſcheiden des 
Geſellſchafters S., dieſer hat ſpäter die Auflöſung der Geſellſchaft und ſein 
Ausſcheiden zur Eintragung in das Handelsregiſter angemeldet und zugleich 
erklärt, daß er mit der Fortführung der Firma nicht einverſtanden ſei. J 
Das Regiſtergericht eröffnete darauf H., daß die Fortführung der alten 
Firma mangels Zuſtimmung des bisherigen Geſellſchafters S. unzuläſſig 


und daher eine neue den Vorſchriften des 8 18 HGB. entſprechende Firma 
anzumelden ſei, und forderte ihn unter Androhung einer Ordnungsſtrafe 
und unter Friſtſetzung auf, eine neue Firma anzumelden oder die Unter⸗ 
laſſung mittels Einſpruchs zu rechtfertigen. Nach Ablauf der Friſt trug 
das Gericht im Regiſter ein, daß die Geſellſchaft aufgelöſt und der bisherige 
Geſellſchafter H. alleiniger Inhaber der Firma ſei. Zugleich teilte es durch 
Verfügung vom 9. 10. 14,9. mit, daß die Löſchung der Firma von Amts 
wegen gemäß $ 142 806. beabſichtigt werde, und beſtimmte eine Friſt 
zur Geltendmachung eines Widerſpruchs. 

H. erhob Widerſpruch; er vertrat den Standpunkt, daß nur Br Name 


©. in der Firma zu löſchen fei und diefe im übrigen in der Form „Treu⸗ 


hand Reviſions⸗Geſellfchaft H.“ fortgeführt werden könne. Das Regiſter⸗ 
gericht wies den Widerſpruch als unbegründet zurück. Die von H. einge⸗ 
legte ſofortige Beſchwerde blieb ohne Erfolg. Auf die ſofortige weitere Be⸗ 
ſchwerde iſt die Sache zu anderweiter Verhandlung und Entſcheidung an 
das Amtsgericht zurückverwieſen worden: | 

Jn der Sache ſelbſt ift zwar die Auffaſſung der Vorinſtanzen nicht 
zu beanſtanden. Scheidet ein Geſellſchafter einer offenen Handelsgeſellſchaft 
freiwillig oder im Wege des § 142 HGB. aus der Geſellſchaft aus, ſo kann 
grundſätzlich nach 8 24 Abſ. 1 die bisherige Firma fortgeführt werden, 
gleichviel ob das Ausſcheiden der offenen Handelsgeſellſchaft ein Ende macht 
oder nicht. Iſt aber der Name des Ausſcheidenden in der Firma enthalten, 
ſo bedarf es zu deren Fortführung ſeiner ausdrücklichen Einwilligung (8 24 
Abſ. 2). Dieſe Einwilligung iſt hier aber verweigert. Die Folge iſt, daß 
H. Wie Firma“ nicht „fortführen“ darf. Er muß alſo den Handelsnamen 
des Geſchäfts ändern. Das kann er nicht in der Weiſe, daß er den Namen 
S. ſtreicht, da dann die übrigbleibende Firma gegen den Grundſatz der 
Firmenwahrheit verſtoßen würde, und da die Durchbrechung dieſes Grund⸗ 
ſatzes nur für den Fall der Fortführung der Firma, d. h. für den Fall der 
unveränderten Beibehaltung des Handelsnamens zugelaſſen iſt. Iſt ſonach 
die alte Firma unzuläſſig geworden, ſo mußte das Regiſtergericht, da es 
von der Unzuläſſigkeit Kenntnis erhalten hatte, von Amts wegen einſchreiten. 
Den Weg hierfür weiſt 8 37 Abſ. 1 HGB. Danach hatte das Regiſter⸗ 
gericht den Inhaber des Geſchäfts durch Ordnungsſtrafen zur Unterlaſſung 
des Gebrauchs der Firma anzuhalten. Das hierbei anzuwendende Ver⸗ 
fahren iſt im $ 140 FGG. geregelt. Ein Gebrauch der Firma liegt auch 
darin, daß dieſe im Regiſter eingetragen bleibt. Die Strafe konnte deshalb 
auch für den Fall angedroht werden, daß die Löſchung nicht beantragt 
werden ſollte. Allerdings kann die Anmeldung der Löſchung nicht auf⸗ 
gegeben werden, da dies über die im $ 140 gegebenen Befugniſſe hinaus- 
gehen würde. 

Das Regiſtergericht hat nun die Löſchung von Amts wegen eingeleitet. 
Dazu fehlte es an der geſetzlichen Handhabe. 8 142 trifft nicht zu, da die 
Eintragung nicht von vornherein unzuläſſig war. Aber auch $ 141 iſt 
nicht anwendbar, da die Firma nicht erloſchen, ſondern nur unzuläſſig iſt. 
Der jetzige Alleininhaber des Geſchäfts „darf“ die Firma nicht fortführen; 
er hat kein Recht darauf; tut er es dennoch, ſo tut er es unbefugt. Das 
oe einer N aber iſt an die Einſtellung des Betriebs geknüpft. 
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Die Löſchung der Firma unmittelbar herbeizuführen, liegt hiernach in 


einem Falle wie dem vorliegenden nicht in der Macht des Regiſtergerichts. 
Dieſes bleibt auf den mittelbaren Zwang der Ordnungsſtrafe beſchränkt; 
dem ausſcheidenden Geſellſchafter, der durch die Fortführung der Firma in 


ſeinem Namensrechte beeinträchtigt wird, bleibt es überlaſſen, gemäß 8 37 | 


Abſ. 2 HGB. auf Unterlaſſung des Gebrauchs der Firma zu klagen. 


Das Amtsgericht wird nunmehr auf Grund des 8 140 FGG. gegen 


den unbefugten Gebrauch der Firma durch die Beſchwerdeführerin vorzu⸗ 
gehen haben. 


Unzuläffigfeit einer Vollmacht, durch die der Geſchäftsführer einer GmbH. 
e geſamten Befugniſſe auf einen andern überträgt. N 
9 35 Gmb. | 
KG. 23. 4. 15. — Bd. 14 S. 177. 


Im Handelsregiſter ift die GmbH. A⸗Werke eingetragen. Nach dem 
Gründungsvertrage wird die Geſellſchaft beim Vorhandenſein mehrerer 
Geſchäftsführer immer durch zwei Geſchäftsführer gemeinſchaftlich vertreten. 
Zurzeit find H. und O. Geſellſchafter; O. iſt zugleich Geſchäftsführer. 

In einer Geſellſchafterverſammlung vom Januar 1915 wurde auch 
S. zum Geſchäftsführer beſtellt. Ferner wurde beſchloſſen, die Satzung 
dahin zu ändern, daß beim Vorhandenſein mehrerer Geſchäftsführer ein 
jeder berechtigt ſein ſolle, die Geſellſchaft allein zu vertreten. Dieſe Satzungs⸗ 
änderung ſowie die Aenderung in der Perſon der Geſchäftsführer meligten 
S. und O., letzterer auf Grund einer Generalvollmacht vertreten durch N., 
zum Handelsregiſter an. Das Amtsgericht lehnte die Eintragung ab. 
Weitere Beſchwerde blieb ohne Erfolg: 


Gemäß 8 78 Abſ. 1 GmbHG. find die Anmeldungen zum Handelsregiſter 


im allgemeinen durch die Geſchäftsführer, in einigen beſonderen Fällen 


durch ſämtliche Geſtchäftsführer zu bewirken. Da ein ſolcher beſonderer 


Fall hier nicht vorliegt, mußte die Anmeldung durch ſo viel Geſchäftsführer 
erfolgen, als zur Vertretung der Geſellſchaft überhaupt erforderlich und 
ausreichend waren. Nach dem Gründungsvertrage wird nun die Beſchwerde⸗ 
führerin wenn mehrere Geſchäftsführer beſtellt find, ſtets durch zwei gemein · 
ſchaftlich vertreten. Dieſe Beſtimmung iſt auch jetzt noch gültig, da die 
beſchloſſene Satzungsänderung, wonach auch bei Beſtellung mehrerer Ge⸗ 
ſchäftsführer jeder allein vertretungsberechtigt ſein ſoll, mangels Eintragung 
gemäß 8 54 Gmb. der rechtlichen Wirkung entbehrt. Hiernach mußte, 
da neben O. noch S. zum Geſchäftsführer beſtellt worden iſt, die Anmeldung 
durch beide erfolgen; eine Anmeldung durch S. allein würde nicht genügen. 
O. hat ſich nun bei der Anmeldung durch den Kaufmann N. auf Grund 
einer Generalvollmacht vertreten laſſen. Dieſe Generalvollmacht, durch die 
O. auch ſeine Befugniſſe als Geſchäftsführer der Beſchwerdeführerin in ihrer 
Geſamtheit auf den Kaufmann N. überträgt, reicht jedoch nicht aus, N. 
zur Anmeldung zu legitimieren. Ebenſo wie die Prokura mit ihrer geſamten 
Machtfülle nicht übertragen werden kann (5 52 HGB.), iſt auch eine Ueber⸗ 
tragung der geſamten Befugniſſe eines Geſchäftsführers durch dieſen auf 


einen anderen nicht zuläſſig; andernfalls wäre der Geſchäftsführer, der 
durch das Vertrauen der Geſellſchafter berufen iſt, in der Lage, tatſächlich 
einen andern an ſeine Stelle treten zu laſſen und den Geſellſchaftern einen 
andern Geſchäftsführer aufzuzwingen. 


Wirkſamkeit einer Eintragung, die unter rein äußerlicher Beuntzung eines 
inhaltlich . Vermerks durch Hinzufügung eines nenen Vermerks 
. bewirkt iſt. 


N Boranöfepungen der wirkſamen Eintragungen einer Vormerkung; Unwirk⸗ | 
ſamkeit einer der Eintragung nachfolgenden Bewilligung. 
88 873, 877, 885. BGB.; 8 54 G80. 

KG. 14. 5. 14. — Bd. 14 S. 179. 


In einem zwiſchen der Beſchwerdeführerin und M. über ein Grund⸗ 
ſtück geſchloſſenen Kaufvertrage iſt beſtimmt, daß 5000 M. Reſtkaufgeld 
für den Verkäufer M. eingetragen werden. Dabei heißt es: „Der Gläubiger 
M. räumt ſchon jetzt einer auf dem Grundſtücke zur Eintragung gelangenden 
Hypothek von 10000 M. mit höchſtens 5 Proz. Zinſen den Vorrang vor 
ſeiner Hypothek ein und bewilligt die Verlautbarung des Vorranges im 
Grundbuche.“ Bei der Eintragung der Eigentumsänderung am 6. 3. 13 
trug das Grundbuchamt in der Hauptſpalte der dritten Abteilung die 
5000 M. Reſtkaufgeld nebſt den Zinſen ein, indem es auf die Eintragungs⸗ 
bewilligung Bezug nahm, und vermerkte dazu gleichzeitig in der Verände⸗ 
rungsſpalte in beſonderer Eintragung: „Vormerkung zur Sicherung des 
Anſpruchs auf Einräumung des Vovranges einer zur Eintragung gelangenden 
Hypothek von 10 000 M. mit höchſtens 5 Proz. Zinſen vor der Poſt 
Nr. 1.“ Am 13. 3. 13 ging bei dem Grundbuchamte das Erſuchen des 
Prozeßgerichts ein, auf dem Grundſtücke gemäß einer von B. gegen die 
Beſchwerdeführerin erwirkten einſtweiligen Verfügung eine Vormerkung 
einzutragen. Die einſtweilige Verfügung ordnete an, „daß die Antrags⸗ 
gegnerin gehalten iſt, den ihr auf dem von ihr erworbenen Grundſtücke in 
Abteilung III vorbehaltenen Rang für 10000 M. für das ihr von dem 
Antragſteller B. gegebene Darlehen im Geſamtbetrage von mindeſtens 
10000 M. zugunſten des B. zu verwenden, und daß zur Sicherung dieſes 
Anſpruchs auf dem Grundſtück eine Vormerkung zugunſten des B. ein⸗ 
getragen wird.“ Das Grundbuchamt merkte nun, daß es bei der am 
6. 3. 13 eingetragenen „Vormerkung“ keinen Gläubiger vermerkt hatte, 
und erſuchte den Notar, vor welchem der Kaufvertrag, erklärt worden 
war, um Angabe des Namens deſſen, „für den die Vormerkung auf Vorrangs⸗ 
einräumung eingetragen iſt“, da eine einſtweilige Verfügung vorliege. 
Der Notar erwiderte, daß nach den Verhandlungen das von B. gegebene 
Darlehn durch eine Hypothek an erſter Stelle ſichergeſtellt werden ſollte 
und ſich dies auch aus der Begründung der einſtweiligen Verfügung ergebe. 
Daraufhin trug das Amtsgericht am 18. 3. 13 einen weiteren Vermerk 
in der Veränderungsſpalte zur Poſt 1 ein mit folgendem Wortlaute: 
„Die am 6. März 1913 eingetragene Vormerkung wird dahin ergänzt, daß 
ſie zugunſten des B. zu N. erfolgt iſt. Eingetragen am 18. März 1913.“ 
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Von dieſer Eintragung gab es den Beteiligten Nachricht; dem Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten des B. und dem Prozeßgerichte machte es gleichfalls Mitteilung, 
und zwar mit dem Zuſatze, daß danach die einſtweilige Verfügung als gegen⸗ 
ſtandlos angeſehen werde. Unter dem 29. 3. 13 bewilligte und bean⸗ 
tragte die Eigentümerin die Eintragung einer neuen Hypothek von 10 000 M. 
zugunſten eines gewiſſen K. Auf Grund gleichzeitig abgegebener Erklärungen 
wurde dieſe Hypothek mit den aus der Tabelle erſichtlichen Rangvermerken 
gegenüber der Poſt Abt. III Nr. 1 eingetragen. Eine weitere Eintragung 
für B. erfolgte nicht. Im November 1913 wurde die einſtweilige Ver⸗ 
fügung aufgehoben. Unter Ueberreichung der mit dem Rechtskraftzeugniſſe 
verſehenen Urteilsausfertigung beantragte die Eigentümerin nunmehr, 
die für B. eingetragene Vormerkung der 10000 M. zu löſchen. Das 
Grundbuchamt lehnte das ab, da auf Grund der einſtweiligen Verfügung 
nichts eingetragen ſei und deshalb die Bewilligung des B. erforderlich ſei. 
Mit der dagegen eingelegten Beſchwerde ſtellte die Beſchwerdeführerin noch 
den Eventualantrag, die bei der Poſt Nr. 1 erfolgte Eintragung vom 18. 3. 13 
zu löſchen. Sie macht gegenüber dem angefochtenen Beſchluſſe geltend, daß 
der Notar ſie zur Zeit der Auskunft nicht mehr vertreten habe und die 
Eintragung vom 13. 3. 13 ſowohl formell wie materiell unzuläſſig geweſen 
ſei. Das Landgericht wies die Beſchwerde zurück. 

Hiergegen richtete ſich die weitere Beſchwerde der Eigentümerin, die 
geltend machte, daß jedenfalls der Vermerk vom 18. 3. 13 auf Grund 
der einſtweiligen Verfügung eingetragen und das Grundbuch unrichtig ſei. 
Die Beſchwerdeführerin ſtellte ſodann noch einen weiteren Eventualantrag 
dahin, die Eintragung eines amtlichen Widerſpruchs aus $ 54 Abſ. 1 Saß 1 
anzuordnen. Auf Grund dieſer Beſchwerde iſt die Sache ans Amtsgericht 
zurückverwieſen worden: 

Wenn es im Kaufvertrage heißt, M. räume ſchon jetzt einer Hypothek 
von 10000 M. den Vorrang ein und bewillige die Verlautbarung des 
Vorranges im Grundbuche, fo erweckt das den Anſchein, als ob gemäß 8 879 
Abſ. 3 oder 8 880 BGB. ein endgültiges, von der geſetzlichen Rangordnung 
abweichendes Rangverhältnis eingetragen werden ſolle. Das iſt aber offen⸗ 
bar nicht gemeint, denn die Eintragung der begünſtigten Poſt iſt weder 
in den vertraglichen noch den ſonſtigen Auflaſſungsunterlagen bewilligt; 
ſie iſt auch nicht einmal hinlänglich bezeichnet, insbeſondere fehlt es an der 
Angabe des Gläubigers. Das Grundbuchamt hat nun in der Erklärung 
offenbar die Bewilligung einer Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs 
auf Rangänderung gemäß § 883 BGB. geſehen. Die Eintragung einer ſolchen 
wäre an ſich auch unbedenklich zugunſten des Gläubigers einer noch nicht 
eingetragenen Poſt (RJ A. 9, 51) oder nach KGJ. 31, 321 für den Eigen⸗ 
tümer zuläſſig, immer aber bedarf es der Angabe und Bezeichnung des 
Vormerkungsberechtigten. Daran aber fehlt es hier. Namentlich iſt, ob⸗ 
gleich B. an der Kaufverhandlung teilgenommen hat, in der Verhandlung 
mit keinem Worte angedeutet, daß für ihn ein Recht begründet werden 
ſolle. Daher bleibt nur die mit der Faſſung der Erklärung verträgliche 
Auslegung übrig, gemäß § 881 BGB. ſolle ein Vorbehalt für den Eigeu⸗ 
tümer dahin eingetragen werden, daß er befugt ſei, ein anderes, dem Um⸗ 
fange nach beſtimmtes Recht — nämlich eine Hypothek von 10000 M. 
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naebſt den gedachten Zinſen — vor jenem Rechte eintragen zu laſſen. Tat⸗ 
ſächlich iſt jedenfalls ein ſolcher Vorbehalt, der übrigens bei gleichzeitiger 
Eintragung mit dem zurücktretenden Rechte mit dieſem in der Hauptſpalte 
einzutragen war, nicht eingetragen. Es iſt vielmehr in der Hauptſpalte 
die Hypothek ohne jeden Rangvermerk eingetragen. Dabei iſt allerdings 
auf die Eintragungsbewilligung Bezug genommen. Der Rangvorbehalt 
kann aber ſchon darum nicht zum Inhalte des Grundbuchs geworden ſein, 
weil er durch Bezugnahme auf die Eintragsbewilligung nicht eingetragen 
werden kann. Ebenſowenig enthält der Vermerk vom 6. 3. 13 in der 
Veränderungsſpalte dieſen Vorbehalt. Dieſer Vermerk bezeichnet ſich aus⸗ 
drücklich als eine Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs auf Ein⸗ 
räumung des Vorranges. Daß ihn das Grundbuchamt auch nicht als einen 
Vorbehalt ans 8 881 beabſichtigt habe, ergibt fich, abgeſehen vom Wort⸗ 
laut, aus der geſonderten Eintragung in der Veränderungsſpalte. Zweifel⸗ 
los iſt nun aber auch die vom Grundbuchamte beabſichtigte Vormerkung 
durch den Vermerk vom 6. 3. 13 nicht zur Eintragung gelangt, weil es 
an der weſentlichen Angabe des Berechtigten fehlt. Der Vermerk vom 
6. 3. 13 iſt alſo eine inhaltlich unzuläſſige Eintragung im Sinne des 
8 54 Abſ. 1 Satz 2 EBD. 

Anstatt ordnungsgemäß nach 8 54 die Löſchung des Vermerks herbeizu⸗ 
führen, trug daß Grundbuchamt nach Rückfrage bei dem Notar die im Ver⸗ 
merk vom 18. 3. 13 enthaltene „Ergänzung“ durch Bezeichnung des B. 
als des Vormerkungsberechtigten ein. Dieſe Eintragung verletzte das Ge⸗ 
ſetz inſofern, als eine Vormerkung für B. in den beglaubigten Auflaſſungs⸗ 
unterlagen nirgends bewilligt war und die Auskunft des Notars die . 
willigung nicht erſetzen oder ergänzen konnte. 

Der Senat hat mit Rückſicht darauf, daß zu dem Eintrage vom 
6. 3. 13 die ihm örtlich und zeitlich unmittelbar folgende Eintragung vom 
18. 3. 13 hinzugetreten iſt, angenommen, daß eine wirkſame und zuläſſige 
Eintragung einer Vormerkung für B. zuſtande gekommen iſt. 

In ſeiner Entſcheidung RJ A. 12, 254 hat der Senat ausgeſprochen, 
Daß bei einer eine Vervielfältigung eines Geſamtrechts bedeutenden inhalt⸗ 
lich unzuläſſigen Eintragung einer Rechtsänderung weder eine ſpätere Nach⸗ 
Holung der fehlenden Eintragungen noch eine Heilung der Unzuläſſigkeit 
durch einen ſpäteren Rechtsakt möglich iſt. Er hat hinzugefügt. daß eine 
Eintragung nur dann durch einen nachträglichen Rechtsakt geheilt werden 
könne, wenn ſie nur unrichtig, nicht aber, wenn ſie inhaltlich unzuläſſig 
ſei. Eine Heilung oder Ergänzung des Eintrags vom 6. 3. 13 in der 
Veränderungsſpalte in dem Sinne, daß dieſer Eintrag dadurch zu einer 
wirkſamen Eintragung werden könnte, iſt nach dieſen Grundſätzen auch 
Hier ausgeſchloſſen. Dadurch iſt aber noch nichts für die Frage gewonnen, 
ob nicht beim Hinzutreten einer ſolchen ergänzenden Eintragung das Ganze 
als eine neue, wirkſame Eintragung angeſehen werden kann, wenn nun⸗ 
mehr alle Erforderniſſe einer wirkſamen Eintragung vorhanden find. Daß 
ein derartiges Eintragungsverfahren den Vorſchriften der Grundbuchordnung 
widerſpricht, iſt klar. Die Grundbuchordnung geht davon aus, daß jede 
ſelbſtändige Eintragung einen einheitlichen Vermerk erhält. Inhaltlich 

unzuläſſige Eintragungen find deshalb nach der Regel des $ 54 zu löſchen, 


und die Eintragung, die in unzuläſſiger Faſſung zuſtande gekommen war, 
iſt auf dieſe Weiſe durch eine neue vollſtändige Eintragung, die natürlich 
auch nur mit dem neuen Range und Datum wirkſam ſein kann, zu erſetzen, 
ſoweit nicht etwa der Stand des Grundbuchs nunmehr entgegenſteht. Wenn 
aber dieſen Vorſchriften zuwider der Grundbuchrichter von einer Löſchung 
des inhaltlich unzuläſſigen Vermerks abgeſehen hat und dieſen Vermerk 
rein äußerlich benutzt und ihm den neuen Vermerk hinzugefügt hat, ſo kann 
jedenfalls dann die ſo entſtandene neue Eintragung nicht ihrerſeits als in⸗ 
haltlich unzuläſſig angeſehen werden, wenn der örtliche und zeitliche Zu⸗ 
ſammenhang der beiden Vermerke ihrer einheitlichen Leſung nicht entgegen⸗ 
ſteht und ſich durch dieſe eine inhaltlich zuläſſige Eintragung ergibt. Das 
iſt aber begrifflich keine Heilung oder Ergänzung der früheren Eintragung, 
ſondern eine neue, zwar vorſchriftswidrige, aber wirkſame Eintragung, die 
allerdings ein unrichtiges Datum trägt, wenn man das Datum des ur⸗ 
ſprünglichen, unzuläſſigen Vermerks als das Datum der Geſamteintragung 
anſieht. Die Zuläſſigkeit ſolcher einmal erfolgten Eintragungen wird auch 
in der Rechtslehre vertreten oder doch angeregt, wenn auch vielfach ange⸗ 
nommen wird, daß eine nur ergänzende Eintragung ſchlechthin unzuläſſig jet. 

Hiernach iſt dem Landgerichte darin beizutreten, daß die beiden 
Vermerke vom 6. und 18. 3. 13 nicht ſelbſtändige Eintragungen, ſondern 
eine einheitliche Eintragung bilden und ſich nach dem Buchinhalt als eine 
Vormerkung für B. darſtellen. Da die einzelnen Vermerke keine rechtliche 
Selbſtändigkeit als beſondere Eintragungen haben, ſo entfällt damit die 
Möglichkeit, einen einzelnen dieſer Vermerke zu löſchen. Da ſie aber eine 
Vormerkung bilden, ſo entfällt auch die Möglichkeit der Eintragung eines 
Widerſpruchs, da dieſer nach der ſtändigen Rechtſprechung des Senats 
gegenüber einer Vormerkung nicht zuläſſig iſt. Für ihre Anſicht, daß der 
von Amts wegen einzutragende Widerſpruch in dieſer Beziehung anders 
geſtellt ſei als der vom Betroffenen bewilligte, hat die Beſchwerdeführerin 
nichts beigebracht. Sie iſt auch hinfällig, da eben die Vormerkung nicht 
unter dem Schutze des guten Glaubens nach $ 892 BGB. ſteht. Danach 
können die beiden Eventualanträge der Beſchwerdeführerin, auch wenn ſie 
nicht als neue Anträge anzuſehen und an ſich in der Inſtanz der Beſchwerde 
und weiteren Beſchwerde zuläſſig ſein ſollten, keinen Erfolg haben. 

Der Hauptantrag der Beſchwerdeführerin geht in allen Inſtanzen 
auf Löſchung der Vormerkung für B., alſo auf Löſchung der aus den beiden 
Vermerken vom 6. und 18. 3. 13 beſtehenden Eintragung. Er iſt in erſter 
Linie geſtützt auf die durch rechtskräftiges Urteil erfolgte Aufhebung der 
einſtweiligen Verfügung, indem er davon ausgeht, daß die Vormerkung 
auf Grund derſelben eingetragen iſt. Es handelt ſich alſo inſoweit um einen 
auf $ 25 GBO. geſtützten Antrag auf Grundbuchberichtigung. Die Ber 
ſchwerde iſt aber vom Landgericht inſoweit mit Recht als unbegründet 
zurückgewieſen, weil die Vormerkung überhaupt nicht auf Grund der einſt⸗ 
weiligen Verfügung eingetragen iſt. 

Wenn nun auch die Löſchung auf Grund des Unrichtigkeitsnachweiſes 
des § 25 nicht erfolgen konnte, jo mußte die Sachlage, insbeſondere das⸗ 
offenſichtliche Vorliegen der Verletzung geſetzlicher Vorſchriften, doch den 
Vorinſtanzen Anlaß zur Prüfung geben, ob nicht die beantragte Löſchung 
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ſchon deshalb erfolgen mußte, weil der nach $ 22 GBO. erforderliche Nach⸗ 
weis der Unrichtigkeit des Grundbuchs infolge der Eintragung der Vor⸗ 
merkung ohne weiteres erbracht iſt; dieſe Prüfung hat die Beſchwerde⸗ 
führerin in der Beſchwerde auch ausdrücklich erbeten, und das Landgericht 
hat ſich ihr nicht entzogen. Die uneingeſchränkte Zuläſſigkeit der Beſchwerde 
auch nach dieſer Richtung ergibt ſich daraus, daß der 8 54 und der $ 71 
Abſ. 2 Satz 1 GBO. nicht eingreifen, weil es ſich nicht um eine Eintragung 
handelt, der gegenüber zum Schutze gegen die Wirkungen des öffentlichen 
Glaubens des Grundbuchs die Eintragung eines Widerſpruchs zuläſſig und 
notwendig iſt. Auch die Beſchwerdeberechtigung der Eigentümerin erſcheint 
unbedenklich gegeben, weil die beanſtandete Eintragung in dieſem Falle in 
unrichtiger Ausführung der Anträge der Eigentümerin erfolgt iſt und des⸗ 
halb in ihre Rechtsſtellung in einer ihr rechtliches Intereſſe beeinträchtigenden 
Weiſe eingegriffen iſt. ö 
Das Landgericht hat die Frage, ob die Unrichtigkeit des Grundbuchs 
bezüglich der Vormerkung nachgewieſen iſt, verneint. Dieſe Verneinung 
beruht aber auf einer Verletzung des Geſetzes. Das Landgericht gibt zu, 
daß die Eintragung einer Vormerkung für B. der Eintragungsbewilligung 
zuwiderläuft. Es hält aber die Möglichkeit einer der Eintragung ent⸗ 
ſprechenden Einigung, namentlich einer nachträglichen, nicht für ausge⸗ 
ſchloſſen. Das iſt deshalb unrichtig, weil 88 873, 877 BGB. auf die Vor⸗ 
merkung keine Anwendung finden. Nach der in der Rechtslehre herrſchen⸗ 
den Anſicht iſt vielmehr zur Begründung der Vormerkung auch materiell 
gemäß 5 885 BGB. die Eintragung auf Grund der einſtweiligen Verfügung 
oder der Bewilligung des Betroffenen erforderlich und ausreichend, obwohl. 
an einer Stelle der Motive (Bd. 3 S. 244 zu III) zur Begründung ein Ver⸗ 
trag vorausgeſetzt wird. Das letztere iſt jedoch in das Geſetz nicht überge⸗ 
gangen, unter deſſen 88 873, 877 die Vormerkung, die nach ihrer endgül⸗ 
tigen Geſtaltung kein Recht an einem Grundſtück oder an einem Grund⸗ 
ſtücksrecht iſt, begrifflich nicht eingereiht werden kann. Der $ 885 BGB. 
aber ſpricht nicht von einer Einigung, macht vielmehr ebenſo wie das for⸗ 
melle Recht, ſoweit nicht eine einſtweilige Verfügung in Frage kommt, die 
Bewilligung des Betroffenen neben der Eintragung zur materiellen Grund⸗ 
lage der Vormerkung. Fraglich kann es hierbei allerdings ſein, ob die 
Bewilligung formlos oder nach den Vorſchriften der Grundbuchordnung 
erteilt ſein muß. Das erſtere erſcheint zutreffend, denn das Geſetz ſpricht 
im $ 885 nicht, wie im 8 873 Abſ. 2 und im 8 875 Abſ. 2 BGB. von „einer 
den Vorſchriften der Grundbuchordnung entſprechenden“ Eintragungs⸗ 
bewilligung. Es erſcheint deshalb nicht geboten, für das im 8 895 aufge⸗ 
ſtellte materielle Erfordernis der Bewilligung mehr zu erlangen als für 
das im 8 873 aufgeſtellte Erfordernis der Einigung und die Aufgabeerklärung 
des 5 875. Es genügt alſo für das materielle Recht, daß die Bewilligung 
des $ 885 formlos, mithin auch mündlich erteilt wird. Sie wird wirkſam 
gleich wie die einſeitige Aufgabeerklärung des 8 875 BGB. in dem Augen⸗ 
blicke, wo ſie dem Grundbuchamt oder dem zugeht, zu deſſen Gunſten ſie 
. abgegeben wird. Sie deckt ſich in dieſer Beziehung mit der formellrechtlichen 
Erklärung, die als Eintragungsbewilligung des 8 19 GBO. eine empfangs⸗ 
bedürftige Willenserklärung, mit dem Grundbuchamt oder dem gewinnenden 
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Teile als Empfänger, iſt. Weil aber formelles und dane lles Recht be 
der Entſtehung der Vormerkung übereinſtimmen und 9 885 BGB. ausdrück 
lich ſagt, daß die Eintragung auf Grund einer einſtweiligen Ver üg in ig ode 
auf Grund der Bewilligung des Betroffenen erfolgt, ſo muß im letzteren 
Falle für die Wirkſamkeit der Vormerkung verlangt werden, daß die Be 
willigung der Eintragung vorausgeht, wie das auch bezüglich der x inft 
weiligen Verfügung nicht anders denkbar ift. 

Danach ſcheidet aber das Wirkſamwerden der Eintragung durch eine 
nach der Eintragung vom 18. 3. 13 abgegebene Bewilligung aus. Das 
Grundbuch wäre alſo unrichtig, wenn nur eine ſolche in Betracht käme 
Es wird hiernach von neuem zu unterſuchen ſein, ob nicht, wenn nur ein 
dem Grundbuchamt oder dem B. gegenüber vor der Eintragung vom 18. 3 
wenn auch nur formlos, erklärte Bewilligung in Frage kommt, doch ſchon nach 
der bisherigen Sachlage die Abgabe einer ſolchen und damit die Wirkſamkeit 
der Vormerkung verneint und ſo die Unrichtigkeit des Grundbuchs feſtgeſtellt 
werden muß. Die Löſchung der Vormerkung wäre alsdann gemäß a 22 
GBO. geboten. 


Einfache Forderungsauswechſelung bei einer Höchſthypothek, die endgült ig 
Eigentümergrundſchuld geworden iſt, ift unzuläſſig; eine Eigentümergrund I 
ſchuld iſt in eine Hypothek zurückzuverwandeln. NN 

8 1180 BOB. 1 

KG. 18. 6. 14. — Bd. 14 S. 186. 


M. hatte in notarieller Verhandlung gegenüber dem Vorſchußverein 
zu C., eingetragene Genoſſenſchaft m. u. H., für alle Anſprüche, die | 
Verein gegen P. erwachſen find und noch erwachſen werden, bis zur dhe 
von 1500 M. die ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft übernommen und zur 
Sicherung der Anſprüche aus dieſer Bürgſchaft für die Genoſſenſchaft auf 
ſeinem Grundſtück eine Höchſthypothek von 1500 M. eintragen laſſen. In 
einer ſpäteren notariellen Verhandlung haben M. und die Vertreter der 
Genoſſenſchaft mit Bezug auf dieſe Hypothek erklärt: 

„Dieſe Bürgſchaft iſt erledigt. Weitere Anſprüche aus ihr können, da 
die Hauptforderung getilgt iſt, nicht erwachſen. Es wird nunmehr be⸗ 
ſtimmt, daß dieſe Hypothek nicht mehr für die Anſprüche aus jener 
Bürgſchaft haften ſoll, ſie ſoll fortan haften für die Anſprüche des Vor⸗ 
ſchußvereins aus dem zwiſchen den Parteien beſtehenden Vertragsver⸗ 
hältniſſe. Die Eintragung dieſer Aenderung wird beantragt.“ 

Das Amtsgericht lehnte den Antrag der Genoſſenſchaft auf Eintragung 
dieſer Inhaltsänderung ab; das Landgericht wies die Beſchwerde zurück; 
auch die weitere Beſchwerde iſt ohne Erfolg geblieben: 

Daß 8 1180 BGB. an ſich auch auf Höchſthypotheken Anwendung 
findet, iſt anerkannt (RG. 60, 243). Bei der Höchſthypothek kann auch eine 
Forderungsauswechſelung in der Art ſtattfinden, daß an die Stelle eines 
Forderungskreiſes ein anderer tritt. Trotzdem iſt der Antrag der Genoſſen⸗ 
ſchaft mit Recht abgelehnt, denn Vorausſetzung einer ſolchen Forderungs⸗ 
auswechſelung iſt, daß nicht bereits das dingliche Recht von dem auszu⸗ 
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tauſchenden Forderungskreis endgültig gelöſt iſt, und das iſt hier der Fall. 
Wie der Senat rechtsgrundſätzlich ausgeführt hat, wird die zur Sicherung 
künftiger Forderungen beſtellte Höchſthypothek vom Beſteller (der hier auch 
| jetzt noch Grundſtückseigentümer iſt) als vorläufige, durch die Entſtehung 
einer den eingetragenen Höchſtbetrag erreichenden Forderung auflöſend be⸗ 
dingte Eigentümergrundſchuld erworben. Die Erklärung der Beteiligten in 
der ſpäteren Verhandlung: „Dieſe Bürgſchaft iſt erledigt. Weitere Anſprüche 
aus ihr können, da die Hauptforderung getilgt iſt, nicht erwachſen“ iſt nicht 
recht klar. Soweit fie die zur Zeit der Hypothekbeſtellung bereits beſtehenden 
Forderungen im Auge hat, kann ſie nur bedeuten, daß dieſe Bürgſchafts⸗ 
* forderungen durch Tilgung der Hauptforderung erloſchen find (8 767 Abſ. 1 
. Satz 1 BGB.). Inſoweit ſteht dann feſt, daß die Höchſthypothek durch 
1. Erlöfchen der pfandgeficherten (Bürgſchafts⸗) Forderung Eigentümergrund⸗ 
r ſchuld geworden iſt ($ 1163 Abſ. 1 Satz 2, § 1177 Abſ. 1 Satz 1 BGB.). 
. Dementſprechend kann mit der Erklärung weiter gejagt fein, daß zwar nach 
Beſtellung der Hypothek noch weitere Bürgſchaftsforderungen entſtanden 
waren, dieſe aber durch Tilgung der Hauptforderung „erledigt“ ſind. Dann 
würden auch inſoweit die vorangeſtellten Erwägungen Platz greifen. Soll 
1 dagegen, ſoweit die Höchſthypothek für künftige Anſprüche beſtellt war, da⸗ 
mit gejagt ſein, daß Anſprüche aus der Bürgſchaft ſeit Begründung der 
* Hypothek überhaupt nicht mehr entſtanden waren, ſo ſteht feſt, daß die 
der Eigentümergrundſchuld anhaftende auflöſende Bedingung ausgefallen 
und die Höchſthypothek, ſoweit ſie für künftige Anſprüche beſtellt war, nun⸗ 
mehr endgültig Eigentümergrundſchuld iſt. 

Bei beiden Auslegungen iſt alſo davon auszugehen, daß zurzeit die 
Höchſthypothek Eigentümergrundſchuld iſt. Eine Forderungsauswechſelung 
iſt deshalb begrifflich nicht möglich. Die Beteiligten können nur durch . 
Umwandlung der Grundſchuld in eine Hypothek (8 1198 BGB.) unter 
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. gleichzeitiger Abtretung des dinglichen Rechts an die neue ee zum 
1. Ziele kommen. 


Erbbaurecht. Rechtsſtellung des Bauwerks nach Erlöſchen des Erbbaurechts; 
al Unzuläſſigkeit einer Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs anf Ueber⸗ 


1 eignung des Bauwerks an den Grundſtückseigentümer. 

77 9 38 94, 95, 883 BB. | 

4 RG. 25. 6. 14. — Bd. 14 S. 187. 

1 Das Kuratorium der Vereinigten Hospitäler zu S. und der Vorſtand 


at des Bauvereins S. haben vor dem Grundbuchamte die Einigung darüber 

erklärt, daß dem Bauverein das Erbbaurecht an verſchiedenen Grundſtücken 
im; der Ver. Hoſp. zuſtehen ſollte. Im Auflaſſungstermin überreichten die 
à Erſchienenen gleichzeitig eine notarielle Urkunde, in der u. a. die Eintragung 
n einer Vormerkung „zur Sicherſtellung des Anſpruchs auf Löfchung des Erb⸗ 
2 baurechts im Grundbuch und auf Uebertragung des Eigentums der auf 

„dem Grundſtücke befindlichen Bauwerke und Anlagen an die Ver. Hoſp. in 
. den unter 8 9 vorgeſehenen Fällen“ bewilligt und beantragt wird. 

Blätter für Rechtspfl. LXIV N. F. XLIV. Frehv. Gerichtsbark. 2 
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Das Amtsgericht hat die Eintragung einer Se zur Sicher ung 
des Anspruchs auf Uebertragung des Eigentums an den Baute en bear stande 
Gegen dieſe Zwiſchenverfügung hat das Kuratorium Beſchwer e ei ingelegt 
und anheimgeſtellt, eine Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs auf 
Löſchung des Erbbaurechts mit der Wirkung einzutragen, daß die auf dem 
Grundſtücke befindlichen Bauwerke und Anlagen in den im 89 vorgeſe jene en 
Fällen in das Eigentum der Ver. Hoſp. übergehen ſollen. Das Landge cht 
hat der Beſchwerde nicht ſtattgegeben. Die weitere Beſchwerde iſt au rück 
gewieſen worden: 

Nach 8 883 BGB. kann zur Sicherung des Anſpruchs auf Einräun 15 
oder Aufhebung eines Rechts an einem Grundſtück oder an einem das © rund 
ſtück belaſtenden Rechte eine Vormerkung eingetragen werden. Es muß 
ſich alſo um Anſprüche handeln, die, wenn fie ſchon jetzt, verwirklicht we ren, 
als Rechte an dem Grundſtück oder dem das Grundſtück belaſtenden Rechte 

eingetragen werden könnten. Vorliegend ſoll nun eine e 115 
Sicherung des Anſpruchs auf Löſchung des Erbbaurechts und auf U 
tragung des Eigentums an den Erbbauwerken eingetragen werden. De fe 
Vormerkung ift, ſoweit der Anſpruch auf Löſchung vorgemerkt werden zoll, 
rechtlich unbedenklich. Was jedoch den Anſpruch auf Uebertragung des 
Eigentums an den auf Grund des Erbbaurechts errichteten Bauwerken und 
Anlagen betrifft, ſo kommt in Betracht: Auf das Erbbaurecht werder t im 
§ 1017 BGB. die für Grundſtücke geltenden Vorſchriften für anwendbar 

erklärt. Zu dieſen Vorſchriften gehört auch der § 94 Abi. 1 BGB., won ach 
die mit dem Grund und Boden feſt verbundenen Gebäude zu den we ent⸗ 
lichen Beſtandteilen des Grundſtücks gehören. Wenn nun auch eine räum⸗ 
liche Verbindung zwiſchen Gebäuden und Erbbaurecht beim Erbbau echt als 

einem Rechte nicht vorliegen kann, ſo ſteht doch die Beziehung ſolcher Ge. 5 
bäude zum Grundſtücke der Anwendbarkeit des § 94 Abſ. 1 BGB. nicht 
entgegen. Der § 95 Abſ. 1 Satz 2 BGB. ſchließt es nämlich aus, da die 2 
auf Grund des Erbbaurechts errichteten Bauwerke Beſtandteile des Grun d⸗ 
ſtücks werden. Die Beſtandteilseigenſchaft des BGB. iſt aber nicht auf den 
räumlichen Zuſammenhang beſchränkt, iſt vielmehr auch da gegeben, we 
ein Verhältnis innerer Zugehörigkeit beſteht. Das aber iſt bei den vom 
Erbbauberechtigten in Ausübung ſeines Rechts auf dem Erbbaugrund er⸗ 
richteten Gebäuden gegenüber deren Erbbaurecht zweifellos gegeben, und 
deshalb wird ſolchen Gebäuden die Eigenſchaft weſentlicher Beſtandteile des 
Erbbaurechts auch von der heute herrſchenden Meinung allgemein zuerkannt. 
Erliſcht nun das Erbbaurecht, ſo fällt der Zuſammenhang zwiſchen den 
Bauwerken und dem Erbbaurechte weg. In dieſem Zeitpunkte werden die 
Bauwerke bewegliche Sachen. Da ihre Verbindung mit dem Erbbaurechte 
gelöſt iſt, können ſie von dieſem die Eigenſchaft unbeweglicher Sachen nicht 
herleiten. Anderſeits ſtehen ſie aber auch zu dem Grundſtück, auf dem ſie 
errichtet ſind, in keiner rechtlichen Beziehung, da die in Ausübung eines 
Erbbaurechts errichteten Gebäude nicht zu den Beſtandteilen des Grund⸗ 
ſtücks gehören. Ein ſelbſtändiges unbewegliches Eigentum an Gebäuden iſt 
aber dem heutigen Rechte fremd; fie find nur als Beſtandteile der Grund- 
ſtücke oder der dieſen gleichſtehenden Rechte unbeweglich. Da dieſe Vor⸗ 
ausſetzung nach Wegfall des Erbbaurechts nicht mehr gegeben iſt, müſſen 
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die Bauwerke von diefem Zeitpunkt ab als bewegliche Sachen angeſehen 
werden. Dieſer Schluß wird auch in der Rechtslehre heute allgemein ge⸗ 
zogen. Würde alſo bereits heute das Erbbaurecht erlöſchen, ſo könnte das 
Eigentum am Erbbauwerk als einer beweglichen Sache nur durch Einigung 
und Uebergabe, nicht aber durch Einigung und Eintragung übergehen. Iſt 
aber das endgültig entſtandene Recht nicht eintragungsfähig, ſo kann auch 
dur Sicherung des vorläufigen Anſpruchs keine Vormerkung eingetragen 
werden. 

Zu dem gleichen Ergebniſſe kommt man, wenn man etwa trotz der 
Beſtimmung im 8 95 Abſ. 1 Satz 2 BGB. annehmen wollte, daß ſich bei 
Wegfall des Erbbaurechts das Eigentum an den Bauwerken ohne weiteres 
mit dem Eigentum an dem Grundſtück verbinde. Da ſich dieſer Eigentums⸗ 
übergang von ſelbſt vollzöge, würden die Vorausſetzungen des $ 883 BGB. 
fehlen. Der Anſpruch auf Uebertragung des Eigentums an den Bauwerken 
iſt alſo in keinem Falle vormerkungsfähig. Aus dieſen Gründen ergibt ſich 


die Zurückweiſung der weiteren Beſchwerde. 


Das Ergebnis iſt nicht unbefriedigend, weil dabei das Bedürfnis, die 
Ueberführung der Gebäude bei Erlöſchen des Erbbaurechts ins Eigentum des 
Grundbeſitzers zu ſichern, nicht berückſichtigt werde. Die Beteiligten werden 
in ſolchen Fällen meiſt ſtatt des Erlöſchens des Erbbaurechts deſſen Ueber⸗ 
tragung an den Grundſtückseigentümer vereinbaren können. Wird das 
Erbbaurecht in dieſer Weiſe übertragen, ſo wird dadurch das Erbbauwerk 
als weſentlicher Beſtandteil gemäß § 93 BGB. miterfaßt. Die Uebertragung 
des Erbbaurechts au den Grundſtückseigentümer ift auch nach 8 889 BGB. 
rechtlich durchaus möglich, und zur Sicherung dieſer Uebertragung könnte 
eine Vormerkung aus 5 883 BGB. unbedenklich eingetragen werden. Den 
Bedürfniſſen des Verkehrs dürfte daher in den. Fällen, wo ſich die Be⸗ 
teiligten mit der nur ſchuldrechtlichen Bindung des Erbbauberechtigten 
nicht begnügen wollen, ausreichend Rechnung zu tragen ſein. 


Weitere vollſtreckbare Ausfertigung einer durch das Grundbuchamt auf⸗ 
genommenen Schuldurkunde. Beſchwerde gegen die Verſagung nach den 
| Vorſchriften der Grundbuchordnung. 
5 733, $ 794 Nr. 5, 88 795, 797 BBO.; 8 71 G80. 


KG. 25. 6. 1914. — Bd. 14 S. 190. 


In der vom Grundbuchrichter des Amtsgerichts T. aufgenommenen 
Urkunde vom 14. 11. 01 bekannte R., von der Sparkaſſe 18000 M. als 
Darlehn empfangen zu haben; er beſtellte dafür Hypothek an ſeinem 
Grundſtück und unterwarf ſich der ſofortigen Zwangsvollſtreckung ſo, daß 
ſie gegen den jeweiligen Eigentümer zuläſſig ſein ſollte. Hypothek und 


| Zwangsvollſtreckungsklauſel ſind im Grundbuch eingetragen worden. Voll⸗ 


ſtreckbare Ausfertigung iſt der Sparkaſſe im Januar 1902 erteilt worden. 
Auf Antrag der Sparkaſſe iſt auf Grund dieſer vollſtreckbaren Aus⸗ 
fertigung gegen R. die Zwangsverſteigerung des Grundſtücks eingeleitet 
worden. Durch Beſchluß vom 4. 5. 12 wurde es für das die Forderung 
der Sparkaſſe deckende Bargebot von 33000 M. dem K. zugeſchlagen. Im 
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Verteilungstermine vom 25. 5. 12 erklärten de Bevollmächtigte der 


Kreisſparkaſſe und K. ihre Einigung darüber, daß hie Hypotl het der Spa 
kaſſe unter den bisherigen Verzinſungsbedingungen beſtehen blei bi ent | ſollte 
ſie erkärten zugleich, daß eine Abänderung der Zahlungsbedingungen dur 
beſondere Urkunde erfolgen werde. Auf Erſuchen des Vollſtreckungs richter ı 
iſt der Erſteher am 1. 6. 12 als Eigentümer eingetragen, die Hy f te 
der Sparkaſſe nicht gelöfcht worden. Die vollſtreckbare Ausfertigu ig de 
Schuldurkunde iſt vom Vollſtreckungsgerichte mit dem Vermerke weren n 
worden, daß im Kaufgelderverteilungstermin daraus an Koften, Zinſe 
und Kapital 18652,83 M. gefordert und auch zur Hebung geb NE n 
fie ift in den Zwangsverſteigerungsakten verblieben. 
Im Juni 1912 reichte die Sparkaſſe zu den Grundakten ein e an 
30. 5. 12 von K. unter notarieller Beglaubigung ſeiner Unterſchrift b aus 
geſtellte Urkunde ein, in welcher er ſich verpflichtet, vom 1. 4. 13 ab ai 
das Kapital jährlich 200 M. zurückzuzahlen, und die Eintragung dieſer 
Veränderung ins Grundbuch beantragt. Die Eintragung iſt am 8. 6. 
erfolgt. 5 
Am 6. 8. 12 iſt auf Grund der Auflaſſung vom ſelben zuge 3 im 
Grundbuch als Eigentümer des Grundſtücks eingetragen worden. 
Durch Eingabe vom 30. 3. 14 erſuchte die Sparkaſſe um Er 
teilung einer vollſtreckbaren Ausfertigung der Schuldurkunde und deren 
Zuſtellung an den Grundſtückseigentümer. Auf den Hinweis darauf, f, daf 
eine vollſtreckbare Ausfertigung bereits am 23. 1. 12 erteilt ſei, Hi elt die 
Sparkaſſe ihren Antrag aufrecht und hob dabei hervor, daß i ir dieſe 
vollſtreckbare Ausfertigung aus den Zwangsverſteigerungsakten nicht 
rückgegeben ſei, und ſie nun erneut die Zwangsverſteigerung A den 
jetzigen Grundſtückseigentümer R. beantragen wolle. Der Grundbuck 
richter ſetzte ſich zunächſt mit dem Vollſtreckungsrichter in Verbindung = 
beſchied in Uebereinſtimmung mit der von dieſem vertretenen Au faſſung 
die Sparkaſſe durch Verfügung vom 25. 4. 14 dahin, daß die bei der 
Zwangsverſteigerungsakten befindliche vollſtreckbare Ausfertigung nicht 
zurückgegeben werden könne, da ſie den Vermerk trage, daß die a 18 ih 
geforderten Erträge zur Hebung gekommen ſeien; daß ferner das Proto 
koll über den Kaufgelderbelegungstermin zwar eine Einigung über das 
Beſtehenbleiben der Hypothek, aber keine Uebernahme der Unterwerfung 
unter die ſofortige Zwangsvollſtreckung enthalte; daß weiter zwar eine 
Einigung über veränderte Zahlungsbedingungen, aber keine Einigung über 
die Unterwerfung unter die ſofortige Zwangsvollſtreckung erfolgt ſei, unt 
daß der Antrag auf Erteilung einer vollſtreckbaren Ausfertigung als 
ledigt angeſehen werden ſolle, wenn nicht binnen zwei Wochen ein ne 5 
Antrag geſtellt werde. 
Darauf beantragte die Sparkaſſe zunächſt durch Eingabe vom 30. 
bei den Zwangsverſteigerungsakten die Herausgabe der am 23. 1. 12 erteil 151 
vollſtreckbaren Ausfertigung und legte, nachdem dieſer Antrag e ei 
Vollſtreckungsrichter abgelehnt war, gegen die Verfügung vom 25. 
Beſchwerde ein. 
Das Landgericht wies dieſe Beſchwerde zurück. Es führte aus, daß 5 
der Herausgabe der in den Zwangsverſteigerungsakten befindlichen voll⸗ 
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ſtreckbaren Ausfertigung Bedenken nicht entgegenſtänden, daß der auf dieſe > 


Ausfertigung geſetzte Vermerk unrichtig ſei und auf Antrag vom Voll⸗ 
ſtreckungsgerichte gelöſcht werden müſſe, daß dann die Benutzung dieſer 
Ausfertigung zuläſſig ſei und es daher der Erteilung einer neuen vollſtreck⸗ 

baren Ausfertigung nicht bedürfe. 

Der weiteren Beſchwerde iſt ſtattgegeben worden: 

Das Kammergericht iſt zuſtändig: 

Nach 8 794 Nr. 5 ZPO. findet die Zwangsvollſtreckung aus Urkunden 
ſtatt, welche von einem deutſchen Gericht aufgenommen find. Nach $ 795 
finden auf die Zwangsvollſtreckung die Beſtimmungen der 88 724 bis 793 
entſprechende Anwendung, ſoweit nicht in den 88 795 a bis 800 abweichende 
Vorſ chriften enthalten ſind. Die Sparkaſſe verlangt die Erteilung einer 
mit der Vollſtreckungsklauſel gegen den jetzigen Grundſtückseigentümer ver⸗ 
ſehenen vollſtreckbaren Ausfertigung der gerichtlichen Schuldurkunde. Da 
bereits eine mit der Vollſtreckungsklauſel gegen den früheren Grundſtücks⸗ 
eigentümer verſehene Ausfertigung dieſer Urkunde erteilt worden iſt, ſo 

handelt es ſich um die Erteilung einer weiteren vollſtreckbaren Ausfertigung 

im Sinne des 8 733 ZPO. 

Nach § 797 Abſ. 1 ZPO. in der Faſſung des Geſetzes vom 1. 6. 09 
wird die vollſtreckbare Ausfertigung gerichtlicher Urkunden vom Ge⸗ 
richtsſchreiber des Gerichts erteilt, welches die Urkunde verwahrt; dieſem 
Gericht iſt auch durch Ahſ. 3 die Entſcheidung über Einwendungen, welche 
die Zuläſſigkeit der Vollſtreckungsklauſel betreffen, ſowie die Entſcheidung 
über Erteilung einer weiteren vollſtreckbaren Ausfertigung übertragen. 
Welche Rechtsmittel gegen die Ablehnung der Erteilung einer vollſtreckbaren 
Ausfertigung durch den Gerichtsſchreiber im Falle des Abſ. 1 und gegen 
die Entſcheidung des Gerichts im Falle des Abſ. 3 gegeben ſind, iſt in der 
Zivilprozeßordnung nicht ausdrücklich beſtimmt und nach der Faſſung des 
Geſetzes nicht völlig klar. Der Rechtsmittelzug richtet ſich nicht nach den 
Vorſchriften der ZPO. Wenn die ZPO. bei gerichtlichen Urkunden die Ent⸗ 
ſcheidung über die Erteilung vollſtreckbarer Ausfertigungen im Rahmen des 
8 797 Abſ. 1 und 3 den Organen des Gerichts übertragen hat, welches die 
Urkunde verwahrt, ſo kommt darin zum Ausdrucke, daß dieſes Gericht 
nicht als Gericht ſtreitiger Gerichtsbarkeit tätig werden ſoll, ſondern in der 
Eigenſchaft, in welcher es die Urkunde verwahrt, alſo, wenn es ein Gericht 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit iſt, als Gericht der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit. Daraus folgt dann unmittelbar, daß ſich der Rechtsmittelzug 
nach den Vorſchriften richtet, welche die Anfechtung der von dem ver⸗ 
wahrenden Gericht erlaſſenen Entſcheidungen allgemein regeln. Eine 
andere Regelung wäre zwar nicht ausgeſchloſſen, hätte aber einer aus⸗ 
drücklichen geſetzlichen Beſtimmung bedurft, an welcher es fehlt. Ins⸗ 
beſondere kann 8 793 ZPO. nicht herangezogen werden. Denn nach der 


herrſchenden, auch von den ver. RGS. gebilligten Anſicht gehören die Ent⸗ | 


icheidungen über die Erteilung vollſtreckbarer Ausfertigungen, da fie nicht 
im Zwangsvollſtreckungsverfahren erfolgen, ſondern nur zur Vorbereitung 
des Zwangsvollſtreckungsverfahrens dienen, nicht zu denen, gegen welche 
nach 8 793 die ſofortige Beſchwerde ſtattfindet. (Stein, ZPO., 10. Aufl., 
Anm. III zu 8 724; RG. 31, 410; 42, 419, insbeſondere S. 421.) Und 


* 


* 


ſtändigen Gerichts die Beſchwerde nach der ZPO. ftattfände, ſo müß te 


wenn das nach $ 797 berufene Gericht, wie 1070 lerdings außer 
Zweifel ſteht, bei der Entſcheidung die die ſachlichen Vorausſetz 82 gen der 
Erteilung der Vollſtreckungsklauſel regelnden Vorſchriften er 8 88 724 ff 
anzuwenden hat, ſo folgt daraus noch nicht, daß auch der Rechtsn tit Se 8 
ſich nach den — im $ 795 nicht für anwendbar erklärten — Vorſchriften der 
88 567 ff. richten müſſe. Das Verhältnis iſt vielmehr ähnlich, wie b ei der 
Eintragung einer Zwangshypothek gemäß 88 866, 867 ZPO. Auch hier 
iſt eine Tätigkeit, deren fachliche Vorausſetzungen in der ZPO. geor dnet 
ſind und die ſogar ihrer Natur nach unzweifelhaft ein Akt der Zwe angs⸗ 
vollſtreckung, alſo der ſtreitigen Rechtspflege iſt, unmittelbar der Gr und⸗ 
buchbehörde, alſo einem Organ der freiwilligen Gerichtsbarkeit, übertre gen, 
und es finden daher, wie allgemein anerkannt iſt, gegen die Entſcheidur nge 
der Grundbuchbehörde nicht die in der Zivilprozeßordnung gegel benen 
Rechtsmittel ſtatt, ſondern ausſchließlich die Beſchwerde gemäß 8 2 ff. 
GBO. (RG. 48, 242; KGJ. 24 A, 214; 30 A, 246). 

Daß nach Auffaſſung des Geſetzes gegen die gemäß § 797 Abſ. 12 und s 8 
erlaſſenen Entſcheidungen des verwahrenden Gerichts nicht schlechthin die 
Beſchwerde nach der ZPO. gegeben ſein ſoll, wird auch durch folgende 
Erwägung beſtätigt. Nach § 98 FGG. findet im Erbauseinanderſetzungs⸗ 
verfahren aus einer vorgängigen Vereinbarung ($ 91) ſowie aus einer 
Auseinanderſetzung nach der Rechtskraft des Beſtätigungsbeſchluſſes die 
Zwangsvollſtreckung ſtatt. Dabei iſt ausdrücklich vorgeſchrieben, daß die 
Vorſchriften der 88 795, 797 ZPO. Anwendung finden. Wäre nun 8 797 
dahin zu verſtehen, daß gegen die Entſcheidung des nach Abſ. 1 und 3 au⸗ 


dieſer Grundſatz auch jo weit gelten, als $ 797 im Falle des § 98 zur 5 
wendung kommt. Das hätte zur Folge, daß in einem Verfahren, welch hes 1 
ſonſt ganz in den Kreis der freiwilligen Gerichtsbarkeit fällt und in we Ache em 
ſich die Rechtsmittel unzweifelhaft nach dem FGG. richten, die Entſcheidung 
über die Erteilung vollſtreckbarer Ausfertigungen nur mit den Rech 3. 
mitteln der Zivilprozeßordnung anfechtbar wäre; das wäre aber ein e 
Unſtimmigkeit, für welche es an jedem inneren Grunde fehlt. Die An⸗ 
nahme, daß, falls das nach § 797 Abſ. 1 und 3 zur Entſcheidung berufene 
Gericht ein Gericht der freiwilligen Gerichtsbarkeit iſt, gegen ſeine En = 
ſcheidung die Rechtsmittel der freiwilligen Gerichtsbarkeit ſtattfinden, ſteh ht 
auch im Einklange mit der vom Kammergericht in ſtändiger Rechtſprechung 
feſtgehaltenen Auffaſſung, daß gegen die Weigerung eines Notars, voll⸗ 
ſtreckbare Ausfertigung einer von ihm verwahrten Urkunde zu erteilen, 
gemäß Art. 51 PröyGG. die Entſcheidung des Landgerichts angerufe . 
werden kann (KG J. 33 A, 3; 42 A, 4; 44 A, 13). Wenn im $ 797 Abf. 1 
die Erteilung der vollſtreckbaren Ausfertigung gerichtlicher Urkunden dem 
Gerichtsſchreiber des Gerichts übertragen iſt, welches die Urkunde vero ; 
und wenn weder in dem FGG. noch im Pr§GG. ausdrückliche Be⸗ 
ſtimmungen über die Anfechtung von Verfügungen des Gerichtsſchreibers 
enthalten ſind, ſo beſteht doch kein Bedenken gegen die Annahme, daß 
gegenüber einer ablehnenden Verfügung des Gerichtsſchreibers die Ent⸗ 
ſcheidung des Gerichts angerufen Rat kann. 
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Im vorliegenden Falle war das Amtsgericht in ſeiner Eigenſchaft 
als Grundbuchamt zur Entſcheidung über die Erteilung der weiteren voll⸗ 
ſtreckbaren Ausfertigung berufen. Denn in dieſer Eigenſchaft hat es die 
Schuldurkunde verwahrt, welche gemäß 88 9, 94 GBO., 88 34, 35 der 
Allg Verf. vom 20. 11. 99 (M Bl. 349) zu den Grundakten genommen 
iſt. Seine Entſcheidung iſt alſo die des Grundbuchamts im Sinne des 
8 71 GBO., und dann ergibt ſich die Zuſtändigkeit des Kammergerichts 
Zur Entſcheidung über die weitere Beſchwerde aus $ 102 G80. in Verb. 
mit Art. 7 und 8 Pr. 

In der Sache ſelbſt läßt die Entſcheidung des Landgerichts eine er⸗ 
ſchöpfende Würdigung des Sachverhalts vermiſſen und unterliegt daher 
der Aufhebung. Zunächſt hat das Landgericht nicht beachtet, daß die 
Sparkaſſe die Erteilung einer mit der Vollſtreckungsklauſel gegen den 
jetzigen Grundſtückseigentümer R. verſehenen Ausfertigung beantragt hat. 
Darüber, ob gegen ihn die Vollſtreckungsklauſel erteilt werden könne, was 
das Amtsgericht verneint hat, hat das Landgericht überhaupt nicht ent⸗ 
ſchieden. Abgeſehen hiervon find aber auch die Erwägungen unzureichend, 
daß es der Erteilung einer neuen vollſtreckbaren Ausfertigung nicht bedürfe. 
Wenn 8 733 ZPO. die Erteilung einer weiteren vollſtreckbaren Ausfertigung 
von der Anordnung des Vorſitzenden, im Falle des 8 797 Abſ. 3 von der 
| Entſcheidung des in Abſ. 1 bezeichneten Gerichts abhängig macht, fo hat 
das ſeinen Grund darin, daß der Schuldner gegen die Gefahr wiederholter 
Zwangsvollſtreckung aus demſelben Schuldtitel geſichert werden ſoll. Das 
darf bei der Entſcheidung nicht unbeachtet bleiben, vielmehr iſt zu prüfen, 
bb nach den Umſtänden des Falles die neue Ausfertigung ohne Gefährdung 
des Schuldners erteilt werden kann; trifft dies zu, ſo entſpricht es nicht 
dem Sinne des Geſetzes, dem Gläubiger die neue Ausfertigung zu verſagen. 
Es iſt nicht erſichtlich, in welcher Weiſe die Sparkaſſe einen ſolchen Miß⸗ 
brauch treiben könnte. Die von ihr begehrte, mit der Vollſtreckungsklauſel 
gegen den jetzigen Grundſtückseigentümer verſehene Ausfertigung ermög⸗ 
licht ihr nur die Zwangsvollſtreckung gegen dieſen; eine gegen ihn voll⸗ 
ſtreckbare Ausfertigung iſt überhaupt noch nicht erteilt, eine mehrfache 
Zwangsvollſtreckung zum Nachteile des jetzigen Grundſtückseigentümers 
kommt daher zunächſt nicht in Frage. Allerdings beſtände die Möglichkeit, 
daß die Sparkaſſe, wenn ſie die erbetene weitere vollſtreckbare Ausfertigung 
erhalten hat, ſich aus den Zwangsverſteigerungsakten die dort befindliche, 
mit der Vollſtreckungsklauſel gegen den früheren Grundſtückseigentümer 
verſehene Ausfertigung herausgegeben und ſodann die Vollſtreckungsklauſel 
auf den jetzigen Grundſtückseigentümer umſchreiben läßt. Aber ernſtlich 
kommt dieſe Möglichkeit nicht in Betracht. Die Herausgabe iſt von der 
Sparkaſſe beantragt, vom Vollſtreckungsrichter aber abgelehnt. Da die 
Sparkaſſe gegen dieſe Verfügung keine Beſchwerde eingelegt hat, fo iſt die 
erſte vollſtreckbare Ausfertigung in den Zwangsverſteigerungsakten kraft 
einer unangefochtenen gerichtlichen Verfügung zurückgehalten. Zudem trägt 
dieſe Ausfertigung einen Vermerk, der ſie ungeeignet macht, noch als 
Grundlage einer Zwangsvollſtreckung zu dienen. Der Vermerk ſteht auf 
der Ausfertigung, und ob die Sparkaſſe ſeine Beſeitigung erreichen würde, 
iſt immerhin nicht völlig ſicher. Wenn die Sparkaſſe die Erteilung einer 
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weiteren vollſtreckbaren Ausfertigung beantragt, ſo iſt nicht anzunehmen, 5 
daß daraus irgendwelche Unzuträglichkeiten erwachſen könnten. 4 
Die Gründe des Amtsgerichts find nicht zutreffend. Die im Ver⸗ r 
teilungstermin erklärte Einigung der Sparkaſſe und des Erſtehers, daß 
die Hypothek der Sparkaſſe beſtehen bleiben ſolle, hatte die Wirkung, daß \ 
die Hypothek jo, wie fie im Grundbuch eingetragen war, alſo einſchließlich 
der Zwangsvollſtreckungsklauſel beſtehen blieb, daß übrigens auch der Er- > 
ſteher an Stelle des früheren Grundſtückseigentümers in die der Hypothek | 
zugrunde liegende perſönliche Schuld eintrat (8 91 II ZwVG., KG J. 30 A, 
222). Der vom Amtsgerichte vermißten Uebernahme der Unterwerfung 
unter die ſofortige Zwangsvollſtreckung bedurfte es in Anſehung der Hypo⸗ 
thek nicht. Verlangt wird lediglich eine gegen den jetzigen Grund ſtücks⸗ 
eigentümer vollſtreckbare Ausfertigung der Urkunde vom 14. 11. 01. Die 
ſpätere Abänderung der Zahlungsbedingungen kann dabei um ſo mehr 
außer Betracht bleiben, als ſie eine Verſchärfung der Verpflichtung des 
Schuldners iſt. Im übrigen iſt es nicht Sache des mit der Entſcheidung 
über die Erteilung einer vollſtreckbaren Ausfertigung befaßten Gerichts, 
ſachliche Einwendungen zu berückſichtigen, welche dem Schuldner aus 
ſpäteren rechtsgeſchäftlichen Vereinbarungen möglicherweiſe gegen den An? 
ſpruch oder ſeine Vollſtreckbarkeit erwachſen ſind. Es muß dem Schuldner 
überlaſſen bleiben, ſolche Einwendungen durch Klage nach § 767, 5 797 
Abſ. 4 ZPO. zur Geltung zu bringen. 
| Hiernach wird das Amtsgericht die vollſtreckbare Ausfertigung er⸗ 
erteilen müſſen, wobei es zu erwägen hat, ob ſie gegen den jetzigen Grund? 
ſtückseigentümer auf den dinglichen Anſpruch zu beſchränken iſt. 


Unzuläſſigkeit der Aenderung eines auf Beſchwerde gegen die Entſcheidung 
des Grundbuchamts ergaugenen und dem Beſchwerdeführer zugeſtellten Be⸗ 
e durch einen zweiten Beſchluß desſelben Beſchwerdegerichts. 

88 77, 80 GBO.; 8 18 FGG. 

KG. 25. 6. 14. — Bd. 14 S. 196. 

Im Grundbuch iſt eine Hypothek für H. eingetragen. Sie iſt an 
Julius Sch. abgetreten worden, der 1897 geſtorben iſt. In ſeinem Teſtament 
hat er die Hypothek an ſeinen als Erbe eingeſetzen Sohn Richard Sch. 
„als weiteren Nachlaßanteil .... zu freiem und uneingeſchränktem Eigen⸗ 
tum“ übertragen. Richard Sch. trat die Hypothek an K. ab und bewilligte 
und beantragte beim Grundbuchamt die Umſchreibung auf den neuen 
Gläubiger. 

Das Grundbuchamt gab dem Antragſteller durch Zwiſchenverfügung 
auf, entweder durch Vorlegung eines Erbſcheins nachzuweiſen, daß er der 
alleinige Erbe ſeines Vaters geworden ſei, oder die gerichtlich oder notariell 
beglaubigte Zuſtimmung der Miterben beizubringen. Auf die Beſchwerde 
des Antragſtellers erließ das Landgericht am 2. 3. 14 einen Beſchlußß. 
durch den es die Beſchwerde für begründet erklärte und das Amtsgericht 
anwies, vom Verlangen eines Erbſcheins oder einer Zuſtimmungserklärung 
der Miterben Abſtand zu nehmen und dem Antrage ſtattzugeben, falls 
ihm nicht HERE Bedenken entgegenſtänden. 


Nachdem dieſer Beſchluß dem Beſchwerdeführer am 19. 3. 14 zu⸗ 
geſtellt und die Akten ans Amtsgericht zurückgeſandt worden waren, er⸗ 
ſuchte dieſes wegen der weiteren Behandlung der Sache das Landgericht 
um Auskunft, aus welchem Grunde die Zuſtimmungserklärung der Mit⸗ 
erbeu nicht für erforderlich erachtet worden ſei. Das Landgericht ſprach 
durch Beſchluß vom 1. 4. 14 aus, daß die Beſchwerde nur inſoweit be⸗ 
gründet ſei, als das Amtsgericht angewieſen werde, von der Beibringung 
eines Erbſcheins Abſtand zu nehmen; im übrigen werde die Beſchwerde 
zurückgewieſen. Das Aktenexemplar und die Ausfertigung der beiden Be⸗ 
ſchlüſſe wurden auf Anordnung des Beſchwerdegerichts durch Schnur und 
Siegel miteinander verbunden und dem Beſchwerdeführer zugeſtellt. In 
der Begründung des zweiten Beſchluſſes iſt geſagt, das Landgericht habe 
in ſeinem erſten Beſchluſſe, wie deſſen Gründe ergäben, nur die Forderung 
des Amtsgerichts nach Beibringung eines Erbſcheins als unberechtigt be⸗ 
zeichnen wollen. Es ſei überſehen worden, daß der Grundbuchrichter ent⸗ 
weder den Erbſchein oder die Zuſtimmung der Miterben verlangt und daß 
der Beſchwerdeführer ſich auch gerade durch das zweite Verlangen beſchwert 
gefühlt habe. Die Forderung der Zuſtimmung der Miterben ſei aber be⸗ 
rechtigt (wie näher ausgeführt wird). 

Gegen den Beſchluß des Landgericht vom 1. 4. 14 hat Richard Sch. 
weitere Beſchwerde eingelegt. Dieſer iſt ſtattgegeben worden: 

Das Verfahren des Landgerichts leidet an einem weſentlichen Mangel, 
inſofern ſich das Landgericht für befugt gehalten hat, ſeine erſte Entſcheidung 
nachträglich zu ändern. Der zweite Beſchluß bezeichnet ſich zwar als eine 
„Ergänzung bzw. Abänderung“ des erſten, und in ſeinen Gründen iſt an⸗ 
gedeutet, daß er eigentlich ſchon im erſten enthalten ſei. Dies iſt jedoch 
nicht richtig. Die Formel des erſten Beſchluſſes beſagt klar, daß die Be⸗ 
ſchwerde begründet, d. h. im vollen Umfange begründet ſei und das Amts⸗ 
gericht angewieſen werde, von ſeinem alternativ geſtellten Verlangen nach 
beiden Richtungen Abſtand zu nehmen. Auch die Gründe beſagen nichts 
Gegenteiliges; ſie befaſſen ſich überhanpt nicht mit dem Erforderniſſe der 
Zuſtimmung der Miterben und laſſen auch nicht andeutungsweiſe erkennen, 
wie das Beſchwerdegericht über jene Frage gedacht hat. Deswegen iſt da⸗ 
von auszugehen, daß der zweite Beſchluß eine Abänderung des erſten be⸗ 
deutet. Daß die äußerliche Verbindung der beiden und die nochmalige 
Zuſtellung auch des erſten die beiden nicht zu einer einheitlichen Beſchwerde 
entſcheidung machen kann, bedarf keiner Ausführung. 

Die Frage, ob das Landgericht befugt und imſtande war, nachdem 
es ſeine erſte Entſcheidung dem Beſchwerdeführer zugeſtellt hatte, ſie nach⸗ 
träglich durch eine zweite Entſcheidung abzuändern, insbeſondere zuun⸗ 
gunſten des Beſchwerdeführers einzufchränken, iſt zu verneinen. Für das 
Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit gilt nach 8 18 Abſ. 1 GG., 
daß das Gericht eine Entſcheidung zu ändern berechtigt iſt, wenn es ſie 
nachträglich für ungerechtfertigt erachtet. Für Grundbuchſachen beſteht 
eine derartige Vorſchrift formell nicht, da weder die Reichsgrundbuchordnung 
eine entſprechende Beſtimmung enthält noch das preuß. FGG. (Art. 1) 
oder das preuß. AG. z. GBO. den § 18 FGG. auf die in Preußen durch 
Landesgeſetz den ordentlichen Gerichten übertragenen Grundbuchſachen für 


anwendbar erklärt. Gleichwohl iſt eine entſprecheſ e acht dun g des > 818 
auf die Verfügung des Grundbuchrichters (mit Ausnahme vollhoge ner ( Ein⸗ 
tragungen) grundſätzlich für zuläſſig und geboten zu erachten, weil ſie der 
Natur der Grundbuchverfügung gemäß iſt. Ob der Grundſatz der Abänder⸗ 
barkeit auf die Verfügungen des Gerichts erſter Inſtanz beſchränkt iſt oder 
auch für die Entſcheidungen des Beſchwerdegerichts gilt, iſt aus dem Ge⸗ 
ſetze ſelbſt nicht unmittelbar zu entnehmen. Es iſt nur im 8 29 Abſ. 3 
FGG. und übereinſtimmend damit im $ 80 Abſ. 2 GBO. vorgeſchrieb n, 
daß das Gericht erſter Inſtanz und das Landgericht nicht befugt find, eit 
weiteren Beſchwerde abzuhelfen. Darüber, ob abgeſehen davon das Ber 
ſchwerdegericht ſeine Entſcheidung ändern darf, wenn es fie nachträg ich 
aus rechtlichen oder tatſächlichen Gründen, ſei es auf die Vorſtellung eines 
Beteiligten oder aus eigener Erkenntnis, für zutreffend erachtet, beſteht 
in der Rechtslehre eee Der Senat ſchließt ſich der 
verneinenden Anſicht an. 

Mit der einmaligen Entſcheidung des Beſchwerdegerichts iſt das Be 
ſchwerderecht verbraucht und das Verfahren vor dem Beſchwerdegericht ab⸗ 
geſchloſſen, deſſen Entſcheidungsbefugnis beendigt. Darum kann das Be 
ſchwerdegericht weder von Amts wegen noch auf einen neuen Antrag di 
einmal wirkſam erlaſſene Entſcheidung ändern; es kann nur wieder tätig 
werden, wenn vorab eine neue Entſcheidung des Grundbuchamts ergangen 
iſt und die Sache im Wege einer gegen dieſe eingelegten Beſchwerde von 
neuem ans Beſchwerdegericht gelangt. Dann führt auch der Gedanke, auf 
dem § 80 Abi. 2 GBO. (8 29 Abi. 3 FGG.) beruht, daß nämlich im In⸗ 
tereſſe der Herſtellung einer einheitlichen Rechtſprechung der oberſten In 
ſtanz eine hierzu gebotene Gelegenheit nicht durch die unteren Inſtanzen 
ſoll entzogen werden dürfen, dazu, daß das Beſchwerdegericht auch vor 
Einlegung einer weiteren Beſchwerde nicht zur Aenderung ſeiner Entſcheid ng 
für befugt erachtet werden kann (RG. 70, 236/37). Wenn dieſe Erwägung 
auch wegen der Reviſionsnatur der weiteren Beſchwerde auf ſolche Fälle 
nicht zutrifft, in denen lediglich eine nochmalige Prüfung der tatſächlich en 
Verhältniſſe zu der Aenderung führt, die abändernde Entſcheidung des 
Beſchwerdegerichts mithin nicht in das der oberſten Inſtanz vorbehaltene 
Entſcheidungsgebiet eingreift, ſo iſt ſie doch für alle Fälle richtig, wo das 
Beſchwerdegericht ſich durch eine von ſeiner urſprünglichen abweichende 
rechtliche Beurteilung zu einer Aenderung ſeiner Entſcheidung veranlaßt 
ſehen könnte. Endlich ſprechen auch praktiſche Gründe für die hier ver⸗ 
tretene Anſicht. Die im Intereſſe der Rechtsſicherheit gebotene baldige 
endgültige Entſcheidung einer Rechtsſache durch das Gericht erſter Inſtanz 
würde in empfindlicher Weiſe geſtört werden, wenn das Beſchwerdegericht 
jederzeit in der Lage wäre, ſeine Entſcheidung zu ändern und damit ber m 
Verfahren erſter Inſtanz eine andere Richtung zu geben. 

Dieſen Erwägungen gegenüber können die Gründe der Gegner nicht 
als durchgreifend angeſehen werden. Die praktiſchen Bedenken Ungers 
dürften ſich dadurch erledigen, daß einmal die Beſchwerdeentſcheidung mit 
größeren Garantien für ihre Richtigkeit ausgeſtattet iſt als die der erſten 
Inſtanz, und daß anderſeits auf Umſtände, die im früheren Verfahren nicht 
bekannt geweſen ſind, ein beim Gericht erſter Inſtanz anzubringender 
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neuer Antrag geſtützt werden kann. Von ſelbſt verſteht ſich ferner, daß 


Fälle, in denen es ſich um eine „offenbare Unrichtigkeit“ (Schreibfehler, 
Rechenfehler, zu vergl. 8 319 ZPO.) handelt, einer anderen Behandlung 


unterliegen müſſen, daß hier auch für das Beſchwerdegericht jederzeit die 


Möglichkeit einer Berichtigung von Amts wegen befteht. 
Hiernach war der zweite landgerichtliche Beſchluß vom 1. 4. 14 als 
auf rechtsirrtümlichem Verfahren beruhend aufzuheben. 


Unrichtige Eintragung als Eigentümer. Unzuläſſigkeit der Eintragung 
eines Widerſpruchs von Amts wegen zugunſten des Eingetragenen. 
8 54 GBO. 


KG. 6. 7. 14. — Bd. 14 S. 200. 


Sch. hatte dem K. Vollmacht zur Entgegennahme einer Auflaſſung er⸗ 
teilt. K. hat die Auflaſſung entgegengenommen; der Vollmachtgeber iſt 
in das Grundbuch als Eigentümer eingetragen worden. Nunmehr erklärte 
er, er erhebe gegen die Auflaſſung und die Eintragung Beſchwerde, da K. 


unter Ueberſchreitung ſeiner Vollmacht gehandelt habe. Das Landgericht 


wies die Beſchwerde zurück: Die Auflaſſungserklärung unterliege nicht einer 
Beſchwerde. Eine Beſchwerde gegen eine Eintragung ſei zwar an ſich auch 
unzuläſſig. Bei einer Prüfung von Amts wegen komme in Frage nur der 


8 13 68D,, der verletzt fein würde, wenn eine Vollmacht des Beſchwerde⸗ 


führers nicht vorgelegen hätte. Tatſächlich ſei jedoch die Vollmacht noch 
gültig geweſen. Gegen dieſen Beſchluß hat Sch. weitere Beſchwerde ein⸗ 


gelegt mit dem Antrag, anzuordnen, daß ein Widerſpruch gegen die Richtig- 


keit des Grundbuchs eingetragen werde. Sie blieb erfolglos: 

Die weitere Beſchwerde richtet ſich nicht mehr wie die erſte gegen die 
Auflaſſung, die als ſolche, weil fie keine Entfcheidnng des Grundbuchamts 
darſtellt, gemäß 8 71 Abſ. 1 GBO. der Beſchwerde nicht unterliegt. Sie 
begehrt nur die Eintragung eines Widerſpruchs gegen die Richtigkeit des 
Grundbuchs, und mit dieſem Ziele kann ſie, ſofern die im 8 54 Abſ. 1 
Satz 1 GBO. gegebenen Vorausſetzungen vorliegen, nach feſtſtehender Recht⸗ 
ſprechung auch gegen eine Eintragung gerichtet werden, gegen die eine 
Beſchwerde im übrigen nach $ 71 Abſ. 2 Satz 1 GBO. unzuläſſig iſt. Die 
Eintragung eines e iſt im vorliegenden Falle begrifflich aus⸗ 
geſchloſſen. | 

Die allgemeine Faſſung des 8 54 Abſ. 1 Sat 1 GBO. könnte aller⸗ 
dings zu der Meinung verleiten, daß, wo das Grundbuchamt unter Ver⸗ 
letzung geſetzlicher Vorſchriften eine Eintragung vorgenommen hat, durch 
die das Grundbuch unrichtig geworden iſt, in jedem Falle auch von Amts 


wegen ein Widerſpruch einzutragen iſt. Eine nähere Betrachtung zeigt in⸗ 


deſſen, daß das nicht die Abſicht des Geſetzes ſein kann. Die rechtliche 
Natur des hiernach unter gewiſſen Vorausſetzungen einzutragenden Wider⸗ 
ſpruchs iſt keine andere als die des Widerſpruchs, der im BGB., zumal im 
8 899, im $ 895 ZPO. und an anderen Stellen der GBO. — 88 18, 23, 
42, 71, 76 — erwähnt wird. Das ergibt ſchon die Vergleichung des In⸗ 


halts dieſer Beſtimmungen. 


Weſen, Inhalt und Zweck des im 8 54 GBO. vorgeſehenen Widerſpruchs⸗ 
decken ſich hiernach mit dem Widerſpruch des 8 8II BGB.; nur, um Schadens ⸗ 
erſatzanſprüchen gegen den Staat wegen Amtspflichtverletzungen ſeitens der 
Grundbuchbeamten — $ 12 GBO. — nach Möglichkeit vorzubeugen, iſt 
im $ 54 GBO. die Eintragung eines Widerſpruchs von Amts wegen unter 
den angegebenen Vorausſetzungen vorgeſchrieben worden. Der Widerſpruch 
im $ 899 BGB. aber dient, wie aus feinen im $ 892 Abſ. 1 Satz 1, 8 900 
Abſ. 1 Satz 3, $ 902 Abſ. 2, 8 957 Abſ. 3 BGB. beſtimmten Wirkungen erkenn⸗ 
bar iſt dem Schutze beſtehender dinglicher Rechte gegen die mit dem öffentlichen 
Glauben des Grundbuchs verbundenen Gefahren. Wo ein ſolcher Schutz 
überhaupt nicht in Frage kommen kann, verbietet ſich auch die Eintragung 
eines Widerſpruchs nach $ 54 GBO. Dies iſt bei dem Beſchwerdeführer 
der Fall, der gar kein dingliches Recht an dem Grundſtücke für ſich in An⸗ 
ſpruch nimmt, ſondern nur behauptet, daß er zu Unrecht als Eigentümer 
eingetragen ſei. Iſt dies richtig, ſo hat er ohne Zweifel ein erhebliches 
Intereſſe daran, dieſe unrichtige Eintragung beſeitigt zu ſehen, ſchon weil 
er infolge derſelben nach $ 891 BGB. genötigt iſt, ſich auf Klagen einzu⸗ 
laſſen, die gegen ihn als eingetragenen Eigentümer gerichtet werden; aber 
Gefahren aus dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs können ihm nicht 
entſtehen. Es iſt auch nicht zu erſehen, gegen wen ſich ein ſolcher Wider⸗ 
ſpruch richten ſollte. Nur ein zugunſten des Preußiſchen Staates als des⸗ 
jenigen, der vor dem Beſchwerdeführer als Eigentümer eingetragen war 
und nach ſeiner Behauptung auch jetzt noch der wahre Eigentümer iſt, 
gegen die Eintragung des Beſchwerdeführers als Eigentümer gerichteter 
Widerſpruch könnte in Frage kommen; einen ſolchen aber durch Beſchwerde 
herbeizuführen, fehlt es dem Beſchwerdeführer an einer Berechtigung. 


Zuläſſigkeit der Eintragung einer Zwangshypothek zugunſten einer Forde⸗ 
rung, für die bereits eine Sicherungshypothek beſteht. 
§ 867 ZPO. 


Oberſtes Landesgericht München, 20. 7. 14. — Bd. 14 S. 202, vgl. 
Bd. 14 S. 223. 


2 Mit Urkunde des Notariats K. vom 23. 3. 09 bekannten die Ehe⸗ 

leute H., von W. ein verzinsliches Darlehen von 5000 M. erhalten zu 
haben, und beſtellten als Geſamtſchuldner für dieſe Forderung an mehreren 
Grundſtücken eine Sicherungshypothek. Zugleich unterwarfen ſie ſich ſowohl 
für ihre Perſon als auch für ihre Rechtsnachfolger im Eigentume der ſo⸗ 
fortigen Zwangsvollſtreckung. Die Hypothek wurde im Grundbuch einge⸗ 
tragen. Am 12. 6. 14 erteilte das Notariat K. dem Rechtsnachfolger 
des Gläubigers K. vollſtreckbare Ausfertigung der Urkunde in Anſehung 
der noch rückſtändigen Hauptſumme von 4802 M. ſamt Zinſen und Koſten. 
K. ſtellte, nachdem er die vollſtreckbare Ausfertigung den Schuldnern hatte 
zuſtellen laſſen, beim Grundbuchamt den Antrag, für ſeine Forderung an 
mehreren der Ehefrau H. gehörigen, einzeln bezeichneten Grundſtücken eine 
Zwangshypothek einzutragen. Dem $ 867 Abſ. 2 ZPO. entſprechend ver⸗ 
teilte er dabei den Betrag ſeiner Forderung auf die einzelnen mit der 
Zwangshypothek zu belaſtenden Grundſtücke. 


2 


Das Grundbuchamt wies den Antrag ab, weil die Eintragung in un⸗ 
zuläſſiger Weiſe zur Bildung einer Geſamthypothek neben der an den 
andern Grundſtücken durch Vertrag beſtellten Hypothek führen würde. Die 
Beſchwerde blieb erfolglos. Das Beſchwerdegericht billigte die Rechtsan⸗ 
ſchauung des ee wobei es ſich m auf RIA. 12, 269 
ſtützte. 

Der weiteren Beſchwerde iſt ſtattgegeben 1 

Mit Recht hat der Beſchwerdeführer geltend gemacht, daß es ſich 
hier nicht um eine neben einer Verkehrshypothek einzutragende Sicherungs⸗ 
Hypothek handelt, ſondern daß die auf Grund des Vertrags eingetragene 
Hypothek ebenſo wie die jetzt im Zwangswege einzutragende Hypothek 

Sicherungshypotheken find. Die Gründe, welche dazu geführt haben, nach 
RG. 70, 245 die Eintragung einer Zwangshypothek für eine Forderung, für 
die bereits eine Verkehrshypothek beſteht, für unzuläſſig zu erklären, treffen 
bei dieſer Sachlage nicht zu. Sie ſetzen durchweg das Beſtehen einer Verkehrs⸗ 
hypothek voraus. 

Das Kammergericht hat in den Gründen ſeiner Entſcheidung allerdings 
auch den Fall behandelt, daß für die Forderung, für welche eine Zwangs⸗ 
hypothek eingetragen werden ſoll, ſchon eine Sicherungshypothek beſteht. 
Es hält auch die Zwangsſicherungs⸗ und die Vertragsſicherungshypothek 

für ſo verſchiedene Rechtsgebilde, daß ihre Zuſammenfaſſung zu einer Ge⸗ 
ſamthypothek unmöglich und deshalb auch die Eintragung einer Zwangs⸗ 
hypothek neben einer Sicherungshypothek unzuläſſig ſei. Für die Vertrags⸗ 
ſicherungshypothek gälten nämlich, ſoweit der Erwerb durch den Eigentümer 
in Frage komme, die 88 1163, 1168 BGB., für die Zwangsſicherungshypo⸗ 
thek aber außer dieſen Vorſchriften noch 8 868 ZPO. Nun könnten die 
Vorausſetzungen des 8 868 PO. gegeben fein, ohne daß einer der Fälle 
der 88 1163, 1168 BGB. vorliege. Es beſtände alſo die Möglichkeit, daß 
die Zwangshypothek auf den Eigentümer übergehe, während die Vertrags⸗ 
hypothek dem Gläubiger verbleibe. Auf dieſe Weiſe würde eine Verviel⸗ 
fältigung des Geſamtrechts eintreten können, was mit dem Weſen des Ge⸗ 
ſamtrechts unvereinbar ſei. Dieſen Ausführungen vermag der Senat nicht 
beizutreten. Durch den § 868 ZPO. wird nur zu den im BGB. aufge⸗ 
ſtellten Fällen des Ueberganges der Hypothek auf den Eigentümer für die 
Zwangshypothek ein weiterer Fall der Eigentümerhypothek geſchaffen, nicht 
aber muß daraus gefolgert werden, daß die Eintragung einer Zwangs⸗ 
hypothek neben einer bereits vertragsmäßig beſtehenden Sicherungshypothek 
aus inneren Gründen unzuläſſig ſei. Die Vertragshypothek bleibt im 
Falle des 8 868 8PO., da die 88 1172 bis 1174 BGB. nicht zutreffen, be⸗ 
ſtehen und kann vom Gläubiger dem Eigentümer gegenüber auch weiterhin 
geltend gemacht werden. ö 

Ob etwa unter der Annahme, daß durch die nachträgliche Eintragung 
der Zwangshypothek einer Geſamthypothek überhaupt nicht entſtehe, die 
Eintragung einer Zwangshypothek neben eine Vertragshypothek (ſei dieſe 
nun Verkehrs- oder Sicherungshypothek) durchgängig zuläſſig jet, braucht 
Hier nicht weiter unterſucht zu werden; keineswegs beſteht ein zwingender 
innerer Grund gegen die Eintragung, wenn die bereits eingetragene Hypo⸗ 
thek eine Sicherungshypothek iſt. Daß die Unzuläſſigkeit aus der Ent⸗ 


— 4 


Geſichtspunkten, unbedingt erforderlich ift. 


5 einer Zwangshypothek zugunſten einer Forderung, für die bereits eine 


Ey „„ 


5 ſiehungsgeſchichte des 8 86 7 Abf. 2 BRD, nicht abgelettet werden könne, 
geht aus den Darlegungen des Kammergerichts zur Genüge hervor. 


Nach 8 864 ff. ZPO. hat der Gläubiger das geſetzliche Recht, für ſeine b 
vollſtreckbare Forderung die Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Ver- 
mögen ſeines Schuldners vorzunehmen und zu dieſem Zwecke auch die 
Eintragung einer Sicherungshypothek zu erwirken. Wollte man ihm dieſes 
Recht, da er bereits durch eine Vertragshypothek geſichert ſei, ganz all⸗ 
gemein abſprechen, ſo wäre er ſchlechter geſtellt als der Gläubiger, dem 
keine Vertragshypothek eine Sicherheit bietet. Man wird ihm dieſes Recht 
jedenfalls nicht weiter beſchränken dürfen, als dies, ſei es aus dem Geſichts⸗ 
punkte der Einheitlichkeit der Geſamthypothek, ei e es aus andern eee 


Der Senat hat ſchon in ſeinem Beſchluſſe vom 5. 6. 02 (Bayer. Obe. 
3, 482) ausgeſprochen, daß neben der Hypothek des früheren bayeriſchen 
Rechts eine Zwangshypothek zur Sicherung derſelben Forderung zuläſſig 
iſt. An dieſem Beſchluſſe hält der Senat auch unter der Herrſchaft des 
Liegenſchaftsrechts des BGB. — mindeſtens für den Fall, daß er Vertragd- 
hypothek eine Sicherungshypother iſt — feſt. = 

Die Entſcheidungen der Vorinſtanzen waren daher aufzuheben und 
war das Grundbuchamt anzuweiſen, in der Sache anderweit zu entſcheiden. 


nn Bur Vorlegung ans Reichsgericht beftand kein Anlaß. Denn der Be- 
ſchluß des KG. hatte ſich nur mit der Frage der Zuläſſigkeit der Eintragung 


Verkehrshypothek beſteht, zu befaſſen, und der $ 79 Abſ. 2 GBO. findet | 
feine Anwendung, wenn ein Gericht der weiteren Beſchwerde von der nur 
in den Gründen geſtreiften Anſicht abweichen will. 


Weitere Auflaſſung eines Gruubſtücks durch den noch nicht e 
Erwerber. Zuläſſigkeit der Umſchreibung auf den zweiten Erwerber ohne 
| ‚surbexige Eintragung des Zwiſchenerwerbers. | 

8 185 B6B.; 88 19, 20, 40 EBD. | 


KG. 26. 11. 14. — Bd. 14 6. 207. 


Die Eheleute S. haben, vor dem Notar N. ein auf den Namen der 
Frau S. eingetragenes Grundſtück dem K. verkauft und mit ihm vereinbart, 
daß das Eigentum an dem Grundſtück auf ihn übergehen ſolle; ſie haben 
zugleich die Eintragung des Käufers als Eigentümers in das Grund buch 
bewilligt. In einer zweiten Verhandlung an demſelben Tage haben K. 
und B. vereinbart, daß das Grundſtück in das Eigentum des B. übergehen 
ſolle, und haben deſſen Eintragung als Eigentümer „und zwar direkt von 
dem gegenwärtigen Grundbuchblatt auf das Grundbuchblatt des Herrn 

B.“ bewilligt und beantragt. B. hat zugleich die Löſchung ſämtlicher auf 
dem Grundſtück ruhenden Hypotheken beantragt. 6 

Unter Ueberreichung dieſer Urkunden und einer Lö chungsbewilligung 
des Gläubigers einer Hypothek hat der Notar gebeten, dem Antrag auf 
. des m. und dem n hinſichtlich der 


Zu. 2 


Hypothek ftattzugeben. Das Grundbuchamt beanſtandete den Antrag. Die 
Beſchwerde wurde zurückgewieſen. Dagegen iſt der weiteren Beſchwerde 
ſtattgegeben worden: 0 

Die Frage, ob bei mehrfacher aufeinander folgender Auflaſſung der 
Zweiterwerber als Eigentümer eingetragen werden darf, bevor der Erſt⸗ 
erwerber eingetragen iſt, iſt nicht ohne Zweifel, indeſſen abweichend von 
den Vorinſtanzen zu bejahen. Verfehlt iſt der Hinweis der Vorinſtanzen 
auf 8 40 Abſ. 1 GB., wonach eine Eintragung nur erfolgen fol, wenn 
der, deſſen Recht durch ſie betroffen wird, als der Berechtigte eingetragen 
iſt. § 40 Abſ. 1 GBO. ſetzt das Betroffenſein eines dinglichen Rechts vor⸗ 
aus. Betroffen durch die Eintragung des Zweiterwerbers wird nicht ein 
dingliches Recht des Erwerbers, das dieſer ohne Eintragung noch gar nicht 
erlangt hat, ſondern das dingliche Recht des Erſtveräußerers, hier alſo das 
Recht der Frau S., und dieſe iſt als dinglich berechtigt im Grundbuch ein⸗ 
getragen. Die Entſcheidung iſt nicht aus $ 40 Abſ. 1 GBO., ſondern aus 
8 19 daſelbſt zu entnehmen, wonach eine Eintragung erfolgt, wenn der⸗ 
jenige ſie bewilligt, deſſen Recht von ihr betroffen wird. Betroffen wird 
auch in dieſem Sinne das Recht der Frau S. Sie hat die Eintragung 
weder direkt noch etwa durch K. als ihren Vertreter bewilligt. Die Be⸗ 
willigung iſt vielmehr durch K. im eigenen Namen erfolgt. 

Zu dieſer Bewilligung war K. an ſich nach § 19 GBO. nicht berechtigt, 
Es entſteht deshalb die Frage, ob die Bewilligung des K. gemäß $ 185 
Abſ. 1 BGB. infolge einer Einwilligung der Berechtigten, Frau S., wirk⸗ 
ſam ſein konnte, und ob eine ſolche Einwilligung vorliegt. 


Die Anwendbarkeit des § 185 Abſ. 1 BGB. auf das Liegenſchaftsrecht 
iſt vom Reichsgericht (54, 366) und wiederholt auch vom Kammergericht 
anerkannt worden (KGJ. 21 A, 150; 23 A, 136; 41, 234). Dieſe Auffaſſung 
entſpricht auch der faſt einmütigen Rechtslehre. Damit iſt jedoch die Frage 
noch nicht gelöſt. Es wird nämlich noch die Meinung vertreten, daß 8 185 
Abſ. 1 BGB. wohl für das materielle Geſchäft, die Einigung, nicht aber 
auch für die formelle Grundbucherklärung, die Eintragungsbewilligung, gelte. 
Wird die Anwendbarkeit des $ 185 Abſ. 1 BGB. auf das materielle Liegen⸗ 
ſchaftsrecht anerkannt, ſo fehlt es an einem überzeugenden und zwingenden 
Grunde, das formelle Grundbuchrecht von dem Anwendungsgebiete des 
$ 185 Abi. 1 BGB. auszuſchließen und eine unerwünſchte Abweichung 
zwiſchen materiellem und formellem Rechte für richtig zu halten. 


So hat denn auch das Reichsgericht den 8 185 Abſ. 1 BGB. für die 
Bewilligung der Umſchreibung einer Buchhypothek gelten laſſen (54, 362) 
und daran anſchließend das KG. Entſprechendes für die Abtretung einer 
Briefhypothek ausgeführt (KJ. 41, 234). Das Reichsgericht hat in den 
Entſcheidungsgründen auch auf die Auflaſſung hingewieſen und auch für 
dieſen Fall den 8 185 Abſ. 1 BGB. für anwendbar erklärt. Auf demſelben 
Standpunkte ſtehen das LG. Dresden in Zentrbl. 1, 41 Nr. 9 und das 
OLG. Dresden, Seuff A. 57, 10, Ann SächſO LG. 31, 159. Damit überein⸗ 
ſtimmend erklären bei Einwilligung des eingetragenen Erſtveräußerers 
die Auflaſſung des Erſterwerbers für eine geeignete Grundlage zur Ein⸗ 
tragung des Zweiterwerberes Predari, GBO., 2. Aufl., Anm. 14 Abſ. 1 zu 


8 19; Güthe, GBO., 3. Aufl., Anm. 34 Abſ. 1 3 9, Anm. 45 Abf. 9 
8 20; uſw. Anderer Meinung iſt außer Kretzſchmar iin. staut dinger an⸗ 
ſchemend auch das OLG. Colmar, Jur. Zſchr. für das Reichsland Gi 12 


bedurfte es jedoch i weil nach der ausdrücklichen Feſtſtellung des O86 
Colmar der Erſterwerber eingetragen werden ſollte, dieſe Entſcheidung alſo 
nicht auf der abweichenden Stellungnahme zu der hier ſtreitigen Frage 
beruht. ö 

Hiernach kommt es darauf an, ob eine Einwilligung der Erſtveräußer in 
Frau S. und ihres Ehemanns vorliegt. Das Landgericht hält eine ſolche 
Einwilligung nicht für vorliegend. Die Auffaſſung iſt jedoch mit Gründen 
nicht unterſtützt und beruht auf einer Verletzung des $ 133 BGB., wonach 
bei der Auslegung einer Willenserklärung der wirkliche Wille zu erforſchen 
und nicht am buchſtäblichen Sinne des Ausdrucks zu haften iſt. 

Die Ausführungen RG. 54, 368 treffen auch für den Fall der Auf 
Jaſſung zu. Umſtände, welche gegen die Annahme einer Einwilligung N. 
Eheleute ©. ſprechen könnten, find nicht erſichtlich. Liegt aber die Ein 
willigung der nach 8 19 GBO. Betroffenen und ihres Ehemanns vor, ſo 
ſtehen der beantragten direkten Umſchreibung des Eigentums auf den Zwei . 
erwerber B. keine Bedenken entgegen. 
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